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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Bekämpfung der Geldwäsche
 und der Terrorismusfinanzierung (Geldwäschebekämpfungsergänzungs-
 gesetz – GwBekErgG)

 A.  Problem und Ziel

 Durch  die  Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates1

 und  die  Richtlinie  2006/70/EG  der  Kommission2  sind  die  Grundlagen  für  die
 nationalen  Gesetzgebungen  zur  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terroris-
 musfinanzierung  umstrukturiert  und  erweitert  worden.  Ziel  dieses  Gesetzent-
 wurfs ist die Umsetzung der Vorgaben dieser Richtlinien in nationales Recht.

 B.  Lösung

 Durch  Neufassung  des  Geldwäschegesetzes  und  durch  Änderungen  des  Kredit-
 wesengesetzes  und  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  werden  insbesondere  die
 zur  Geldwäschebekämpfung  entwickelten  Instrumente  auch  auf  die  Bekämp-
 fung  der  Terrorismusfinanzierung  erstreckt,  die  Sorgfaltspflichten  der  verpflich-
 teten  Unternehmen  und  Personen  nach  Maßgabe  des  Grundsatzes  der  Risiko-
 orientierung  ausdifferenziert  und  die  Identifizierungspflicht  hinsichtlich  des
 hinter einem Vertragspartner stehenden wirtschaftlich Berechtigten eingeführt.

 Darüber  hinaus  werden  der  Straftatbestand  der  Geldwäsche  im  Strafgesetzbuch
 angepasst  und  Folgeänderungen  im  Zollverwaltungsgesetz,  im  Investment-
 gesetz,  in  der  Verordnung  über  die  Erhebung  von  Gebühren  und  die  Umlegung
 von  Kosten  nach  dem  Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz,  in  der  Monatsaus-
 weisverordnung  und  in  der  Prüfungsberichtsverordnung  sowie  eine  begleitende
 gebührenrechtliche  Anpassung  im  Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz  vorge-
 nommen.

 C.  Alternativen

 Keine

 1  Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Verhinderung  der  Nutzung  des  Finanzsystems  zum
 Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusbekämpfung.

 2  Richtlinie  2006/70/EG  der  Kommission  vom  1.  August  2006  mit  Durchführungsbestimmungen  für  die  Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung  von  „politisch  exponierten  Personen“  und  der  Festlegung  der  technischen  Kriterien
 für  vereinfachte  Sorgfaltspflichten  sowie  für  die  Befreiung  in  Fällen,  in  denen  nur  gelegentlich  oder  in  sehr  eingeschränktem  Umfang  Finanz-
 geschäfte getätigt werden.
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D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 Auswirkungen  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  öffentlichen  Haushalte
 sind nicht zu erwarten.

 E.  Sonstige Kosten

 Die  geänderten  Informations-  und  Aufzeichnungspflichten  verursachen  im  Be-
 reich  der  Wirtschaft  geringfügige  Mehrkosten,  die  sich  wahrscheinlich  eben-
 falls  geringfügig  auf  die  Einzelpreise  auswirken  können.  Darüber  hinaus  entste-
 hen  der  Wirtschaft  keine  Kosten.  Weitere  Auswirkungen  des  Gesetzes  auf  die
 Einzelpreise,  das  allgemeine  Preisniveau  und  insbesondere  das  Verbraucher-
 preisniveau sind nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Der  Gesetzentwurf  enthält  sechs  neue  Informationspflichten  für  die  Wirtschaft.
 Sechs  bestehende  Informationspflichten  für  die  Wirtschaft  werden  geändert.  Im
 Rahmen  einer  Ex-ante-Schätzung  ist  eine  Mehrbelastung  von  etwa  195  000
 Euro zu erwarten.

 Der  Gesetzentwurf  enthält  eine  neue  Informationspflicht  für  Bürgerinnen  und
 Bürger.

 Vier Informationspflichten für die Verwaltung wurden geändert.
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Anlage  1
 Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Bekämpfung der Geldwäsche
 und der Terrorismusfinanzierung (Geldwäschebekämpfungsergänzungs-
 gesetz – GwBekErgG)*

 Vom …
 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Strafgesetzbuches

 §  261  des  Strafgesetzbuches  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  13.  November  1998  (BGBl.  I  S.  3322),  zu-
 letzt  geändert  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  Absatz  1  Satz  2  Nr.  4  Buchstabe  a  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 a)  Nach  der  Angabe  „269,“  wird  die  Angabe  „271,“  ein-
 gefügt.

 b)  Das Wort „sowie“ wird durch ein Komma ersetzt.

 c)  Nach  der  Angabe  „§  328  Abs.  1,  2  und  4“  wird  die
 Angabe „sowie §  348,“ eingefügt.

 2.  Absatz  7  Satz  3  und  4  werden  durch  folgenden  Satz  er-
 setzt:

 „§  73d  ist  anzuwenden,  wenn  der  Täter  gewerbsmäßig
 oder  als  Mitglied  einer  Bande  handelt,  die  sich  zur  fort-
 gesetzten Begehung einer Geldwäsche verbunden hat.“

 Artikel 2

 Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus
 schweren Straftaten (Geldwäschegesetz – GwG)

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 Abschnitt 1
 Begriffsbestimmungen und Verpflichtete

 §  1  Begriffsbestimmungen

 §  2  Verpflichtete

 Abschnitt 2
 Sorgfaltspflichten und interne Sicherungsmaßnahmen

 §  3  Allgemeine Sorgfaltspflichten

 §  4  Durchführung der Identifizierung

 §  5  Vereinfachte Sorgfaltspflichten

 §  6  Verstärkte Sorgfaltspflichten

 §  7  Ausführung durch Dritte

 §  8  Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht

 §  9  Interne Sicherungsmaßnahmen

 Abschnitt 3
 Zentralstelle für Verdachtsanzeigen, Anzeigepflichten

 und Datenverwendung

 §  10  Zentralstelle für Verdachtsanzeigen

 §  11  Anzeige von Verdachtsfällen

 §  12  Verbot der Informationsweitergabe

 §  13  Freistellung von der Verantwortlichkeit

 §  14  Anzeige von Verdachtsfällen durch Behörden

 §  15  Heranziehung und Verwendung von Aufzeichnungen

 Abschnitt 4
 Aufsicht und Bußgeldvorschriften

 §  16  Aufsicht

 §  17  Bußgeldvorschriften

 Abschnitt 1
 Begriffsbestimmungen und Verpflichtete

 §  1
 Begriffsbestimmungen

 (1) Identifizieren im Sinne dieses Gesetzes besteht aus

 1.  der  Feststellung  der  Identität  durch  Erheben  von  Anga-
 ben und

 2.  der Überprüfung der Identität.

 (2)  Terrorismusfinanzierung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist
 die  Bereitstellung  oder  Sammlung  finanzieller  Mittel  in
 Kenntnis  dessen,  dass  sie  ganz  oder  teilweise  dazu  verwen-
 det werden oder verwendet werden sollen,

 1.  eine  Tat  nach  §  129a,  auch  in  Verbindung  mit  §  129b  des
 Strafgesetzbuches, oder

 2.  eine  andere  der  in  den  Artikeln  1  bis  3  des  Rahmenbe-
 schlusses  2002/475/JI  des  Rates  vom  13.  Juni  2002  zur
 *  Dieses Gesetz dient der Umsetzung nachfolgender Richtlinien:
 –  Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Verhinderung  der  Nutzung  des  Finanzsystems

 zum  Zwecke  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusbekämpfung  (ABl.  EU  Nr.  L  309  S.  15),  die  zuletzt  durch  Richtlinie  2007/64/EG  des  Euro-
 päischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 (ABl. EU Nr. L  319 S.  1) geändert worden ist, und

 –  Richtlinie  2006/70/EG  der  Kommission  vom  1.  August  2006  mit  Durchführungsbestimmungen  für  die  Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung  von  „politisch  exponierten  Personen“  und  der  Festlegung  der  technischen  Kriterien
 für  vereinfachte  Sorgfaltspflichten  sowie  für  die  Befreiung  in  Fällen,  in  denen  nur  gelegentlich  oder  in  sehr  eingeschränktem  Umfang  Finanzge-
 schäfte getätigt werden (ABl. EU Nr. L  214 S.  29).
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Terrorismusbekämpfung  (ABl.  EG  Nr.  L  164  S.  3)  um-
 schriebenen Straftaten

 zu  begehen  oder  zu  einer  solchen  Tat  anzustiften  oder  Bei-
 hilfe zu leisten.

 (3)  Geschäftsbeziehung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  jede
 geschäftliche  oder  berufliche  Beziehung,  die  unmittelbar  in
 Verbindung  mit  den  geschäftlichen  oder  beruflichen  Aktivi-
 täten  der  Verpflichteten  unterhalten  wird,  und  bei  der  beim
 Zustandekommen  des  Kontakts  davon  ausgegangen  wird,
 dass sie von gewisser Dauer sein wird.

 (4)  Transaktion  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  jede  Hand-
 lung,  die  eine  Geldbewegung  oder  eine  sonstige  Vermö-
 gensverschiebung bezweckt oder bewirkt.

 (5)  Dem  Bargeld  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gleichgestellt
 ist  elektronisches  Geld  im  Sinne  von  §  1  Abs.  14  des  Kre-
 ditwesengesetzes.

 (6)  Wirtschaftlich  Berechtigter  im  Sinne  dieses  Gesetzes
 ist  die  natürliche  Person,  in  deren  Eigentum  oder  unter  de-
 ren  Kontrolle  der  Vertragspartner  letztlich  steht,  oder  die  na-
 türliche  Person,  auf  deren  Veranlassung  eine  Transaktion
 letztlich  durchgeführt  oder  eine  Geschäftsbeziehung  letzt-
 lich begründet wird. Hierzu zählen insbesondere:

 1.  bei  Gesellschaften,  die  nicht  an  einem  organisierten
 Markt  im  Sinne  des  §  2  Abs.  5  des  Wertpapierhandelsge-
 setzes  notiert  sind  und  keinen  dem  Gemeinschaftsrecht
 entsprechenden  Transparenzanforderungen  im  Hinblick
 auf  Stimmrechtsanteile  oder  gleichwertigen  internatio-
 nalen  Standards  unterliegen,  jede  natürliche  Person,  wel-
 che  unmittelbar  oder  mittelbar  mehr  als  25  Prozent  der
 Kapitalanteile  hält  oder  mehr  als  25  Prozent  der  Stimm-
 rechte kontrolliert,

 2.  bei  rechtsfähigen  Stiftungen  und  Rechtsgestaltungen,
 mit  denen  treuhänderisch  Vermögen  verwaltet  oder  ver-
 teilt  oder  die  Verwaltung  oder  Verteilung  durch  Dritte
 beauftragt  wird,  oder  diesen  vergleichbaren  Rechtsfor-
 men,

 a)  jede  natürliche  Person,  die  25  Prozent  oder  mehr  des
 Vermögens kontrolliert,

 b)  jede  natürliche  Person,  die  als  Begünstigte  von  25  Pro-
 zent  oder  mehr  des  verwalteten  Vermögens  bestimmt
 worden ist,

 c)  die  Gruppe  von  natürlichen  Personen,  zu  deren  Guns-
 ten  das  Vermögen  hauptsächlich  verwaltet  oder  ver-
 teilt  werden  soll,  sofern  die  natürliche  Person,  die  Be-
 günstigte  des  verwalteten  Vermögens  werden  soll,
 noch nicht bestimmt ist.

 (7)  Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  und  dem
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  durch
 Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  unter
 Beachtung  der  von  der  Kommission  der  Europäischen
 Union  auf  Grundlage  des  Artikels  40  Abs.  1  Buchstabe  a
 der  Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Verhinderung  der
 Nutzung  des  Finanzsystems  zum  Zwecke  der  Geldwäsche
 und  der  Terrorismusfinanzierung  (ABl.  EU  Nr.  L  309  S.  15)
 getroffenen  Durchführungsmaßnahmen  Konkretisierungen
 zu den vorstehenden Begriffsbestimmungen festlegen.

 §  2
 Verpflichtete

 (1)  Verpflichtete  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind,  soweit
 sie in Ausübung ihres Geschäfts oder Berufs handeln,

 1.  Kreditinstitute  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1  des  Kreditwesen-
 gesetzes,  mit  Ausnahme  der  in  §  2  Abs.  1  Nr.  3  bis  8  des
 Kreditwesengesetzes  genannten  Unternehmen,  und  im
 Inland  gelegene  Zweigstellen  und  Zweigniederlassungen
 von Kreditinstituten mit Sitz im Ausland,

 2.  Finanzdienstleistungsinstitute  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a
 des  Kreditwesengesetzes,  mit  Ausnahme  der  in  §  2
 Abs.  6  Satz  1  Nr.  3  bis  12  und  Abs.  10  des  Kreditwe-
 sengesetzes  genannten  Unternehmen,  und  im  Inland
 gelegene  Zweigstellen  und  Zweigniederlassungen  von
 Finanzdienstleistungsinstituten mit Sitz im Ausland,

 3.  Finanzunternehmen  im  Sinne  des  §  1  Abs.  3  des  Kredit-
 wesengesetzes,  die  nicht  unter  Nummer  1  oder  Num-
 mer  4  fallen  und  deren  Haupttätigkeit  einer  der  in  §  1
 Abs.  3  Satz  1  des  Kreditwesengesetzes  genannten  Haupt-
 tätigkeiten  oder  einer  Haupttätigkeit  eines  durch  Rechts-
 verordnung  nach  §  1  Abs.  3  Satz  2  des  Kreditwesen-
 gesetzes  bezeichneten  Unternehmens  entspricht,  und  im
 Inland  gelegene  Zweigstellen  und  Zweigniederlassungen
 solcher Unternehmen mit Sitz im Ausland,

 4.  Versicherungsunternehmen,  soweit  sie  Geschäfte  betrei-
 ben,  die  unter  die  Richtlinie  2002/83/EG  des  Europäi-
 schen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  November  2002
 über  Lebensversicherungen  (ABl.  EG  Nr.  L  345  S.  1)
 fallen,  oder  soweit  sie  Unfallversicherungsverträge  mit
 Prämienrückgewähr  anbieten,  und  im  Inland  gelegene
 Niederlassungen  solcher  Unternehmen  mit  Sitz  im  Aus-
 land,

 5.  Versicherungsvermittler  im  Sinne  des  §  59  des  Versiche-
 rungsvertragsgesetzes,  soweit  sie  Lebensversicherungen
 oder  Dienstleistungen  mit  Anlagezweck  vermitteln,  mit
 Ausnahme  der  gemäß  §  34d  Abs.  3  oder  Abs.  4  der  Ge-
 werbeordnung  tätigen  Versicherungsvermittler,  und  im
 Inland  gelegene  Niederlassungen  entsprechender  Versi-
 cherungsvermittler mit Sitz im Ausland,

 6.  Investmentaktiengesellschaften  im  Sinne  des  §  2  Abs.  5
 des  Investmentgesetzes  und  Kapitalanlagegesellschaf-
 ten  im  Sinne  des  §  2  Abs.  6  des  Investmentgesetzes  und
 im  Inland  gelegene  Niederlassungen  solcher  Gesell-
 schaften mit Sitz im Ausland,

 7.  Rechtsanwälte,  Kammerrechtsbeistände  und  registrierte
 Personen  im  Sinne  des  §  10  des  Rechtsdienstleistungs-
 gesetzes,  Patentanwälte  sowie  Notare,  wenn  sie  für  ihren
 Mandanten  an  der  Planung  oder  Durchführung  von  fol-
 genden Geschäften mitwirken:

 a)  Kauf  und  Verkauf  von  Immobilien  oder  Gewerbebe-
 trieben,

 b)  Verwaltung  von  Geld,  Wertpapieren  oder  sonstigen
 Vermögenswerten,

 c)  Eröffnung  oder  Verwaltung  von  Bank-,  Spar-  oder
 Wertpapierkonten,

 d)  Beschaffung  der  zur  Gründung,  zum  Betrieb  oder  zur
 Verwaltung  von  Gesellschaften  erforderlichen  Mittel,
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e)  Gründung,  Betrieb  oder  Verwaltung  von  Treuhand-
 gesellschaften,  Gesellschaften  oder  ähnlichen  Struk-
 turen,

 oder  wenn  sie  im  Namen  und  auf  Rechnung  des  Man-
 danten  Finanz-  oder  Immobilientransaktionen  durch-
 führen,

 8.  Wirtschaftsprüfer,  vereidigte  Buchprüfer,  Steuerberater
 und Steuerbevollmächtigte,

 9.  Dienstleister  für  Gesellschaften  und  Treuhandvermö-
 gen  oder  Treuhänder,  die  nicht  den  unter  Nummer  7
 oder  Nummer  8  genannten  Berufen  angehören,  wenn
 sie  für  Dritte  eine  der  folgenden  Dienstleistungen  er-
 bringen:

 a)  Gründung  einer  juristischen  Person  oder  Personen-
 gesellschaft,

 b)  Ausübung  der  Leitungs-  oder  Geschäftsführungs-
 funktion  einer  juristischen  Person  oder  einer  Perso-
 nengesellschaft,  der  Funktion  eines  Gesellschafters
 einer  Personengesellschaft  oder  einer  vergleichba-
 ren Funktion,

 c)  Bereitstellung  eines  Sitzes,  einer  Geschäfts-,  Ver-
 waltungs-  oder  Postadresse  und  anderer  damit  zu-
 sammenhängender  Dienstleistungen  für  eine  juris-
 tische  Person,  eine  Personengesellschaft  oder  eine
 Rechtsgestaltung  im  Sinne  von  §  1  Abs.  6  Satz  2
 Nr.  2,

 d)  Ausübung  der  Funktion  eines  Treuhänders  für  eine
 Rechtsgestaltung  im  Sinne  von  §  1  Abs.  6  Satz  2
 Nr.  2,

 e)  Ausübung  der  Funktion  eines  nominellen  Anteils-
 eigners  für  eine  andere  Person,  bei  der  es  sich  nicht
 um  eine  auf  einem  organisierten  Markt  notierte  Ge-
 sellschaft  im  Sinne  des  §  2  Abs.  5  des  Wertpapier-
 handelsgesetzes  handelt,  die  dem  Gemeinschafts-
 recht  entsprechenden  Transparenzanforderungen  im
 Hinblick  auf  Stimmrechtsanteile  oder  gleichwerti-
 gen internationalen Standards unterliegt,

 f)  Schaffung  der  Möglichkeit  für  eine  andere  Person,
 die  in  den  Buchstaben  b,  d  und  e  genannten  Funktio-
 nen auszuüben,

 10.  Immobilienmakler,

 11.  Spielbanken,

 12.  Personen, die gewerblich mit Gütern handeln.

 (2)  Die  Bundesministerien  des  Innern,  der  Finanzen  und
 für  Wirtschaft  und  Technologie  können  unter  Beachtung  der
 von  der  Kommission  der  Europäischen  Union  gemäß  Arti-
 kel  40  Abs.  1  Buchstabe  d  der  Richtlinie  2005/60/EG  ge-
 troffenen  Durchführungsmaßnahmen  durch  Rechtsverord-
 nung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  im  Rahmen  ihrer
 jeweiligen  Zuständigkeit  für  Verpflichtete  im  Sinne  von  Ab-
 satz  1  Nr.  1  bis  6,  die  eine  Finanztätigkeit  nur  gelegentlich
 oder  in  sehr  begrenztem  Umfang  ausüben  und  bei  denen  ein
 geringes  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinan-
 zierung  besteht,  Ausnahmen  von  gesetzlichen  Pflichten  zur
 Verhinderung  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinan-
 zierung  vorsehen.  Das  Bundesministerium  der  Finanzen
 kann  die  ihm  erteilte  Ermächtigung  durch  Rechtsverord-

 nung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  auf  die  Bundesan-
 stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht übertragen.

 Abschnitt 2
 Sorgfaltspflichten und interne Sicherungsmaßnahmen

 §  3
 Allgemeine Sorgfaltspflichten

 (1)  Verpflichtete  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  haben  in  den  in
 Absatz  2  genannten  Fällen  die  nachfolgenden  allgemeinen
 Sorgfaltspflichten zu erfüllen:

 1.  die  Identifizierung  des  Vertragspartners  nach  Maßgabe
 des §  4 Abs.  3 und 4,

 2.  die  Einholung  von  Informationen  über  den  Zweck  und
 die  angestrebte  Art  der  Geschäftsbeziehung,  soweit  sich
 diese  im  Einzelfall  nicht  bereits  zweifelsfrei  aus  der  Ge-
 schäftsbeziehung ergeben,

 3.  die  Abklärung,  ob  der  Vertragspartner  für  einen  wirt-
 schaftlich  Berechtigten  handelt,  und,  soweit  dies  der  Fall
 ist,  dessen  Identifizierung  nach  Maßgabe  des  §  4  Abs.  5;
 dies  schließt  in  Fällen,  in  denen  der  Vertragspartner
 keine  natürliche  Person  ist,  die  Pflicht  mit  ein,  die  Eigen-
 tums-  und  Kontrollstruktur  des  Vertragspartners  mit  an-
 gemessenen Mitteln in Erfahrung zu bringen,

 4.  die  kontinuierliche  Überwachung  der  Geschäftsbezie-
 hung,  einschließlich  der  in  ihrem  Verlauf  durchgeführten
 Transaktionen,  um  sicherzustellen,  dass  diese  mit  den
 beim  Verpflichteten  vorhandenen  Informationen  über
 den  Vertragspartner  und  gegebenenfalls  über  den  wirt-
 schaftlich  Berechtigten,  deren  Geschäftstätigkeit  und
 Kundenprofil  und  soweit  erforderlich  mit  den  vorhande-
 nen  Informationen  über  die  Herkunft  ihrer  Vermögens-
 werte  übereinstimmen;  die  Verpflichteten  haben  im  Rah-
 men  der  kontinuierlichen  Überwachung  sicherzustellen,
 dass  die  jeweiligen  Dokumente,  Daten  oder  Informatio-
 nen  in  angemessenem  zeitlichen  Abstand  aktualisiert
 werden.

 (2)  Die  Sorgfaltspflichten  nach  Absatz  1  sind  zu  erfüllen:

 1.  im Falle der Begründung einer Geschäftsbeziehung,

 2.  im  Falle  der  Durchführung  einer  außerhalb  einer  beste-
 henden  Geschäftsbeziehung  anfallenden  Transaktion  im
 Wert  von  15  000  Euro  oder  mehr;  dies  gilt  auch,  wenn
 mehrere  Transaktionen  durchgeführt  werden,  die  zusam-
 men  einen  Betrag  im  Wert  von  15  000  Euro  oder  mehr
 ausmachen,  sofern  Anhaltspunkte  dafür  vorliegen,  dass
 zwischen ihnen eine Verbindung besteht,

 3.  im  Falle  der  Feststellung  von  Tatsachen,  die  darauf
 schließen  lassen,  dass  eine  Transaktion  einer  Tat  nach
 §  261  des  Strafgesetzbuches  oder  der  Terrorismusfinan-
 zierung  dient,  gedient  hat  oder  im  Fall  ihrer  Durchfüh-
 rung  dienen  würde,  ungeachtet  etwaiger  in  diesem  Ge-
 setz  genannter  Ausnahmeregelungen,  Befreiungen  und
 Schwellenbeträge,

 4.  im  Falle  von  Zweifeln,  ob  die  auf  Grund  von  Bestim-
 mungen  dieses  Gesetzes  erhobenen  Angaben  zu  der
 Identität  des  Vertragspartners  oder  des  wirtschaftlich  Be-
 rechtigten zutreffend sind.

 Satz  1  Nr.  1  gilt  nicht  für  Verpflichtete  nach  §  2  Abs.  1
 Nr.  12.  Satz  1  Nr.  2  gilt  für  Verpflichtete  nach  §  2  Abs.  1
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Nr.  12  nur  bei  der  Annahme  von  Bargeld  im  Wert  von
 15  000 Euro oder mehr.

 (3)  Unbeschadet  des  Absatzes  2  besteht  für  Verpflichtete
 im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  11  die  Pflicht  zur  Identifizierung
 von  Kunden,  die  Spielmarken  im  Wert  von  2  000  Euro  oder
 mehr  kaufen  oder  verkaufen.  Der  Identifizierungspflicht
 kann  auch  dadurch  nachgekommen  werden,  dass  die  Kunden
 bereits beim Betreten der Spielbank identifiziert werden.

 (4)  Bei  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  nach  Absatz  1
 haben  die  Verpflichteten  den  konkreten  Umfang  ihrer  Maß-
 nahmen  entsprechend  dem  Risiko  des  jeweiligen  Vertrags-
 partners,  der  jeweiligen  Geschäftsbeziehung  oder  der  je-
 weiligen  Transaktion  zu  bestimmen.  Verpflichtete  müssen
 gegenüber  den  nach  §  16  Abs.  2  zuständigen  Behörden  auf
 Verlangen  darlegen  können,  dass  der  Umfang  der  von  ihnen
 getroffenen  Maßnahmen  im  Hinblick  auf  die  Risiken  der
 Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  als  angemes-
 sen anzusehen ist.

 (5)  Versicherungsvermittler  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1
 Nr.  5,  die  für  ein  Versicherungsunternehmen  im  Sinne  von
 §  2  Abs.  1  Nr.  4  Prämien  einziehen,  haben  diesem  Versiche-
 rungsunternehmen  mitzuteilen,  wenn  Prämienzahlungen  in
 bar  erfolgen  und  den  Betrag  von  15  000  Euro  innerhalb
 eines Kalenderjahres übersteigen.

 (6)  Kann  der  Verpflichtete  die  Sorgfaltspflichten  nach
 Absatz  1  Nr.  1  bis  3  nicht  erfüllen,  dürfen  die  Geschäftsbe-
 ziehung  nicht  begründet  oder  fortgesetzt  und  keine  Transak-
 tion  durchgeführt  werden.  Soweit  eine  Geschäftsbeziehung
 bereits  besteht,  ist  diese  vom  Verpflichteten  ungeachtet  an-
 derer  gesetzlicher  oder  vertraglicher  Bestimmungen  durch
 Kündigung  oder  auf  andere  Weise  zu  beenden.  Die  Sätze  1
 und  2  gelten  nicht  für  Verpflichtete  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1
 Nr.  7  und  8,  wenn  der  Vertragspartner  eine  Rechtsberatung
 oder  Prozessvertretung  erstrebt,  es  sei  denn,  der  Verpflich-
 tete  weiß,  dass  der  Vertragspartner  die  Rechtsberatung  be-
 wusst  für  den  Zweck  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismus-
 finanzierung in Anspruch nimmt.

 §  4
 Durchführung der Identifizierung

 (1)  Verpflichtete  haben  Vertragspartner  und  soweit  vor-
 handen  wirtschaftlich  Berechtigte  bereits  vor  Begründung
 der  Geschäftsbeziehung  oder  Durchführung  der  Transaktion
 zu  identifizieren.  Die  Identifizierung  kann  noch  während
 der  Begründung  der  Geschäftsbeziehung  abgeschlossen
 werden,  wenn  dies  erforderlich  ist,  um  den  normalen  Ge-
 schäftsablauf  nicht  zu  unterbrechen,  und  ein  geringes  Risiko
 der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung besteht.

 (2)  Von  einer  Identifizierung  kann  abgesehen  werden,
 wenn  der  Verpflichtete  den  zu  Identifizierenden  bereits  bei
 früherer  Gelegenheit  identifiziert  und  die  dabei  erhobenen
 Angaben  aufgezeichnet  hat,  es  sei  denn,  der  Verpflichtete
 muss  auf  Grund  der  äußeren  Umstände  Zweifel  hegen,  dass
 die  bei  der  früheren  Identifizierung  erhobenen  Angaben
 weiterhin zutreffend sind.

 (3)  Zur  Feststellung  der  Identität  des  Vertragspartners  hat
 der Verpflichtete folgende Angaben zu erheben:

 1.  bei  einer  natürlichen  Person:  Name,  Geburtsort,  Ge-
 burtsdatum, Staatsangehörigkeit und Anschrift,

 2.  bei  einer  juristischen  Person  oder  einer  Personengesell-
 schaft:  Firma,  Name  oder  Bezeichnung,  Rechtsform,  Re-
 gisternummer,  soweit  vorhanden,  Anschrift  des  Sitzes
 oder  der  Hauptniederlassung  und  Namen  der  Mitglieder
 des  Vertretungsorgans  oder  der  gesetzlichen  Vertreter;  ist
 ein  Mitglied  des  Vertretungsorgans  oder  der  gesetzliche
 Vertreter  eine  juristische  Person,  so  sind  deren  Firma,
 Name  oder  Bezeichnung,  Rechtsform,  Registernummer,
 soweit  vorhanden,  und  Anschrift  des  Sitzes  oder  der
 Hauptniederlassung zu erheben.

 (4)  Zur  Überprüfung  der  Identität  des  Vertragspartners
 hat  sich  der  Verpflichtete  anhand  der  nachfolgenden  Doku-
 mente  zu  vergewissern,  dass  die  nach  Absatz  3  erhobenen
 Angaben  zutreffend  sind,  soweit  sie  in  den  Dokumenten
 enthalten sind,

 1.  bei  natürlichen  Personen  vorbehaltlich  der  Regelung  in
 §  6  Abs.  2  Nr.  2  anhand  eines  gültigen  amtlichen  Aus-
 weises,  der  ein  Lichtbild  des  Inhabers  enthält  und  mit
 dem  die  Pass-  und  Ausweispflicht  im  Inland  erfüllt  wird,
 insbesondere  anhand  eines  inländischen  oder  nach  aus-
 länderrechtlichen  Bestimmungen  anerkannten  oder  zu-
 gelassenen  Passes,  Personalausweises  oder  Pass-  oder
 Ausweisersatzes,

 2.  bei  juristischen  Personen  oder  Personengesellschaften
 anhand  eines  Auszugs  aus  dem  Handels-  oder  Genossen-
 schaftsregister  oder  einem  vergleichbaren  amtlichen  Re-
 gister  oder  Verzeichnis,  der  Gründungsdokumente  oder
 gleichwertiger  beweiskräftiger  Dokumente  oder  durch
 Einsichtnahme in die Register- oder Verzeichnisdaten.

 Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  im  Einvernehmen
 mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  durch  Rechtsver-
 ordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  weitere  Doku-
 mente  bestimmen,  die  zur  Überprüfung  der  Identität  geeig-
 net sind.

 (5)  Bei  einem  wirtschaftlich  Berechtigten  hat  der  Ver-
 pflichtete  zur  Feststellung  der  Identität  zumindest  dessen
 Name  und,  soweit  dies  in  Ansehung  des  im  Einzelfall  beste-
 henden  Risikos  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinan-
 zierung  angemessen  ist,  weitere  Identifizierungsmerkmale
 zu  erheben.  Zur  Überprüfung  der  Identität  des  wirtschaftlich
 Berechtigten  hat  sich  der  Verpflichtete  durch  risikoange-
 messene  Maßnahmen  zu  vergewissern,  dass  die  nach  Satz  1
 erhobenen Angaben zutreffend sind.

 (6)  Der  Vertragspartner  hat  dem  Verpflichteten  die  zur
 Erfüllung  der  Pflichten  gemäß  den  vorstehenden  Absätzen
 notwendigen  Informationen  und  Unterlagen  zur  Verfügung
 zu  stellen  und  sich  im  Laufe  der  Geschäftsbeziehung  erge-
 bende Änderungen unverzüglich anzuzeigen.

 §  5
 Vereinfachte Sorgfaltspflichten

 (1)  Soweit  die  Voraussetzungen  des  §  6  nicht  vorliegen,
 können  Verpflichtete  in  den  Fällen  des  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1,
 2  und  4  von  der  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  des  §  3
 Abs.  1  absehen,  wenn  das  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der
 Terrorismusfinanzierung  nach  Maßgabe  von  Absatz  2  gering
 ist. §  3 Abs.  4 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

 (2)  Ein  geringes  Risiko  besteht  vorbehaltlich  von  §  25d
 des  Kreditwesengesetzes,  auch  in  Verbindung  mit  §  6  Abs.  5
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des  Investmentgesetzes,  und  §  80e  des  Versicherungsauf-
 sichtsgesetzes  ausschließlich in folgenden Fällen:

 1.  bei  Transaktionen  von  oder  zugunsten  von  und  bei  Be-
 gründung  von  Geschäftsbeziehungen  mit  Verpflichteten
 im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  1  bis  6;  dies  gilt  auch,  so-
 weit  es  sich  um  ein  Kredit-  oder  Finanzinstitut  im  Sinne
 der  Richtlinie  2005/60/EG  mit  Sitz  in  einem  Mitglied-
 staat  der  Europäischen  Union  oder  mit  Sitz  in  einem
 Drittstaat  handelt,  das  dort  gleichwertigen  Anforderun-
 gen und einer gleichwertigen Aufsicht unterliegt;

 2.  bei  Transaktionen  von  oder  zugunsten  von  und  bei  Be-
 gründung  von  Geschäftsbeziehungen  mit  börsennotier-
 ten  Gesellschaften,  deren  Wertpapiere  zum  Handel  auf
 einem  organisierten  Markt  im  Sinne  des  §  2  Abs.  5  des
 Wertpapierhandelsgesetzes  in  einem  oder  mehreren  Mit-
 gliedstaaten  der  Europäischen  Union  zugelassen  sind,
 und  mit  börsennotierten  Gesellschaften  aus  Drittstaaten,
 die  Transparenzanforderungen  im  Hinblick  auf  Stimm-
 rechtsanteile  unterliegen,  die  denjenigen  des  Gemein-
 schaftsrechts gleichwertig sind;

 3.  bei  der  Feststellung  der  Identität  des  wirtschaftlich  Be-
 rechtigten  bei  Anderkonten  von  Verpflichteten  im  Sinne
 von  §  2  Abs.  1  Nr.  7,  sofern  das  kontoführende  Institut
 vom  Inhaber  des  Anderkontos  die  Angaben  über  die
 Identität  des  wirtschaftlich  Berechtigten  auf  Anfrage  er-
 halten  kann;  dies  gilt  auch  für  Anderkonten  von  Notaren
 oder  anderen  selbständigen  Angehörigen  von  Rechts-
 berufen,  die  in  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union
 ansässig  sind,  und  für  Anderkonten  von  Notaren  oder
 anderen  selbständigen  Angehörigen  von  Rechtsberufen
 mit  Sitz  in  Drittstaaten,  sofern  diese  internationalen
 Standards  entsprechenden  Anforderungen  bezüglich  der
 Bekämpfung  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismus-
 finanzierung und insoweit einer Aufsicht unterliegen;

 4.  bei  Transaktionen  von  oder  zugunsten  von  inländischen
 Behörden  im  Sinne  des  §  1  Abs.  4  des  Verwaltungs-
 verfahrensgesetzes  und  der  entsprechenden  Regelungen
 der  Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder  und  bei
 Begründung  von  Geschäftsbeziehungen  mit  diesen;  Ent-
 sprechendes  gilt  in  Bezug  auf  ausländische  Behörden
 oder  ausländische  öffentliche  Einrichtungen,  die  auf  der
 Grundlage  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union,  der
 Verträge  zur  Gründung  der  Europäischen  Gemeinschaf-
 ten  oder  des  Sekundärrechts  der  Gemeinschaften  mit  öf-
 fentlichen  Aufgaben  betraut  sind,  sofern  deren  Identität
 öffentlich  nachprüfbar  und  transparent  ist  und  zweifels-
 frei  feststeht,  ihre  Tätigkeiten  und  Rechnungslegung
 transparent  sind  und  eine  Rechenschaftspflicht  gegen-
 über  einem  Organ  der  Gemeinschaft  oder  gegenüber  den
 Behörden  eines  Mitgliedstaats  der  Europäischen  Union
 oder  anderweitige  Kontroll-  und  Überwachungsmaßnah-
 men zur Überprüfung der Tätigkeit bestehen.

 Für  Verpflichtete  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  3  gilt  §  25d
 des Kreditwesengesetzes entsprechend.

 (3)  Die  Absätze  1  und  2  finden  keine  Anwendung,  wenn
 dem  Verpflichteten  im  Hinblick  auf  eine  konkrete  Trans-
 aktion  oder  Geschäftsbeziehung  Informationen  vorliegen,
 die  darauf  schließen  lassen,  dass  das  Risiko  der  Geldwäsche
 oder der Terrorismusfinanzierung nicht gering ist.

 (4)  Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  und  dem
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  durch
 Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

 1.  zur  Umsetzung  der  von  der  Kommission  der  Europäi-
 schen  Union  gemäß  Artikel  40  Abs.  1  Buchstabe  b  der
 Richtlinie  2005/60/EG  getroffenen  Durchführungsmaß-
 nahmen  weitere  Kriterien  bestimmen,  bei  denen  ein  ge-
 ringes  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismus-
 finanzierung besteht,

 2.  eine  Entscheidung  der  Kommission  der  Europäischen
 Union  gemäß  Artikel  40  Abs.  4  der  Richtlinie  2005/60/
 EG  in  Bezug  auf  die  in  Artikel  12  dieser  Richtlinie  ge-
 nannten Fälle umsetzen.

 §  6
 Verstärkte Sorgfaltspflichten

 (1)  Soweit  erhöhte  Risiken  bezüglich  der  Geldwäsche
 oder  der  Terrorismusfinanzierung  bestehen  können,  haben
 Verpflichtete  zusätzliche,  dem  erhöhten  Risiko  angemes-
 sene  verstärkte  Sorgfaltspflichten  zu  erfüllen.  §  3  Abs.  4
 Satz 2 und Abs.  6 findet entsprechende Anwendung.

 (2)  Insbesondere  in  folgenden  Fällen  ist  von  einem  er-
 höhten  Risiko  auszugehen  und  sind  die  nachstehend  jeweils
 aufgeführten verstärkten Sorgfaltspflichten zu erfüllen:

 1.  Ein  Verpflichteter  hat  angemessene,  risikoorientierte
 Verfahren  anzuwenden,  mit  denen  bestimmt  werden
 kann,  ob  es  sich  bei  dem  Vertragspartner  um  eine  nicht
 im  Inland  ansässige  natürliche  Person,  die  ein  wichtiges
 öffentliches  Amt  ausübt  oder  ausgeübt  hat,  ein  unmittel-
 bares  Familienmitglied  dieser  Person  oder  eine  ihr  be-
 kanntermaßen  nahe  stehenden  Person  im  Sinne  des  Arti-
 kels  2  der  Richtlinie  2006/70/EG  der  Kommission  vom
 1.  August  2006  mit  Durchführungsbestimmungen  für  die
 Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und
 des  Rates  hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung  von  „po-
 litisch  exponierten  Personen“  und  der  Festlegung  der
 technischen  Kriterien  für  vereinfachte  Sorgfaltspflich-
 ten  sowie  für  die  Befreiung  in  Fällen,  in  denen  nur  gele-
 gentlich  oder  in  sehr  eingeschränktem  Umfang  Finanz-
 geschäfte  getätigt  werden  (ABl.  EU  Nr.  L  214  S.  29),
 handelt.  Hierbei  gelten  öffentliche  Ämter  unterhalb  der
 nationalen  Ebene  in  der  Regel  nur  dann  als  wichtig,
 wenn  deren  politische  Bedeutung  mit  der  ähnlicher
 Positionen  auf  nationaler  Ebene  vergleichbar  ist.  Eine
 Person,  die  seit  mindestens  einem  Jahr  kein  wichtiges
 öffentliches  Amt  mehr  ausübt,  ist  nicht  mehr  als  poli-
 tisch  exponiert  zu  betrachten.  Soweit  ein  Verpflichteter
 abklären  muss,  ob  der  Vertragspartner  einer  Person,  die
 wichtige  öffentliche  Ämter  ausübt,  nahe  steht,  ist  er
 hierzu  nur  insoweit  verpflichtet,  als  diese  Beziehung
 öffentlich  bekannt  ist  oder  der  Verpflichtete  Grund  zur
 Annahme  hat,  dass  eine  derartige  Beziehung  besteht;  er
 ist  jedoch  nicht  verpflichtet,  hierzu  Nachforschungen
 anzustellen.  Handelt  es  sich  bei  dem  Vertragspartner  um
 eine  nicht  im  Inland  ansässige  politisch  exponierte  Per-
 son in diesem Sinne, so gilt Folgendes:

 a)  die  Begründung  einer  Geschäftsbeziehung  durch
 einen  für  den  Verpflichteten  Handelnden  ist  von  der
 Zustimmung  des  diesem  unmittelbar  Vorgesetzten
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oder  der  ihm  unmittelbar  übergeordneten  Führungs-
 ebene abhängig zu machen,

 b)  es  sind  angemessene  Maßnahmen  zu  ergreifen,  mit
 denen  die  Herkunft  der  Vermögenswerte  bestimmt
 werden  kann,  die  im  Rahmen  der  Geschäftsbezie-
 hung oder der Transaktion eingesetzt werden, und

 c)  die  Geschäftsbeziehung  ist  einer  verstärkten  konti-
 nuierlichen Überwachung zu unterziehen.

 Der  Vertragspartner  hat  dem  Verpflichteten  die  für  die
 Abklärung  notwendigen  Informationen  zur  Verfügung
 zu  stellen  und  sich  im  Laufe  der  Geschäftsbeziehung  er-
 gebende Änderungen unverzüglich anzuzeigen.

 2.  Ist  der  Vertragspartner  eine  natürliche  Person  und  zur
 Feststellung  der  Identität  nicht  persönlich  anwesend,  hat
 der  Verpflichtete  die  Identität  des  Vertragspartners  an-
 hand  eines  Dokuments  im  Sinne  des  §  4  Abs.  4  Satz  1
 Nr.  1,  einer  beglaubigten  Kopie  eines  solchen  Doku-
 ments  oder  einer  qualifizierten  elektronischen  Signatur
 im  Sinne  von  §  2  Nr.  3  des  Signaturgesetzes  zu  überprü-
 fen  und  sicherzustellen,  dass  die  erste  Transaktion  un-
 mittelbar  von  einem  Konto  erfolgt,  das  auf  den  Namen
 des  Vertragspartners  bei  einem  unter  die  Richtlinie  2005/
 60/EG  fallenden  Kreditinstitut  oder  bei  einem  in  einem
 Drittstaat  ansässigen  Kreditinstitut,  für  das  Anforderun-
 gen  gelten,  die  denen  dieses  Gesetzes  gleichwertig  sind,
 eröffnet  worden  ist.  Im  Falle  der  Überprüfung  der  Iden-
 tität  des  Vertragspartners  anhand  einer  qualifizierten
 elektronischen  Signatur  hat  der  Verpflichtete  die  Gül-
 tigkeit  des  Zertifikats,  die  Anzeige  des  Zertifizierungs-
 diensteanbieters  gemäß  §  4  Abs.  3  des  Signaturgesetzes,
 die  Unversehrtheit  des  Zertifikats  und  den  Bezug  des
 Zertifikats zu den signierten Daten zu prüfen.

 (3)  Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  und  dem
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  ohne
 Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung

 1.  in  den  in  Absatz  2  genannten  Fällen  zusätzliche  Maß-
 nahmen  bestimmen,  die  die  Verpflichteten  zu  ergreifen
 haben, um dem erhöhten Risiko zu begegnen,

 2.  unter  Beachtung  der  von  der  Kommission  der  Europäi-
 schen  Union  gemäß  Artikel  40  Abs.  1  Buchstabe  c  der
 Richtlinie  2005/60/EG  getroffenen  Durchführungsbe-
 stimmungen  und  des  Artikels  13  Abs.  6  dieser  Richtlinie
 weitere  Fälle  benennen,  in  denen  ein  erhöhtes  Risiko  der
 Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  besteht,
 und  Maßnahmen  festlegen,  die  die  Verpflichteten  zu  er-
 greifen haben, um dem erhöhten Risiko zu begegnen.

 §  7
 Ausführung durch Dritte

 (1)  Ein  Verpflichteter  kann  zur  Erfüllung  der  Sorgfalts-
 pflichten  nach  §  3  Abs.  1  Nr.  1  bis  3  auf  Dritte  zurückgreifen.
 Die  Verantwortung  für  die  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten
 verbleibt  bei  dem  Verpflichteten.  Als  Dritte  im  Sinne  dieser
 Vorschrift  gelten  in  den  Mitgliedstaaten  der  Europäischen
 Union  ansässige  Verpflichtete  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  1,
 4,  5,  7  und  8  sowie  §  2  Abs.  1  Nr.  2,  soweit  es  sich  um  Fi-
 nanzdienstleistungsinstitute  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a  Satz  2
 Nr.  1,  2  bis  5  und  8  des  Kreditwesengesetzes  handelt.  Soweit

 sie  einer  gesetzlichen  Registrierungs-  oder  Zulassungspflicht
 hinsichtlich  ihrer  Geschäfts-  oder  Berufstätigkeit  unterlie-
 gen,  der  Richtlinie  2005/60/EG  entsprechende  Regelungen
 über  Sorgfaltspflichten  und  Aufbewahrung  von  Dokumenten
 anwenden  und  einer  entsprechenden  Aufsicht  unterliegen,
 gelten  als  Dritte  auch  in  einem  Drittstaat  ansässige  Kre-
 ditinstitute,  Rechtsanwälte,  Notare,  Wirtschaftsprüfer  und
 Steuerberater  sowie  Versicherungsunternehmen,  soweit  sie
 Geschäfte  betreiben,  die  unter  die  Richtlinie  2002/83/EG
 fallen,  oder  soweit  sie  Unfallversicherungsverträge  mit  Prä-
 mienrückgewähr  anbieten.  Wenn  Sorgfaltspflichten,  die
 denen  des  §  3  Abs.  1  Nr.  1  bis  3  entsprechen,  von  einem  Drit-
 ten  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union
 erfüllt  werden,  genügt  es,  die  Vorschriften  dieses  Staates  zu
 den  Anforderungen  an  die  erhobenen  Angaben  und  Infor-
 mationen  und  überprüften  Dokumente  zu  erfüllen.  Dritte
 übermitteln  dem  Verpflichteten  in  den  Fällen  dieses  Absatzes
 unverzüglich  und  unmittelbar  die  bei  Durchführung  von
 Maßnahmen,  die  denen  nach  §  3  Abs.  1  Nr.  1  bis  3  entspre-
 chen,  erlangten  Angaben  und  Informationen  sowie  auf  An-
 frage  von  ihnen  aufbewahrte  Kopien  und  Unterlagen  zur
 Identifizierung  eines  Vertragspartners  und  eines  etwaigen
 wirtschaftlich Berechtigten.

 (2)  Ein  Verpflichteter  kann  die  Durchführung  der  zur
 Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  nach  §  3  Abs.  1  Nr.  1  bis  3
 erforderlichen  Maßnahmen  auf  Grundlage  einer  vertragli-
 chen  Vereinbarung  auf  eine  andere  Person  übertragen.  Dies
 darf  weder  die  ordnungsgemäße  Erfüllung  der  dem  Ver-
 pflichteten  nach  diesem  Gesetz  auferlegten  Pflichten  noch
 die  Steuerungs-  oder  Kontrollmöglichkeiten  seiner  Ge-
 schäftsleitung  oder  die  Prüfungsrechte  und  Kontrollmög-
 lichkeiten  der  nach  §  16  Abs.  2  zuständigen  Behörde  gegen-
 über  dem  Verpflichteten  beeinträchtigen.  Der  Verpflichtete
 hat  sich  vor  Beginn  der  Zusammenarbeit  von  der  Zuverläs-
 sigkeit  der  anderen  Person  und  während  der  Zusammen-
 arbeit  durch  Stichproben  über  die  Angemessenheit  und  Ord-
 nungsmäßigkeit  der  von  der  anderen  Person  getroffenen
 Maßnahmen  zu  überzeugen.  Die  Maßnahmen  der  anderen
 Person  werden  dem  Verpflichteten  als  eigene  zugerechnet.
 §  25a Abs.  2 des Kreditwesengesetzes bleibt unberührt.

 (3)  Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  und  dem
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  durch
 Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  zur
 Umsetzung  einer  Entscheidung  der  Kommission  der  Euro-
 päischen  Union  gemäß  Artikel  40  Abs.  4  der  Richtlinie
 2005/60/EG  Ausnahmen  von  den  Fällen,  in  denen  Ver-
 pflichtete  gemäß  Absatz  1  zur  Erfüllung  ihrer  Sorgfalts-
 pflichten  auf  außerhalb  der  Europäischen  Union  ansässige
 Dritte zurückgreifen dürfen, bestimmen.

 §  8
 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht

 (1)  Soweit  nach  diesem  Gesetz  Sorgfaltspflichten  beste-
 hen,  sind  die  erhobenen  Angaben  und  eingeholten  Infor-
 mationen  über  Vertragspartner,  wirtschaftlich  Berechtigte,
 Geschäftsbeziehungen  und  Transaktionen  aufzuzeichnen.  In
 den  Fällen  des  §  4  Abs.  4  Satz  1  Nr.  1  sind  auch  die  Art,  die
 Nummer  und  die  ausstellende  Behörde  des  zur  Überprüfung
 der  Identität  vorgelegten  Dokuments  aufzuzeichnen.  Die
 Anfertigung  einer  Kopie  des  zur  Überprüfung  der  Identität
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vorgelegten  Dokuments  nach  §  4  Abs.  4  Satz  1  Nr.  1  gilt  als
 Aufzeichnung  der  darin  enthaltenen  Angaben.  Wird  nach
 §  4  Abs.  2  von  einer  erneuten  Identifizierung  abgesehen,  so
 sind  der  Name  des  zu  Identifizierenden  und  der  Umstand,
 dass  er  bei  früherer  Gelegenheit  identifiziert  worden  ist,
 aufzuzeichnen.  Sofern  im  Fall  des  §  6  Abs.  2  Nr.  2  die
 Identifizierung  einer  natürlichen  Person  anhand  einer  qua-
 lifizierten  elektronischen  Signatur  und  die  entsprechende
 Prüfung  der  Signatur  durchgeführt  wurden,  ist  auch  der
 Umstand dieser Prüfung aufzuzeichnen.

 (2)  Die  Aufzeichnungen  können  auch  als  Wiedergaben
 auf  einem  Bildträger  oder  auf  anderen  Datenträgern  gespei-
 chert  werden.  Es  muss  sichergestellt  sein,  dass  die  gespei-
 cherten  Daten  mit  den  festgestellten  Angaben  übereinstim-
 men,  während  der  Dauer  der  Aufbewahrungsfrist  verfügbar
 sind  und  jederzeit  innerhalb  angemessener  Frist  lesbar  ge-
 macht werden können.

 (3)  Die  Aufzeichnungen  nach  Absatz  1  und  sonstige  Be-
 lege  über  Geschäftsbeziehungen  und  Transaktionen  sind  un-
 beschadet  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen  mindestens
 fünf  Jahre  aufzubewahren.  Die  Aufbewahrungsfrist  im  Fall
 des  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1  beginnt  mit  dem  Schluss  des  Ka-
 lenderjahres,  in  dem  die  Geschäftsbeziehung  endet.  In  den
 übrigen  Fällen  beginnt  sie  mit  dem  Schluss  des  Kalender-
 jahres, in dem die jeweilige Angabe festgestellt worden ist.

 (4)  Soweit  aufzubewahrende  Unterlagen  einer  öffent-
 lichen  Stelle  vorzulegen  sind,  gilt  §  147  Abs.  5  der  Abga-
 benordnung entsprechend.

 §  9
 Interne Sicherungsmaßnahmen

 (1)  Verpflichtete  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  müssen  ange-
 messene  interne  Sicherungsmaßnahmen  dagegen  treffen,
 dass  sie  zur  Geldwäsche  und  zur  Terrorismusfinanzierung
 missbraucht  werden  können.  Für  Verpflichtete  im  Sinne  von
 §  2  Abs.  1  Nr.  7  gilt  dies  nur,  soweit  sie  die  dort  genannten
 Geschäfte regelmäßig ausführen.

 (2)  Interne  Sicherungsmaßnahmen  im  Sinne  des  Absat-
 zes 1 sind

 1.  für  Verpflichtete  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  1,  2  und  4  die
 Bestellung  eines  der  Geschäftsleitung  unmittelbar  nach-
 geordneten  Geldwäschebeauftragten,  der  Ansprechpart-
 ner  für  die  Strafverfolgungsbehörden,  das  Bundeskrimi-
 nalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  –  und  die
 nach  §  16  Abs.  2  zuständigen  Behörden  ist;  für  Verpflich-
 tete  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  1  und  2  gilt  dies  als  über-
 geordnetes  Unternehmen  auch  hinsichtlich  einer  Insti-
 tutsgruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  oder  Abs.  2  des  Kre-
 ditwesengesetzes  oder  einer  Finanzholding-Gruppe  im
 Sinne  des  §  10a  Abs.  3  des  Kreditwesengesetzes  oder  als
 Mutterunternehmen  auch  hinsichtlich  eines  Finanzkon-
 glomerats  im  Sinne  des  §  1  Abs.  20  Satz  1  des  Kreditwe-
 sengesetzes;  für  Verpflichtete  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1
 Nr.  4  gilt  dies  als  Mutterunternehmen  auch  hinsichtlich
 einer  Versicherungs-Holdinggesellschaft  im  Sinne  des
 §  104a  Abs.  2  Nr.  4  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes,
 einer  gemischten  Versicherungs-Holdinggesellschaft  im
 Sinne  des  §  104a  Abs.  2  Nr.  5  oder  §  104k  Nr.  3  des  Ver-
 sicherungsaufsichtsgesetzes  oder  eines  Finanzkonglome-
 rats  im  Sinne  des  §  104k  Nr.  4  des  Versicherungsauf-

 sichtsgesetzes,  soweit  es  sich  bei  den  Tochterunterneh-
 men  um  solche  handelt,  die  Geschäfte  betreiben,  die  unter
 die  Richtlinie  2002/83/EG  fallen,  oder  Unfallversiche-
 rungsverträge  mit  Prämienrückgewähr  anbieten;  diese
 Verpflichteten  haben  die  für  eine  ordnungsgemäße  Durch-
 führung  der  Aufgaben  des  Geldwäschebeauftragten  not-
 wendigen  Mittel  und  Verfahren  vorzuhalten  und  wirksam
 einzusetzen,

 2.  die  Entwicklung  und  Aktualisierung  interner  Grund-
 sätze,  angemessener  geschäfts-  und  kundenbezogener
 Sicherungssysteme  und  Kontrollen  zur  Verhinderung  der
 Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und

 3.  die  Sicherstellung,  dass  die  mit  der  Durchführung  von
 Transaktionen  und  mit  der  Anbahnung  und  Begründung
 von  Geschäftsbeziehungen  befassten  Beschäftigten  über
 die  Methoden  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung  und  die  nach  diesem  Gesetz  bestehenden
 Pflichten unterrichtet werden.

 (3)  Falls  ein  Verpflichteter  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  7
 bis  10  oder  Nr.  12  seine  berufliche  Tätigkeit  als  Angestellter
 eines  Unternehmens  ausübt,  obliegt  die  Verpflichtung  nach
 Absatz  1  diesem  Unternehmen.  Die  nach  Absatz  1  Ver-
 pflichteten  dürfen  interne  Sicherungsmaßnahmen  nach  Ab-
 satz  2,  Aufzeichnungen  und  Aufbewahrungen  nach  §  8
 sowie,  soweit  sie  Anwendung  finden,  interne  Sicherungs-
 maßnahmen  nach  §  25c  Abs.  2  des  Kreditwesengesetzes
 und  nach  §  80d  Abs.  1  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes
 mit  vorheriger  Zustimmung  der  nach  §  16  Abs.  2  zuständi-
 gen  Behörde  im  Rahmen  von  vertraglichen  Vereinbarungen
 durch  einen  Dritten  durchführen  lassen.  Die  Zustimmung
 darf  nur  erteilt  werden,  wenn  der  Dritte  die  Gewähr  dafür
 bietet,  dass  die  Maßnahmen  ordnungsgemäß  durchgeführt
 und  die  Steuerungsmöglichkeiten  der  Verpflichteten  und  die
 Kontrollmöglichkeiten  der  nach  §  16  Abs.  2  zuständigen
 Behörde nicht beeinträchtigt werden.

 (4)  Die  nach  §  16  Abs.  2  zuständige  Behörde  kann  im  Ein-
 zelfall  Anordnungen  treffen,  die  geeignet  und  erforderlich
 sind,  um  interne  Sicherungsmaßnahmen  im  Sinne  des  Absat-
 zes  2  Nr.  2  zu  schaffen.  Sie  kann  bestimmen,  dass  auf  ein-
 zelne  oder  auf  Gruppen  der  Verpflichteten  im  Sinne  von  §  2
 Abs.  1  wegen  der  Art  der  von  diesen  betriebenen  Geschäfte
 und  der  Größe  des  Geschäftsbetriebs  die  Vorschriften  der
 Absätze  1  und  2  risikoangemessen  anzuwenden  sind.  Ab-
 weichend  von  Satz  1  treffen  diese  Anordnungen  die  Bun-
 desrechtsanwaltskammer  für  Rechtsanwälte  und  Kammer-
 rechtsbeistände,  die  Bundessteuerberaterkammer  für  Steuer-
 berater  und  Steuerbevollmächtigte,  die  Bundesnotarkammer
 für  Notare,  die  Mitglied  einer  Notarkammer  sind,  und  die
 zuständige  oberste  Landesbehörde  nach  §  11  Abs.  4  Satz  4
 für Notare, die nicht Mitglied einer Notarkammer sind.

 Abschnitt 3
 Zentralstelle für Verdachtsanzeigen, Anzeigepflichten

 und Datenverwendung

 §  10
 Zentralstelle für Verdachtsanzeigen

 (1)  Das  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachts-
 anzeigen  –  unterstützt  als  Zentralstelle  im  Sinne  des  §  2
 Abs.  1  des  Bundeskriminalamtgesetzes  die  Polizeien  des
 Bundes  und  der  Länder  bei  der  Verhütung  und  Verfolgung
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der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung.  Das  Bun-
 deskriminalamt – Zentralstelle für Verdachtsanzeigen – hat

 1.  die  nach  den  §§  11  und  14  übermittelten  Verdachtsanzei-
 gen  zu  sammeln  und  auszuwerten,  insbesondere  Abglei-
 che  mit  bei  anderen  Stellen  gespeicherten  Daten  zu  ver-
 anlassen,

 2.  die  Strafverfolgungsbehörden  des  Bundes  und  der  Län-
 der  unverzüglich  über  die  sie  betreffenden  Informatio-
 nen  und  die  in  Erfahrung  gebrachten  Zusammenhänge
 von Straftaten zu unterrichten,

 3.  Statistiken  zu  den  in  Artikel  33  Abs.  2  der  Richtlinie
 2005/60/EG genannten Zahlen und Angaben zu führen,

 4.  einen Jahresbericht zu veröffentlichen und

 5.  die  nach  diesem  Gesetz  Meldepflichtigen  regelmäßig
 über  Typologien  und  Methoden  der  Geldwäsche  und  der
 Terrorismusfinanzierung zu informieren.

 (2)  Das  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachts-
 anzeigen  –  arbeitet  mit  den  für  die  Verhütung  und  Verfol-
 gung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  zu-
 ständigen  Zentralstellen  anderer  Staaten  zusammen.  Es  ist
 zentrale  Meldestelle  im  Sinne  des  Artikels  2  Abs.  3  des  Be-
 schlusses  des  Rates  der  Europäischen  Union  (2000/642/JI)
 über  Vereinbarungen  für  eine  Zusammenarbeit  zwischen
 den  zentralen  Meldestellen  der  Mitgliedstaaten  beim  Aus-
 tausch  von  Informationen  vom  17.  Oktober  2000  (ABl.  EG
 Nr. L  271 S.  4).

 (3)  Soweit  es  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  nach  den
 Absätzen  1  und  2  erforderlich  ist,  kann  das  Bundeskriminal-
 amt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  –  personenbezo-
 gene  Daten  nach  Maßgabe  der  §§  7  bis  14  und  27  bis  37  des
 Bundeskriminalamtgesetzes  erheben,  verarbeiten  und  nut-
 zen.  In  §  7  Abs.  2  des  Bundeskriminalamtgesetzes  treten  an
 die  Stelle  der  Aufgabe  als  Zentralstelle  nach  §  2  Abs.  2
 Nr.  1  des  Bundeskriminalamtgesetzes  die  Aufgaben  nach
 den  Absätzen  1  und  2.  §  14  Abs.  1  des  Bundeskriminalamt-
 gesetzes  findet  mit  der  Maßgabe  Anwendung,  dass  auch
 eine  Übermittlung  an  Zentralstellen  anderer  Staaten  zulässig
 ist.  Das  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsan-
 zeigen  –  kann  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungs-
 aufsicht  um  Auskünfte  nach  §  24c  Abs.  3  Satz  1  Nr.  2  des
 Kreditwesengesetzes  ersuchen,  soweit  dies  zur  Erfüllung
 seiner  Aufgaben  nach  den  Absätzen  1  und  2  erforderlich  ist.

 (4)  Das  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachts-
 anzeigen  –  darf  die  von  einer  Zentralstelle  eines  anderen
 Staates  übermittelten  Daten  nur  zu  den  durch  die  übermit-
 telnde  Zentralstelle  vorgegebenen  Bedingungen  verwenden.
 Es  kann  seinerseits  bei  der  Übermittlung  von  Daten  an  eine
 Zentralstelle  eines  anderen  Staates  Einschränkungen  und
 Auflagen  für  die  Verwendung  der  übermittelten  Daten  fest-
 legen.

 §  11
 Anzeige von Verdachtsfällen

 (1)  Ein  Verpflichteter  hat  unabhängig  von  der  Höhe  der
 Transaktion  bei  Feststellung  von  Tatsachen,  die  darauf
 schließen  lassen,  dass  eine  Tat  nach  §  261  des  Strafgesetz-
 buches  oder  eine  Terrorismusfinanzierung  begangen  oder
 versucht  wurde  oder  wird,  diese  unverzüglich  mündlich,
 telefonisch,  fernschriftlich  oder  durch  elektronische  Daten-

 übermittlung  der  zuständigen  Strafverfolgungsbehörde  und
 in  Kopie  dem  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Ver-
 dachtsanzeigen  –  anzuzeigen.  Eine  angetragene  Transaktion
 darf  frühestens  durchgeführt  werden,  wenn  dem  Verpflich-
 teten  die  Zustimmung  der  Staatsanwaltschaft  übermittelt
 wurde  oder  wenn  der  zweite  Werktag  nach  dem  Abgangstag
 der  Anzeige  verstrichen  ist,  ohne  dass  die  Durchführung  der
 Transaktion  strafprozessual  untersagt  worden  ist;  hierbei
 gilt  der  Sonnabend  nicht  als  Werktag.  Ist  ein  Aufschub  der
 Transaktion  nicht  möglich  oder  könnte  dadurch  die  Verfol-
 gung  der  Nutznießer  einer  mutmaßlichen  Geldwäsche  oder
 einer  Terrorismusfinanzierung  behindert  werden,  so  darf  die
 Transaktion  durchgeführt  werden;  die  Anzeige  ist  unver-
 züglich nachzuholen.

 (2)  Eine  mündlich  oder  telefonisch  gestellte  Anzeige
 nach  Absatz  1  ist  schriftlich,  fernschriftlich  oder  durch  elek-
 tronische Datenübermittlung zu wiederholen.

 (3)  Abweichend  von  Absatz  1  Satz  1  sind  Verpflichtete
 im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  7  und  8  nicht  zur  Anzeige  ver-
 pflichtet,  wenn  dem  Verdacht  Informationen  von  dem  oder
 über  den  Mandanten  zugrunde  liegen,  die  sie  im  Rahmen
 der  Rechtsberatung  oder  der  Prozessvertretung  dieses  Man-
 danten  erhalten  haben.  Die  Anzeigepflicht  bleibt  bestehen,
 wenn  die  in  Satz  1  genannten  Verpflichteten  wissen,  dass
 der  Mandant  ihre  Rechtsberatung  bewusst  für  den  Zweck
 der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  in  An-
 spruch nimmt.

 (4)  Abweichend  von  Absatz  1  Satz  1  haben  Verpflichtete
 im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  7  und  8,  die  Mitglied  einer  Be-
 rufskammer  sind,  die  Anzeige  an  die  für  sie  zuständige
 Bundesberufskammer  zu  übermitteln.  Die  Kammer  kann
 zur  Anzeige  Stellung  nehmen.  Sie  hat  die  Anzeige  mit  ihrer
 Stellungnahme  entsprechend  Absatz  1  Satz  1  unverzüglich
 an  die  dort  genannten  Stellen  weiterzuleiten.  Dies  gilt  ent-
 sprechend  für  Notare,  die  nicht  Mitglied  einer  Notarkammer
 sind,  mit  der  Maßgabe,  dass  an  die  Stelle  der  Berufskammer
 die  für  die  Berufsaufsicht  zuständige  oberste  Landesbe-
 hörde tritt.

 (5)  Die  Pflicht  zur  Anzeige  nach  den  Absätzen  1  und  2
 schließt  die  Freiwilligkeit  der  Anzeige  im  Sinne  des  §  261
 Abs.  9 des Strafgesetzbuches nicht aus.

 (6)  Der  Inhalt  einer  Anzeige  nach  Absatz  1  darf  nur  für
 die  in  §  15  Abs.  1  und  2  Satz  3  bezeichneten  Strafverfahren,
 für  Strafverfahren  wegen  einer  Straftat,  die  im  Höchstmaß
 mit  einer  Freiheitsstrafe  von  mehr  als  drei  Jahren  bedroht
 ist,  für  Besteuerungsverfahren  und  für  die  Aufsichtsaufga-
 ben  der  zuständigen  Behörden  nach  §  16  Abs.  2  sowie  zum
 Zweck der Gefahrenabwehr verwendet werden.

 (7)  Das  Bundesministerium  des  Innern  und  das  Bundes-
 ministerium  der  Finanzen  können  zur  Bekämpfung  der  Geld-
 wäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  durch  Rechtsver-
 ordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  einzelne  typisierte
 Transaktionen  bestimmen,  die  als  verdächtig  im  Sinne  von
 Absatz  1  Satz  1  gelten  und  die  die  Verpflichteten  anzuzeigen
 haben. Die Rechtsverordnung soll befristet werden.

 (8)  In  Strafverfahren,  zu  denen  eine  Anzeige  nach  Ab-
 satz  1  oder  §  14  erstattet  wurde,  und  in  sonstigen  Strafver-
 fahren  wegen  einer  Tat  nach  §  261  des  Strafgesetzbuches
 oder  in  denen  wegen  des  Verdachts  von  Handlungen  im
 Sinne  des  §  1  Abs.  2  ermittelt  wurde,  teilt  die  zuständige
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Staatsanwaltschaft  dem  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle
 für  Verdachtsanzeigen  –  die  Erhebung  der  öffentlichen
 Klage  und  den  Ausgang  des  Verfahrens  mit.  Die  Mittei-
 lung  erfolgt  durch  Übersendung  einer  Abschrift  der  Ankla-
 geschrift,  der  begründeten  Einstellungsentscheidung  oder
 des  Urteils.  Einem  Verpflichteten,  der  eine  Anzeige  nach
 Absatz  1  erstattet  hat,  können  auf  Antrag  nach  §  475  der
 Strafprozessordnung  Auskünfte  aus  den  Akten  erteilt  wer-
 den,  soweit  dies  zur  Überprüfung  seines  Anzeigeverhaltens
 erforderlich  ist;  §  477  Abs.  3  der  Strafprozessordnung
 findet  insoweit  keine  Anwendung.  Der  Verpflichtete  darf
 durch  Auskünfte  nach  Satz  3  erlangte  personenbezogene
 Daten  nur  zur  Überprüfung  seines  Anzeigeverhaltens  nut-
 zen  und  hat  diese  zu  löschen,  wenn  sie  für  diesen  Zweck
 nicht mehr erforderlich sind.

 §  12
 Verbot der Informationsweitergabe

 (1)  Ein  Verpflichteter  darf  den  Auftraggeber  der  Trans-
 aktion  und  sonstige  Dritte  nicht  von  einer  Anzeige  nach
 §  11  Abs.  1  oder  von  einem  daraufhin  eingeleiteten  Ermitt-
 lungsverfahren  in  Kenntnis  setzen.  Dies  gilt  nicht  für  eine
 Informationsweitergabe

 1.  an  staatliche  Stellen  und  an  die  nach  §  16  Abs.  2  zustän-
 digen Behörden,

 2.  zwischen  den  derselben  Institutsgruppe  im  Sinne  des
 §  10a  Abs.  1  oder  Abs.  2  des  Kreditwesengesetzes,  der-
 selben  Finanzholding-Gruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  3
 des  Kreditwesengesetzes,  demselben  Finanzkonglo-
 merat  im  Sinne  des  §  1  Abs.  20  Satz  1  des  Kreditwe-
 sengesetzes  oder  zwischen  den  derselben  Versicherungs-
 Holdinggesellschaft  im  Sinne  des  §  104a  Abs.  2  Nr.  4
 des  Versicherungsaufsichtsgesetzes,  derselben  gemisch-
 ten  Versicherungs-Holdinggesellschaft  im  Sinne  des
 §  104a  Abs.  2  Nr.  5  oder  §  104k  Nr.  3  des  Versiche-
 rungsaufsichtsgesetzes  oder  demselben  Finanzkonglo-
 merat  im  Sinne  des  §  104k  Nr.  4  des  Versicherungsauf-
 sichtsgesetzes  angehörenden  Instituten  und  Unterneh-
 men  aus  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  oder
 aus  Drittstaaten,  in  denen  der  Richtlinie  2005/60/EG
 gleichwertige  Anforderungen  gelten  und  eine  gleichwer-
 tige Aufsicht in Bezug auf ihre Einhaltung besteht,

 3.  zwischen  Verpflichteten  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  7
 und  8  aus  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  oder
 aus  Drittstaaten,  in  denen  der  Richtlinie  2005/60/EG
 gleichwertige  Anforderungen  gelten,  sofern  die  betref-
 fenden  Personen  ihre  berufliche  Tätigkeit  selbständig
 oder  angestellt  in  derselben  juristischen  Person  oder  in
 einer  Struktur,  die  einen  gemeinsamen  Eigentümer  oder
 eine  gemeinsame  Leitung  hat  oder  über  eine  gemein-
 same  Kontrolle  in  Bezug  auf  die  Einhaltung  der  Vor-
 schriften  zur  Verhinderung  der  Geldwäsche  oder  der  Ter-
 rorismusfinanzierung verfügt, ausüben,

 4.  zwischen  den  in  §  2  Abs.  1  Nr.  1  bis  8  genannten  Ver-
 pflichteten  in  Fällen,  die  sich  auf  denselben  Vertrags-
 partner  und  dieselbe  Transaktion  beziehen  und  an  der
 zwei  oder  mehr  Verpflichtete  beteiligt  sind,  sofern  sie
 ihren  Sitz  in  einem  Mitgliedstaat  der  Europäischen
 Union  oder  in  einem  Drittstaat  haben,  in  dem  der  Richt-
 linie  2005/60/EG  gleichwertige  Anforderungen  gelten,

 sie  derselben  Berufskategorie  angehören  und  für  sie
 gleichwertige  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  das  Berufs-
 geheimnis  und  den  Schutz  personenbezogener  Daten
 gelten.

 Nach  Satz  2  weitergegebene  Informationen  dürfen  aus-
 schließlich  zum  Zweck  der  Verhinderung  der  Geldwäsche
 oder der Terrorismusfinanzierung verwendet werden.

 (2)  Wenn  sich  Verpflichtete  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1
 Nr.  7  und  8  bemühen,  einen  Mandanten  davon  abzuhalten,
 eine  rechtswidrige  Handlung  zu  begehen,  so  gilt  dies  nicht
 als Informationsweitergabe.

 (3)  Verpflichtete  im  Sinne  von  §  2  Abs.  1  Nr.  1  bis  6  dür-
 fen  im  Einzelfall  einander  andere  als  die  in  Absatz  1  Satz  1
 genannten  Informationen  im  Rahmen  der  Erfüllung  ihrer
 Sorgfaltspflichten  nach  §§  3,  5  und  6,  §§  25d  und  25f  des
 Kreditwesengesetzes  und  §  80e  des  Versicherungsaufsichts-
 gesetzes  übermitteln,  wenn  es  sich  um  einen  in  Bezug  auf
 Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung  auffälligen  oder
 ungewöhnlichen  Sachverhalt  handelt  und  tatsächliche  An-
 haltspunkte  dafür  vorliegen,  dass  der  Empfänger  die  In-
 formationen  für  die  Beurteilung  der  Frage  benötigt,  ob  der
 Sachverhalt  gemäß  §  11  anzuzeigen  oder  eine  Strafanzeige
 gemäß  §  158  der  Strafprozessordnung  zu  erstatten  ist.  Der
 Empfänger  darf  die  Informationen  ausschließlich  zum
 Zweck  der  Verhinderung  der  Geldwäsche  oder  der  Terroris-
 musfinanzierung  und  nur  unter  den  durch  den  übermitteln-
 den Verpflichteten vorgegebenen Bedingungen verwenden.

 (4)  Das  Bundesministerium  des  Innern  kann  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  und  dem
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  durch
 Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  zur
 Umsetzung  einer  Entscheidung  der  Kommission  der  Euro-
 päischen  Union  gemäß  Artikel  40  Abs.  4  der  Richtlinie
 2005/60/EG  weitere  Regelungen  treffen,  nach  denen  eine
 Informationsweitergabe  untersagt  ist,  und  bestimmen,  in
 Bezug  auf  welche  Verpflichteten  aus  Drittstaaten  keine
 Informationen weitergegeben werden dürfen.

 §  13
 Freistellung von der Verantwortlichkeit

 (1)  Wer  den  Strafverfolgungsbehörden  Tatsachen  an-
 zeigt,  die  auf  eine  Straftat  nach  §  261  des  Strafgesetzbuches
 oder  eine  Terrorismusfinanzierung  schließen  lassen,  kann
 wegen  dieser  Anzeige  nicht  verantwortlich  gemacht  wer-
 den,  es  sei  denn,  die  Anzeige  ist  vorsätzlich  oder  grob  fahr-
 lässig unwahr erstattet worden.

 (2)  Gleiches  gilt,  wenn  ein  Beschäftigter  einen  Sachver-
 halt  seinem  Vorgesetzten  oder  einer  unternehmensintern  für
 die Erstattung einer Anzeige zuständigen Stelle mitteilt.

 §  14
 Anzeige von Verdachtsfällen durch Behörden

 (1)  Die  nach  §  16  Abs.  2  zuständigen  Behörden  haben
 bei  Feststellung  von  Tatsachen,  die  darauf  schließen  lassen,
 dass  eine  Straftat  nach  §  261  des  Strafgesetzbuches  oder
 eine  Terrorismusfinanzierung  begangen  oder  versucht
 wurde  oder  wird,  diese  unverzüglich  der  zuständigen  Straf-
 verfolgungsbehörde  und  in  Kopie  dem  Bundeskriminalamt
 – Zentralstelle für Verdachtsanzeigen – anzuzeigen.
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(2)  Die  Behörden  der  Finanzverwaltung,  die  mit  der
 Kontrolle  des  grenzüberschreitenden  Verkehrs  betrauten
 Behörden  und  die  für  die  Überwachung  der  Aktien-,  Devi-
 sen-  und  Finanzderivatmärkte  zuständigen  Behörden  haben
 bei  Feststellung  von  Tatsachen,  die  darauf  schließen  lassen,
 dass  eine  Tat  nach  §  261  des  Strafgesetzbuches  oder  eine
 Terrorismusfinanzierung  begangen  oder  versucht  wurde
 oder  wird,  diese  unverzüglich  der  zuständigen  Strafverfol-
 gungsbehörde  und  in  Kopie  dem  Bundeskriminalamt  –  Zen-
 tralstelle für Verdachtsanzeigen – anzuzeigen.

 §  15
 Heranziehung und Verwendung von Aufzeichnungen

 (1)  Die  nach  §  8  Abs.  1  gefertigten  Aufzeichnungen  dür-
 fen  nur  zur  Verfolgung  von  Straftaten  nach  §  261  des  Straf-
 gesetzbuches  oder  der  in  §  129a  Abs.  2  oder  §  261  Abs.  1
 des  Strafgesetzbuches  genannten  Straftaten  herangezogen
 oder verwendet werden.

 (2)  Soweit  ein  Strafverfahren  wegen  einer  in  Absatz  1  be-
 zeichneten  Straftat  eingeleitet  wird,  ist  dieser  Umstand  zu-
 sammen  mit  den  zugrunde  liegenden  Tatsachen  der  Finanz-
 behörde  mitzuteilen,  sobald  eine  Transaktion  festgestellt
 wird,  die  für  die  Finanzverwaltung  für  die  Einleitung  oder
 Durchführung  von  Besteuerungs-  oder  Steuerstrafverfahren
 Bedeutung  haben  könnte.  Zieht  die  Strafverfolgungsbe-
 hörde  im  Strafverfahren  Aufzeichnungen  nach  §  8  Abs.  1
 heran,  dürfen  auch  diese  der  Finanzbehörde  übermittelt
 werden.  Die  Mitteilungen  und  Aufzeichnungen  dürfen  für
 Besteuerungsverfahren  und  für  Strafverfahren  wegen  Steu-
 erstraftaten verwendet werden.

 Abschnitt 4
 Aufsicht und Bußgeldvorschriften

 §  16
 Aufsicht

 (1)  Die  nach  Absatz  2  zuständigen  Behörden  üben  die
 Aufsicht  über  die  Verpflichteten  nach  §  2  Abs.  1  aus.  Die
 zuständigen  Behörden  können  im  Rahmen  der  ihnen  gesetz-
 lich  zugewiesenen  Aufgaben  die  geeigneten  und  erforder-
 lichen  Maßnahmen  und  Anordnungen  treffen,  um  die  Ein-
 haltung  der  in  diesem  Gesetz  festgelegten  Anforderungen
 sicherzustellen.  Sie  können  hierzu  auch  die  ihnen  für  sons-
 tige Aufsichtsaufgaben eingeräumten Befugnisse ausüben.

 (2)  Zuständige  Behörde  für  die  Durchführung  dieses  Ge-
 setzes ist

 1.  für  die  Kreditanstalt  für  Wiederaufbau  das  Bundesminis-
 terium der Finanzen,

 2.  für  die  übrigen  Kreditinstitute,  mit  Ausnahme  der  Deut-
 schen  Bundesbank,  Finanzdienstleistungsinstitute,  im
 Inland  gelegene  Zweigstellen  und  Zweigniederlassungen
 von  Kreditinstituten  und  Finanzdienstleistungsinstituten
 mit  Sitz  im  Ausland,  Investmentaktiengesellschaften  im
 Sinne  des  §  2  Abs.  5  des  Investmentgesetzes  und  Ka-
 pitalanlagegesellschaften  im  Sinne  des  §  2  Abs.  6  des
 Investmentgesetzes  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienst-
 leistungsaufsicht,

 3.  für  Versicherungsunternehmen  und  die  im  Inland  gelege-
 nen  Niederlassungen  solcher  Unternehmen  die  jeweils

 zuständige  Aufsichtsbehörde  für  das  Versicherungswe-
 sen,

 4.  für  Rechtsanwälte  und  Kammerrechtsbeistände  die  je-
 weils  örtlich  zuständige  Rechtsanwaltskammer  (§§  60,
 61 der Bundesrechtsanwaltsordnung),

 5.  für  Patentanwälte  die  Patentsanwaltskammer  (§  53  der
 Patentanwaltsordnung),

 6.  für  Notare  der  jeweilige  Präsident  des  Landgerichts,  in
 dessen  Bezirk  der  Notar  seinen  Sitz  hat  (§  92  Nr.  1  der
 Bundesnotarordnung),

 7.  für  Wirtschaftsprüfer  und  vereidigte  Buchprüfer  die
 Wirtschaftsprüferkammer  (§  57  Abs.  2  Nr.  17  der  Wirt-
 schaftsprüferordnung),

 8.  für  Steuerberater  und  Steuerbevollmächtigte  die  jeweils
 örtlich  zuständige  Steuerberaterkammer  (§  76  des  Steuer-
 beratungsgesetzes),

 9.  im  Übrigen  die  jeweils  nach  Bundes-  oder  Landesrecht
 zuständige Stelle.

 §  17
 Bußgeldvorschriften

 (1)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  vorsätzlich  oder  leicht-
 fertig

 1.  entgegen  §  3  Abs.  1  Nr.  1  eine  Identifizierung  des  Ver-
 tragspartners nicht vornimmt,

 2.  entgegen  §  8  Abs.  1  erhobene  Angaben  oder  eingeholte
 Informationen  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  vollständig
 aufzeichnet,

 3.  entgegen  §  8  Abs.  3  Aufzeichnungen  und  sonstige  Be-
 lege  über  Geschäftsbeziehungen  und  Transaktionen
 nicht aufbewahrt, oder

 4.  entgegen  §  11  Abs.  1  der  Pflicht  zur  Anzeige  eines  Ver-
 dachtsfalls nicht nachkommt.

 (2) Ordnungswidrig handelt, wer

 1.  entgegen  §  3  Abs.  1  Nr.  3  das  Vorhandensein  eines  wirt-
 schaftlich Berechtigten nicht abklärt,

 2.  entgegen  §  4  Abs.  5  Satz  1  den  Namen  des  wirtschaftlich
 Berechtigten nicht erhebt,

 3.  entgegen  §  6  Abs.  2  Nr.  2  die  Identität  des  Vertragspart-
 ners  nicht  überprüft  oder  nicht  sicherstellt,  dass  die  erste
 Transaktion  von  einem  auf  den  Namen  des  Vertragspart-
 ners eröffneten Konto erfolgt, oder

 4.  entgegen  §  12  Abs.  1  den  Auftraggeber  oder  eine  andere
 als  die  in  §  12  Abs.  1  Satz  2  genannten  Stellen  oder  Per-
 sonen in Kenntnis setzt.

 (3)  Die  Ordnungswidrigkeit  kann  in  den  Fällen  des  Ab-
 satzes  1  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  hunderttausend  Euro,  in
 den  Fällen  des  Absatzes  2  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  fünf-
 zigtausend Euro geahndet werden.

 (4)  Die  jeweils  in  §  16  Abs.  2  Nr.  2  und  3  bezeichnete
 Behörde  ist  auch  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  des  §  36
 Abs.  1  Nr.  1  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrigkeiten.  Für
 Steuerberater  und  Steuerbevollmächtigte  ist  Verwaltungs-
 behörde  im  Sinne  des  §  36  Abs.  1  Nr.  1  des  Gesetzes  über
 Ordnungswidrigkeiten  das  Finanzamt.  Soweit  nach  §  16
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Abs.  2  Nr.  9  die  jeweils  nach  Bundes-  oder  Landesrecht  zu-
 ständige  Stelle  zuständig  ist,  ist  sie  auch  Verwaltungsbe-
 hörde  im  Sinne  des  §  36  Abs.  1  Nr.  1  des  Gesetzes  über
 Ordnungswidrigkeiten.

 (5)  Soweit  nach  Absatz  4  Satz  2  das  Finanzamt  Verwal-
 tungsbehörde  ist,  gelten  §  387  Abs.  2,  §  410  Abs.  1  Nr.  1,  2,
 6  bis  11,  Abs.  2  und  §  412  der  Abgabenordnung  sinngemäß.

 Artikel 3

 Änderung des Kreditwesengesetzes

 Das  Kreditwesengesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  9.  September  1998  (BGBl.  I  S.  2776),  zuletzt
 geändert  durch  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember
 2007 (BGBl.  I S.  3081), wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  25a  wird  folgende  Zwischen-
 überschrift eingefügt:

 „5a.  Verhinderung  von  Geldwäsche,  von  Terroris-
 musfinanzierung  und  von  betrügerischen  Hand-
 lungen zum Nachteil der Institute“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  25b  werden  folgende  Angaben
 eingefügt:

 „§  25c  Interne Sicherungsmaßnahmen

 §  25d  Vereinfachte Sorgfaltspflichten

 §  25e  Vereinfachungen  bei  der  Durchführung  der
 Identifizierung

 §  25f  Verstärkte Sorgfaltspflichten

 §  25g  Gruppenweite  Einhaltung  von  Sorgfaltspflich-
 ten

 §  25h  Verbotene Geschäfte“.

 c)  In  der  Zwischenüberschrift  vor  §  26  wird  die  Angabe
 „5a“ durch die Angabe „5b“ ersetzt.

 d)  In  der  Zwischenüberschrift  vor  §  26a  wird  die  An-
 gabe „5b“ durch die Angabe „5c“ ersetzt.

 2.  §  24c wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 Nr.  2  wird wie folgt gefasst:

 „2.  der  Name,  sowie  bei  natürlichen  Personen  der
 Tag  der  Geburt,  des  Inhabers  und  eines  Verfü-
 gungsberechtigten  sowie  in  den  Fällen  des  §  3
 Abs.  1  Nr.  3  des  Geldwäschegesetzes  der  Name
 und,  soweit  erhoben,  die  Anschrift  eines  abwei-
 chend  wirtschaftlich  Berechtigten  im  Sinne  des
 §  1 Abs.  6 des Geldwäschegesetzes.“

 b)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

 „(8)  Soweit  die  Deutsche  Bundesbank  und  die
 Bundesrepublik  Deutschland  –  Finanzagentur  GmbH
 Konten  und  Depots  für  Dritte  führen,  gelten  sie  als
 Kreditinstitute im Sinne der Absätze 1, 5 und 6.“

 3.  §  25a Abs.  1 Satz 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Das  Nummer  2  abschließende  Semikolon  wird  durch
 einen Punkt ersetzt.

 b)  Nummer 3 wird aufgehoben.

 4.  Dem  §  25b  wird  folgende  Zwischenüberschrift  vorange-
 stellt:

 „5a.  Verhinderung  von  Geldwäsche,  von  Terrorismus-
 finanzierung  und  von  betrügerischen  Handlungen
 zum Nachteil der Institute“.

 5.  Nach §  25b werden folgende §§  25c bis 25h eingefügt:

 „§  25c
 Interne Sicherungsmaßnahmen

 (1)  Institute  haben  unbeschadet  der  in  §  25a  Abs.  1
 dieses  Gesetzes  und  der  in  §  9  Abs.  1  und  2  des  Geld-
 wäschegesetzes  aufgeführten  Pflichten  im  Rahmen  ihrer
 ordnungsgemäßen  Geschäftsorganisation  und  des  ange-
 messenen  Risikomanagements  zur  Verhinderung  von  be-
 trügerischen  Handlungen  zu  ihren  Lasten  interne  Grund-
 sätze  und  angemessene  geschäfts-  und  kundenbezogene
 Sicherungssysteme  zu  schaffen  und  zu  aktualisieren  und
 Kontrollen durchzuführen.

 (2)  Kreditinstitute  haben  angemessene  Datenverarbei-
 tungssysteme  zu  betreiben  und  zu  aktualisieren,  mittels
 derer  sie  in  der  Lage  sind,  Geschäftsbeziehungen  und  ein-
 zelne  Transaktionen  im  Zahlungsverkehr  zu  erkennen,  die
 auf  Grund  des  öffentlich  und  im  Kreditinstitut  verfüg-
 baren  Erfahrungswissens  über  die  Methoden  der  Geld-
 wäsche,  der  Terrorismusfinanzierung  und  betrügerischer
 Handlungen  zum  Nachteil  von  Instituten  als  zweifelhaft
 oder  ungewöhnlich  anzusehen  sind.  Liegen  solche  Sach-
 verhalte  vor,  ist  diesen  vor  dem  Hintergrund  der  laufenden
 Geschäftsbeziehung  und  einzelner  Transaktionen  nach-
 zugehen,  um  das  Risiko  der  jeweiligen  Geschäftsbezie-
 hungen  und  Transaktionen  überwachen,  einschätzen  und
 gegebenenfalls  das  Vorliegen  eines  Verdachtsfalls  prüfen
 zu  können.  Die  Kreditinstitute  dürfen  personenbezogene
 Daten  erheben,  verarbeiten  und  nutzen,  soweit  dies  zur
 Erfüllung  dieser  Pflicht  erforderlich  ist.  Die  Bundes-
 anstalt  kann  Kriterien  bestimmen,  bei  deren  Vorliegen
 Kreditinstitute  vom  Einsatz  von  Systemen  nach  Satz  1  ab-
 sehen können.

 §  25d
 Vereinfachte Sorgfaltspflichten

 (1)  Soweit  die  Voraussetzungen  des  §  25f  dieses  Ge-
 setzes  und  des  §  6  des  Geldwäschegesetzes  nicht  vorlie-
 gen,  besteht  über  §  5  des  Geldwäschegesetzes  hinaus  bei
 Instituten  ein  geringes  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der
 Terrorismusfinanzierung in folgenden Fällen:

 1.  bei  der  Ausgabe  oder  Verwaltung  von  elektronischem
 Geld  im  Sinne  von  §  1  Abs.  14,  sofern  sichergestellt
 ist, dass

 a)  bei  einem  nicht  wiederaufladbaren  Datenträger
 der  gespeicherte  Betrag  nicht  mehr  als  150  Euro
 beträgt, oder

 b)  bei  einem  wiederaufladbaren  Datenträger  sich  der
 in  einem  Kalenderjahr  insgesamt  ausgegebene
 oder  verwaltete  Betrag  auf  nicht  mehr  als  2  500
 Euro  beläuft,  es  sei  denn  ein  Betrag  von  1  000  Euro
 oder  mehr  wird  in  demselben  Kalenderjahr  von
 dem  Inhaber  im  Sinne  des  §  22p  Abs.  1  zurückge-
 tauscht;

 2.  vorbehaltlich Satz 2 beim Abschluss eines
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a)  staatlich  geförderten,  kapitalgedeckten  Altersvor-
 sorgevertrags,

 b)  Vertrags  zur  Anlage  von  vermögenswirksamen
 Leistungen,  sofern  die  Voraussetzungen  für  eine
 staatliche  Förderung  durch  den  Vertrag  erfüllt
 werden,

 c)  Darlehensvertrags,  Finanzierungsleasingvertrags
 oder  Teilzahlungsgeschäfts  mit  einem  Verbrau-
 cher  (§§  491,  500,  501  des  Bürgerlichen  Gesetz-
 buchs),

 d)  Kreditvertrags  im  Rahmen  eines  staatlichen  För-
 derprogramms,  der  über  eine  Förderbank  des
 Bundes  oder  der  Länder  abgewickelt  wird  und
 dessen  Darlehenssumme  zweckgebunden  verwen-
 det werden muss,

 e)  Kreditvertrags zur Absatzfinanzierung,

 f)  sonstigen  Kreditvertrags,  bei  dem  das  Kredit-
 konto  ausschließlich  der  Abwicklung  des  Kredits
 dient  und  die  Rückzahlung  des  Kredits  von  einem
 Konto  des  Kreditnehmers  bei  einem  Kreditinstitut
 im  Sinne  des  §  1  Abs.  1  mit  Ausnahme  der  in  §  2
 Abs.  1  Nr.  3  bis  8  genannten  Unternehmen,  bei  ei-
 nem  Kreditinstitut  in  einem  anderen  Mitgliedstaat
 der  Europäischen  Union  oder  bei  einer  im  Inland
 gelegenen  Zweigstelle  oder  Zweigniederlassung
 eines Kreditinstituts mit Sitz im Ausland erfolgt,

 g)  Sparvertrags und

 h)  Leasingvertrags;

 3.  vorbehaltlich  Satz  2  in  sonstigen  Fällen,  soweit  fol-
 gende Bedingungen erfüllt sind:

 a)  der Vertrag liegt in Schriftform vor,

 b)  die  betreffenden  Transaktionen  werden  über  ein
 Konto  des  Kunden  bei  einem  Kreditinstitut  im
 Sinne  des  §  1  Abs.  1  mit  Ausnahme  der  in  §  2
 Abs.  1  Nr.  3  bis  8  genannten  Unternehmen,  bei
 einem  Kreditinstitut  in  einem  anderen  Mitglied-
 staat  der  Europäischen  Union,  bei  einer  im  Inland
 gelegenen  Zweigstelle  oder  Zweigniederlassung
 eines  Kreditinstituts  mit  Sitz  im  Ausland  oder
 über  ein  in  einem  Drittstaat  ansässiges  Kredit-
 institut  abgewickelt,  für  das  der  Richtlinie  2005/
 60/EG gleichwertige Anforderungen gelten,

 c)  das  Produkt  oder  die  damit  zusammenhängende
 Transaktion  ist  nicht  anonym  und  ermöglicht  die
 rechtzeitige  Anwendung  von  §  3  Abs.  2  Satz  1
 Nr.  3 des Geldwäschegesetzes und

 d)  die  Leistungen  aus  dem  Vertrag  oder  der  damit
 zusammenhängenden  Transaktion  können  nicht
 zugunsten  Dritter  ausgezahlt  werden,  außer  bei
 Tod,  Behinderung,  Überschreiten  einer  bestimm-
 ten Altersgrenze oder in vergleichbaren Fällen;

 4.  vorbehaltlich  Satz  2  bei  Produkten  oder  damit  zusam-
 menhängenden  Transaktionen,  bei  denen  in  Finanz-
 anlagen  oder  Ansprüche,  wie  Versicherungen  oder
 sonstige  Eventualforderungen,  investiert  werden
 kann,  sofern  über  die  in  Nummer  3  genannten  Vor-
 aussetzungen hinaus:

 a)  die  Leistungen  aus  dem  Produkt  oder  der  Trans-
 aktion nur langfristig auszahlbar sind,

 b)  das  Produkt  oder  die  Transaktion  nicht  als  Sicher-
 heit hinterlegt werden kann und

 c)  während  der  Laufzeit  keine  vorzeitigen  Zahlun-
 gen  geleistet  und  keine  Rückkaufsklauseln  in  An-
 spruch  genommen  werden  können  und  der  Ver-
 trag nicht vorzeitig gekündigt werden kann.

 Ein  geringes  Risiko  besteht  in  den  Fällen  des  Satzes  1
 Nr.  2  bis  4  jedoch  nur,  sofern  folgende  Schwellen-
 werte nicht überschritten werden:

 1.  für  Verträge  im  Sinne  des  Satzes  1  Nr.  2  Buch-
 stabe  a,  b,  d  und  f  oder  für  Verträge  im  Sinne  des
 Satzes  1  Nr.  3  und  4  insgesamt  15  000  Euro  an
 Zahlungen,

 2.  für  Verträge  im  Sinne  des  Satzes  1  Nr.  2  Buch-
 stabe  c,  e  und  h  oder  für  sonstige  Verträge,  die  der
 Finanzierung  von  Sachen  oder  ihrer  Nutzung
 dienen  und  bei  denen  das  Eigentum  an  der  Sache
 bis  zur  Abwicklung  des  Vertrages  nicht  auf  den
 Vertragspartner  oder  den  Nutzer  übergeht,  15  000
 Euro an Zahlungen im Kalenderjahr,

 3.  für  Sparverträge  im  Sinne  des  Satzes  1  Nr.  2
 Buchstabe  g  bei  periodischen  Zahlungen  1  000
 Euro  im  Kalenderjahr  oder  eine  Einmalzahlung  in
 Höhe von 2  500 Euro.

 (2)  Absatz  1  findet  keine  Anwendung,  wenn  einem
 Institut  im  Hinblick  auf  eine  konkrete  Transaktion  oder
 Geschäftsbeziehung  Informationen  vorliegen,  die  darauf
 schließen  lassen,  dass  das  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der
 Terrorismusfinanzierung nicht gering ist.

 §  25e
 Vereinfachungen bei der Durchführung

 der Identifizierung

 Abweichend  von  §  4  Abs.  1  des  Geldwäschegesetzes
 kann  die  Überprüfung  der  Identität  des  Vertragspartners
 und  des  wirtschaftlich  Berechtigten  auch  unverzüglich
 nach  der  Eröffnung  eines  Kontos  oder  Depots  abgeschlos-
 sen  werden.  In  diesem  Fall  muss  sichergestellt  sein,  dass
 vor  Abschluss  der  Überprüfung  der  Identität  keine  Gelder
 von  dem  Konto  oder  dem  Depot  abverfügt  werden  kön-
 nen.

 §  25f
 Verstärkte Sorgfaltspflichten

 (1)  Institute  haben  über  §  6  des  Geldwäschegesetzes
 hinaus  verstärkte,  dem  erhöhten  Risiko  angemessene
 Sorgfaltspflichten  auch  bei  der  Abwicklung  des  Zah-
 lungsverkehrs  im  Rahmen  von  Geschäftsbeziehungen  zu
 Korrespondenzinstituten  mit  Sitz  in  einem  Drittstaat  zu
 erfüllen.  Soweit  sich  diese  Geschäftsbeziehungen  nicht
 auf  die  Abwicklung  des  Zahlungsverkehrs  beziehen,
 bleibt  §  5  Abs.  2  Nr.  1  des  Geldwäschegesetzes  hiervon
 unberührt.  §  3  Abs.  4  Satz  2  des  Geldwäschegesetzes  fin-
 det entsprechende Anwendung.

 (2) Institute haben in den Fällen des Absatzes 1

 1.  ausreichende,  öffentlich  verfügbare  Informationen
 über  das  Korrespondenzinstitut  und  seine  Geschäfts-
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und  Leitungsstruktur  einzuholen,  um  sowohl  vor  als
 auch  während  einer  solchen  Geschäftsbeziehung  die
 Art  der  Geschäftstätigkeit  des  Korrespondenzinstituts
 in  vollem  Umfang  verstehen  und  seinen  Ruf  und
 seine  Kontrollen  zur  Bekämpfung  der  Geldwäsche
 und  der  Terrorismusfinanzierung  sowie  die  Qualität
 der Aufsicht bewerten zu können,

 2.  vor  Begründung  einer  solchen  Geschäftsbeziehung
 die  jeweiligen  Verantwortlichkeiten  der  beiden  Insti-
 tute  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten
 festzulegen und zu dokumentieren,

 3.  sicherzustellen,  dass  vor  Begründung  einer  solchen
 Geschäftsbeziehung  durch  einen  für  den  Verpflichte-
 ten  Handelnden,  die  Zustimmung  des  diesem  unmit-
 telbar  Vorgesetzten  oder  der  ihm  unmittelbar  überge-
 ordneten Führungsebene eingeholt wird,

 4.  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  sicherzustellen,  dass
 das  Korrespondenzinstitut  keine  Geschäftsbeziehung
 mit  einem  Kreditinstitut  begründet  oder  fortsetzt,  von
 dem  bekannt  ist,  dass  seine  Konten  von  einer  Bank-
 Mantelgesellschaft  im  Sinne  des  Artikels  3  Nr.  10  der
 Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  zur  Verhinde-
 rung  der  Nutzung  des  Finanzsystems  zum  Zwecke
 der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung
 (ABl.  EU  Nr.  L  309  S.  15),  die  zuletzt  durch  die
 Richtlinie  2007/64/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  13.  November  2007  (ABl.  EU
 Nr.  L  319  S.  1)  geändert  worden  ist,  genutzt  werden,
 und

 5.  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  sicherzustellen,  dass
 das  Korrespondenzinstitut  keine  Transaktionen  über
 Durchlaufkonten zulässt.

 (3)  Abweichend  von  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  2  des  Geld-
 wäschegesetzes  bestehen  die  Sorgfaltspflichten  nach  §  3
 Abs.  1  Nr.  1  und  3  des  Geldwäschegesetzes  für  Verpflich-
 tete  nach  §  2  Abs.  1  Nr.  1  und  2  des  Geldwäschegesetzes
 bei  der  Annahme  von  Bargeld  ungeachtet  etwaiger  im
 Geldwäschegesetz  oder  in  diesem  Gesetz  genannter
 Schwellenbeträge,  soweit  ein  Auftrag  des  Kunden  im
 Rahmen  des  Finanztransfergeschäfts  im  Sinne  von  §  1
 Abs.  1a  Satz  2  Nr.  6  oder  des  Sortengeschäfts  im  Sinne
 des  §  1  Abs.  1a  Satz  2  Nr.  7  nicht  über  ein  bei  dem  Ver-
 pflichteten  eröffnetes  Konto  des  Kunden  abgewickelt
 wird.

 §  25g
 Gruppenweite Einhaltung von Sorgfaltspflichten

 Institute  haben  als  übergeordnete  Unternehmen  einer
 Institutsgruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  oder  Abs.  2,
 einer  Finanzholding-Gruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  3
 oder  als  Mutterunternehmen  eines  Finanzkonglomerats
 im  Sinne  des  §  1  Abs.  20  Satz  1  in  Bezug  auf  ihre  Zweig-
 stellen,  Zweigniederlassungen  und  mehrheitlich  in  ihrem
 Eigentum  befindlichen  Unternehmen  gruppenweite  in-
 terne  Sicherungsmaßnahmen  nach  §  9  des  Geldwäsche-
 gesetzes  und  §  25c  Abs.  1  zu  schaffen,  die  Einhaltung  der
 Sorgfaltspflichten  nach  den  §§  3,  5  und  6  des  Geldwäsch-
 egesetzes  und  den  §§  25d  und  25f  sowie  der  Aufzeich-
 nungs-  und  Aufbewahrungspflicht  nach  §  8  des  Geld-
 wäschegesetzes  sicherzustellen,  soweit  dies  nach  dem

 Recht  des  Staates,  in  dem  die  Zweigstelle,  die  Zweignie-
 derlassung  oder  das  Unternehmen  ansässig  ist,  jeweils
 zulässig  ist.  Verantwortlich  für  die  ordnungsgemäße  Er-
 füllung  der  Pflichten  nach  Satz  1  sind  die  Geschäftsleiter
 im  Sinne  des  §  1  Abs.  2  Satz  1.  Soweit  die  nach  Satz  1  zu
 treffenden  Maßnahmen  in  einem  Drittstaat,  in  dem  das
 Unternehmen  ansässig  ist,  nach  dem  Recht  des  betroffe-
 nen  Staates  nicht  zulässig  sind,  hat  das  übergeordnete
 Unternehmen  oder  Mutterunternehmen  die  Bundesanstalt
 hiervon  unverzüglich  zu  unterrichten  und  zusätzliche
 Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  einem  erhöhten  Risiko  der
 Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung  wirksam  zu
 begegnen.  Für  den  Fall,  dass  am  ausländischen  Sitz  einer
 Zweigstelle,  einer  Zweigniederlassung  oder  eines  Unter-
 nehmens  strengere  Pflichten  gelten,  sind  dort  diese  stren-
 geren Pflichten zu erfüllen.

 §  25h
 Verbotene Geschäfte

 Verboten sind

 1.  die  Aufnahme  oder  Fortführung  einer  Korrespon-
 denz-  oder  sonstigen  Geschäftsbeziehung  mit  einer
 Bank-Mantelgesellschaft  im  Sinne  des  Artikels  3
 Nr.  10 der Richtlinie 2005/60/EG und

 2.  die  Errichtung  und  Führung  von  Konten  auf  den  Na-
 men  des  Instituts  oder  für  dritte  Institute,  über  die
 Kunden  zur  Durchführung  von  eigenen  Transaktio-
 nen  eigenständig  verfügen  können;  §  154  Abs.  1  der
 Abgabenordnung bleibt unberührt.“

 6.  In  der  Zwischenüberschrift  vor  §  26  werden  die  Angabe
 „5a“  durch  die  Angabe  „5b“  und  in  der  Zwischenüber-
 schrift  vor  §  26a  die  Angabe  „5b“  durch  die  Angabe
 „5c“ ersetzt.

 7.  In  §  29  Abs.  2  Satz  1  wird  die  Angabe  „25a  Abs.  1
 Satz  6 Nr.  3“ durch die Angabe „25c bis 25h“ ersetzt.

 8.  §  53b Abs.  3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Auf  Zweigniederlassungen  im  Sinne  des  Absatzes  1
 Satz  1  und  2  sind  die  folgenden  Regelungen  entspre-
 chend  anzuwenden  mit  der  Maßgabe,  dass  eine  oder
 mehrere  Zweigniederlassungen  desselben  Unternehmens
 als  ein  Kreditinstitut,  E-Geld-Institut  oder  Finanzdienst-
 leistungsinstitut gelten:

 1.  die §§  3 und 6 Abs.  2,

 2.  §  11,  sofern  es  sich  um  ein  Einlagenkreditinstitut
 handelt,

 3.  die §§  14, 22 und 23,

 4.  §  23a,  sofern  es  sich  um  ein  Einlagenkreditinstitut
 oder Finanzdienstleistungsinstitut handelt,

 5.  §  24 Abs.  1 Nr.  5 und 7,

 6.  die §§  24b, 24c, 25, 25a Abs.  1 Satz 6 Nr.  2,

 7.  §  25c  Abs.  2,  soweit  es  sich  um  Anforderungen  an
 die  interne  Organisation  zur  Verhinderung  von  Geld-
 wäsche und Terrorismusfinanzierung handelt,

 8.  die  §§  25d  bis  25f,  §  25h,  die  §§  37,  39  bis  42,  §  43
 Abs.  2  und  3,  §  44  Abs.  1  und  6,  §  44a  Abs.  1  und  2
 sowie die §§  44c, 46 bis 49 und

 9.  §  17 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes.“
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9.  §  56 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  3  werden  nach  Nummer  7b  folgende  Num-
 mern 7c und 7d eingefügt:

 „7c.  entgegen  §  25h  Nr.  1  eine  Korrespondenzbezie-
 hung  oder  eine  sonstige  Geschäftsbeziehung
 mit  einer  Bank-Mantelgesellschaft  aufnimmt
 oder fortführt,

 7d.  entgegen  §  25h  Nr.  2  ein  Konto  errichtet  oder
 führt,“.

 b)  Folgender Absatz 4 wird eingefügt:

 „(4)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  gegen  die  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1781/2006  des  Europäischen  Par-
 laments  und  des  Rates  vom  15.  November  2006  über
 die  Übermittlung  von  Angaben  zum  Auftraggeber  bei
 Geldtransfers  (ABl.  EU  Nr.  L  345  S.  1)  verstößt,  in-
 dem er bei Geldtransfers vorsätzlich oder fahrlässig

 1.  entgegen  Artikel  5  Abs.  1  nicht  sicherstellt,  dass
 der  vollständige  Auftraggeberdatensatz  übermit-
 telt wird,

 2.  entgegen  Artikel  5  Abs.  2,  auch  in  Verbindung
 mit  Abs.  4,  eine  dort  genannte  Angabe  zum  Auf-
 traggeber  nicht oder nicht rechtzeitig überprüft,

 3.  entgegen  Artikel  7  Abs.  1  den  Auftraggeberdaten-
 satz  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  vollständig
 übermittelt,

 4.  entgegen  Artikel  8  Satz  2  nicht  über  ein  wirk-
 sames  Verfahren  zur  Feststellung  des  Fehlens  der
 dort genannten Angaben verfügt,

 5.  entgegen  Artikel  9  Abs.  1  Satz  1  den  Transferauf-
 trag  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  zurückweist  oder
 einen  vollständigen  Auftraggeberdatensatz  nicht
 oder nicht rechtzeitig anfordert,

 6.  entgegen  Artikel  11  oder  Artikel  13  Abs.  5  eine
 Angabe  zum  Auftraggeber  nicht  mindestens  fünf
 Jahre aufbewahrt, oder

 7.  entgegen  Artikel  12  nicht  dafür  sorgt,  dass  alle
 Angaben  zum  Auftraggeber,  die  bei  einem  Geld-
 transfer  übermittelt  werden,  bei  der  Weiterleitung
 erhalten bleiben.“

 c)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

 Artikel 4

 Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes

 Das  Versicherungsaufsichtsgesetz  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  17.  Dezember  1992  (BGBl.  1993  I
 S.  2),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom
 … (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  80b  wird  folgende  Zwischen-
 überschrift eingefügt:

 „4.  Vorkehrungen  zur  Verhinderung  von  Geldwä-
 sche und von Terrorismusfinanzierung“.

 b)  Nach  dem  neuen  Untertitel  4  werden  die  folgenden
 Angaben eingefügt:

 „§  80c  Verpflichtete Unternehmen

 §  80d  Interne Sicherungsmaßnahmen

 §  80e  Vereinfachte Sorgfaltspflichten

 §  80f  Vereinfachungen  bei  der  Durchführung  der
 Identifizierung“.

 2.  §  57 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „sowie  die  Ver-
 pflichtungen  nach  §  14  des  Geldwäschegesetzes“
 gestrichen.

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

 „(1a)  Bei  Versicherungsunternehmen  im  Sinne  des
 §  80c  hat  der  Prüfer  auch  zu  prüfen,  ob  diese  ihre
 Pflichten  nach  den  §§  80d  bis  80f  sowie  nach  dem
 Geldwäschegesetz  erfüllt  haben.  Über  die  Prüfung  ist
 gesondert zu berichten.“

 3.  Nach  §  80b  wird  nachfolgender  Unterabschnitt  einge-
 fügt:

 „4.  Vorkehrungen  zur  Verhinderung  von  Geldwäsche
 und von Terrorismusfinanzierung

 §  80c
 Verpflichtete Unternehmen

 Die  Vorschriften  dieses  Unterabschnitts  gelten  für  alle
 Versicherungsunternehmen,  soweit  sie  Geschäfte  betrei-
 ben,  die  unter  die  Richtlinie  2002/83/EG  des  Euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  November
 2002  über  Lebensversicherungen  fallen,  oder  soweit  sie
 Unfallversicherungsverträge  mit  Prämienrückgewähr  an-
 bieten.

 §  80d
 Interne Sicherungsmaßnahmen

 (1)  Versicherungsunternehmen  im  Sinne  von  §  80c
 haben  unbeschadet  der  in  §  9  Abs.  1  und  2  des  Geld-
 wäschegesetzes  aufgeführten  Pflichten  im  Rahmen  ihrer
 ordnungsgemäßen  Geschäftsorganisation  angemessene
 Systeme  zu  betreiben  und  zu  aktualisieren,  mittels  derer
 sie  in  der  Lage  sind,  Geschäftsbeziehungen  und  einzelne
 Transaktionen  zu  erkennen,  die  auf  Grund  des  öffentlich
 und  im  Versicherungsunternehmen  verfügbaren  Erfah-
 rungswissens  über  die  Methoden  der  Geldwäsche  und
 der  Terrorismusfinanzierung  als  zweifelhaft  oder  unge-
 wöhnlich  anzusehen  sind.  Liegen  solche  Sachverhalte
 vor,  ist  diesen  vor  dem  Hintergrund  der  laufenden  Ge-
 schäftsbeziehung  und  einzelner  Transaktionen  nachzu-
 gehen,  um  das  Risiko  der  jeweiligen  Geschäftsbeziehun-
 gen  und  Transaktionen  überwachen,  einschätzen  und  ge-
 gebenenfalls  das  Vorliegen  eines  Verdachtsfalls  prüfen
 zu  können.  Sofern  sich  Versicherungsunternehmen  hier-
 bei  Datenverarbeitungssystemen  bedienen,  dürfen  sie
 personenbezogene  Daten  erheben,  verarbeiten  und  nut-
 zen,  soweit  dies  zur  Erfüllung  dieser  Pflicht  erforderlich
 ist.

 (2)  Sofern  ein  Versicherungsunternehmen  im  Sinne
 von  §  80c  eine  Innenrevision  vorhält,  hat  diese  mindes-
 tens  einmal  jährlich  die  Einhaltung  der  Pflichten  im  Zu-
 sammenhang  mit  der  Verhinderung  der  Geldwäsche  und
 der  Terrorismusfinanzierung  zu  prüfen.  Ein  Bericht  über
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das  Ergebnis  der  Prüfung  ist  jeweils  der  Geschäftslei-
 tung,  dem  Geldwäschebeauftragten  sowie  der  Aufsichts-
 behörde vorzulegen.

 (3)  Versicherungsunternehmen  im  Sinne  von  §  80c
 haben  als  Mutterunternehmen  hinsichtlich  einer  Versi-
 cherungs-Holdinggesellschaft  im  Sinne  des  §  104a
 Abs.  2  Nr.  4,  einer  gemischten  Versicherungs-Holding-
 gesellschaft  im  Sinne  des  §  104a  Abs.  2  Nr.  5  oder
 §  104a  Nr.  3  oder  eines  Finanzkonglomerats  im  Sinne
 des  §  104k  Nr.  4  in  Bezug  auf  ihre  Niederlassungen  und
 mehrheitlich  in  ihrem  Eigentum  befindliche  Unterneh-
 men,  die  Verträge  im  Sinne  von  §  80c  anbieten,  gruppen-
 weite  interne  Sicherungsmaßnahmen  gemäß  Absatz  1
 und  §  9  des  Geldwäschegesetzes  zu  schaffen,  die  Einhal-
 tung  der  Sorgfaltspflichten  nach  den  §§  3,  5  und  6  des
 Geldwäschegesetzes  und  §  80e  sowie  der  Aufzeich-
 nungs-  und  Aufbewahrungspflicht  nach  §  8  des  Geld-
 wäschegesetzes  sicherzustellen,  soweit  dies  nach  dem
 Recht  des  Staates,  in  dem  die  Niederlassung  oder  das
 Unternehmen  ansässig  ist,  jeweils  zulässig  ist.  Verant-
 wortlich  für  die  ordnungsgemäße  Erfüllung  der  Pflichten
 nach  Satz  1  sind  die  Geschäftsleiter  im  Sinne  des  §  7a
 Abs.  1  Satz  4.  Soweit  die  nach  Satz  1  zu  treffenden  Maß-
 nahmen  in  einem  Drittstaat  nach  dem  Recht  des  betroffe-
 nen  Staates,  in  dem  das  Unternehmen  ansässig  ist,  nicht
 zulässig  sind,  hat  das  übergeordnete  Unternehmen  die
 Aufsichtsbehörde  hiervon  unverzüglich  zu  unterrichten
 und  zusätzliche  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  einem  er-
 höhten  Risiko  der  Geldwäsche  und  Terrorismusfinan-
 zierung  wirksam  zu  begegnen.  Für  den  Fall,  dass  am
 ausländischen  Sitz  einer  Niederlassung  oder  eines  Unter-
 nehmens  strengere  Pflichten  gelten,  sind  dort  diese  stren-
 geren Pflichten zu erfüllen.

 §  80e
 Vereinfachte Sorgfaltspflichten

 (1)  Soweit  die  Voraussetzungen  des  §  6  des  Geld-
 wäschegesetzes  nicht  vorliegen,  besteht  über  §  5  des
 Geldwäschegesetzes  hinaus  bei  Versicherungsunter-
 nehmen  im  Sinne  des  §  80c  ein  geringes  Risiko  der
 Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  in  folgen-
 den Fällen:

 1.  bei  Verträgen  im  Sinne  von  §  80c,  wenn  die  Höhe  der
 im  Laufe  des  Jahres  zu  zahlenden  periodischen  Prä-
 mien  1  000  Euro  nicht  übersteigt  oder  wenn  bei  Zah-
 lung  einer  einmaligen  Prämie  diese  nicht  mehr  als
 2  500 Euro beträgt;

 2.  bei  Versicherungspolicen  für  Rentenversicherungs-
 verträge,  die  weder  eine  Rückkaufklausel  enthalten
 noch als Sicherheit für ein Darlehen dienen können;

 3.  bei  Rentensystemen,  Pensionsplänen  oder  vergleich-
 baren  Systemen,  die  den  Arbeitnehmern  Altersver-
 sorgungsleistungen  zur  Verfügung  stellen,  wenn  die
 Beiträge  vom  Gehalt  abgezogen  werden  und  den  Be-
 günstigten  nicht  gestattet  ist,  ihre  Rechte  an  Dritte  zu
 übertragen;

 4.  in  sonstigen  Fällen,  soweit  folgende  Bedingungen  er-
 füllt sind:

 a)  der Vertrag liegt in Schriftform vor,

 b)  die  betreffenden  Transaktionen  werden  über  ein
 Konto  des  Kunden  bei  einem  Kreditinstitut  im
 Sinne  des  §  1  Abs.  1  des  Kreditwesengesetzes  mit
 Ausnahme  der  in  §  2  Abs.  1  Nr.  3  bis  8  des  Kre-
 ditwesengesetzes  genannten  Unternehmen,  bei  ei-
 nem  Kreditinstitut  in  einem  anderen  Mitgliedstaat
 der  Europäischen  Union,  bei  einer  im  Inland  gele-
 genen  Zweigstelle  oder  Zweigniederlassung  eines
 Kreditinstituts  mit  Sitz  im  Ausland  oder  über  ein
 in  einem  Drittstaat  ansässiges  Kreditinstitut  abge-
 wickelt,  für  das  der  Richtlinie  2005/60/EG  gleich-
 wertige Anforderungen gelten,

 c)  das  Produkt  oder  die  damit  zusammenhängende
 Transaktion  ist  nicht  anonym  und  ermöglicht  die
 rechtzeitige  Anwendung  von  §  3  Abs.  2  Nr.  3  des
 Geldwäschegesetzes,

 d)  im  Vertrag  wurde  ein  maximaler  Schwellenwert
 im Sinne des Satzes 1 Nr.  1 festgesetzt und

 e)  die  Leistungen  aus  dem  Vertrag  oder  der  damit
 zusammenhängenden  Transaktion  können  nicht
 zugunsten  Dritter  ausgezahlt  werden,  außer  bei
 Tod,  Behinderung,  Überschreiten  einer  bestimm-
 ten Altersgrenze oder in vergleichbaren Fällen;

 5.  bei  Produkten  oder  damit  zusammenhängenden
 Transaktionen,  bei  denen  in  Finanzanlagen  oder  An-
 sprüche,  wie  Versicherungen  oder  sonstige  Eventual-
 forderungen,  investiert  werden  kann,  sofern  über  die
 in Nummer 4 genannten Voraussetzungen hinaus

 a)  die  Leistungen  aus  dem  Produkt  oder  der  Trans-
 aktion nur langfristig auszahlbar sind,

 b)  das  Produkt  oder  die  Transaktion  nicht  als  Sicher-
 heit hinterlegt werden kann und

 c)  während  der  Laufzeit  keine  vorzeitigen  Zahlun-
 gen  geleistet  und  keine  Rückkaufsklauseln  in  An-
 spruch  genommen  werden  können  und  der  Ver-
 trag nicht vorzeitig gekündigt werden kann.

 (2)  Absatz  1  findet  keine  Anwendung,  wenn  einem
 Versicherungsunternehmen  im  Hinblick  auf  eine  kon-
 krete  Transaktion  oder  Geschäftsbeziehung  Informatio-
 nen  vorliegen,  die  darauf  schließen  lassen,  dass  das  Ri-
 siko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung
 nicht gering ist.

 §  80f
 Vereinfachungen bei der Durchführung

 der Identifizierung

 (1)  Die  Pflicht  zur  Identifizierung  des  Versicherungs-
 nehmers  gemäß  §  3  Abs.  1  Nr.  1  des  Geldwäschegeset-
 zes  gilt  abweichend  von  §  4  Abs.  3  des  Geldwäsche-
 gesetzes  als  erfüllt,  wenn  ein  Versicherungsnehmer  dem
 Versicherungsunternehmen  im  Sinne  des  §  80c  die  Be-
 fugnis  eingeräumt  hat,  die  Prämien  im  Wege  des  Last-
 schrifteinzugs  von  einem  Konto  des  Versicherungsneh-
 mers  bei  einem  Kreditinstitut  einzuziehen,  das  seinen
 Sitz  in  einem  Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union  hat.
 Ist  der  Einzug  einer  Prämie  von  dem  vom  Versiche-
 rungsnehmer  benannten  Konto  nicht  möglich,  hat  das
 Versicherungsunternehmen  die  Identifizierung  des  Versi-
 cherungsnehmers nachzuholen.
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(2)  Wird  in  einem  Versicherungsvertrag,  der  zur  be-
 trieblichen  Altersversorgung  auf  Grund  eines  Arbeitsver-
 trages  oder  einer  beruflichen  Tätigkeit  des  Versicherten
 abgeschlossen  wird,  vereinbart,  dass  die  Prämienzahlung
 über  ein  im  Vertrag  bezeichnetes  Konto  des  Versiche-
 rungsnehmers  erfolgen  soll,  gilt  die  Identifizierung  des
 Versicherungsnehmers  als  erfüllt,  wenn  das  Versiche-
 rungsunternehmen  feststellt,  dass  die  Prämienzahlung  tat-
 sächlich über das vereinbarte Konto erfolgt.

 (3)  Abweichend  von  §  4  Abs.  1  des  Geldwäschege-
 setzes  darf  ein  Versicherungsunternehmen  im  Sinne  des
 §  80c  die  Überprüfung  der  Identität  des  Bezugsberech-
 tigten  aus  dem  Versicherungsvertrag  auch  nach  Begrün-
 dung  der  Geschäftsbeziehung  vornehmen.  In  diesem  Fall
 muss  die  Überprüfung  spätestens  zu  dem  Zeitpunkt  ab-
 geschlossen  sein,  an  dem  die  Auszahlung  vorgenommen
 wird  oder  der  Bezugsberechtigte  seine  Rechte  aus  dem
 Versicherungsvertrag  in  Anspruch  zu  nehmen  beabsich-
 tigt.“

 4.  §  83 Abs.  5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Für  die  Fälle  der  Nummer  1  gilt  dies  nur  insoweit,  als
 es  für  die  Beurteilung  des  Geschäftsbetriebs  und  der  Ver-
 mögenslage  des  Versicherungsunternehmens  oder  der
 Erfüllung  der  Pflichten  nach  den  §§  80d  bis  80f  oder  den
 Vorschriften  des  Geldwäschegesetzes  durch  ein  Versi-
 cherungsunternehmen  im  Sinne  von  §  80c  bedeutsam
 ist.“

 Artikel 5

 Änderung des Zollverwaltungsgesetzes

 §  12a  des  Zollverwaltungsgesetzes  vom  21.  Dezember
 1992  (BGBl.  I  S.  2125,  1993  I  S.  2493),  das  zuletzt  durch
 Artikel  8  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  2007  (BGBl.  I
 S.  2897) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  Absatz  2  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  1  Abs.  4  des
 Geldwäschegesetzes“  durch  die  Angabe  „§  2  Abs.  1
 Nr.  1  bis  6  des  Geldwäschegesetzes  vom  …  (BGBl.  I
 S.  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum,  Seitenzahl  der
 Verkündung  und,  falls  abweichend,  Seitenzahl  der  Ver-
 kündung  von  Artikel  2  des  vorliegenden  Änderungs-
 gesetzes]) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

 2.  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  2  werden  nach  der  Angabe  „§  31b  Abs.  3“  die
 Wörter  „sowie  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienst-
 leistungsaufsicht“ eingefügt.

 b)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Übermittlung  personenbezogener  Daten  an  an-
 dere  Finanzbehörden  ist  zulässig,  soweit  ihre  Kennt-
 nis von Bedeutung sein kann zur Durchführung

 1.  eines Verwaltungsverfahrens in Steuersachen,

 2.  eines Strafverfahrens wegen einer Steuerstraftat,

 3.  eines  Bußgeldverfahrens  wegen  einer  Steuerord-
 nungswidrigkeit oder

 4.  eines  Verwaltungsverfahrens  wegen  unerlaubter
 Finanztransferdienstleistungen.“

 Artikel 6

 Änderung des Investmentgesetzes

 Das  Investmentgesetz  vom  15.  Dezember  2003  (BGBl.  I
 S.  2676),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom
 21.  Dezember  2007  (BGBl.  I  S.  3089),  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben.

 b)  In  Absatz  5  wird  nach  der  Angabe  „§  24c“  die  An-
 gabe „und die §§  25c bis 25h“ eingefügt.

 2.  §  99 Abs.  2 Satz 2 wird aufgehoben.

 Artikel 7

 Änderung des
 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes

 Das  Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz  vom  22.  April
 2002  (BGBl.  I  S.  1310),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  6  des
 Gesetzes  vom  21.  Dezember  2007  (BGBl.  I  S.  3089),  wird
 wie folgt geändert:

 1.  Nach §  14 Abs.  2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

 „Dabei  kann  von  §  15  des  Verwaltungskostengesetzes
 abgewichen werden.“

 2.  In  §  17b  Abs.  2  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  14  Abs.  2
 Satz  2“  durch  die  Angabe  „§  14  Abs.  2  Satz  2,  3“  ersetzt.

 Artikel 8

 Änderung der Verordnung über die Erhebung
 von Gebühren und die Umlegung von Kosten

 nach dem Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz

 In  der  Verordnung  über  die  Erhebung  von  Gebühren  und
 die  Umlegung  von  Kosten  nach  dem  Finanzdienstleistungs-
 aufsichtsgesetz  vom  29.  April  2002  (BGBl.  I  S.  1504,
 1847),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  7  des  Gesetzes  vom
 21.  Dezember  2007  (BGBl.  I  S.  3089),  werden  in  der  An-
 lage  (zu  §  2  Abs.  1)  die  Nummern  7.1  bis  7.3  durch  fol-
 gende Nummern ersetzt:

 Artikel 9

 Änderung der Monatsausweisverordnung

 In  §  5  Satz  1  Nr.  3  der  Monatsausweisverordnung  vom
 31.  Mai  1999  (BGBl.  I  S.  1080,  1330),  die  zuletzt  durch
 Artikel  3  Abs.  8  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  2000
 (BGBl.  I  S.  1857)  geändert  worden  ist,  wird  die  Angabe
 „des  §  2  des  Geldwäschegesetzes“  durch  die  Angabe  „von
 15  000 Euro“ ersetzt.

 „7.1  Anordnung  zur  Schaffung  von  internen  Siche-
 rungsmaßnahmen  im  Sinne  des  §  9  Abs.  2
 Nr.  2 GwG (§  9 Abs.  4 Satz 1 GwG)  250

 7.2  Anordnung  von  Sicherungsmaßnahmen,  die
 auf  Grund  der  institutsinternen  Risikosituation
 erforderlich sind (§  9 Abs.  4 Satz 2 GwG)  500“
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Artikel 10

 Änderung der Prüfungsberichtsverordnung

 Die  Prüfungsberichtsverordnung  vom  17.  Dezember
 1998  (BGBl.  I  S.  3690),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  …
 des Gesetzes vom (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  5  Abs.  1  Nr.  5  wird  die  Angabe  „§  14  Abs.  2  Nr.  1“
 durch die Angabe „§  9 Abs.  2 Nr.  1“ ersetzt.

 2.  §  17 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Angaben  „§  2  Abs.  1
 und  2  und  §  6“  durch  die  Angabe  „§  3  Abs.  2“,  die
 Wörter  „die  Feststellung  des  wirtschaftlich  Berech-
 tigten“  durch  die  Wörter  „die  Pflicht  zur  Abklärung
 und  gegebenenfalls  Identifizierung  des  wirtschaftlich
 Berechtigten“  und  die  Wörter  „erfüllt  worden  sind“
 durch die Wörter „erfüllt hat“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  Nr.  1  und  2  wird  jeweils  die  Angabe
 „§  14  Abs.  2  Nr.  1“  durch  die  Angabe  „§  9  Abs.  2
 Nr.  1“ ersetzt.

 c)  Absatz 2 Nr.  4 wird aufgehoben.

 d)  Absatz 2 Nr.  5 erhält die Nummer 4.

 Artikel 11

 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
 Gleichzeitig  tritt  das  Geldwäschegesetz  vom  25.  Oktober
 1993  (BGBl.  I  S.  1770),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  11
 des  Gesetzes  vom  15.  Dezember  2003  (BGBl.  I  S.  2676,
 2733), außer Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Ziel des Gesetzes

 Mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  werden  die  Richtlinie
 2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 26.  Oktober  2005  zur  Verhinderung  der  Nutzung  des  Finanz-
 systems  zum  Zwecke  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung  (im  folgenden:  Dritte  EG-Geldwäschericht-
 linie)  und  die  Richtlinie  2006/70/EG  der  Kommission  vom
 1.  August  2006  mit  Durchführungsbestimmungen  für  die
 Richtlinie  2005/60/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des
 Rates  hinsichtlich  der  Begriffsbestimmung  von  „politisch
 exponierten  Personen“  und  der  Festlegung  der  technischen
 Kriterien  für  vereinfachte  Sorgfaltspflichten  sowie  für  die
 Befreiung  in  Fällen,  in  denen  nur  gelegentlich  oder  in  sehr
 eingeschränktem  Umfang  Finanzgeschäfte  getätigt  werden
 (im folgenden: Durchführungsrichtlinie), umgesetzt.

 II.  Wesentlicher Inhalt

 Die  Umsetzung  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  und
 der  Durchführungsrichtlinie  erfolgt  gemäß  dem  Prinzip  der
 „Eins-zu-eins-Umsetzung“  durch  Neufassung  des  Gesetzes
 über  das  Aufspüren  von  Gewinnen  aus  schweren  Straftaten
 (Geldwäschegesetz  –  GwG),  durch  Änderungen  des  Geset-
 zes  über  das  Kreditwesen  (Kreditwesengesetz  –  KWG),  des
 Gesetzes  über  die  Beaufsichtigung  der  Versicherungsunter-
 nehmen  (Versicherungsaufsichtsgesetz  –  VAG),  durch  eine
 Anpassung  des  Straftatbestands  der  Geldwäsche  im  Straf-
 gesetzbuch  (StGB)  sowie  durch  Folgeänderungen  im  Zoll-
 verwaltungsgesetz  (ZollVG)  und  im  Investmentgesetz  (InvG).

 Darüber  hinaus  erfolgt  im  Finanzdienstleistungsaufsichts-
 gesetz  eine  redaktionelle  Klarstellung  zur  Gebührenerhe-
 bung  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht.
 Schließlich  sieht  der  Gesetzentwurf  Folgeänderungen  in  der
 Verordnung  über  die  Erhebung  von  Gebühren  und  die  Um-
 legung  von  Kosten  nach  dem  Finanzdienstleistungsauf-
 sichtsgesetz,  in  der  Monatsausweisverordnung  und  in  der
 Prüfungsberichtsverordnung vor.

 Abgesehen  von  der  durch  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtli-
 nie  vorgegebenen  Erstreckung  des  zur  Geldwäschebekämp-
 fung  entwickelten  Instrumentariums  auch  auf  die  Bekämp-
 fung  der  Terrorismusfinanzierung  steht  die  Einführung  der
 ebenfalls  von  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  vorgese-
 henen  flexibleren  Normierung  der  den  Verpflichteten  auf-
 erlegten  Sorgfaltspflichten  gegenüber  Kunden  (Customer
 Due  Diligence)  im  Vordergrund.  Grundlage  soll  dabei  ins-
 besondere  die  Risikoträchtigkeit  der  jeweiligen  Transaktion
 oder  Geschäftbeziehung  sein,  nach  der  allgemeine,  verein-
 fachte  oder  verstärkte  Sorgfaltspflichten  gegenüber  Ver-
 tragspartnern, Kunden und Mandanten zu beachten sind.

 Neufassung des Geldwäschegesetzes

 Durch  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  sind  die  EU-
 rechtlichen  Grundlagen  für  die  nationalen  Geldwäsche-
 gesetzgebungen  umstrukturiert  und  erweitert  worden.  Die
 Dritte  EU-Geldwäscherichtlinie  setzt  die  vorherigen  EU-
 Richtlinien  außer  Kraft  und  trifft  eine  neue  inhaltliche  Voll-

 regelung.  Den  umfangreichen  Änderungen  der  EU-recht-
 lichen  Vorgaben  folgend  ordnet  der  Gesetzentwurf  das  deut-
 sche  Geldwäscherecht  neu.  Das  bisherige  Geldwäschege-
 setz  wird  daher  durch  ein  neugefasstes  Geldwäschegesetz
 abgelöst.

 Dabei  werden  die  bei  der  Bekämpfung  der  Geldwäsche  be-
 währten  gesetzlichen  Regelungen  in  Übereinstimmung  mit
 den  internationalen  Standards  und  Forderungen  der  Finan-
 cial  Action  Task  Force  on  Money  Laundering  (FATF)  in
 noch  stärkerem  Umfang  auch  für  die  Bekämpfung  der  Ter-
 rorismusfinanzierung genutzt.

 Durch  eine  Klarstellung  des  Aufgabenbereiches  der  Zen-
 tralstelle  für  Verdachtsanzeigen  beim  Bundeskriminalamt
 (BKA)  wird  gewährleistet,  dass  die  Anzeigepflichtigen  auch
 zum  Bereich  der  Terrorismusfinanzierung  die  nötigen  Infor-
 mationen  erhalten,  damit  sie  Verdachtsfälle  als  solche  besser
 erkennen können.

 Die  Anzeigepflicht  in  Terrorismusfinanzierungsverdachts-
 fällen  wird  auf  alle  dem  Geldwäschegesetz  unterliegenden
 Unternehmen  und  Personen  dem  Grunde  nach  ausgedehnt.
 Zudem  werden  die  Pflichten  zu  unternehmensinternen  Si-
 cherungsmaßnahmen  vollständig  auf  den  Bereich  der  Terro-
 rismusfinanzierung erstreckt.

 Die  bestehenden  Sorgfaltspflichten  des  Geldwäschegesetzes
 werden  unter  Berücksichtigung  der  im  Jahr  2003  geschaffe-
 nen  Standards  der  FATF  stärker  als  bisher  an  einem  risiko-
 orientierten  Ansatz  ausgerichtet.  Dieser  Ansatz  trägt  auch
 den  Erfahrungen  der  Wirtschaft  mit  der  Umsetzung  der  frü-
 heren  FATF-Standards  Rechnung.  Ebenfalls  werden  neue
 Trends  und  Methoden  der  Geldwäsche  in  diesem  Ansatz
 stärker  berücksichtigt.  Hierdurch  wird  deutlich,  dass  die  Re-
 gelungen  gegen  Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung
 zum  unternehmensinternen  Risikomanagement  gehören.
 Der  risikoorientierte  Ansatz  verdeutlicht  auch,  dass  die  Ge-
 fahr  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  nicht
 bei  allen  Transaktionen  oder  Geschäften  gleich  hoch  ist.  Die
 Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie,  die  der  rechtlich  verbind-
 lichen  Umsetzung  der  genannten  FATF-Standards  dient,  ge-
 stattet  deshalb  Erleichterungen  bei  der  Erfüllung  von  Sorg-
 faltspflichten  gegenüber  Kunden,  wenn  die  in  Frage  stehen-
 den  Finanztransaktionen  nur  ein  geringes  Risiko  der  Geld-
 wäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  bergen.  Sie  sieht
 hingegen  verstärkte  Sorgfaltspflichten  gegenüber  Kunden
 für  Fallkonstellationen  vor,  bei  denen  ein  erhöhtes  Risiko
 für einen Missbrauch erkennbar wird.

 Zentrales  Anliegen  des  Gesetzentwurfs  ist  daher  die  Ausge-
 staltung  und  Ausbalancierung  von  allgemeinen,  vereinfach-
 ten  und  verstärkten  Sorgfaltspflichten  unter  Berücksich-
 tigung  des  Umstandes,  dass  die  Verpflichteten  trotz  unter-
 schiedlicher  Geschäftsstruktur  und  unterschiedlichem  Risi-
 koprofil  den  ihnen  obliegenden  Anforderungen  risikoadäquat
 und  praxisgerecht  unter  vernünftigem  Aufwand  nachkom-
 men können.

 Zur  Verhinderung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung  werden  darüber  hinaus  erhöhte  Integritäts-  und
 Transparenzstandards  formuliert.  Die  Dritte  EG-Geldwä-
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scherichtlinie  sieht  hierzu  vor,  dass  die  EU-Mitgliedstaaten
 geeignete  Maßnahmen  zur  Verhinderung  der  rechtswidrigen
 Nutzung  von  juristischen  Personen,  Personengesellschaften
 und  sonstigen  Rechtsgestaltungen  durch  Geldwäscher  oder
 Terrorismusfinanziers  treffen  sollen.  Dabei  ist  insbesondere
 dafür  zu  sorgen,  dass  sowohl  über  den  so  genannten  wirt-
 schaftlich  Berechtigten,  das  heißt  diejenige  natürliche  Per-
 son,  in  deren  Eigentum  oder  unter  deren  Kontrolle  der  Ver-
 tragspartner  letztlich  steht,  oder  die  natürliche  Person,  auf
 deren  Veranlassung  eine  Transaktion  letztlich  durchgeführt
 oder  eine  Geschäftsbeziehung  letztlich  begründet  wird,  als
 auch  über  die  Eigentums-  und  Kontrollstruktur  des  Vertrags-
 partners  sachgerechte,  zutreffende  und  aktuelle  Informa-
 tionen  vorliegen,  die  den  nach  dem  Geldwäschegesetz  Ver-
 pflichteten  die  für  die  Schaffung  effizienter  interner  Siche-
 rungsmaßnahmen  notwendige  Transparenz  der  Geschäfts-
 struktur  verschaffen  und  die  auch  von  den  zuständigen
 Behörden  zeitnah  erlangt  oder  abgerufen  werden  können.
 Zur  Umsetzung  wird  im  Geldwäschegesetz  im  Rahmen  der
 Identifizierungspflichten  für  juristische  Personen,  Personen-
 gesellschaften  und  sonstige  Rechtsgestaltungen  der  Begriff
 des wirtschaftlich Berechtigten aufgenommen.

 Änderung des Kreditwesengesetzes

 Ein  zentrales  Anliegen  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 ist  die  Sicherstellung  der  Solidität,  Integrität  und  Stabilität
 der  Kredit-  und  Finanzdienstleistungsinstitute  sowie  des
 Vertrauens  in  das  Finanzsystem  insgesamt.  Es  sollen  Risi-
 ken  und  Schäden  verhindert  werden,  die  durch  den  Miss-
 brauch  des  Finanzsystems  für  Zwecke  der  Geldwäsche  oder
 der  Terrorismusfinanzierung  entstehen  können  (vgl.  Erwä-
 gungsgründe  1,  2  und  8  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie).  Jeder  Geldwäschefall,  der  publik  und  damit  zum  Me-
 dienereignis  oder  zum  Objekt  staatsanwaltschaftlicher  bzw.
 bankaufsichtlicher  Untersuchungen  wird,  kann  erfahrungs-
 gemäß  für  das  betroffene  Institut  neben  dem  allgemeinen
 Vertrauens-  und  Imageschaden  –  etwa  durch  den  Abzug  von
 Kundeneinlagen  und  durch  die  Einziehung  von  Vermögens-
 werten  –  auch  infolge  des  drohenden  Reputationsverlustes
 einen materiellen Schaden zur Folge haben.

 Die  von  den  Kredit-  und  Finanzdienstleistungsinstituten  an-
 gebotenen  Produkte  und  Dienstleistungen  sind  erfahrungs-
 gemäß  in  besonderem  Maße  für  kriminelle  Personen  als
 Mittel  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung
 attraktiv,  da  diese  Institute  auf  Grund  ihrer  Rolle  als  Kapi-
 talsammelstellen  und  ihrer  Stellung  im  Zahlungsverkehr  zur
 Verschleierung  der  illegalen  Herkunft  von  Vermögensge-
 genständen  in  besonderem  Maße  missbraucht  werden  kön-
 nen.  Andererseits  unterliegen  Kredit-  und  Finanzdienstleis-
 tungsinstitute  einer  umfassenden  behördlichen  Aufsicht
 durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

 Auf  Grund  der  in  der  Praxis  bewährten  internen  Sicherungs-
 maßnahmen  gegen  Geldwäsche,  die  Schnittstellen  zu  dem
 aufsichtsrechtlich  geforderten  Risikomanagement  eines  Ins-
 tituts  zur  Verhinderung  von  Solvenzrisiken  aufweisen,  sind
 Institute  mit  dem  risikoorientierten  Ansatz  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie  bereits  in  der  Praxis  vertraut.  Dies
 versetzt  Institute  besser  in  die  Lage,  Sachverhalte  mit  nied-
 rigem  Risikopotential  von  normalen  und  hohen  Risiko-
 kategorien  in  den  Geschäftsabläufen  zu  unterscheiden.  Für
 die  nach  dem  Kreditwesengesetz  verpflichteten  Kredit-  und

 Finanzdienstleistungsinstitute  werden  deshalb  spezielle  Re-
 gelungen  geschaffen,  welche  auf  dem  erreichten  Standard
 bei  der  Schaffung  interner  Risikomodelle  auch  im  Bereich
 der  Prävention  von  Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzie-
 rung  aufbauen  und  die  Pflichten  nach  dem  Geldwäsche-
 gesetz  auf  der  Basis  ihrer  Geschäftsstruktur  und  ihres  Risi-
 komanagements konkretisieren.

 Für  Kredit-  und  Finanzdienstleistungsinstitute  sehen  die
 §§  25c  bis  25h  KWG-neu  besondere  Regelungen  vor,  wel-
 che  die  allgemeinen  Pflichten  nach  dem  Geldwäschegesetz
 konkretisieren und ergänzen.

 Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes

 Soweit  Versicherungsunternehmen  Geschäfte  betreiben,  die
 unter  die  Richtlinie  2002/83/EG  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  vom  5.  November  2002  über  Lebens-
 versicherungen  fallen,  oder  Unfallversicherungsverträge  mit
 Prämienrückgewähr  anbieten,  sind  diese  Aktivitäten  –  im
 Vergleich  zu  den  Produkten  und  Transaktionen  von  Nicht-
 finanzunternehmen  –  ebenfalls  in  besonderem  Maße  für  kri-
 minelle  Personen  als  Mittel  der  Geldwäsche  oder  Terroris-
 musfinanzierung  attraktiv.  Nach  den  Feststellungen  der  FATF
 sind  speziell  diese  Produkte  zur  Verschleierung  der  illegalen
 Herkunft von Vermögensgegenständen besonders geeignet.

 Deshalb  sind  Versicherungsunternehmen,  soweit  sie  Ge-
 schäfte  betreiben,  die  unter  die  Richtlinie  2002/83/EG  fal-
 len,  oder  Unfallversicherungsverträge  mit  Prämienrückge-
 währ  anbieten,  gemäß  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 zur  Prävention  von  Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzie-
 rung  verpflichtet.  Für  diese  Unternehmen  sehen  die  §§  80c
 bis  80f  des  VAG-neu  besondere  Regelungen  vor,  welche  die
 allgemeinen  Pflichten  nach  dem  Geldwäschegesetz  im  Hin-
 blick  auf  die  vorgenannten  Geschäfte  konkretisieren  und  er-
 gänzen.

 III.  Alternativen,  Folgen  und  Auswirkungen  des  Gesetzes

 1. Alternativen

 Keine

 2. Folgen und Auswirkungen

 Das  Gesetz  wird  die  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der
 Finanzierung  des  Terrorismus  stärken  und  damit  die  Innere
 Sicherheit erhöhen.

 Eine Befristung des Gesetzes ist nicht möglich.

 3. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgenabschätzung

 Gleichstellungspolitische  Folgen  hat  der  Gesetzentwurf
 nicht.

 IV.  Gesetzgebungskompetenz des Bundes

 Für  die  Änderung  des  Geldwäschegesetzes  folgt  die  Gesetz-
 gebungskompetenz  des  Bundes  aus  Artikel  74  Abs.  1  Nr.  11
 sowie  aus  Artikel  73  Abs.  1  Nr.  10  Buchstabe  a  in  Verbin-
 dung mit Artikel 87 Abs.  1 Satz 2 des Grundgesetzes (GG).

 Für  die  Änderung  des  Kreditwesengesetzes  und  des  Ver-
 sicherungsaufsichtsgesetzes  ergibt  sich  die  Gesetzgebungs-
 kompetenz des Bundes aus Artikel 74 Abs.  1 Nr.  11 GG.
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Für  die  Gegenstände  der  konkurrierenden  Gesetzgebung  hat
 der  Bund  nach  Artikel  72  Abs.  2  GG  das  Gesetzgebungs-
 recht,  da  die  Regelungen  zur  Wahrung  der  Rechts-  und
 Wirtschaftseinheit  im  gesamtstaatlichen  Interesse  erforder-
 lich  sind.  Die  Wertung  des  geltenden  Rechts,  dass  ange-
 sichts  der  internationalen  und  zugleich  innerstaatlich  länder-
 übergreifenden  Dimension  des  Terrorismus  eine  effektive
 Bekämpfung  der  Terrorismusfinanzierung  nur  durch  bun-
 deseinheitliche  Anzeigepflichten  hinreichend  zu  gewähr-
 leisten  ist,  gilt  ebenso  für  die  vorgesehene  Erstreckung  der
 Regelungen  auf  weitere  Berufsgruppen  und  für  die  vorge-
 sehene  Ausdehnung  der  Verpflichtung  zu  internen  Miss-
 brauchsvorkehrungen  von  der  Geldwäschebekämpfung  auf
 die Terrorismusfinanzierungsbekämpfung.

 V.  Auswirkungen des Gesetzes auf die Einnahmen und
 Ausgaben der öffentlichen Haushalte, Kosten für die
 Wirtschaftsunternehmen  und  Auswirkungen  auf  das
 Preisniveau

 Auswirkungen  des  Gesetzes  auf  die  Einnahmen  und  Ausga-
 ben der öffentlichen Haushalte sind nicht zu erwarten.

 Die  geänderten  Informations-  und  Aufzeichnungspflichten
 verursachen  im  Bereich  der  Wirtschaft  Mehrkosten,  die  im
 Folgeabschnitt  zu  den  Bürokratiekosten  dargestellt  sind.  Es
 ist  zu  erwarten,  dass  die  betroffenen  Unternehmen  diese
 Mehrkosten  bei  ihrer  Preisgestaltung  einkalkulieren  und  so-
 mit an die Kunden weitergeben werden.

 Auf  der  anderen  Seite  werden  insbesondere  dadurch,  dass
 der  Kreis  der  nach  dem  Geldwäschegesetz  Verpflichteten  im
 Bereich  der  Gewerbetreibenden  auf  Personen,  die  gewerb-
 lich  mit  Gütern  handeln,  beschränkt  wird,  dass  –  abgesehen
 vom  Bereich  der  Kredit-  und  Finanzdienstleistungsinstitute
 und  der  Versicherungsunternehmen  –  die  Pflicht  entfällt,
 einen  Geldwäschebeauftragten  zu  bestellen,  und  dass  die
 Frist  für  die  Aufbewahrung  von  Aufzeichnungen  von  der-
 zeit  sechs  auf  die  von  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 vorgesehene  Mindestfrist  von  fünf  Jahren  abgesenkt  wird,
 Kosten im Bereich der Wirtschaft eingespart.

 Einzelpreisanpassungen  sind  vor  diesem  Hintergrund  nicht
 auszuschließen.  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau  sind  in
 diesem Zusammenhang aber nicht zu erwarten.

 Darüber  hinaus  entstehen  für  die  Wirtschaft,  insbesondere
 mittelständische  Unternehmen,  keine  Kosten.  Weitere  Aus-
 wirkungen  des  Gesetzes  auf  Einzelpreise,  das  allgemeine
 Preisniveau  und  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau
 sind nicht zu erwarten.

 VI.  Bürokratiekosten

 1. Vorbemerkung

 Nach  §  2  Abs.  1  Satz  2  des  Gesetzes  zur  Einsetzung  eines
 Nationalen  Normenkontrollrates  ist  eine  Informationspflicht
 die  auf  Grund  von  Gesetz,  Rechtsverordnung,  Satzung  oder
 Verwaltungsvorschrift  bestehende  Verpflichtung,  Daten  und
 sonstige  Informationen  für  Behörden  oder  Dritte  zu  be-
 schaffen,  verfügbar  zu  halten  oder  zu  übermitteln.  Andere
 durch  Gesetz,  Rechtsverordnung,  Satzung  oder  Verwal-
 tungsvorschrift entstehende Kosten sind nicht umfasst.

 Bei  der  Ermittlung  der  durch  die  Einführung  oder  Änderung
 einer  Informationspflicht  verursachten  Kosten  ist  aus-

 schließlich  die  durch  die  Einführung  bzw.  Änderung  verur-
 sachte Kostenänderung zu berücksichtigen.

 Soweit  durch  diesen  Gesetzentwurf  Informationspflichten
 geändert  oder  neu  begründet  werden  sollen,  beruht  dies  auf
 den  Vorgaben  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  und  der
 hierzu  erlassenen  Durchführungsrichtlinie,  die  durch  den
 Gesetzgeber  mit  nur  geringem  Regelungsspielraum  in  natio-
 nales  Recht  umzusetzen  sind.  Zur  Regelung  besonders  risi-
 koträchtiger  Bereiche,  die  sich  aus  nationalen  Besonderhei-
 ten  ergeben,  sieht  dieses  Gesetz  in  Einzelfällen  ergänzende
 Vorschriften  vor,  um  eine  den  Regelungszielen  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  genügende  Geldwäschepräven-
 tion in Deutschland sicherzustellen.

 Dieser  Gesetzentwurf  enthält  im  Übrigen  in  §  5  Abs.  4  und
 §  6  Abs.  3  GwG-neu  Verordnungsermächtigungen  zur  wei-
 teren  Regelung  der  in  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 vorgesehenen  vereinfachten  und  verstärkten  Sorgfaltspflich-
 ten.  Eine  Erweiterung  des  Anwendungsbereiches  der  ver-
 einfachten  Sorgfaltspflichten  ist  durch  die  Verminderung
 der  staatlichen  Vorgaben  an  die  Verpflichteten  des  neuen
 Geldwäschegesetzes  besonders  geeignet,  zur  Reduzierung
 von  Bürokratiekosten  beizutragen.  Der  Vermeidung  neuer
 Informationspflichten  und  daraus  resultierender  Bürokra-
 tiekosten  wird  daher  bei  der  inhaltlichen  Ausgestaltung  der
 Rechtsverordnungen besonderes Gewicht zukommen.

 Die  nachfolgenden  Angaben  zu  den  Bürokratiekosten  dieses
 Gesetzentwurfs  stellen  auf  Grund  der  Vielschichtigkeit  der
 gesetzlichen  Verpflichtungen,  der  unterschiedlichen  rechtli-
 chen  und  organisatorischen  Ausgestaltung  der  Verpflichte-
 ten  sowie  vielfach  mangels  belastbaren  Zahlenmaterials
 (insbesondere  im  Bereich  der  neu  begründeten  Informa-
 tionspflichten)  eine  bestmögliche,  aber  dennoch  zum  Teil
 grobe  Abschätzung  der  durch  dieses  Gesetz  zu  erwartenden
 zusätzlichen  Bürokratiekosten  dar.  Die  Erkenntnisse  der  be-
 gonnenen  Bürokratiekostenmessung  zum  geltenden  Geld-
 wäschegesetz wurden bei der Abschätzung berücksichtigt.

 2. Bürokratiekosten für die Wirtschaft

 Der  Gesetzentwurf  enthält  sechs  neue  Informationspflichten
 für  die  Wirtschaft.  Sechs  bestehende  Informationspflichten
 für die Wirtschaft werden geändert.

 Im  Rahmen  einer  Ex-ante-Schätzung  ist  durch  diesen  Ge-
 setzentwurf  eine  Mehrbelastung  der  Wirtschaft  von  195  022
 Euro zu erwarten.

 a)  Bürokratiekosten infolge geänderter Informations-
 pflichten

 (1)  Nach  §  8  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  4  Abs.  3,  4
 und  5,  §  3  Abs.  1  und  2  Satz  1  Nr.  1  GwG-neu  besteht  eine
 Pflicht  zur  Aufzeichnung  der  im  Rahmen  der  Identifizie-
 rung  bei  Begründung  einer  Geschäftsbeziehung  unter  Be-
 rücksichtigung  der  allgemeinen  Sorgfaltspflichten  erhobe-
 nen Daten.

 Diese  Pflicht  besteht  für  die  meisten  der  Verpflichteten  be-
 reits  jetzt  nach  §  9  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  2  Abs.  1,  §  3
 Abs.  1  und  §  4  Abs.  1  GwG  geltender  Fassung.  Sonstige
 Gewerbetreibende  sind  von  dieser  Pflicht  weiterhin  nicht
 erfasst.
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Gegenüber  der  derzeitigen  Rechtslage  wird  entsprechend
 den  Vorgaben  des  Artikels  7  Buchstabe  a  und  des  Artikels  2
 Abs.  1  Nr.  3  Buchstabe  c  in  Verbindung  mit  Artikel  3  Nr.  7
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  auch  den  nach  §  2
 Abs.  1  Nr.  9  GwG-neu  in  den  Anwendungsbereich  einbe-
 zogenen  Dienstleistern  und  Treuhändern  die  Pflicht  zur
 Aufzeichnung  der  im  Rahmen  der  Identifizierung  bei  Be-
 gründung  einer  Geschäftsbeziehung  erhobenen  Daten  auf-
 erlegt.  Zudem  werden  auf  Grund  der  Richtlinienvorgabe  in
 Artikel  3  Nr.  2  Buchstabe  e  ca.  3  000  ungebundene  Ver-
 sicherungsvertreter  erstmals  durch  die  o.  g.  Informations-
 pflicht  erfasst.  In  Bezug  auf  Versicherungsmakler,  die  be-
 reits  nach  bisheriger  Rechtslage  zu  einer  schwellenwertun-
 abhängigen  Identifizierung  verpflichtet  waren  (§  1  Abs.  4
 Satz  2  in  Verbindung  mit  §  2  Abs.  1  GwG),  wird  durch  das
 neue  Geldwäschegesetz  keine  neue  Informationspflicht  be-
 gründet.

 Durch  die  Änderung  dieser  Informationspflicht  entstehen
 schätzungsweise  zusätzliche  Kosten  in  Höhe  von  4  032  600
 Euro.

 Der  Berechnung  wurden  neben  den  rund  3  000  ungebun-
 denen  Versicherungsvertretern  eine  geschätzte  Zahl  von  500
 neu  erfassten  Dienstleistern  und  Treuhändern  bei  einer  ge-
 schätzten  durchschnittlichen  Geschäftsbegründungsquote
 von  50  Fällen  im  Jahr  je  Dienstleister  und  Treuhänder  bzw.
 100  Fällen  im  Jahr  je  ungebundenem  Versicherungsvertreter
 und  eine  zur  Erfüllung  der  Informationspflicht  erforderliche
 Arbeitsdauer  von  0,33  Stunden  (=  20  Minuten)  bei  einem
 Stundensatz  von  37,60  Euro  (durchschnittlicher  Lohnkos-
 tensatz  des  Kredit-  und  Versicherungsgewerbes  bei  mittle-
 rem Qualifikationsniveau) zugrunde gelegt.

 [Berechnung:  (500  ×  50  +  3  000  ×  100)  ×  0,33  ×  37,60  Euro
 = 4  032  600 Euro]

 (2)  Nach  §  8  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  4  Abs.  3,  4
 und  5,  §  3  Abs.  1  und  2  Satz  1  Nr.  2  GwG-neu  besteht  eine
 Pflicht  zur  Aufzeichnung  der  anlässlich  einer  Identifizie-
 rung  bei  Durchführung  einer  außerhalb  einer  bestehenden
 Geschäftsbeziehung  erfolgenden  Transaktion  von  15  000
 Euro  oder  mehr  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen
 Sorgfaltspflichten erhobenen Daten.

 Diese  Pflicht  besteht  im  Falle  von  Bargeschäften  für  die
 meisten  der  Verpflichteten  bereits  jetzt  nach  §  2  Abs.  2,  §  3
 Abs.  1  Satz  1  und  2  GwG  geltender  Fassung,  wobei  bei  den
 sonstigen  Gewerbetreibenden  zukünftig  nur  noch  Personen,
 die  gewerblich  mit  Gütern  handeln,  zu  den  Verpflichteten
 des  neuen  Geldwäschegesetzes  zählen.  Für  die  nach  bisheri-
 ger  Rechtslage  verpflichteten  Vermögensverwalter  und  zur
 Entgegennahme  von  Bargeld  Beauftragten  wird  die  Identi-
 fizierungspflicht,  soweit  dieser  Adressatenkreis  nicht  schon
 dem  Kreditwesengesetz  unterfällt,  vollständig  aufgehoben.
 Insgesamt  verringert  sich  hierdurch  der  Kreis  der  der  Infor-
 mationspflicht  unterliegenden  Personen.  Von  den  Regelun-
 gen  des  neuen  Geldwäschegesetzes  werden  im  Vergleich
 zur  bisherigen  Rechtslage  aber  auch  die  nach  §  2  Abs.  1
 Nr.  9  GwG-neu  verpflichteten  Dienstleister  und  Treuhänder
 erfasst,  um  die  Vorgaben  des  Artikels  7  Buchstabe  b  und  des
 Artikels  2  Abs.  1  Nr.  3  Buchstabe  c  in  Verbindung  mit  Arti-
 kel  3  Nr.  7  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  zu  erfüllen.
 Zudem  wird  für  ca.  3  000  ungebundene  Versicherungsver-
 mittler  die  o.  g.  Informationspflicht  über  die  nach  bisheriger
 Rechtslage  erfassten  Bargeschäfte  hinaus  (§  3  Abs.  1  Satz  2

 GwG)  generell  auf  Transaktionen  ab  einem  Schwellenwert
 von 15  000 Euro ausgedehnt.

 Bezüglich  der  Verpflichteten  nach  §  2  Abs.  1  Nr.  1  (Kredit-
 institute)  und  Nr.  2  (Finanzdienstleistungsinstitute)  GwG-
 neu  ist  zudem  die  Sonderregelung  des  §  25f  Abs.  3  KWG-
 neu  zu  berücksichtigen,  die  eine  Identifizierungspflicht  bei
 der  Entgegennahme  von  Bargeld  zum  Zwecke  des  Sorten-
 tauschs  oder  im  Rahmen  der  Erfüllung  eines  Zahlungsauf-
 trags  im  Finanztransfergeschäft  unabhängig  von  etwaigen
 Schwellenbeträgen  statuiert,  wobei  von  dieser  Pflicht  das
 Zahlscheingeschäft  der  Kreditinstitute  ausgenommen  wird,
 soweit  die  Zahlung  auf  ein  Konto  im  Sinne  des  §  154  der
 Abgabenordnung  (AO)  eines  Empfängers  im  Inland  über-
 wiesen  wird.  Nachdem  Kredit-  und  Finanzdienstleistungs-
 institute  derartige  Bargeschäfte  ganz  überwiegend  nur  für
 Eigenkunden  tätigen,  werden  auf  Grund  der  Ausnahmerege-
 lung  lediglich  ca.  5  Prozent  aller  Transaktionen  im  Rege-
 lungsbereich  des  §  25f  Abs.  3  KWG-neu  (ca.  10  000  Fälle
 pro Jahr) von der Informationspflicht erfasst.

 Bei  der  Abschätzung  der  Neubelastung  wurde  für  die  ca.
 500  Dienstleister  und  Treuhänder  und  die  ca.  3  000  unge-
 bundenen  Versicherungsvermittler  von  einem  Fall  pro  Jahr
 ausgegangen.

 [Berechnung:  (3  000  +  500)  ×  1  +  10  000  ×  0,33  ×  37,60
 Euro = 167  508 Euro]

 Insgesamt  ist  trotz  der  Einbeziehung  neuer  Verpflichteter  in
 die  Informationspflicht  und  der  Sonderregelung  des  §  25f
 Abs.  3  KWG-neu  auf  Grund  der  Verkleinerung  des  Ver-
 pflichtetenkreises  jedoch  von  einer  kostenneutralen  Rege-
 lung für die Wirtschaft auszugehen.

 (3)  Nach  §  8  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  4  Abs.  3,  4  und  5,
 §  3  Abs.  1  und  2  Satz  1  Nr.  3  GwG-neu  besteht  eine  Pflicht
 zur  Aufzeichnung  der  im  Rahmen  der  Identifizierung  bei
 Verdacht  der  Geldwäsche  nach  §  261  StGB  oder  der  Terro-
 rismusfinanzierung  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen
 Sorgfaltspflichten erhobenen Daten.

 Diese  Pflicht  besteht  nach  §  6  GwG  geltender  Fassung
 bereits  für  alle  bislang  vom  Geldwäschegesetz  erfassten
 Verpflichteten,  wobei  bei  den  sonstigen  Gewerbetreibenden
 zukünftig  nur  noch  Personen,  die  gewerblich  mit  Gütern
 handeln,  zu  den  Verpflichteten  des  neuen  Geldwäschegeset-
 zes  zählen.  Für  die  nach  bisheriger  Rechtslage  verpflichte-
 ten  Vermögensverwalter  und  zur  Entgegennahme  von  Bar-
 geld  Beauftragten  wird,  soweit  dieser  Adressatenkreis  nicht
 schon  dem  Kreditwesengesetz  unterfällt,  die  Identifizie-
 rungspflicht  vollständig  aufgehoben.  Insgesamt  verringert
 sich  hierdurch  der  Kreis  der  der  Informationspflicht  unter-
 liegenden Personen.

 Gegenüber  der  derzeitigen  Rechtslage  wird  entsprechend
 den  Vorgaben  des  Artikels  7  Buchstabe  c  und  des  Artikels  2
 Abs.  1  Nr.  3  Buchstabe  c  in  Verbindung  mit  Artikel  3  Nr.  7
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  auch  den  nach  §  2
 Abs.  1  Nr.  9  GwG-neu  in  den  Anwendungsbereich  einbezo-
 genen  Dienstleistern  und  Treuhändern  die  Pflicht  zur  Auf-
 zeichnung  der  im  Rahmen  der  Identifizierung  bei  Verdacht
 der  Geldwäsche  nach  §  261  StGB  oder  der  Terrorismus-
 finanzierung  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Sorg-
 faltspflichten  erhobenen  Daten  auferlegt.  Zudem  werden
 auf  Grund  der  Vorgabe  in  Artikel  3  Nr.  2  Buchstabe  e  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  nunmehr  ca.  3  000  unge-
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bundene  Versicherungsvertreter  durch  das  neue  Geldwäsche-
 gesetz erfasst.

 Durch  die  Änderung  der  Informationspflicht  ist  auf  Grund
 der  Verkleinerung  der  Gesamtzahl  der  Verpflichteten  eine
 Einsparung  von  Bürokratiekosten  zu  erwarten,  die  auf
 Grund  der  Überschneidung  der  einzelnen  Informations-
 pflichten  und  mangels  belastbarer  Angaben  über  die  Anzahl
 der  nicht  mehr  erfassten  Angehörigen  des  Dienstleistungs-
 gewerbes jedoch nicht konkret beziffert werden kann.

 (4)  Nach  §  3  Abs.  3  in  Verbindung  mit  §  8  Abs.  1,  §  4
 Abs.  3  und  4,  §  3  Abs.  1  und  2  GwG-neu  sind  Spielbanken
 (Verpflichtete  nach  §  2  Abs.  1  Nr.  11  GwG-neu)  zur  Auf-
 zeichnung  der  im  Rahmen  der  Identifizierung  erhobenen
 Daten  verpflichtet,  wenn  sie  Spielmarken  im  Wert  von
 2  000  Euro  oder  mehr  kaufen  oder  verkaufen.  Nach  dem
 bisherigen  §  3  Abs.  1  Satz  1  Nr.  4  GwG  bestand  diese
 Pflicht  bereits  beim  Kauf  oder  Verkauf  von  Spielmarken  im
 Wert  von  1  000  Euro.  Die  Bundesregierung  hat  insoweit
 von  der  durch  Artikel  10  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  eingeräumten  Entlastungsmöglichkeit  Ge-
 brauch  gemacht  und  die  staatlichen  Anforderungen  an  Spiel-
 banken  durch  Verdoppelung  des  Schwellenbetrags  deutlich
 reduziert.

 Hierdurch  werden  Bürokratiekosten  in  Höhe  von  rund
 4  199  800 Euro eingespart.

 Bei  der  Berechnung  wurde  davon  ausgegangen,  dass  nach
 der  Neuregelung  in  geschätzten  1  840  000  Fällen  eine  Auf-
 zeichnungspflicht  für  Spielbanken  nicht  mehr  besteht.  Als
 durchschnittliche  Arbeitsdauer  zur  Erfüllung  der  Informa-
 tionspflicht  wurden  0,083  Stunden  (=  5  Minuten)  angesetzt,
 wobei  ein  Stundensatz  von  27,50  Euro  (Stundensatz  für  die
 Erbringung  sonstiger  Dienstleistungen  bei  mittlerem  Quali-
 fikationsniveau) herangezogen wurde.

 [Berechnung:  1  840  000  ×  0,083  ×  27,50  Euro  =  4  199  800
 Euro]

 (5)  Nach  §  8  Abs.  3  GwG-neu  besteht  die  Verpflichtung
 zur  mindestens  fünfjährigen  Aufbewahrung  der  nach  §  8
 Abs.  1  aufgezeichneten  Daten.  Die  Aufbewahrungspflicht
 wurde  unter  Anlehnung  an  die  Mindestvoraussetzungen  des
 Artikels  30  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  gegenüber
 dem  geltenden  Recht  dahingehend  erleichtert,  dass  Ver-
 pflichtete,  die  nicht  nach  anderen  gesetzlichen  Vorschriften
 ohnehin  einer  längeren  Aufbewahrungspflicht  unterliegen,
 die  Daten  nur  noch  fünf  und  nicht  mehr  sechs  Jahre  aufzu-
 bewahren  haben.  Die  Aufbewahrungspflicht  trifft  nunmehr
 aber  auch  die  neuen  Verpflichteten  nach  §  2  Nr.  5  (ungebun-
 dene  Versicherungsvertreter)  und  Nr.  9  GwG-neu  (Dienst-
 leister  und  Treuhänder)  und  wurde  neben  den  bereits  nach
 bisheriger  Rechtslage  erfassten  Kundendaten  auf  sonstige
 Belege  und  Aufzeichnungen  über  Geschäftsbeziehungen
 und Transaktionen erweitert.

 Durch  die  Änderung  der  Informationspflicht  werden  voraus-
 sichtlich  keine  Neukosten  für  die  Wirtschaft  verursacht.  Bei
 einer  Gesamtbetrachtung  werden  die  durch  die  Erweiterung
 der  Verpflichtungen  (neue  Verpflichtete;  Aufbewahrungs-
 pflicht  auch  für  sonstige  Belege  und  Aufzeichnungen)  verur-
 sachten  Kosten  durch  die  bürokratische  Erleichterung  (Re-
 duzierung  der  Mindestaufbewahrungsfrist  auf  fünf  Jahre)
 kompensiert.

 (6)  Nach  §  11  Abs.  1  GwG-neu  besteht  für  alle  Verpflich-
 teten  eine  Anzeigepflicht  bei  Verdacht  auf  Geldwäsche  nach
 §  261  StGB  oder  bei  Verdacht  der  Terrorismusfinanzierung.
 Nach  §  11  GwG  bisheriger  Fassung  sind  bislang  zwar  alle
 Verpflichteten  zur  Anzeigenerstattung  bei  Geldwäschever-
 dacht  verpflichtet,  zur  Anzeigenerstattung  in  Terrorismus-
 finanzierungsverdachtsfällen  aber  nur  Institute  (d.  h.  Kredit-
 institute,  Finanzdienstleistungsinstitute,  Investmentaktien-
 gesellschaften,  Finanzunternehmen  und  Versicherungsunter-
 nehmen)  und  nicht  freie  Berufe,  Spielbanken  und  sonstige
 Gewerbetreibende.  Zudem  wird  die  Verdachtsmeldepflicht
 nicht  mehr  nur  bei  der  Feststellung  von  Tatsachen,  bezogen
 auf  eine  aktuell  angetragene  Transaktion,  sondern  entspre-
 chend  der  Vorgabe  des  Artikels  22  Abs.  1  Buchstabe  a  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  nunmehr  auch  auf  die  Fälle
 erstreckt,  in  denen  sich  erst  nachträglich  ein  Verdacht  der
 Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  herausstellt.
 Für  die  nach  bisheriger  Rechtslage  verpflichteten  Angehöri-
 gen  des  Dienstleistungsgewerbes,  für  Vermögensverwalter
 und  zur  Entgegennahme  von  Bargeld  Beauftragte  wird  die
 Pflicht  zur  Erstattung  einer  Verdachtsanzeige  vollständig  auf-
 gehoben.

 Durch  die  Änderung  der  Informationspflicht  entstehen
 schätzungsweise  zusätzliche  Kosten  in  Höhe  von  rund
 180  480 Euro.

 Bei  der  Berechnung  der  zusätzlichen  Kosten  wurde  unter
 Berücksichtigung  der  Gesamtzahl  der  Verdachtsanzeigen
 nach  §  11  GwG  der  letzten  Jahre  (2006:  10  051;  2005:
 8  241)  von  jeweils  geschätzten  1  000  Verdachtsanzeigen  auf
 Grund  nachträglicher  Erkenntnisse,  100  Verdachtsanzeigen
 auf  Grund  des  Verdachts  einer  Terrorismusfinanzierung
 durch  freie  Berufe,  Spielbanken  und  Güterhändler  sowie
 von  100  Verdachtsanzeigen  durch  die  neu  erfassten  unge-
 bundenen  Versicherungsvertreter,  Dienstleister  und  Treu-
 händer  ausgegangen.  Als  durchschnittliche  Arbeitsdauer  zur
 Erstattung  einer  Verdachtsanzeige  wurden  vier  Stunden  an-
 gesetzt,  wobei  als  Stundensatz  auf  Grund  der  Lohnunter-
 schiede  der  von  dieser  Informationspflicht  betroffenen  Ver-
 pflichteten  der  allgemeine  Stundensatz  für  das  Kredit-  und
 Versicherungsgewerbe  bei  mittlerem  Qualifikationsniveau
 als Durchschnittswert herangezogen wurde.

 [Berechnung:  (1  000  +  100  +  100)  ×  4  ×  37,60  Euro  =
 180  480 Euro]

 b)  Bürokratiekosten infolge neuer Informationspflichten

 (1)  Nach  §  3  Abs.  4  Satz  2  GwG-neu  und  §  25f  Abs.  1
 Satz  3  KWG-neu  in  Verbindung  mit  §  3  Abs.  4  Satz  2  GwG-
 neu  müssen  die  Verpflichteten  auf  Verlangen  der  Aufsichts-
 behörde  die  Angemessenheit  der  getroffenen  Maßnahmen
 im  Hinblick  auf  die  Risiken  der  Geldwäsche  und  der  Terro-
 rismusfinanzierung  darlegen  können.  Die  Vorschrift  des  §  3
 Abs.  4  Satz  2  GwG-neu  dient  der  Erfüllung  der  Vorgaben
 des  Artikels  8  Abs.  2  Satz  2  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie.

 Durch  die  Einführung  der  Informationspflicht  entstehen
 schätzungsweise Neukosten in Höhe von rund 31  680 Euro.

 Bei  der  Berechnung  wurde  unter  Berücksichtigung  der  im
 Aufsichtsbereich  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleis-
 tungsaufsicht  durchschnittlich  durchgeführten  Betriebsprü-
 fungen  von  geschätzten  300  Anfragen  der  Aufsichtsbehör-
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den  pro  Jahr  an  die  Verpflichteten  ausgegangen.  Die  gleiche
 Anzahl  von  Anfragen  durch  Aufsichtsbehörden  wird  für  die
 übrigen  Verpflichteten  zur  Berechnung  herangezogen.  Als
 durchschnittliche  Arbeitsbelastung  zur  Erfüllung  der  In-
 formationspflicht  wird  von  einer  Dauer  von  einer  Stunde
 ausgegangen,  wobei  auf  Grund  der  Lohnunterschiede  der
 von  dieser  Informationspflicht  betroffenen  Verpflichteten
 der  allgemeine  Stundensatz  für  das  Kredit-  und  Versiche-
 rungsgewerbe  bei  hohem  Qualifikationsniveau  in  Höhe  von
 52,80 Euro als Durchschnittswert herangezogen wird.

 [Berechnung: (300 + 300)  × 1  × 52,80 Euro = 31  680 Euro]

 (2)  Nach  §  3  Abs.  5  GwG-neu  haben  Versicherungsver-
 mittler  einem  Versicherungsunternehmen,  für  das  sie  Versi-
 cherungsprämien  einziehen,  Mitteilung  zu  machen,  wenn  die
 Prämieneinziehung  in  bar  erfolgt  und  die  Zahlung  den  Betrag
 von  15  000  Euro  im  Kalenderjahr  übersteigt.  Durch  die  Ein-
 führung  dieser  Informationspflicht  wird  Versicherungsunter-
 nehmen  die  Erfüllung  des  „Customer-Due-Diligence-Prin-
 zips“,  das  dem  risikoorientierten  Ansatz  und  speziell  den
 Anforderungen  aus  Artikel  8  Abs.  1  Buchstabe  d  und  Abs.  2
 Satz  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  zugrunde  liegt,
 ermöglicht  und  der  Gefahr  des  Informationsverlustes,  die  auf
 Grund  der  zwischen  Versicherungsvermittler  und  Versi-
 cherungsunternehmen  vereinbarten  Arbeitsteilung  besteht,
 für  die  gesamte  Versicherungsbranche  einheitlich  und  wirk-
 sam begegnet.

 Durch  die  Einführung  der  Informationspflicht  entstehen
 schätzungsweise Neukosten in Höhe von rund 46  375 Euro.

 Bei  der  Abschätzung  der  verursachten  Kosten  wurde  auf
 Grund  des  hohen  Schwellenwertes  von  einer  geringen  Fall-
 zahl  ausgegangen.  Zudem  ist  zu  berücksichtigen,  dass  im
 Regelfall  die  erforderlichen  Daten  durch  den  Versicherungs-
 vermittler  „sowieso“  in  Erfüllung  seiner  Vertriebsvereinba-
 rung an das Versicherungsunternehmen übermittelt werden.

 Der  Ex-ante-Schätzung  wurde  eine  Häufigkeit  von  5  000
 Fällen,  eine  prognostizierte  Arbeitsbelastung  von  0,25  Stun-
 den  (=  15  Minuten)  und  ein  Stundensatz  von  37,10  Euro  zu-
 grunde  gelegt.  Der  Stundensatz  entspricht  den  durchschnitt-
 lichen  Lohnkosten  im  Versicherungsgewerbe  bei  mittlerem
 Qualifikationsniveau.

 [Berechnung: 5  000  × 0,25  × 37,10 Euro = 46  375 Euro]

 (3)  Nach  §  4  Abs.  6  GwG-neu  besteht  die  Pflicht  des  Ver-
 tragspartners  zur  Bereitstellung  der  zur  Identifizierung  not-
 wendigen  Informationen  und  Unterlagen  und  zur  Anzeige
 von  sich  im  Laufe  der  Geschäftsbeziehung  ergebenden  Än-
 derungen.  Die  Vorschrift  dient  der  Erfüllung  der  Vorgaben
 des  Artikels  8  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,
 da  nur  durch  Begründung  einer  Mitwirkungspflicht  des  Ver-
 tragspartners  für  die  Verpflichteten  eine  ordnungsgemäße
 Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Sorgfaltspflichten  möglich
 ist.  Als  Bürokratiekosten  der  Wirtschaft  werden  vorliegend
 aber  nur  geschäftliche  Kontakte  der  Verpflichteten  nach  §  2
 GwG-neu  untereinander  erfasst,  wobei  in  der  Mehrzahl  der
 Fälle  eine  Identifizierung  auf  Grund  von  §  4  Abs.  2  GwG-
 neu  (Identifizierung  bereits  bei  früherer  Gelegenheit)  nicht
 mehr  durchgeführt  werden  muss.  Im  Wesentlichen  sind  von
 dieser  Informationspflicht  allerdings  Bürgerinnen  und  Bür-
 ger betroffen (siehe Teil VI Nr.  3).

 Durch  §  4  Abs.  6  GwG-neu  wird  eine  sachgerechte  Lasten-
 verteilung  zwischen  den  Verpflichteten  und  den  Vertrags-
 partnern  erreicht,  ohne  dass  dabei  die  Gesamtbelastung  der
 Wirtschaft  erhöht  wird.  Dies  beruht  auf  der  Tatsache,  dass
 durch  die  Schaffung  dieser  Informationspflicht  gleichzeitig
 eine  wesentliche  Zeit-  und  Kostenentlastung  der  Verpflich-
 teten  bei  der  Identifizierung  des  jeweiligen  Vertragspart-
 ners,  dem  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Identifi-
 kationsdaten  in  der  Regel  sehr  viel  leichter  möglich  ist,  er-
 reicht wird.

 (4)  Nach  §  8  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  4  Abs.  3,  4
 und  5,  §  3  Abs.  1  und  2  Satz  1  Nr.  4  GwG-neu  besteht  eine
 Pflicht  zur  Aufzeichnung  der  im  Rahmen  der  Identifizie-
 rung  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Sorgfalts-
 pflichten  erhobenen  Daten  bei  Zweifeln,  ob  die  erhobenen
 Angaben  zu  der  Identität  des  Vertragspartners  oder  des  wirt-
 schaftlich  Berechtigten  zutreffend  sind.  Durch  diese  Vor-
 schriften  werden  die  Vorgaben  des  Artikels  7  Buchstabe  d
 der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie erfüllt.

 Durch  die  Einführung  der  Informationspflicht  werden  schät-
 zungsweise  Neukosten  in  Höhe  von  rund  37  224  Euro
 verursacht.

 Der  Ex-ante-Schätzung  wurde  eine  zu  erwartende  Häufig-
 keit  von  3  000  Fällen  pro  Jahr  bei  einer  Arbeitsbelastung
 von  0,33  Stunden  (=  20  Minuten)  zugrunde  gelegt,  wobei
 als  Stundensatz  auf  Grund  der  Lohnunterschiede  der  von
 dieser  Informationspflicht  betroffenen  Verpflichteten  der
 allgemeine  Stundensatz  für  das  Kredit-  und  Versicherungs-
 gewerbe  bei  mittlerem  Qualifikationsniveau  in  Höhe  von
 37,60 Euro als Durchschnittswert angesetzt wurde.

 [Berechnung: 3  000  × 0,33  × 37,60 Euro = 37  224 Euro]

 (5)  Nach  §  25f  Abs.  2  in  Verbindung  mit  Abs.  1  KWG-neu
 haben  Institute  im  Sinne  des  Kreditwesengesetzes  vor  Be-
 gründung  einer  Geschäftsbeziehung  zu  einem  Korrespon-
 denzinstitut  mit  Sitz  in  einem  Drittstaat  ausreichende  Infor-
 mationen  über  das  Korrespondenzinstitut,  seine  Geschäfts-
 und  Leitungsstruktur  sowie  über  seine  Kontrollmechanismen
 zur  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinan-
 zierung  einzuholen  und  die  jeweiligen  Verantwortungspflich-
 ten  bezüglich  der  Sorgfaltspflichten  festzulegen  und  zu
 dokumentieren.  Geschäftsbeziehungen  außerhalb  des  Zah-
 lungsverkehrs bleiben von dieser Verpflichtung unberührt.

 Die  Einführung  dieser  Informationspflicht,  die  sich  im
 Grunde  bereits  aus  der  Verlautbarung  des  Bundesauf-
 sichtsamts  für  das  Kreditwesen  (BaKred)  vom  6.  November
 2000  ergibt,  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  3  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Durch  die  Einführung  der  Informationspflicht  werden  ge-
 schätzte Neukosten in Höhe von 46  300 Euro verursacht.

 Bei  der  Ex-ante-Schätzung  wurde  eine  zu  erwartende  Häu-
 figkeit  von  100  Fällen  bei  einer  Arbeitsbelastung  von  je-
 weils  10  Stunden  zugrunde  gelegt,  wobei  als  Stundensatz
 der  für  das  Kreditgewerbe  bei  hohem  Qualifikationsniveau
 geltende Satz von 46,30 Euro herangezogen wurde.

 [Berechnung: 100  × 10  × 46,30 Euro = 46  300 Euro]

 (6)  Nach  §  80d  Abs.  2  VAG-neu  haben  Versicherungs-
 unternehmen  im  Sinne  von  §  80c  VAG-neu,  die  eine  Innen-
 revision  vorhalten,  mindestens  einmal  jährlich  die  Einhal-
 tung  der  Pflichten  im  Zusammenhang  mit  der  Verhinderung
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der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  zu  über-
 prüfen  und  der  Aufsichtsbehörde  einen  Bericht  über  das  Er-
 gebnis der Prüfung vorzulegen.

 Durch  die  Einführung  dieser  Informationspflicht,  mit  der
 den  Vorgaben  des  Artikels  34  Abs.  1  und  des  Artikels  37
 Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  Rechnung  ge-
 tragen  wird,  entstehen  Neukosten  in  Höhe  von  20  163  Euro.

 Bei  der  Ex-ante-Schätzung  wurde  eine  zu  erwartende
 Häufigkeit  von  129  Fällen  bei  einer  Arbeitsbelastung  von
 3  Stunden  zugrunde  gelegt,  wobei  als  Stundensatz  der  für
 das  Versicherungsgewerbe  bei  hohem  Qualifikationsniveau
 geltende Satz von 52,10 Euro herangezogen wurde.

 [Berechnung: 129  × 3  × 52,10 Euro = 20  163 Euro]

 3. Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger

 Der  Gesetzentwurf  enthält  eine  neue  Informationspflicht  für
 Bürgerinnen und Bürger.

 Nach  §  4  Abs.  6  GwG-neu  und  §  6  Abs.  2  Nr.  1  GwG-neu
 wird  die  Pflicht  des  Vertragspartners  zur  Bereitstellung  der
 zu  seiner  Identifizierung  notwendigen  Informationen  und
 Unterlagen  und  zur  Anzeige  von  sich  im  Laufe  der  Ge-
 schäftsbeziehung  ergebenden  Änderungen  neu  eingeführt.
 Von  dieser  Informationspflicht,  die  der  Erfüllung  der  Vorga-
 ben  des  Artikels  8  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie  dient,  sind  neben  den  Verpflichteten  nach  §  2  GwG-
 neu auch Bürgerinnen und Bürger betroffen.

 4. Informationspflichten für die Verwaltung

 Vier  Informationspflichten  für  die  Verwaltung  werden  geän-
 dert.

 (1)  Nach  §  10  Abs.  1  Satz  2  Nr.  1  GwG-neu  hat  das  Bun-
 deskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  –  die
 übermittelten Verdachtsanzeigen zu sammeln.

 Diese  Pflicht  zur  Sammlung  von  Daten  bestand  nach  der
 bisherigen  Regelung  in  §  5  Abs.  1  Satz  2  Nr.  1  GwG  bereits
 für  die  von  Verpflichteten  übermittelten  Verdachtsanzeigen.
 Nach  der  Neuregelung  sind  nunmehr  zusätzlich  auch  die
 nach  §  14  GwG-neu  von  den  Aufsichtsbehörden  übermittel-
 ten  Verdachtsanzeigen  durch  das  Bundeskriminalamt  –  Zen-
 tralstelle für Verdachtsanzeigen – zu sammeln.

 (2)  Nach  §  11  Abs.  8  Satz  1  GwG-neu  ist  die  zuständige
 Strafverfolgungsbehörde  verpflichtet,  den  Ausgang  eines  auf
 Grund  einer  Verdachtsanzeige  eingeleiteten  Strafverfahrens
 sowie  sonstiger  Strafverfahren,  in  denen  wegen  einer  Tat
 nach  §  261  StGB  oder  wegen  des  Verdachts  von  Handlungen
 im  Sinne  des  §  1  Abs.  2  GwG-neu  ermittelt  wurde,  an  das
 Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  –
 mitzuteilen.

 Diese  Pflicht  zur  Übermittlung  von  Daten  bestand  für  Ver-
 dachtsanzeigen  im  Sinne  von  §  11  Abs.  1  GwG  bereits  auf
 Grund  des  bisherigen  §  11  Abs.  9  GwG.  Die  Neuregelung
 erweitert  die  Rückmeldepflicht  der  Staatsanwaltschaften
 nunmehr  auch  auf  sonstige  Strafverfahren,  in  denen  wegen
 einer  Tat  nach  §  261  StGB  oder  wegen  des  Verdachts  von
 Handlungen  im  Sinne  des  §  1  Abs.  2  GwG-neu  ermittelt
 wurde.  Darüber  hinaus  ist  auf  Grund  der  Ausdehnung  der
 Anzeigepflicht  bei  Verdacht  der  Terrorismusfinanzierung
 auf  alle  Verpflichteten  nach  §  2  GwG-neu  und  auf  Fälle,  in

 denen  sich  erst  nachträglich  der  Verdacht  einer  Geldwäsche
 oder  Terrorismusfinanzierung  ergibt,  sowie  auf  Grund  der
 Einbeziehung  der  von  den  Aufsichtsbehörden  übermittelten
 Verdachtsanzeigen  in  §  11  Abs.  8  Satz  1  GwG-neu  mit
 einem  zusätzlichen  Anstieg  der  erforderlichen  Rückmel-
 dungen zu rechnen.

 (3)  Nach  §  14  Abs.  1  GwG-neu  haben  die  nach  §  16
 GwG-neu  zuständigen  Aufsichtsbehörden  bei  Feststellung
 von  Tatsachen,  die  auf  eine  Geldwäsche  nach  §  261  StGB
 oder  eine  Terrorismusfinanzierung  schließen  lassen,  über
 die  bisher  geltende  Rechtslage  hinaus  neben  der  Unterrich-
 tung  der  Strafverfolgungsbehörde  auch  dem  Bundeskrimi-
 nalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  –  den  Ver-
 dachtsfall in Kopie anzuzeigen.

 Die  gleiche  Verpflichtung  trifft  nach  §  14  Abs.  2  GwG-neu
 auch  die  Behörden  der  Finanzverwaltung,  die  mit  der  Kon-
 trolle  des  grenzüberschreitenden  Verkehrs  betrauten  Behör-
 den  und  die  für  die  Überwachung  der  Aktien-,  Devisen-  und
 Finanzderivatmärkte  zuständigen  Behörden.  Nach  §  31b
 AO  unterliegen  Finanzbehörden  bereits  einer  entsprechen-
 den  Anzeigeverpflichtung,  die  aber  formal  nur  gegenüber
 den  zuständigen  Strafverfolgungsbehörden  besteht.  Durch
 §  14  GwG-neu  wird  klargestellt,  dass  nach  Sinn  und  Zweck
 des  §  10  GwG-neu  die  Finanzbehörden  verpflichtet  sind,
 ihre  Verdachtsanzeigen  in  Kopie  der  beim  Bundeskriminal-
 amt  eingerichteten  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  zur
 Verfügung  zu  stellen.  Die  Einbeziehung  der  mit  der  Kon-
 trolle  des  grenzüberschreitenden  Verkehrs  betrauten  Behör-
 den  dient  der  Umsetzung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1889/
 2005  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 26.  Oktober  2005  über  die  Überwachung  von  Barmitteln,
 die  in  die  Gemeinschaft  oder  aus  der  Gemeinschaft  ver-
 bracht werden.

 (4)  Bislang  musste  die  Bundesrepublik  Deutschland  –  Fi-
 nanzagentur  GmbH  –  ihre  im  Bereich  der  öffentlichen  Schul-
 denverwaltung  des  Bundes  erhobenen  Konten-  und  Depotda-
 ten  nicht  in  eine  für  den  automatisierten  Kontenabruf  gemäß
 §  24c  Abs.  1  KWG  zu  führende  Datei  einstellen.  Da  beim  von
 der  früheren  Bundeswertpapierverwaltung  übernommenen
 Privatkundengeschäft  im  Zusammenhang  mit  der  Geldwä-
 sche  und  Terrorismusfinanzierung  ähnliche  Risiken  wie  bei
 der  Geschäftstätigkeit  einer  Privatbank  bestehen,  wird  der
 Bundesrepublik  Deutschland  –  Finanzagentur  GmbH  nun-
 mehr  über  §  24c  Abs.  8  KWG-neu  die  Pflicht  zur  Einstellung
 der  Daten  in  eine  Datei  gemäß  §  24  c  Abs.  1  KWG  auferlegt.
 Adressat  dieser  erweiterten  Informationspflicht,  die  bereits
 seit  dem  Jahr  2003  bei  allen  Kreditinstituten  etabliert  ist  und
 auch  der  Erfüllung  der  in  Artikel  32  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  statuierten  Informations-  und  Auskunfts-
 pflicht dient, ist mithin nur das Institut.

 B.  Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des §  261 des Strafgesetz-
 buches)

 Zu Nummer 1

 Die  Änderung  in  §  261  Abs.  1  Satz  2  Nr.  4  StGB  dient  der
 Anpassung  an  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie.  Gemäß
 Artikel  1  Abs.  2  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  be-
 zieht  sich  die  Geldwäsche  auf  Vermögensgegenstände,  die
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aus  einer  kriminellen  Tätigkeit  oder  aus  der  Teilnahme  an
 einer  solchen  Tätigkeit  stammen.  Artikel  3  Nr.  4  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  legt  dabei  fest,  dass  unter  „krimi-
 nelle  Tätigkeit“  jede  Form  der  kriminellen  Beteiligung  an
 der Begehung einer schweren Straftat verstanden wird.

 Umsetzungsbedarf  besteht  im  Hinblick  auf  die  Vorgabe  in
 Artikel  3  Nr.  5  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie.  In  dieser  Regelung  wird  auf  alle  Handlungen  im
 Sinne  der  Artikel  1  bis  4  des  Rahmenbeschlusses  2002/475/
 JI  des  Rates  vom  13.  Juni  2002  zur  Terrorismusbekämpfung
 (ABl.  EU  Nr.  L  164  vom  22.  Juni  2002  S.  3)  verwiesen.
 Nach  Artikel  3  Buchstabe  c  dieses  Rahmenbeschlusses  ist
 die  Ausstellung  gefälschter  Verwaltungsdokumente  mit  dem
 Ziel,  eine  terroristische  Straftat  zu  begehen  (Verweis  auf  Ar-
 tikel  1  Abs.  1  Buchstabe  a  bis  h  und  Artikel  2  Abs.  2  Buch-
 stabe  b  des  Rahmenbeschlusses),  unter  Strafe  zu  stellen.
 Umgesetzt  ist  dies  im  deutschen  Recht  durch  die  Straftat-
 bestände  der  Urkundenfälschung  (§  267  StGB),  der  Mittel-
 baren  Falschbeurkundung  (§  271  StGB)  und  der  Falsch-
 beurkundung  im  Amt  (§  348  StGB).  Die  §§  271  und  348
 StGB  sind  bisher  noch  nicht  im  Vortatenkatalog  des  §  261
 Abs.  1  Satz  2  StGB  enthalten  und  werden  daher  im  Zuge
 der  Umsetzung  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  in  den
 Vortatenkatalog aufgenommen.

 Zu Nummer 2

 Der  Gesetzentwurf  sieht  vor,  in  §  261  Abs.  7  StGB  den  Ver-
 weis  auf  §  43a  StGB  zu  streichen,  da  diese  Vorschrift  nach
 einer  Entscheidung  des  Bundesverfassungsgerichts  vom  20.
 März  2002  verfassungswidrig  und  nichtig  ist  (BGBl.  I
 S.  1340).  Mit  der  Streichung  von  §  43a  StGB  ist  die  Diffe-
 renzierung  zwischen  den  Sätzen  3  und  4  in  §  261  Abs.  7
 StGB  nicht  mehr  erforderlich.  Deshalb  wird  die  Regelung
 über  die  Anwendung  des  §  73d  StGB  in  einem  Satz  zusam-
 mengefasst.

 Zu Artikel 2  (Neufassung  des  Geldwäschegesetzes  –
 GwG-neu)

 Durch  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  sind  die  EU-
 rechtlichen  Grundlagen  für  die  nationalen  Geldwäsche-
 gesetzgebungen  umstrukturiert  und  erweitert  worden.  Die
 Dritte  EU-Geldwäscherichtlinie  setzt  die  vorherigen  EU-
 Richtlinien  außer  Kraft  und  trifft  eine  neue  inhaltliche  Voll-
 regelung.  Den  umfangreichen  Änderungen  der  EU-recht-
 lichen  Vorgaben  folgend  werden  das  Geldwäschegesetz  neu
 geordnet  und  das  bisherige  Geldwäschegesetz  durch  ein  neu
 gefasstes Geldwäschegesetz abgelöst.

 Die  Einfügung  einer  Inhaltsübersicht  dient  der  leichteren
 Auffindbarkeit  der  Einzelregelungen.  Die  Aufteilung  der
 Regelungen  in  vier  Abschnitte  dient  der  besseren  systemati-
 schen  Gliederung  des  Gesetzes  und  dessen  Verständlichkeit.

 Zu §  1  (Begriffsbestimmungen)

 §  1  GwG-neu  enthält  Definitionen  der  wesentlichen  Be-
 griffe  des  Geldwäschegesetzes.  Durch  die  Ausformulierung
 des  Katalogs  der  Verpflichteten  in  §  2  GwG-neu  werden  die
 bisherigen  Absätze  1  bis  4  des  §  1  GwG,  in  denen  die  ver-
 pflichteten  Institute  und  deren  Zweigstellen  bestimmt  wa-
 ren, entbehrlich.

 Zu Absatz 1  (Identifizierung)

 Absatz  1  knüpft  in  seinem  Regelungsgehalt  an  den  bisherigen
 §  1  Abs.  5  GwG  an  und  ist  Bestandteil  des  „Know  Your  Cus-
 tomer“-Prinzips.  Die  Verpflichtung,  die  Identität  der  jeweils
 zu  identifizierenden  Person  kennen  zu  müssen,  bedeutet  den
 Wegfall  der  Anonymität  und  die  Herstellung  der  Transparenz
 von  Transaktionen  und  Geschäftsverbindungen.  Die  daraus
 resultierende  präventive  Wirkung  ist  geeignet,  Geldwäsche
 und  Terrorismusfinanzierung  vorzubeugen.  Außerdem  er-
 möglicht  sie  den  Ermittlungsbehörden,  der  „Papierspur“  zu
 folgen  und  Hintergründe  bzw.  Intentionen  von  Transaktionen
 oder Geschäftsverbindungen zu erkennen.

 Absatz  1  folgt  dem  Ansatz  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  und  unterscheidet  zwischen  der  Feststellung  der
 Identität  der  zu  identifizierenden  Person  einerseits  und  der
 Überprüfung  der  Identität  anderseits.  Der  aus  dem  bisheri-
 gen  §  1  Abs.  5  GwG  übernommene  Begriff  der  Identifizie-
 rung  enthält  beide  Elemente,  also  die  Feststellung  und  die
 Überprüfung  der  Identität.  Absatz  1  beschränkt  sich  auf  den
 Kerngehalt  des  Begriffs  der  Identifizierung  und  enthält  be-
 wusst  keine  weiteren  Ausführungen  zu  deren  Durchfüh-
 rung.  Wie  die  Feststellung  der  Identität  und  deren  Überprü-
 fung  zu  erfolgen  hat,  wird  in  den  §§  3  und  4  GwG-neu  gere-
 gelt.

 Zu Absatz 2  (Terrorismusfinanzierung)

 Absatz  2  enthält  erstmals  eine  für  den  Anwendungsbereich
 des  Geldwäschegesetzes  geltende  Definition  der  Terroris-
 musfinanzierung.  In  enger  Anlehnung  an  Artikel  1  Abs.  4
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  werden  sowohl  die
 Bereitstellung  als  auch  die  Sammlung  finanzieller  Mittel  er-
 fasst,  wenn  dies  in  Kenntnis  dessen  geschieht,  dass  sie  dazu
 verwendet  werden,  eine  der  in  den  Artikeln  1  bis  3  des  Rah-
 menbeschlusses  2002/475/JI  des  Rates  vom  13.  Juni  2002
 zur  Terrorismusbekämpfung  (ABl.  EU  Nr.  L  164  vom
 22.  Juni  2002  S.  3)  umschriebenen  Straftaten  zu  begehen
 oder  zu  einer  solchen  Tat  anzustiften  oder  Beihilfe  zu  leis-
 ten.  Die  besonders  wichtigen  und  auch  im  bisherigen  Geld-
 wäschegesetz  genannten  Fälle  der  §§  129a,  129b  StGB  wer-
 den dabei herausgestellt.

 Zu Absatz 3  (Geschäftsbeziehung)

 Die  Bestimmung  dieses  Begriffs  dient  der  Umsetzung  des
 Artikels  3  Nr.  9  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Ver-
 tragliche  Beziehungen,  die  keinen  Bezug  zu  den  ge-
 schäftstypischen  Aufgaben  oder  Leistungen  des  Verpflich-
 teten  aufweisen  oder  die  allein  der  Aufrechterhaltung  des
 Geschäftsbetriebs  dienen,  unterfallen  nicht  einer  Geschäfts-
 beziehung im Sinne dieser Vorschrift.

 Zu Absatz 4  (Transaktion)

 Die  Änderung  gegenüber  dem  bisherigen  §  1  Abs.  6  GwG
 dient  der  Vereinfachung  des  bestehenden  Rechts.  Rege-
 lungsgegenstand  und  Ansatzpunkt  der  präventiv  wirkenden
 Maßnahmen  des  Geldwäschegesetzes  sind  –  neben  einzel-
 nen  Geschäftsbeziehungen  wie  etwa  die  Kontobeziehung
 des Kunden zu seiner Bank – vorrangig Transaktionen.

 Der  Begriff  der  Transaktion  ist  dabei  bewusst  weit  ausge-
 staltet  und  erfasst  sämtliche  auf  Vermögensverschiebungen
 gerichtete  Aktivitäten  von  Wirtschaftssubjekten.  Erfasst  sind
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nicht  nur  Annahme  und  Abgabe  von  Bargeld  oder  gleichge-
 stellter  Zahlungsmittel.  Vom  Begriff  der  Transaktion  erfasst
 sind  auch  Vertragsabschlüsse  und  sonstige  Bankgeschäfte
 wie  etwa  Überweisungen  oder  die  Rückführung  eines  Kre-
 dits,  aber  auch  ein  sachenrechtlicher  Eigentumswechsel.  Vor
 diesem  Hintergrund  ist  die  bisher  in  §  1  Abs.  6  GwG  enthal-
 tene Beschränkung auf Finanztransaktionen überholt.

 Zu Absatz 5  (Elektronisches Geld)

 Die  Regelung  entspricht  bis  auf  eine  redaktionelle  Ände-
 rung dem bisherigen §  1 Abs.  7 GwG.

 Zu Absatz 6  (Wirtschaftlich Berechtigter)

 Die  überarbeitete  Begriffsbestimmung  des  wirtschaftlich
 Berechtigten  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  3  Nr.  6  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  die  den  „wirtschaftlichen
 Eigentümer“  als  diejenige  natürliche  Person  definiert,  in  de-
 ren  Eigentum  oder  unter  deren  Kontrolle  der  Vertragspart-
 ner  letztlich  steht,  und/oder  die  natürliche  Person,  in  deren
 Auftrag eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird.

 Bereits  das  geltende  Recht  sieht  zwar  in  §  8  GwG  die  Iden-
 tifizierung  desjenigen  vor,  auf  dessen  Rechnung  der  per-
 sönlich  Auftretende  handelt.  Die  Identifizierungspflicht  soll
 Strohmanngeschäften  entgegenwirken  und  denjenigen  sicht-
 bar  machen,  in  dessen  wirtschaftlichen  oder  rechtlichen
 Interesse  eine  Transaktion  erfolgt.  Der  bisherige  §  8  GwG
 bleibt  aber  hinter  der  Definition  des  wirtschaftlichen  Eigen-
 tümers  im  Sinne  von  Artikel  3  Nr.  6  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie zurück.

 Nach  dem  bisherigen  §  8  GwG  blieb  unklar,  wer  bei  juristi-
 schen  Personen  und  sonstigen  rechtsfähigen  Vereinigungen
 als  wirtschaftlich  Berechtigter  anzusehen  ist.  Mit  der  neu
 eingefügten  begrifflichen  Festlegung  wird  die  notwendige
 Rechtssicherheit  geschaffen.  Erwägungsgrund  12  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  verdeutlicht  in  diesem  Zusammen-
 hang,  dass  auch  derjenige  Kapitalgeber  einer  Rechtsperson
 oder  Rechtsvereinbarung,  der  eine  wesentliche  Kontrolle
 über  die  Verwendung  des  Vermögens  ausübt,  als  wirtschaft-
 lich  Berechtigter  zu  betrachten  ist.  Diese  Klarstellung  des
 Richtliniengebers  wird  in  die  Definition  des  Absatzes  6
 übernommen.

 Die  in  Satz  2  genannten  Fälle  dienen  der  Umsetzung  von
 Artikel  3  Nr.  6  Buchstabe  a  und  b  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie  und  stellen  der  EU-Vorgabe  entsprechend  le-
 diglich  eine  beispielhafte  Aufzählung  dar.  Einzelheiten  zur
 Durchführung  der  Identifizierung  werden  in  §  4  Abs.  5
 GwG-neu geregelt.

 Absatz  6  differenziert  dabei  nicht  zwischen  den  vielfältigen
 existierenden  Arten  von  in-  und  ausländischen  Gesellschaf-
 ten.  In  diesem  Zusammenhang  ist  jedoch  zu  berücksich-
 tigen,  dass  es  einerseits  Gesellschaftsformen  gibt,  die  auf
 Grund  ihrer  Besonderheiten  ein  erhöhtes  Risiko  aufweisen,
 zu  Zwecken  von  Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung
 missbraucht  zu  werden,  und  dass  es  andererseits  auch  Ge-
 sellschaftsformen  gibt,  die  auf  Grund  ihrer  Besonderheiten
 ein  geringeres  Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungs-
 risiko  aufweisen.  Bei  erhöhtem  Risiko  verlangt  Artikel  13
 Abs.  6  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  dem  erhöhten
 Risiko  durch  besondere  Aufmerksamkeit  und  zusätzliche
 Maßnahmen entgegenzuwirken.

 Zu  den  Gesellschaften  mit  grundsätzlich  erhöhtem  Risi-
 kopotential  gehört  die  Gesellschaft  bürgerlichen  Rechts
 (GbR),  der  nach  höchstrichterlicher  Rechtsprechung  zumin-
 dest  teilweise  die  Rechts-  und  Kontofähigkeit  zugestanden
 wird.  Die  GbR  ist  auf  Grund  ihrer  fehlenden  Registereintra-
 gung,  des  fehlenden  besonderen  Formerfordernisses  und  der
 Dispositivität  hinsichtlich  gesetzlich  vorgesehener  inner-
 organisatorischer  Regelungen  für  Außenstehende  intrans-
 parent.  Aus  diesem  Grunde  sollten  die  Verpflichteten  sich
 bei  der  Frage,  welche  der  GbR-Gesellschafter  als  wirt-
 schaftlich  Berechtigte  zu  behandeln  sind,  nicht  ausschließ-
 lich  von  dem  in  Absatz  6  Satz  2  Nr.  2  Buchstabe  a  und  b  für
 andere  Gesellschaftsformen  genannten  Schwellenwert  für
 die  Beteiligung  von  25  Prozent  leiten  lassen.  Vielmehr
 sollte  bei  der  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  in  besonde-
 rem  Maße  das  konkrete  Risiko  der  Geschäftsbeziehung  oder
 Transaktion  mit  der  jeweiligen  GbR  von  den  Verpflichteten
 eingeschätzt  und  in  risikoangemessener  Weise  entschieden
 werden,  welche  einzelnen  Gesellschafter  als  wirtschaftlich
 Berechtigte zu identifizieren sind.

 Zu  der  Gruppe  von  Gesellschaften  mit  grundsätzlich  gerin-
 gerem  Risikopotential  gehört  hingegen  die  Wohnungseigen-
 tümergemeinschaft,  die  gemäß  §  10  Abs.  6  des  Wohnungs-
 eigentumsgesetzes  teilrechtsfähig  ist.  Hier  ist  regelmäßig
 nicht  die  dokumentenmäßige  Überprüfung  der  Identität  aller
 Wohnungseigentümer  erforderlich,  sondern  es  kann  auf  ge-
 ringere  Maßnahmen  zur  Überprüfung  ihrer  Identität  (etwa
 in  Form  einer  jährlich  zu  aktualisierenden  Liste  aller  Woh-
 nungseigentümer) zurückgegriffen werden.

 Im  Bereich  der  vereinfachten  Sorgfaltspflichten  ergeben
 sich  bezüglich  des  wirtschaftlich  Berechtigten  noch  wei-
 tergehende  Erleichterungen.  Beispielsweise  gilt  nach  §  5
 Abs.  1  und  2  Satz  1  Nr.  2  in  Verbindung  mit  §  3  Abs.  1
 GwG-neu  grundsätzlich  eine  Befreiung  von  der  Pflicht  zur
 Identifizierung  des  wirtschaftlich  Berechtigten  nach  §  4
 Abs.  5  GwG-neu,  wenn  es  sich  bei  der  zu  identifizierenden
 Gesellschaft  um  eine  an  einem  organisierten  Markt  zugelas-
 sene börsennotierte Gesellschaft handelt.

 Zu Absatz 7  (Verordnungsermächtigung)

 Die  Risiken  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzie-
 rung  sind  nicht  statisch.  Um  in  der  Zukunft  neuen  Typolo-
 gien  und  Entwicklungen  angemessen  und  zeitnah  Rechnung
 tragen  zu  können,  werden  nicht  alle  einzelnen  technischen
 Aspekte  zu  Begrifflichkeiten  und  Definitionen  im  Gesetz
 abschließend  geregelt,  sondern  wird  das  Bundesministerium
 des  Innern  in  Absatz  7  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit
 dem  Bundesministerium  der  Finanzen  und  dem  Bundes-
 ministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  durch  Rechts-
 verordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  Konkretisie-
 rungen  der  Definitionen  des  Geldwäschegesetzes  zu  erlas-
 sen.  Die  Notwendigkeit  zu  solchen  Konkretisierungen  kann
 sich  insbesondere  aus  den  so  genannten  Durchführungs-
 maßnahmen  der  EG-Kommission  auf  der  Grundlage  des
 Artikels  40  Abs.  1  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie ergeben.

 Zu §  2  (Verpflichtete)

 Die  bislang  in  §  2  GwG  enthaltenen  Regelungen  über  die
 allgemeinen  Identifizierungspflichten  für  Institute  sind  nun-
 mehr in §  3 GwG-neu enthalten.
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Zu Absatz 1

 Der  Anwendungsbereich  des  Geldwäschegesetzes  muss  klar
 und  eindeutig  bestimmt  sein.  Daher  wird  der  Kreis  der
 Normadressaten  den  einzelnen  Pflichten  vorangestellt.  Das
 GwG-neu  stellt  dabei  auf  den  Begriff  des  „Verpflichteten“
 ab.  Da  bereits  das  geltende  Geldwäschegesetz  an  mehreren
 Stellen  von  Verpflichteten  spricht  (z.  B.  in  den  §§  7,  8
 Abs.  1,  §  9  Abs.  1  GwG),  ist  es  sachgerecht,  diesen  Begriff
 weiter  zu  verwenden.  Die  in  Absatz  1  genannten  Verpflich-
 teten  unterliegen  dem  Anwendungsbereich  des  Geldwä-
 schegesetzes  nur,  soweit  sie  in  Ausübung  ihrer  geschäft-
 lichen oder beruflichen Tätigkeit handeln.

 Zu Nummer 1  (Kreditinstitute)

 Nummer  1  entspricht  im  Wesentlichen  dem  Inhalt  des  bis-
 herigen  §  1  Abs.  1  Satz  1  GwG  und  dem  Artikel  2  Abs.  1
 Nr.  1  in  Verbindung  mit  Artikel  3  Nr.  1  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie.  Hinsichtlich  der  im  Inland  gelegenen
 Zweigstellen  und  Zweigniederlassungen  ausländischer  Ins-
 titute  dient  die  Regelung  der  Umsetzung  des  Artikels  3  Nr.  1
 am Ende der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Die  Deutsche  Bundesbank  als  bundesunmittelbare  juristi-
 sche  Person  des  öffentlichen  Rechts  und  die  Kreditanstalt
 für  den  Wiederaufbau  gelten  zwar  nach  der  Definition  des
 §  2  Abs.  1  Nr.  1  und  2  KWG  nicht  als  Kreditinstitute.  Un-
 streitig  sind  aber  sowohl  die  Deutsche  Bundesbank  als  auch
 die  Kreditanstalt  für  Wiederaufbau  auf  Grund  der  von  ihnen
 ausgeübten  Tätigkeiten  und  Geschäfte  Adressaten  des  gel-
 tenden  Geldwäschegesetzes  und  unterfallen  dem  Instituts-
 begriff  des  bisherigen  §  1  Abs.  4  GwG.  Eine  explizite  Nen-
 nung im Gesetzestext ist daher nicht erforderlich.

 Zu Nummer 2  (Finanzdienstleistungsinstitute)

 Nummer  2  entspricht  inhaltlich  im  Wesentlichen  dem  bishe-
 rigen  §  1  Abs.  2  Satz  1  GwG  und  dem  Artikel  2  Abs.  1  Nr.  2
 in  Verbindung  mit  Artikel  3  Nr.  2  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie.  Entsprechend  dem  Begriff  der  Kreditinstitute
 und  auf  Grund  der  zwischenzeitlich  erfolgten  Änderungen
 des  Kreditwesengesetzes  sind  geringfügige  Anpassungen
 erforderlich.  Hinsichtlich  der  im  Inland  gelegenen  Zweig-
 stellen  und  Zweigniederlassungen  ausländischer  Finanz-
 dienstleistungsinstitute  dient  die  Regelung  der  Umsetzung
 des  Artikels  3  Nr.  2  Buchstabe  f  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie.

 Zu Nummer 3  (Finanzunternehmen)

 Nummer  3  entspricht  inhaltlich  dem  bisherigen  §  1  Abs.  2
 Satz  2  GwG.  Entsprechend  dem  Begriff  der  Kredit-  bzw.
 Finanzdienstleistungsinstitute  und  auf  Grund  der  zwischen-
 zeitlich  erfolgten  Änderungen  des  Kreditwesengesetzes  ist
 die  vorgesehene  Anpassung  erforderlich.  Hinsichtlich  der
 im  Inland  gelegenen  Zweigstellen  und  Zweigniederlassun-
 gen  ausländischer  Finanzunternehmen  dient  die  Regelung
 der  Umsetzung  des  Artikels  3  Nr.  2  Buchstabe  f  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 4  (Versicherungsunternehmen)

 Die  Regelung  setzt  Artikel  2  Abs.  1  Nr.  2  in  Verbindung  mit
 Artikel  3  Nr.  2  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  um  und  baut  inhaltlich  auf  dem  bisherigen  §  1

 Abs.  4  GwG  auf.  Wie  Artikel  3  Nr.  2  Buchstabe  b  der  Drit-
 ten  EG-Geldwäscherichtlinie  verweist  die  Regelung  des
 Absatzes  1  Nr.  4  auf  die  Richtlinie  2002/83/EG  des  Euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  November  2002
 über  Lebensversicherungen.  Durch  diesen  Verweis  ist  klar-
 gestellt,  dass  nicht  nur  Unternehmen,  die  Lebensversiche-
 rungsverträge  anbieten,  sondern  auch  solche,  die  Kapitali-
 sierungsgeschäfte  und  sonstige  Geschäfte,  die  Lebensver-
 sicherungen  gleichgestellt  sind,  betreiben,  Adressaten  des
 Geldwäschegesetzes  sind.  Hinsichtlich  der  im  Inland  gele-
 genen  Niederlassungen  ausländischer  Versicherungsunter-
 nehmen  dient  die  Regelung  der  Umsetzung  des  Artikels  3
 Nr.  2 Buchstabe f der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 5  (Versicherungsvermittler)

 Die  Aufnahme  der  Versicherungsvermittler  folgt  aus  der
 Vorgabe  des  Artikels  2  Abs.  1  Nr.  2  in  Verbindung  mit  Arti-
 kel  3  Nr.  2  Buchstabe  e  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie.  Die  Regelung  verzichtet  auf  eine  eigenständige  Defi-
 nition  und  verweist  zum  Begriff  des  Versicherungsvermitt-
 lers  unmittelbar  auf  §  59  des  Versicherungsvertragsgesetzes.
 Einer  gesonderten  Anführung  der  Versicherungsmakler  be-
 darf  es  nicht,  da  Versicherungsmakler  bereits  von  der  Legal-
 definition der Versicherungsvermittler umfasst sind.

 Entsprechend  Artikel  3  Nr.  2  Buchstabe  e  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie  sollen  Versicherungsvermittler  aber
 nur  dann  erfasst  werden,  wenn  sie  im  Zusammenhang  mit  der
 Vermittlung  von  Lebensversicherungen  oder  von  Dienst-
 leistungen  mit  Anlagezweck  tätig  werden.  Hierzu  zählen  die
 in  Absatz  1  Nr.  4  genannten  Versicherungsverträge  und
 Geschäfte.  Insofern  ist  die  im  Geldwäschegesetz  bislang  ent-
 haltene Regelung anzupassen.

 Nicht  erfasst  sind  Vertreter  im  Sinne  des  §  34d  Abs.  3  der
 Gewerbeordnung  (GewO),  die  Versicherungen  als  Ergän-
 zung  der  im  Rahmen  ihrer  Haupttätigkeit  gelieferten  Waren
 oder  Dienstleistungen  vermitteln.  Diese  so  genannten  pro-
 duktakzessorischen  Vermittler  sind  nach  Artikel  2  Nr.  7  der
 Richtlinie  2002/92/EG  den  so  genannten  gebundenen  Ver-
 mittlern,  die  ausschließlich  im  Auftrag  eines  oder,  wenn  die
 Versicherungsprodukte  nicht  in  Konkurrenz  stehen,  meh-
 rerer  im  Inland  zum  Geschäftsbetrieb  befugter  Versiche-
 rungsunternehmen  tätig  werden  (vgl.  §  34d  Abs.  4  GewO),
 gleichgestellt.  Die  Einbeziehung  dieser  Personen  ist  nicht
 vorgesehen,  da  diese  in  die  Organisation  des  Versicherungs-
 unternehmens  eingebunden  sind  und  seiner  vollständigen
 Kontrolle  unterliegen.  Hinsichtlich  der  im  Inland  gelegenen
 Zweigniederlassungen  ausländischer  Versicherungsvermitt-
 ler  dient  die  Regelung  der  Umsetzung  des  Artikels  3  Nr.  2
 Buchstabe f der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 6  (Investmentaktien-  und  Kapitalanlagegesell-
 schaften)

 Nummer  6  entspricht  inhaltlich  dem  bisherigen  §  1  Abs.  4
 GwG.  Die  explizite  Nennung  der  Investmentaktien-  und  Ka-
 pitalanlagegesellschaften  ist  erforderlich,  weil  sie  nicht  vom
 Institutsbegriff  des  Kreditwesengesetzes  erfasst  sind.  Durch
 den  Verweis  auf  §  2  Abs.  5  und  6  InvG  wird  Artikel  2
 Abs.  1  Nr.  2  in  Verbindung  mit  Artikel  3  Abs.  2  Buchstabe  d
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  umgesetzt.  Hinsicht-
 lich  der  im  Inland  gelegenen  Zweigniederlassungen  solcher
 Gesellschaften  dient  die  Regelung  der  Umsetzung  des  Arti-
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kels  3  Nr.  2  Buchstabe  f  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie.

 Zu Nummer 7  (Rechtsanwälte, Kammerrechtsbeistände,
 registrierte Personen im Sinne des §  10
 des Rechtsdienstleistungsgesetzes, Patent-
 anwälte, Notare)

 Nummer  7  entspricht  inhaltlich  weitgehend  dem  bisherigen
 §  3  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  GwG  und  dient  der  Umsetzung  des
 Artikels  2  Nr.  3  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie.  Da  die  Vorgabe  keine  Beschränkung  auf  Personen
 vorsieht,  die  Mitglieder  einer  Berufskammer  sind,  sollen
 künftig  auch  diejenigen  Personen  erfasst  werden,  die  nach
 einer  Registrierung  gemäß  §  10  des  Rechtsdienstleistungs-
 gesetzes  befugt  sind,  selbständige  Rechtsleistungen  zu  er-
 bringen.

 Zu Nummer 8  (Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer,
 Steuerberater und Steuerbevollmächtigte)

 Nummer  8  entspricht  für  Wirtschaftsprüfer,  vereidigte
 Buchprüfer,  Steuerberater  und  Steuerbevollmächtigte  dem
 bisherigen  §  3  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2  GwG  und  dient  der  Um-
 setzung  des  Artikels  2  Nr.  3  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 9  (Dienstleister für Gesellschaften und
 Treuhandvermögen und Treuhänder)

 Die  Neuaufnahme  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  2  Nr.  3
 Buchstabe  c  in  Verbindung  mit  Artikel  3  Nr.  7  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie.  Für  die  Frage,  ob  ein  Dienstleis-
 ter  als  Verpflichteter  im  Sinne  der  Nummer  9  anzusehen  ist,
 ist  entscheidend,  ob  er  Tätigkeiten  nach  Maßgabe  der  Buch-
 staben  a  bis  f  dieser  Vorschrift  ausübt,  nicht  die  hierbei  ver-
 wendete Berufsbezeichnung.

 Dabei  dient  Nummer  9  als  Auffangtatbestand.  Die  in  den
 Buchstaben  a  bis  f  genannten  Dienstleistungen  werden  häu-
 fig  von  Verpflichteten  im  Sinne  der  Nummern  7  und  8  ange-
 boten.  So  kann  beispielsweise  davon  ausgegangen  werden,
 dass  die  in  Nummer  9  Buchstabe  a  als  Dienstleistung  be-
 zeichnete  Gründung  einer  Gesellschaft  in  der  Regel  durch
 Rechtsanwälte  bzw.  Notare  im  Sinne  der  Nummer  7  durch-
 geführt wird.

 Von  einer  expliziten  Anführung  von  Unternehmensberatern
 wurde  abgesehen,  da  die  Berufsbezeichnung  im  deutschen
 Recht  nicht  abschließend  normiert  und  kein  rechtlich  defi-
 nierter Titel ist.

 Zu Nummer 10  (Immobilienmakler)

 Nummer  10  entspricht  inhaltlich  unverändert  dem  bisheri-
 gen  §  3  Abs.  1  Satz  1  Nr.  3  GwG  und  dient  der  Umsetzung
 des  Artikels  2  Nr.  3  Buchstabe  d  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie.

 Zu Nummer 11  (Spielbanken)

 Nummer  11  entspricht  inhaltlich  unverändert  dem  bisheri-
 gen  §  3  Abs.  1  Satz  1  Nr.  4  GwG  und  dient  der  Umsetzung
 des  Artikels  2  Nr.  3  Buchstabe  f  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie.

 Zu Nummer 12  (Personen, die gewerblich mit Gütern
 handeln)

 Nummer  12  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  2  Nr.  3  Buch-
 stabe  e  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  der  sowohl
 natürliche  als  auch  juristische  Personen  erfasst.  Gegenüber
 dem  bisherigen  §  3  Abs.  1  Satz  2  GwG,  wonach  alle  „sons-
 tigen  Gewerbetreibenden“  dem  Anwendungsbereich  des
 Geldwäschegesetzes  unterlagen,  sieht  der  Gesetzentwurf
 der  Richtlinienvorgabe  entsprechend  eine  Begrenzung  auf
 die  Gruppe  von  Personen  vor,  die  gewerblich  mit  Gütern
 handeln.  Der  bislang  in  §  3  Abs.  1  Satz  2  GwG  enthaltene
 Schwellenwert  von  15  000  Euro  ist  in  §  3  Abs.  2  Satz  3
 GwG-neu aufgenommen.

 Zu Absatz 2  (Verordnungsermächtigung)

 Artikel  2  Abs.  2  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  eröff-
 net  den  EU-Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit,  Ausnahme-
 regelungen  von  den  gesetzlichen  Pflichten  zur  Verhinderung
 der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  zu  be-
 schließen,  wenn  eine  Finanztätigkeit  nur  gelegentlich  oder
 in  sehr  begrenztem  Umfang  ausgeübt  wird  und  ein  geringes
 Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung
 besteht.  Dabei  bezieht  sich  Artikel  2  Abs.  2  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie  ausdrücklich  nur  auf  Artikel  3  Nr.  1
 (Kreditinstitute)  und  Nr.  2  (Finanzinstitute)  der  Dritten
 EG- Geldwäscherichtlinie.  Damit  sind  nach  Artikel  3  Nr.  2
 Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  auch  die
 Unternehmen  erfasst,  die  eines  oder  mehrere  der  in  den
 Nummern  2  bis  12  und  14  der  Liste  in  Anhang  1  der  Richtli-
 nie  2000/12/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates
 vom  20.  März  2000  über  die  Aufnahme  und  Ausübung  der
 Tätigkeit  der  Kreditinstitute  betreiben.  Der  Anwendungsbe-
 reich  erstreckt  sich  somit  auch  auf  Finanzunternehmen,  die
 nicht  der  Aufsicht  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleis-
 tungsaufsicht  unterstehen,  beispielsweise  Leasingunterneh-
 men  (Nummer  3  der  Liste  in  Anhang  1  der  Richtlinie  2000/
 12/EG)  und  Unternehmen,  die  Portfolioverwaltung  und  -be-
 ratung  betreiben  (Nummer  11  der  Liste  in  Anhang  1  der
 Richtlinie 2000/12/EG).

 Soweit  die  EG-Kommission  mit  der  Durchführungsricht-
 linie  auf  der  Grundlage  des  Artikels  40  Abs.  1  Buchstabe  d
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  Durchführungsmaß-
 nahmen  zu  den  Ausnahmeregelungen  getroffen  hat,  werden
 diese mit diesem Gesetzentwurf umgesetzt.

 Um  auf  nationaler  Ebene  weitere  Ausnahmeregelungen
 schaffen  und  dabei  auch  zukünftige  Durchführungsmaß-
 nahmen  der  EG-Kommission  berücksichtigen  zu  können,
 enthält  Absatz  2  für  die  Bundesministerien  des  Innern,  der
 Finanzen  und  für  Wirtschaft  und  Technologie  die  Ermächti-
 gung,  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  eine  Rechtsver-
 ordnung  zu  erlassen.  Der  Vorgabe  des  Artikels  2  Abs.  2  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  entsprechend  beschränkt
 sich  die  Verordnungsermächtigung  auf  die  Verpflichteten
 nach  §  2  Abs.  1  Nr.  1  bis  6  GwG-neu.  Eine  Erstreckung  auf
 weitere  Verpflichtete  wäre  von  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  nicht  gedeckt.  Zuständig  für  den  Erlass  der  Ver-
 ordnung  ist  das  Bundesministerium,  in  dessen  Kompetenz
 die Regelung der jeweilig Verpflichteten fällt.

 Durch  Satz  2  wird  es  dem  Bundesministerium  der  Finanzen
 ermöglicht,  im  Wege  einer  Rechtsverordnung,  die  nicht  der
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Zustimmung  des  Bundesrates  bedarf,  die  Verordnungser-
 mächtigung  auf  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleis-
 tungsaufsicht  zu  übertragen.  Ähnlich  der  bisherigen  Rechts-
 lage  gemäß  §  1  Abs.  1  Satz  2  GwG  geltender  Fassung  kann
 die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  dann
 durch  Rechtsverordnung,  die  ebenfalls  nicht  der  Zustim-
 mung  des  Bundesrates  bedarf,  Ausnahmen  von  gesetzlichen
 Pflichten für bestimmte Verpflichtete festlegen.

 Zu §  3  (Allgemeine Sorgfaltspflichten)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  GwG-neu  bestimmt,  welche  Sorgfaltspflichten  von
 den  Verpflichteten  erfüllt  werden  müssen,  um  zu  verhin-
 dern,  dass  sie  von  Dritten  zu  Zwecken  der  Geldwäsche  oder
 der  Terrorismusfinanzierung  missbraucht  werden.  Die
 Pflichten  werden  inhaltlich  durch  das  Kapitel  II  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  vorgegeben.  Der  darin  zum  Aus-
 druck  kommende  „Customer  Due  Diligence“-Ansatz  geht
 über  die  im  bisherigen  Geldwäschegesetz  geregelte  formale
 Identitätsfeststellung  hinaus.  So  verlangt  Artikel  8  Abs.  1
 Buchstabe  c  und  d  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 auch  die  Einholung  von  Informationen  über  Zweck  und  die
 angestrebte  Art  der  Geschäftsbeziehung  sowie  die  Durch-
 führung  einer  kontinuierlichen  Überwachung  von  Ge-
 schäftsbeziehungen.

 In  Absatz  1  werden  die  durch  Artikel  8  Abs.  1  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  konkret  vorgegebenen  Sorgfalts-
 pflichten  übernommen.  Alle  Sorgfaltspflichten  unterliegen
 dem risikoorientierten Ansatz gemäß §  3 Abs.  4 GwG-neu.

 Zu Nummer 1  (Identifizierung des Vertragspartners)

 Die  in  Artikel  8  Abs.  1  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie  vorgesehene  und  bislang  in  §  2  Abs.  1  GwG
 für  die  Institute  und  in  §  3  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  2
 Abs.  1  GwG  für  die  übrigen  Verpflichteten  normierte  Ver-
 pflichtung,  die  Identität  des  jeweiligen  Vertragspartners
 kennen  zu  müssen,  ist  zentraler  Ansatz  bei  der  Bekämpfung
 der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung.

 Damit  wird  zum  einen  der  Wegfall  der  Anonymität  be-
 zweckt.  Das  Transparenzgebot  soll  im  Interesse  des  Ver-
 pflichteten  verhindern,  dass  Transaktionen  zu  Zwecken  der
 Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung  missbraucht  wer-
 den.  Zum  anderen  soll  diese  Verpflichtung  sicherstellen,
 dass  die  Ermittlungsbehörden  im  Falle  von  Anhaltspunkten
 für  Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungsaktivitäten
 anhand  der  Identität  der  betreffenden  Person  der  so  genann-
 ten  „Papierspur“  folgen  und  dadurch  gegebenenfalls  Täter
 überführen können.

 Im  Gegensatz  zur  bisherigen  Rechtslage  wird  dem  Rege-
 lungsmodell  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  und  der
 FATF-Empfehlungen  folgend  weder  bei  Abschluss  einer
 Geschäftsbeziehung  noch  bei  außerhalb  von  solchen  Ge-
 schäftsbeziehungen  durchgeführten  Transaktionen  auf  den
 „persönlich  Auftretenden“  abgestellt,  sondern  ausschließ-
 lich  auf  den  Vertragspartner  und  gegebenenfalls  auf  einen
 hiervon abweichenden wirtschaftlich Berechtigten.

 Vertragspartner  des  Verpflichteten  ist  dabei  jede  natürliche
 oder  juristische  Person,  mit  der  eine  Geschäftsbeziehung  im
 Sinne  des  §  1  Abs.  3  GwG-neu  geschlossen  wird.  Soweit
 eine  juristische  Person  hierbei  durch  einen  Vertreter  oder

 Boten  handelt,  ist  dieser  nicht  als  Vertragspartner  zu  identi-
 fizieren.

 Im  Falle  von  außerhalb  von  Geschäftsbeziehungen  durchge-
 führten  Transaktionen  im  Sinne  des  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  2
 GwG-neu  ist  ebenfalls  ausschließlich  der  tatsächliche  bzw.
 als  solcher  auftretende  Vertragspartner  und  gegebenenfalls
 der  hiervon  abweichende  wirtschaftlich  Berechtigte  zu  iden-
 tifizieren,  nicht  aber  ein  für  diesen  offenkundig  auftretender
 und handelnder Vertreter oder Bote.

 Hiervon  unberührt  bleiben  die  Legitimationsprüfungspflich-
 ten  nach  §  154  Abs.  2  der  Abgabenordnung  und  der  Anwen-
 dungserlass  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  zur  Ab-
 gabeordnung  (AEAO;  Schreiben  des  Bundesministeriums
 der  Finanzen  vom  2.  Januar  2008,  BStBl  I  S.  26  ff.,  IV A  4  –
 S  0062/07/0001).  Dies  schließt  die  Regelungen  zur  Legiti-
 mationsprüfung  bezüglich  der  Verfügungsberechtigten  eines
 Kontos oder Schließfachs mit ein.

 Zu Nummer 2  (Abklärung  des  Hintergrunds  der  Geschäfts-
 beziehung)

 Durch  Nummer  2  wird  von  den  Verpflichteten  verlangt,  sich
 über  den  Zweck  und  die  angestrebte  Art  der  Geschäftsbezie-
 hung  zu  unterrichten.  Diese  Pflicht  dient  der  Umsetzung
 von  Artikel  8  Abs.  1  Buchstabe  c  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie  und  ergänzt  das  „Know-your-customer“-Prin-
 zip.  Die  Abklärung  des  Hintergrunds  der  Geschäftsbezie-
 hung  ist  Kernstück  von  unternehmensinternen  Customer
 Due  Diligence-Maßnahmen.  Sie  soll  Verpflichtete  besser  in
 die  Lage  versetzen,  ein  Risikoprofil  über  ihre  jeweiligen
 Vertragspartner zu entwickeln.

 Zu Nummer 3  (Abklärung zu einem wirtschaftlich Berech-
 tigten)

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  8  Abs.  1
 Buchstabe b der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Bereits  das  geltende  Recht  verlangt  in  §  8  Abs.  1  Satz  1
 und  2  GwG  von  allen  Verpflichteten  stets  die  Nachfrage
 beim  persönlich  Auftretenden,  ob  dieser  für  eigene  Rech-
 nung  handelt,  und  gegebenenfalls  die  Feststellung  von
 Name  und  Anschrift  desjenigen,  für  dessen  Rechnung  der
 Auftretende  handelt.  Darüber  hinaus  besteht  für  Institute  be-
 reits  nach  geltendem  Recht  eine  weitergehende  Pflicht  zur
 Identitätsfeststellung  des  wirtschaftlich  Berechtigten,  so-
 weit  Zweifel  bestehen,  dass  ein  Kunde  für  eigene  Rechnung
 handelt (§  8 Abs.  1 Satz 3 GwG).

 Absatz  1  Nr.  3  macht  deutlich,  dass,  soweit  die  Nachfrage
 die  Existenz  eines  vom  Vertragspartner  abweichenden  wirt-
 schaftlich  Berechtigten  ergibt,  dieser  zu  identifizieren  ist.
 Nach  §  4  Abs.  5  GwG-neu  ist  es  allerdings  ausreichend,  die
 Überprüfung  der  Identität  des  wirtschaftlich  Berechtigten
 auf  risikoorientierter  Grundlage  durchzuführen.  Der  Ent-
 wurf  trägt  damit  der  besonderen  Bedeutung  von  Artikel  8
 Abs.  1  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 für  die  Anwendung  des  risikoorientierten  Ansatzes  im  Be-
 reich  der  Identitätsüberprüfung  bei  der  Umsetzung  in  das
 nationale  Recht  Rechnung.  Dies  bedeutet  in  der  Praxis,  dass
 die  Identität  des  wirtschaftlich  Berechtigten  –  soweit  kein
 Fall  eines  verringerten  Risikos  vorliegt  –  stets  festzustellen
 ist,  aber  die  Überprüfung  seiner  Identität  nach  Maßgabe  des
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§  4  Abs.  5  GwG-neu  nur  auf  risikoorientierter  Grundlage  zu
 erfolgen hat.

 Die  im  letzten  Halbsatz  der  Nummer  3  enthaltene  Regelung,
 wonach  der  Verpflichtete  darüber  hinaus  die  Eigentums-
 und  Kontrollstruktur  des  Vertragspartners  mit  angemesse-
 nen  Mitteln  in  Erfahrung  zu  bringen  hat,  wenn  der  Vertrags-
 partner  keine  natürliche  Person  ist,  dient  der  Umsetzung  des
 Artikels  8  Abs.  1  Buchstabe  b  letzter  Halbsatz  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 4  (Kontinuierliche Überwachung)

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  8  Abs.  1
 Buchstabe d der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Den  Risiken  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinan-
 zierung  lässt  sich  gerade  bei  Dauerschuldverhältnissen  mit
 einer  einmaligen  Abklärung  der  Identität  und  der  Informa-
 tion  über  Zweck  und  Art  der  Geschäftsbeziehung  bei  Auf-
 nahme  der  Geschäftsbeziehung  nicht  wirksam  begegnen.
 Wirksame  Sicherungsmaßnahmen  basieren  daher  auf  kon-
 tinuierlicher  Überwachung.  Nur  so  können  während  einer
 laufenden  Geschäftsbeziehung  bei  der  Abwicklung  von  ein-
 zelnen  Transaktionen  Auffälligkeiten  oder  Abweichungen
 vom  gewöhnlichen  Geschäftsverhalten  festgestellt  werden.
 Mit  Hilfe  einer  kontinuierlichen  Überwachung  lassen  sich
 insbesondere  versteckte  Risikoindikatoren  erkennen,  die
 zum  Zeitpunkt  der  Eingehung  der  Geschäftsbeziehung  noch
 gar  nicht  existierten  oder  erkennbar  waren,  sondern  erst
 während  der  laufenden  Geschäftsbeziehung  auftreten.  Arti-
 kel  8  Abs.  1  Buchstabe  d  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie  schreibt  deshalb  eine  laufende  und  dynamische  Über-
 wachung  der  Geschäftsbeziehung  vor,  die  die  Erstellung
 eines  Profils  des  Kunden  unter  Berücksichtigung  seines  Ge-
 schäftsverhaltens  sowie  den  Abgleich  dieses  Profils  mit  den
 durchgeführten  Transaktionen  verlangt.  Abhängig  vom  kon-
 kreten  Risiko  verlangt  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie
 beim  einzelnen  Kunden  gegebenenfalls  auch  die  Kenntnis
 über die Herkunft der Vermögenswerte.

 Im  letzten  Halbsatz  der  Nummer  4  ist  die  Pflicht  zur  Aktua-
 lisierung  der  Dokumente,  Daten  und  Informationen  über
 den  Vertragspartner  in  angemessenen  zeitlichen  Abständen
 geregelt.  Diese  soll  die  Effektivität  und  Aussagekraft  der
 laufenden  Überwachung  des  Vertragspartners  gewährleisten
 und  setzt  Artikel  8  Abs.  1  Buchstabe  d  letzter  Satzteil  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie um.

 Die  Pflicht  zur  Aktualisierung  der  Dokumente,  Daten  und
 Informationen  ist  im  Lichte  des  Artikels  9  Abs.  6  der  Drit-
 ten  EG-Richtlinie  zu  verstehen,  wonach  die  Sorgfaltspflich-
 ten  nicht  nur  auf  alle  neuen  Vertragspartner,  sondern  zu  ge-
 eigneter  Zeit  auch  auf  die  bestehende  Kundschaft  auf  risiko-
 orientierter Grundlage anzuwenden sind.

 Die  Personen,  die  von  den  Verpflichteten  bei  Inkrafttreten
 dieses  Gesetzes  bereits  nach  den  Vorschriften  des  bislang
 geltenden  Geldwäschegesetzes  identifiziert  wurden,  unter-
 fallen  der  Sorgfaltspflicht  zur  kontinuierlichen  Überwa-
 chung  nach  Nummer  4  ab  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens
 und  müssen  sukzessive  in  diese  Überwachung  einbezogen
 werden.

 Die  in  den  Nummern  1  bis  3  enthaltenen  Sorgfaltspflichten
 sind  hinsichtlich  der  Personen,  die  von  den  Verpflichteten

 bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bereits  nach  den  Vorschrif-
 ten  des  bislang  geltenden  Geldwäschegesetzes  identifiziert
 wurden,  von  den  Verpflichteten  zu  geeigneter  Zeit  und  risiko-
 orientiert zu erfüllen.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  bestimmt,  in  welchen  Fällen  die  Verpflichteten  die
 in Absatz 1 enthaltenen Sorgfaltspflichten erfüllen müssen.

 Zu Satz 1

 Zu Nummer 1  (Begründung einer Geschäftsbeziehung)

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  7  Buch-
 stabe  a  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  wonach  der
 Verpflichtete  bei  Begründung  einer  Geschäftsbeziehung  den
 in  Artikel  8  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 normierten Sorgfaltspflichten nachkommen muss.

 Artikel  9  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  der
 durch  §  4  Abs.  1  GwG-neu  umgesetzt  wird,  verlangt  aus-
 drücklich  nur  hinsichtlich  der  Identifizierung  ein  Tätigwer-
 den  zeitlich  vor  der  Begründung  der  Geschäftsbeziehung.
 Daraus  ist  ersichtlich,  dass  die  in  Absatz  1  Nr.  2  (Abklärung
 des  Hintergrunds  der  Geschäftsbeziehung)  geregelte  Sorg-
 faltspflicht  auch  während  der  laufenden  Geschäftsbezie-
 hung durchgeführt werden kann.

 Durch  die  in  §  1  Abs.  3  GwG-neu  aufgenommene  Begriffs-
 bestimmung  der  Geschäftsbeziehung  ist  klargestellt,  dass
 die  jeweils  in  §  2  Abs.  1  Nr.  7  und  9  GwG-neu  enumerativ
 angeführten  Kataloggeschäfte  grundsätzlich  die  Identifizie-
 rungspflicht  und  die  sonstigen  Sorgfaltspflichten  auslösen.
 Dies  entspricht  für  rechtsberatende  Berufe  inhaltlich  der
 bisherigen Regelung des §  3 Abs.  1 Satz 1 Nr.  1 GwG.

 Zu Nummer 2  (Transaktionen im Wert von 15  000 Euro
 oder mehr)

 Nummer  2,  die  der  Umsetzung  von  Artikel  7  Buchstabe  b
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  dient,  schreibt  die
 Identifizierung  des  Vertragspartners  und  die  Erfüllung  der
 sonstigen  in  Absatz  1  genannten  Sorgfaltspflichten  bei  der
 Abwicklung  gelegentlicher  barer  und  unbarer  Transaktionen
 im  Wert  von  15  000  Euro  oder  mehr  für  den  Fall  vor,  dass
 diese  außerhalb  einer  bestehenden  Geschäftsbeziehung
 durchgeführt  werden.  Diese  Verpflichtung  umfasst  nicht  nur
 die  Annahme,  sondern  auch  die  Abgabe  von  Bargeld  in  ent-
 sprechender  Höhe.  Nummer  2  baut  auf  dem  Sinngehalt  des
 bisherigen  §  2  Abs.  2  und  3  und  §  3  Abs.  1  GwG  auf  und
 trägt  dem  Umstand  Rechnung,  dass  bei  Transaktionen  hoher
 Beträge  regelmäßig  ein  erhöhtes  Risiko  der  Geldwäsche
 und  der  Terrorismusfinanzierung  besteht.  Ebenfalls  erfasst
 sind  Fälle,  in  denen  Anhaltspunkte  dafür  bestehen,  dass
 Transaktionen  künstlich  aufgespalten  werden,  um  den
 Schwellenwert zu unterlaufen („Smurfing“).

 Die  im  Auslandszahlungsverkehr  geltenden  Pflichten  aus
 der  Verordnung  (EG)  Nr.  1781/2006  des  Europäischen  Par-
 laments  und  des  Rates  vom  15.  November  2006  über  die
 Übermittlung  von  Angaben  zum  Auftraggeber  bei  Geld-
 transfers  (ABl.  EU  Nr.  L  345  S.  1)  bleiben  von  der  Rege-
 lung des Absatzes 2 Satz 1 Nr.  2 unberührt.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 35 – Drucksache 16/9038
Zu Nummer 3  (Verdacht  der  Geldwäsche  oder  Terrorismus-
 finanzierung)

 Nummer  3  entspricht  dem  bisherigen  §  6  GwG  und  setzt
 Artikel  7  Buchstabe  c  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 um.

 Zu Nummer 4  (Zweifel über Identitätsangaben)

 Nummer  4,  nach  der  bei  Zweifeln,  ob  die  erhobenen  Identi-
 tätsangaben  zu  dem  Vertragspartner  oder  dem  wirtschaftlich
 Berechtigten  zutreffend  sind,  die  in  Absatz  1  genannten
 Sorgfaltspflichten  zu  erfüllen  sind,  dient  der  Umsetzung
 von  Artikel  7  Buchstabe  d  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie.

 Zu den Sätzen 2 und 3  (Privilegierungen  für  Personen,  die
 gewerblich mit Gütern handeln)

 Artikel  2  Abs.  1  Nr.  3  Buchstabe  e  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  beschränkt  die  Pflichten  der  Personen,  die
 gewerblich  mit  Gütern  handeln,  auf  die  Fälle,  in  denen  Zah-
 lungen  in  bar  in  Höhe  von  15  000  Euro  oder  mehr  erfolgen.
 Dieser  Vorgabe  entsprechend  gilt  zum  einen  nach  Satz  2  die
 Pflicht  zur  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  für  Verpflichtete
 nach  §  2  Abs.  1  Nr.  12  GwG-neu  nicht  im  Falle  der  Begrün-
 dung  einer  Geschäftsbeziehung  und  wird  zum  anderen  nach
 Satz  3  die  Pflicht  zur  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  im
 Falle  der  Durchführung  einer  Transaktion  auf  die  Annahme
 von  Bargeld  beschränkt  (vgl.  Erwägungsgrund  18  der  Drit-
 ten EG-Geldwäscherichtlinie).

 Zu Absatz 3  (Identifizierungspflicht der Spielbanken)

 Absatz  3  entspricht  inhaltlich  in  seinem  Regelungsgehalt
 unverändert  dem  bisherigen  §  3  Abs.  1  Satz  1  Nr.  4  GwG.
 Lediglich  der  die  Identifizierungspflicht  auslösende  Schwel-
 lenbetrag  wurde  entsprechend  der  Vorgabe  des  Artikels  10
 Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  in  seiner  Höhe
 von  1  000  Euro  auf  2  000  Euro  angepasst.  Auch  die  in  Ar-
 tikel  10  Abs.  2  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  vor-
 gesehene  Regelung,  dass  der  Identifizierungspflicht  auch
 dadurch  entsprochen  werden  kann,  dass  der  Kunde  vor  oder
 bei  Betreten  der  Spielbank  identifiziert  wird,  wird  unverän-
 dert beibehalten.

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  dient  der  Umsetzung  des  in  Artikel  8  Abs.  2  Satz  1
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  festgelegten  risiko-
 orientierten  Ansatzes.  Der  den  Interessen  der  Wirtschaft
 entsprechende  risikoorientierte  Ansatz  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie  verlangt  von  den  Verpflichteten  nicht,
 in  jeder  Situation  einen  starren  Pflichtenkatalog  abarbeiten
 zu  müssen.  Vielmehr  soll  der  Verpflichtete  selbst  die  kon-
 krete  Risikosituation  einschätzen  und  in  eigenem  Ermessen
 bestimmen  können,  in  welchem  Umfang  er  die  Sorgfalts-
 pflichten  nach  §  3  Abs.  1  GwG-neu  erfüllt.  Unter  Beach-
 tung  der  Fallgruppen  der  vereinfachten  und  verstärkten
 Sorgfaltspflichten  in  den  §§  5  und  6  GwG-neu  dürfen  die
 Verpflichteten  also  den  Umfang  ihrer  Maßnahmen  zur  Er-
 füllung  der  Pflichten  gemäß  §  3  Abs.  1  GwG-neu  insoweit
 flexibel  ausgestalten,  als  es  das  Risiko  in  Bezug  auf  den
 konkreten  Vertragspartner,  die  konkrete  Geschäftsbezie-
 hung  oder  die  konkrete  Transaktion  zulässt.  Auf  diese

 Weise  kann  bürokratischer  Aufwand  bei  Situationen,  in  de-
 nen  ein  geringes  Risiko  besteht,  vermieden  werden.  Umge-
 kehrt  können  Verpflichtete  ihre  Präventionskapazitäten  auf
 die  Fälle  mit  gewöhnlichen  und  insbesondere  mit  höheren
 Risiken konzentrieren.

 Um  eine  wirksame  Beaufsichtigung  der  Verpflichteten  zu
 gewährleisten,  müssen  nach  Satz  2  die  Verpflichteten  in
 Umsetzung  des  Artikels  8  Abs.  2  Satz  2  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie  der  nach  §  16  GwG-neu  zuständigen
 Aufsichtsbehörde  auf  Verlangen  darlegen  können,  dass  der
 von  ihnen  gewählte  Umfang  der  durchgeführten  Sorgfalts-
 pflichten  im  Hinblick  auf  die  bestehenden  Risiken,  zu  Zwe-
 cken  von  Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung  miss-
 braucht zu werden, als angemessen anzusehen ist.

 Unberührt  hiervon  bleiben  die  steuerrechtliche  Verpflich-
 tung  zur  Kontenwahrheit  gemäß  §  154  Abs.  2  AO  und  das
 damit  verbundene,  in  Artikel  6  der  Dritten  EU-Geldwäsche-
 richtlinie enthaltene Verbot zur Führung anonymer Konten.

 Zu Absatz 5  (Mitteilungspflicht der Versicherungs-
 vermittler)

 Verträge  über  Lebensversicherungen,  diesen  gleichgestellte
 Geschäfte  oder  Unfallversicherungen  mit  Prämienrückge-
 währ  werden  nicht  nur  durch  die  Versicherungsunternehmen
 selbst  angeboten,  sondern  auch  von  Versicherungsvermitt-
 lern  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  5  GwG-neu  vermittelt.  Die
 Vermittlung  eines  solchen  Vertrags  ist  hinsichtlich  eines
 Versicherungsvermittlers  als  Begründung  einer  Geschäfts-
 beziehung  im  Sinne  des  Absatzes  2  Satz  1  Nr.  1  GwG-neu
 zu  verstehen,  so  dass  der  Versicherungsvermittler  den  in
 Absatz 1 genannten Sorgfaltspflichten unterliegt.

 Um  aber  sicherzustellen,  dass  in  den  Fällen,  in  denen  der
 Versicherungsvermittler  für  das  Versicherungsunternehmen
 Prämienzahlungen  in  bar  von  mehr  als  15  000  Euro  im
 Kalenderjahr  einzieht  und  in  denen  damit  ein  besonderes
 Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungsrisiko  besteht,
 das  Versicherungsunternehmen  über  eine  solche  Einziehung
 informiert  wird,  hat  der  zwischengeschaltete  Vermittler
 hierüber  dem  Versicherungsunternehmen  Mitteilung  zu  ma-
 chen.  Nur  auf  diese  Weise  ist  sichergestellt,  dass  das  Ver-
 sicherungsunternehmen  die  erforderliche  Prüfung  des  Sach-
 verhalts  auf  Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungs-
 verdacht angemessen durchführen kann.

 Zu Absatz 6

 Absatz  6  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  9  Abs.  5  Satz  1
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Er  enthält  beim  Vor-
 liegen  der  im  Tatbestand  genannten  Voraussetzungen  die
 Verpflichtung,  eine  Geschäftsbeziehung  nicht  zu  begründen
 oder  fortzusetzen,  keine  Transaktion  durchzuführen  und
 eine  bestehende  Geschäftsbeziehung  mit  dem  Vertragspart-
 ner  zu  beenden.  Von  der  in  Artikel  9  Abs.  5  Satz  2  der  Drit-
 ten  EG-Geldwäscherichtlinie  vorgesehenen  Ausnahmemög-
 lichkeit  für  die  Angehörigen  der  freien  Berufe  wird  in  Satz  3
 vollumfänglich Gebrauch gemacht.

 Die  von  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  für  alle  ande-
 ren  Verpflichteten  verbindlich  vorgegebene  Regelung  ent-
 hält  zwar  einen  Eingriff  in  die  durch  Artikel  2  Abs.  1  des
 Grundgesetzes  grundrechtlich  geschützte  Vertragsfreiheit.
 Die  Vorschrift  dient  jedoch  dem  wichtigen  Ziel  der  effek-
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tiven  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung.  Es  gehört  zur  ordnungsgemäßen  Geschäfts-
 politik  eines  Unternehmens,  sich  von  Transaktionen  mit  kri-
 minellem  Hintergrund,  und  dabei  insbesondere  von  Geld-
 wäschevorgängen,  fernzuhalten  und  zu  ihrer  Verhinderung,
 Aufdeckung  und  Bekämpfung  beizutragen.  Angesichts  der
 Bedeutung  des  mit  dieser  Regelung  beförderten  Ziels  ist  die
 vorgesehene  Regelung  allgemein  erforderlich  und  angemes-
 sen.

 Bei  Anwendung  der  Verpflichtung  zur  Kündigung  einer  be-
 stehenden  Geschäftsbeziehung  oder  Beendigung  auf  andere
 Weise  ist  jedoch  auch  im  Einzelfall  der  Grundsatz  der  Ver-
 hältnismäßigkeit  zu  beachten,  so  dass  hier  die  Verpflichtung
 durchaus  entfallen  kann,  wenn  nach  Abwägung  des  wirt-
 schaftlichen  Interesses  des  Verpflichteten  an  der  Fortset-
 zung  der  Geschäftsbeziehung  mit  dem  Geldwäsche-  oder
 Terrorismusfinanzierungsrisiko  des  jeweiligen  Vertragspart-
 ners  und  der  jeweiligen  Transaktion  eine  Beendigung  unan-
 gemessen  wäre.  Die  Verpflichtung  zur  Kündigung  einer  be-
 stehenden  Geschäftsbeziehung  tritt  jedoch  auch  in  diesen
 Fällen  ein,  wenn  die  Sorgfaltspflichtverletzungen  nachhaltig
 und andauernd sind.

 Außerdem  ist  Absatz  6  im  Lichte  des  risikoorientierten  An-
 satzes  des  Absatzes  4  anzuwenden.  Die  Bedingungen,  die
 zur  Beendigung  einer  Geschäftsbeziehung  führen  sollen,
 basieren  nicht  auf  formal-schematisch  vorgegebenen  Kri-
 terien,  sondern  sind  an  die  flexibel  ausgestalteten  Anfor-
 derungen  an  die  Sorgfaltspflichten  gegenüber  Vertrags-
 partnern  geknüpft.  Den  Umfang  der  Sorgfaltspflichten  nach
 Absatz  1  Nr.  1  bis  3,  auf  die  Absatz  6  verweist,  hat  der  Ver-
 pflichtete  nach  Absatz  4  risikoorientiert  zu  bestimmen.
 Dabei  sind  auch  die  vereinfachten  Sorgfaltspflichten  im
 Sinne  des  §  5  GwG-neu,  des  §  25d  KWG-neu  und  des  §  80e
 VAG-neu  zu  berücksichtigen.  Nur  soweit  ein  Verpflichteter
 den  am  jeweiligen  Risiko  ausgerichteten  Umfang  der  auszu-
 führenden  Sorgfaltspflichten  nach  seiner  Bewertung  und  im
 Lichte  des  Absatzes  4  nicht  oder  nicht  mehr  erfüllen  kann,
 greift die Rechtsfolge des Absatzes 6.

 Die  gesetzliche  Verpflichtung,  eine  bestehende  Geschäfts-
 beziehung  mit  dem  Vertragspartner  zu  beenden,  ist  im  Sinne
 eines  außerordentlichen  Kündigungsrechts  zu  verstehen.
 Aus  einer  solchen  gesetzlich  vorgesehenen  Beendigungs-
 pflicht  erwachsen  dem  Vertragspartner  keine  Ansprüche  auf
 Schadenersatz gegenüber dem Verpflichteten.

 Zu §  4  (Durchführung der Identifizierung)

 Der  Regelungsgehalt  des  bisherigen  §  4  GwG  (Identifizie-
 rung  beim  Abschluss  von  Lebensversicherungsverträgen)
 wird  in  den  neu  aufgenommenen  Unterabschnitt  4  des  Ver-
 sicherungsaufsichtsgesetzes überführt.

 Während  §  3  Abs.  1  und  2  GwG-neu  den  Katalog  der  Sorg-
 faltspflichten  und  den  Anlass  ihrer  Durchführung  festlegt,
 regelt  §  4  GwG-neu  den  Zeitpunkt  und  die  konkrete  Art  und
 Weise der Durchführung der Identifizierung.

 Zu Absatz 1  (Zeitpunkt der Identifizierung)

 Entsprechend  der  Vorgabe  des  Artikels  9  Abs.  1  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  schreibt  Absatz  1  Satz  1  vor,  dass
 die  Identifizierung  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1  GwG-neu  unter
 Einschluss  der  Überprüfung  (Verifizierung)  vor  der  Begrün-

 dung  der  Geschäftsbeziehung  bzw.  der  Durchführung  der
 Transaktion  zu  erfolgen  hat.  Artikel  9  Abs.  1  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  verlangt  nur  hinsichtlich  der  Iden-
 tifizierung  ein  Tätigwerden  zeitlich  vor  der  Begründung  der
 Geschäftsbeziehung.

 Absatz  1  Satz  2  eröffnet  dem  Artikel  9  Abs.  2  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  entsprechend  die  Möglichkeit,  die
 Identifizierung  im  Einzelfall  unter  bestimmten  Vorausset-
 zungen  noch  während  der  Begründung  der  Geschäftsbe-
 ziehung  abzuschließen.  Für  Institute  und  Versicherungs-
 unternehmen  sind  auch  die  Regelungen  zum  Zeitpunkt  der
 Identifizierung  in  §  25e  KWG-neu  und  §  80f  Abs.  3  VAG-
 neu zu beachten.

 Zu Absatz 2  (Absehen von Identifizierung)

 Schon  nach  §  7  GwG  bisheriger  Fassung  kann  von  einer
 erneuten  Identifizierung  abgesehen  werden,  wenn  der  Ver-
 pflichtete  den  zu  Identifizierenden  bereits  bei  früherer  Ge-
 legenheit  identifiziert  hat.  Die  Regelung  des  Absatzes  2
 knüpft  inhaltlich  hieran  an.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  in
 einem  solchen  Fall  –  entsprechend  der  Aufzeichnungs-
 pflicht  gemäß  §  9  Abs.  1  Satz  3  GwG  bislang  geltender  Fas-
 sung  –  nach  §  8  Abs.  1  Satz  4  GwG-neu  der  Name  des  zu
 Identifizierenden  und  der  Umstand,  dass  er  bei  früherer
 Gelegenheit identifiziert worden ist, aufzuzeichnen sind.

 Zu  Absatz  3  (Feststellung  der  Identität  des  Vertragspartners)

 In  Absatz  3  ist  festgelegt,  welche  Angaben  im  Rahmen  der
 Identitätsfeststellung  des  Vertragspartners  zu  erheben  sind.
 Die  darauf  aufbauende  Überprüfung  der  Identität  (Verifika-
 tion)  ist  in  Absatz  4  geregelt.  Die  Identifizierung  von  wirt-
 schaftlich  Berechtigten,  die  nicht  Vertragspartner  sind,  ist  in
 Absatz 5 geregelt.

 Zu Nummer 1  (Angaben bei einer natürlichen Person)

 Die  in  Nummer  1  genannten  Angaben  entsprechen  den  An-
 gaben,  die  im  bisherigen  §  1  Abs.  5  Satz  1  GwG  genannt
 sind.  Lediglich  die  Angaben  zu  Art,  Nummer  und  aus-
 stellender  Behörde  des  zur  Überprüfung  der  Identität  vor-
 gelegten  Dokuments  finden  sich  nunmehr  in  §  8  Abs.  1
 GwG-neu,  da  diese  systematisch  zu  den  dort  geregelten
 Aufzeichnungspflichten  gehören.  Die  vorgesehene  Feststel-
 lung  des  Namens  umfasst  den  Nachnamen  und  mindestens
 einen Vornamen.

 Zu Nummer 2  (Angaben  bei  einer  juristischen  Person  oder
 einer Personengesellschaft)

 Das  geltende  Geldwäschegesetz  enthält  keine  näheren  Vor-
 gaben  für  die  Identifizierung  juristischer  Personen  oder
 Personengesellschaften.  Die  in  Nummer  2  enthaltene  Auf-
 listung  der  bei  einer  juristischen  Person  oder  einer  Per-
 sonengesellschaft  von  der  Identitätsfeststellung  umfassten
 Angaben  ist  deshalb  notwendig  und  entspricht  den  Erforder-
 nissen der Praxis und dem Interesse der Normadressaten.

 Ist  der  Vertragspartner  ein  Unternehmen,  reicht  es  unabhän-
 gig  von  dessen  Rechtsform  für  die  Feststellung  der  Identität
 bei  der  Vertretung  von  Unternehmen  entsprechend  dem  An-
 wendungserlass  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  zur
 Abgabenordnung  (AEAO;  Schreiben  des  Bundesministe-
 riums  der  Finanzen  vom  2.  Januar  2008,  BStBl  I  S.  26  ff.,



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 37 – Drucksache 16/9038
IV  A  4  –  S  0062/07/0001)  aus,  dass  lediglich  Angaben  zu
 fünf  Vertretern  erhoben  werden,  soweit  diese  in  öffentliche
 Register  eingetragen  sind  bzw.  bei  denen  eine  Legitima-
 tionsprüfung  stattgefunden  hat  (Nummer  7k  AEAO  zu  §  154
 AO).

 Zu  Absatz  4  (Überprüfung  der  Identität  des  Vertragspartners)

 Absatz  4  Satz  1  regelt,  wie  die  Verpflichteten  die  Überprü-
 fung  der  Identität  (Verifikation)  durchzuführen  haben,  in-
 dem  festgelegt  wird,  welche  Dokumente  der  Verpflichtete
 heranzuziehen  hat,  um  sich  zu  vergewissern,  dass  die  in  Ab-
 satz  3  Nr.  1  und  2  GwG-neu  aufgeführten  Angaben  zutref-
 fend  sind.  Dabei  ist  notwendigerweise  zwischen  natürlichen
 Personen  (Satz  1  Nr.  1)  und  juristischen  Personen  oder  Per-
 sonengesellschaften  (Satz  1  Nr.  2)  zu  differenzieren.  In  bei-
 den  Fallkonstellationen  besteht  die  Überprüfungspflicht
 aber  nur  hinsichtlich  solcher  Angaben,  die  in  dem  jewei-
 ligen Dokument enthalten sind.

 Zu Satz 1

 Zu Nummer 1  (Überprüfung der Identität bei natürlichen
 Personen)

 Nummer  1  entspricht  hinsichtlich  der  Überprüfung  der
 Identität  bei  natürlichen  Personen  im  Wesentlichen  dem  bis-
 herigen §  1 Abs.  5 GwG.

 Über  den  derzeitigen  Gesetzeswortlaut  hinaus  ist  zum  einen
 vorgesehen,  dass  neben  einem  deutschen  Personalausweis
 oder  einem  deutschen  Reisepass  auch  andere  amtliche  Aus-
 weise  zur  Überprüfung  herangezogen  werden  dürfen,  wenn
 diese  ein  Lichtbild  des  Inhabers  enthalten  und  den  Anforde-
 rungen  an  die  Pass-  und  Ausweispflicht  genügen.  Dies  rich-
 tet sich

 ●  bei  Deutschen  nach  §  1  Abs.  2  und  §  4  Abs.  1  des  Pass-
 gesetzes  (PassG)  und  §  1  des  Gesetzes  über  Personalaus-
 weise (PersAuswG),

 ●  bei  nichtdeutschen  Unionsbürgern  oder  Staatsangehöri-
 gen  der  Vertragsstaaten  des  Abkommens  über  den  Euro-
 päischen  Wirtschaftsraum  und  ihren  jeweiligen  Familien-
 angehörigen  nach  §  8  Abs.  1  des  Freizügigkeitsgesetzes/
 EU (FreizügG/EU),

 ●  bei  Schweizern  nach  dem  Freizügigkeitsabkommen  EU
 – Schweiz und

 ●  bei  Drittstaatsangehörigen  nach  den  §§  3  und  48  des
 Aufenthaltsgesetzes (AufenthG).

 Nach  der  Ausweispflicht,  die  auf  den  genannten  Vorschrif-
 ten  beruht,  muss  jede  Person,  die  sich  in  Deutschland  auf-
 hält,  zwingend  einen  hierfür  geeigneten  Ausweis  besitzen.
 Es  ist  daher  auch  zumutbar,  die  Vorlage  dieser  Dokumente
 zu  fordern.  Insbesondere  im  Hinblick  auf  Ausländer  sieht
 das  Aufenthaltsrecht  differenzierte  Regelungen  für  die  Eig-
 nung  von  Ausweisen  zur  Erfüllung  der  Ausweispflicht  vor,
 die  den  Umstand  berücksichtigen,  dass  das  Dokumentenwe-
 sen  in  den  verschiedenen  Staaten  weltweit  unterschiedlich
 ausgestaltet  und  dass  das  Ausweiswesen  einiger  Staaten  un-
 zuverlässig  ist.  Die  Legitimationsprüfung  im  Rahmen  der
 Geldwäschebekämpfung  soll  nicht  unterhalb  desjenigen
 Standards  erfolgen,  der  auch  sonst  an  die  Ausweispflicht
 geknüpft  wird.  Auch  im  Interesse  der  Wahrung  der  Rechts-

 einheit  und  -sicherheit  müssen  daher  die  Regelungen  zur
 Geldwäschebekämpfung  an  die  bestehenden  Regelungen
 zur Ausweispflicht anknüpfen.

 Als  Ausweise  für  Deutsche  sind  demnach  die  folgenden,
 durch  deutsche  Behörden  ausgestellten  Ausweise  als  Legi-
 timationspapier geeignet:

 ●  Personalausweise,  einschließlich  vorläufiger  Personal-
 ausweise, und

 ●  Pässe  im  Sinne  des  Passgesetzes,  einschließlich  vorläu-
 figer Pässe, amtlicher Pässe und Kinderpässe.

 Deutsche  können  im  Inland  die  Ausweispflicht  nur  dann  mit
 ausländischen  Ausweisen  erfüllen,  soweit  diese  in  einer
 nach  Satz  2  erlassenen  Verordnung  über  weitere  zur  Über-
 prüfung der Identität geeignete Dokumente enthalten sind.

 Als  Ausweise  für  nichtdeutsche  Unionsbürger  und  ihre
 Familienangehörigen  sowie  für  Bürger  der  anderen  Ver-
 tragsstaaten  des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  und  ihre  Familienangehörigen  sind  die  folgen-
 den Ausweise als Legitimationspapiere geeignet:

 ●  anerkannte  Pässe  oder  Passersatzpapiere,  bei  Unions-
 bürgern  insbesondere  der  Personalausweis  (§  8  Abs.  1
 FreizügG/EU), und

 ●  durch  deutsche  Behörden  ausgestellte  Passersatzpapiere
 (§  4  AufenthV  in  Verbindung  mit  §  79  AufenthV;  siehe
 unten).

 Schweizer  erfüllen  ihre  Ausweispflicht  nach  dem  Freizügig-
 keitsabkommen  EU  –  Schweiz  mit  ihrem  Pass  oder  ihrem
 Schweizer  Personalausweis  (Identitätskarte).  Zudem  genü-
 gen  sie  der  Ausweispflicht  mit  durch  deutsche  Behörden
 ausgestellten  Passersatzpapieren  (§  4  AufenthV;  siehe  un-
 ten).

 Als  Ausweise  für  nicht  freizügigkeitsberechtigte  Drittstaats-
 angehörige  sind  die  folgenden  Ausweise  als  Legitimations-
 papiere geeignet:

 ●  vom  Bundesministerium  des  Innern  durch  im  Bundes-
 anzeiger  bekannt  gegebene  Allgemeinverfügungen  aner-
 kannte  Pässe  oder  Passersatzpapiere  (§  3  Abs.  1,  §  71
 Abs.  6 AufenthG),

 ●  nach  §  3  AufenthV  allgemein  zugelassene  Pässe  oder
 Passersatzpapiere;

 ●  für  Ausländer  eingeführte  deutsche  Passersatzpapiere
 (§  4 AufenthV; siehe unten),

 ●  als  Ausweisersatz  erteilte  und  mit  Angaben  zur  Person
 und  einem  Lichtbild  versehene  Bescheinigungen  über
 einen  Aufenthaltstitel  oder  über  die  Aussetzung  der
 Abschiebung  gemäß  §  48  Abs.  2  AufenthG  in  Verbin-
 dung mit §  78 Abs.  6 AufenthG und §  55 AufenthV und

 ●  Aufenthaltsgestattungen  nach  §  63  des  Asylverfahrens-
 gesetzes.

 Nach  §  4  AufenthV  werden  durch  deutsche  Behörden  die
 folgenden  Ausweise  ausgestellt,  die  als  Legitimiations-
 papier geeignet sind:

 ●  Reiseausweise  für  Ausländer  gemäß  §  4  Abs.  1  Nr.  1
 AufenthV,

 ●  Notreiseausweise gemäß §  4 Abs.  1 Nr.  2 AufenthV,
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●  Reiseausweise  für  Flüchtlinge  gemäß  §  4  Abs.  1  Nr.  3
 AufenthV und

 ●  Reiseausweise  für  Staatenlose  gemäß  §  4  Abs.  1  Nr.  4
 AufenthV.

 Die  Verpflichteten  haben  sich  im  Rahmen  der  Überprüfung
 der  Identität  allerdings  zu  vergegenwärtigen,  dass  Pass-
 ersatzpapiere  unter  Umständen  auch  ausschließlich  auf
 den  eigenen  Angaben  des  Ausländers  beruhen  können.
 Insbesondere  enthalten  die  Muster  für  den  Ausweisersatz
 (Anlage  D  1  zur  AufenthV)  und  für  das  Klebeetikett  der
 Aufenthaltsgestattung  (Anlage  D  12  zur  AufenthV)  An-
 kreuzfelder,  aus  denen  hervorgeht,  dass  die  Personenanga-
 ben  auf  eigenen  Angaben  des  Inhabers  beruhen.  Ist  eines
 dieser  Felder  angekreuzt  oder  in  einem  Reiseausweis  für
 Ausländer,  für  Flüchtlinge  oder  für  Staatenlose  ein  entspre-
 chender  Vermerk  angebracht,  besteht  der  Aussagegehalt  der
 Personenangaben  im  entsprechenden  Dokument  lediglich
 darin,  dass  die  betreffende  Person  unter  diesen  Personalien
 in  der  Bundesrepublik  Deutschland  auftritt  und  behördlich
 erfasst  ist,  nicht  aber,  dass  ihre  Richtigkeit  in  irgendeiner
 Form überprüft wäre.

 Zwar  kann  der  Verpflichtete  in  einem  solchen  Fall  ebenso
 wenig  weitergehende  Maßnahmen  zur  Überprüfung  der  in
 dem  Passersatzpapier  enthaltenen  Angaben  ergreifen,  wie
 sie  die  Behörde  bei  der  Ausstellung  des  Papiers  ergreifen
 konnte;  der  Verpflichtete  sollte  jedoch  zumindest  beim
 Lichtbildabgleich eine erhöhte Sorgfalt an den Tag legen.

 Über  den  derzeitigen  Gesetzeswortlaut  hinaus  ist  somit  vor-
 gesehen,  dass  ausländische  Staatsangehörige  auch  auf  der
 Grundlage  gültiger  und  anerkannter  Reisepässe  bzw.  Per-
 sonalausweise  eines  anderen  Staates  identifiziert  werden
 können,  sofern  diese  zur  Erfüllung  ihrer  in  Deutschland
 bestehenden  Ausweispflicht  geeignet  sind.  Dabei  ist  es  un-
 schädlich,  wenn  die  ausländischen  Dokumente  keine  An-
 gaben  zu  Doktorgrad,  Größe  und  Augenfarbe  enthalten  (§  4
 Abs.  1  Satz  2  Nr.  3,  7  und  8  des  Passgesetzes  bzw.  §  1
 Abs.  2  Satz  2  Nr.  3,  6  und  7  des  Gesetzes  über  Personalaus-
 weise).

 Zu Nummer 2  (Überprüfung der Identität bei juristischen
 Personen und Personengesellschaften)

 Bei  juristischen  Personen  und  Personengesellschaften  ist  die
 Heranziehung  eines  Auszugs  aus  einem  amtlichen  Register
 oder  Verzeichnis  ebenso  ausreichend  wie  die  Einsichtnahme
 in  ein  amtliches  Register  oder  Verzeichnis  oder  die  Heran-
 ziehung  der  Gründungsdokumente  oder  gleichwertiger  be-
 weiskräftiger Dokumente.

 Neben  dem  im  Gesetzestext  ausdrücklich  genannten  Han-
 dels-  oder  Genossenschaftsregister  kommen  auch  das  Part-
 nerschaftsregister,  das  Vereinsregister,  die  Stiftungsver-
 zeichnisse  sowie  vergleichbare  ausländische  Register  und
 Verzeichnisse in Betracht.

 Zu Satz 2  (Verordnungsermächtigung)

 Absatz  4  Satz  2  eröffnet  die  Möglichkeit,  durch  Rechtsver-
 ordnung  weitere  Dokumente  zu  bestimmen,  die  zur  Iden-
 titätsüberprüfung  geeignet  sind.  Diese  Verordnungsermäch-
 tigung  ist  eine  flexible  Grundlage  für  gegebenenfalls  erfor-
 derliche  nachträgliche  Anpassungen,  insbesondere  für  den

 Fall,  dass  auf  EU-Ebene  einheitliche  Mindeststandards  für
 anerkennungswürdige Papiere geschaffen werden sollten.

 Zu Absatz 5  (Identifizierung des wirtschaftlich Berech-
 tigten)

 Das  geltende  Geldwäschegesetz  enthält  keine  näheren  Vor-
 gaben  für  die  Identifizierung  von  wirtschaftlich  Berechtig-
 ten, die nicht Vertragspartner sind.

 Absatz  5  Satz  1  sieht  daher  in  Umsetzung  des  in  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  enthaltenen  risikoorientierten  An-
 satzes  vor,  dass  zur  Identitätsfeststellung  des  wirtschaftlich
 Berechtigten  zumindest  dessen  Name  (d.  h.  der  Nachname
 und  mindestens  ein  Vorname)  zu  erheben  ist.  Weitere  Identi-
 fizierungsmerkmale  wie  beispielsweise  Anschrift,  Geburts-
 tag  und  Staatsangehörigkeit  sind  hingegen  nur  zu  erheben,
 soweit  dies  mit  Blick  auf  das  im  Einzelfall  bestehende  Geld-
 wäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungsrisiko  angemessen
 ist.

 Die  Überprüfung  der  Identität  des  wirtschaftlich  Berechtig-
 ten  erfolgt  nach  Absatz  5  Satz  2  durch  risikoangemessene
 Maßnahmen.  Der  Gesetzentwurf  trägt  damit  der  besonderen
 Bedeutung  von  Artikel  8  Abs.  1  Buchstabe  b  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  für  die  Anwendung  des  risiko-
 orientierten  Ansatzes  im  Bereich  der  Identitätsüberprüfung
 bei der Umsetzung in das nationale Recht Rechnung.

 Die  Angemessenheit  der  Maßnahmen  richtet  sich  zunächst
 nach  dem  Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungsrisiko
 der  Geschäftsbeziehung  bzw.  Transaktion.  Gleichzeitig  ist  zu
 berücksichtigen,  welche  Erkenntnismöglichkeiten  dem  Ver-
 pflichteten  zur  Klärung  des  Sachverhalts  zur  Verfügung  ste-
 hen.  Die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  überlässt  es  den
 Verpflichteten,  ob  sie  für  die  Feststellung  und  Überprüfung
 der  Identität  des  wirtschaftlich  Berechtigten  öffentliche  Auf-
 zeichnungen  nutzen,  ihre  Kunden  um  zweckdienliche  Daten
 bitten  oder  die  Informationen  auf  andere  Art  und  Weise
 beschaffen  (Erwägungsgrund  10  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie).

 Zu Absatz 6  (Mitwirkungspflicht des Vertragpartners)

 Insbesondere  in  Fällen,  in  denen  öffentliche  Aufzeichnun-
 gen  nicht  vorliegen,  kann  der  Verpflichtete  die  ihm  oblie-
 genden  Sorgfaltspflichten  in  der  Praxis  oftmals  nur  unter
 Mitwirkung  des  Vertragspartners  ordnungsgemäß  erfüllen.
 Der  Verpflichtete  ist  daher  regelmäßig  auf  Informationen
 seines  Vertragspartners  angewiesen.  Dementsprechend  ent-
 hält Absatz 6 eine Mitwirkungspflicht des Vertragspartners.

 Zu §  5  (Vereinfachte Sorgfaltspflichten)

 Die  bislang  in  §  5  GwG  verortete  Regelung  zur  Zentralstelle
 für  Verdachtsanzeigen  wird  im  Rahmen  der  Neugliederung
 des Gesetzes in §  10 GwG-neu verschoben.

 §  5  GwG-neu  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  11  der  Drit-
 ten  EG-Geldwäscherichtlinie,  der  vor  dem  Hintergrund,
 dass  die  Gefahr  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinan-
 zierung  nicht  in  allen  Fällen  gleich  hoch  ist,  in  bestimmten
 Fällen  Erleichterungen  von  den  allgemeinen  Bestimmungen
 zu  den  Sorgfaltspflichten  nach  den  Artikeln  7,  8  und  9  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie vorsieht.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 39 – Drucksache 16/9038
Zu Absatz 1

 Absatz  1  Satz  1  normiert,  dass  Verpflichtete  in  den  Fällen
 des  §  3  Abs.  2  Nr.  1,  2  und  4  GwG-neu,  nicht  aber  in  dem
 Fall  des  §  3  Abs.  2  Nr.  3  GwG-neu  (Verdacht  der  Geldwä-
 sche  oder  der  Terrorismusfinanzierung),  von  der  Erfüllung
 der  Sorgfaltspflichten  des  §  3  Abs.  1  GwG-neu  absehen  dür-
 fen,  wenn  das  Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierungs-
 risiko  gering  ist.  Auch  bei  der  Erfüllung  vereinfachter  Sorg-
 faltspflichten  sind  die  Verpflichteten  jedoch  gehalten,  die
 Geschäftsbeziehungen  zu  überwachen,  um  komplexe  und
 ungewöhnlich  große  Transaktionen  ohne  klar  ersichtlichen
 wirtschaftlichen  oder  rechtmäßigen  Zweck  aufzudecken
 (vgl.  Erwägungsgrund  6  der  Durchführungsrichtlinie)  und
 gegebenenfalls einen Verdachtsfall anzuzeigen.

 Der  in  Satz  2  enthaltene  Verweis  auf  §  3  Abs.  4  Satz  2
 GwG-neu  soll  in  Umsetzung  des  Artikels  37  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  sicherstellen,  dass  die  zuständi-
 gen  Aufsichtsbehörden  hinreichend  überwachen  können,  ob
 die  Voraussetzungen  zur  Erfüllung  vereinfachter  Sorgfalts-
 pflichten  tatsächlich  vorliegen  und  diese  in  angemessenem
 Umfang erfüllt worden sind.

 Zu Absatz 2

 Zu Satz 1

 Absatz  2  Satz  1  benennt  die  vier  Fälle,  in  denen  regelmäßig
 von  einem  geringen  Risiko  der  Geldwäsche  und  der  Terro-
 rismusfinanzierung  ausgegangen  werden  kann  und  in  denen
 daher  von  den  allgemeinen  Sorgfaltspflichten  des  §  3  Abs.  1
 GwG-neu  abgewichen  werden  darf.  Für  Institute  und  Versi-
 cherungsunternehmen  sind  auch  die  Regelungen  zu  verein-
 fachten  Sorgfaltspflichten  in  §  25d  KWG-neu  und  §  80e
 VAG-neu zu beachten.

 Zu Nummer 1

 Die  Regelung  entspricht  in  ihrem  Regelungsinhalt  dem  bis-
 herigen  §  2  Abs.  4  GwG  und  dient  der  Umsetzung  von  Arti-
 kel 11 Abs.  1 der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 2

 Die  Regelung  setzt  in  ihrem  Regelungsinhalt  Artikel  11
 Abs.  2  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 um  und  trägt  dem  Umstand  Rechnung,  dass  die  erforderli-
 chen  Angaben  bei  börsennotierten  Gesellschaften  öffentlich
 zugänglich sind.

 Zu Nummer 3

 Die  Regelung  setzt  in  ihrem  Regelungsinhalt  Artikel  11
 Abs.  2  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 um.  Diese  Ausnahmeregelung  richtet  sich  an  die  kontofüh-
 renden  Kreditinstitute  in  Bezug  auf  die  Führung  von  Ander-
 konten  und  damit  auch  von  Sammelanderkonten.  Sie  lässt
 die  Verpflichtungen  der  Kontoinhaber  unberührt.  Die  Ver-
 pflichteten  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  7  GwG-neu  sind  da-
 her  gehalten,  die  Identität  des  wirtschaftlich  Berechtigten
 der  von  ihnen  geführten  Anderkonten  selbst  festzustellen
 (vgl.  Erwägungsgrund  23  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie).  Die  zur  Feststellung  der  Identität  des  wirtschaftlich
 Berechtigten  erforderlichen  Angaben  sind  auf  Nachfrage

 des  kontoführenden  Instituts  seitens  der  jeweilig  betroffe-
 nen Rechtsberufe zugänglich zu machen.

 Zu Nummer 4

 Die  Regelung  zu  inländischen  Behörden  dient  der  Umset-
 zung  von  Artikel  11  Abs.  2  Buchstabe  c  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie.  Da  unter  den  Behördenbegriff  des  §  1
 Abs.  4  des  Verwaltungsverfahrensgesetzes  auch  juristische
 Personen  des  öffentlichen  Rechts  fallen,  wird  auch  der  Zah-
 lungsverkehr  mit  ihnen  privilegiert.  Betroffene  juristische
 Personen  des  öffentlichen  Rechts  sind  neben  den  Gebiets-
 körperschaften  u.  a.  Handwerkskammern,  Universitäten  und
 Rundfunkanstalten.  Die  Regelung  zu  ausländischen  Behör-
 den  und  ausländischen  öffentlichen  Einrichtungen  dient  der
 Umsetzung  von  Artikel  3  Abs.  1  der  Durchführungsricht-
 linie.

 Zu Satz 2

 Durch  den  Verweis  in  Satz  2  wird  Finanzunternehmen  im
 Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  3  GwG-neu  der  Anwendungsbe-
 reich  der  ansonsten  nur  für  Institute  geltenden  Regelung  der
 vereinfachten  Sorgfaltspflichten  nach  §  25d  KWG-E  eröff-
 net.  Damit  können  insbesondere  Leasingunternehmen  bei
 Vorliegen  der  dortigen  Tatbestandsvoraussetzungen  von  den
 allgemeinen  Sorgfaltspflichten  abweichen.  Hiermit  wird
 jedoch  keine  Aufsichtszuständigkeit  der  Bundesanstalt  für
 Finanzdienstleistungsaufsicht  über  Finanzunternehmen  be-
 gründet.

 Zu Absatz 3

 Die  Regelung  stellt  klar,  dass  Verpflichtete  in  den  Fällen  des
 §  3  Abs.  2  Nr.  1,  2  und  4  von  der  Erfüllung  der  Sorgfalts-
 pflichten  des  §  3  Abs.  1  dann  nicht  absehen  dürfen,  wenn
 ihnen  Informationen  vorliegen,  die  darauf  schließen  lassen,
 dass  das  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinan-
 zierung  nicht  gering  ist.  Die  Erfüllung  vereinfachter  Sorg-
 faltspflichten  darf  nach  Ansicht  des  gemäß  Artikel  41  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  bei  der  EG-Kommission
 eingerichteten  „Ausschusses  zur  Verhinderung  der  Geldwä-
 sche  und  der  Terrorismusfinanzierung“  nicht  dazu  führen,
 vollständig  auf  die  Durchführung  von  Sorgfaltspflichten  zu
 verzichten.  Artikel  11  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 und  gleichermaßen  §  5  GwG-neu  befreien  also  nicht  von
 der  Erfüllung  von  Sorgfaltspflichten,  sofern  Tatsachen  fest-
 gestellt  werden,  die  darauf  schließen  lassen,  dass  eine
 Transaktion  der  Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung
 dienen  könnte.  Dies  wird  durch  Absatz  3  noch  einmal  klar-
 gestellt.

 Zu Absatz 4  (Verordnungsermächtigung)

 Die  Regelung  schafft  zum  einen  die  Grundlage,  durch
 Rechtsverordnung  weitere  Kriterien  zu  normieren,  bei  denen
 ein  geringes  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismus-
 finanzierung  besteht,  wenn  die  von  der  EG-Kommission  ge-
 mäß  Artikel  40  Abs.  1  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie  getroffenen  Durchführungsmaßnahmen  dies
 erfordern.  Zum  anderen  wird  die  Grundlage  geschaffen,
 durch  Rechtsverordnung  eine  Entscheidung  der  EG-Kom-
 mission  gemäß  Artikel  40  Abs.  4  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie  in  Bezug  auf  die  in  Artikel  12  dieser  Richtlinie
 genannten Fälle umzusetzen.
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Zu §  6  (Verstärkte Sorgfaltspflichten)

 Die  bislang  in  §  6  GwG  verortete  Regelung  zur  Identifizie-
 rung  in  Verdachtsfällen  ist  im  Rahmen  der  Neugliederung
 des  Gesetzes  nunmehr  in  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  3  GwG-neu
 enthalten.

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie,  der  vor  dem  Hintergrund,  dass
 die  Risiken  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzie-
 rung  nicht  in  allen  Fällen  gleich  hoch  sind,  in  bestimmten
 Fällen  verstärkte  Sorgfaltspflichten  zusätzlich  zu  den  in  den
 Artikeln  7,  8  und  9  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  ge-
 nannten Maßnahmen vorsieht.

 Eine  Pflicht  zur  Erfüllung  verstärkter  Sorgfaltspflichten
 kann  nur  insoweit  bestehen,  als  der  Verpflichtete  auch  den
 allgemeinen  Sorgfaltspflichten  des  §  3  GwG-neu  unterliegt.
 Für  Institute  sind  auch  die  Regelungen  zu  verstärkten  Sorg-
 faltspflichten in §  25f KWG-neu zu beachten.

 Der  Verweis  in  Satz  2  auf  §  3  Abs.  4  Satz  2  GwG-neu  soll  in
 Umsetzung  des  Artikels  37  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  sicherstellen,  dass  die  zuständigen  Aufsichtsbe-
 hörden  hinreichend  überwachen  können,  ob  und  in  welchem
 Umfang  die  Verpflichteten  verstärkte  Sorgfaltspflichten  tat-
 sächlich  erfüllen.  Der  Verweis  in  Satz  2  auf  §  3  Abs.  6
 GwG-neu  stellt  klar,  dass  –  ebenso  wie  bei  Nichterfüllung
 der  allgemeinen  Sorgfaltspflichten  –  auch  bei  Nichterfül-
 lung  der  verstärkten  Sorgfaltspflichten  die  Verpflichtung  be-
 steht,  eine  Geschäftsbeziehung  nicht  zu  begründen  oder
 fortzusetzen,  keine  Transaktion  durchzuführen  und  eine  be-
 stehende  Geschäftsbeziehung  mit  dem  Vertragspartner  zu
 beenden.

 Zu Absatz 2

 Insbesondere  bei  den  in  Absatz  2  genannten  Fällen  ist  von
 einem  erhöhten  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terroris-
 musfinanzierung  auszugehen  und  sind  die  jeweils  aufge-
 führten verstärkten Sorgfaltspflichten zu erfüllen.

 Die  in  Absatz  2  genannten  Fälle  stellen  jedoch  nach  Arti-
 kel  13  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  für  die
 instituts-  bzw.  unternehmensinterne  Kategorisierung  von
 Risiken  keinen  abschließenden  Katalog  dar.  Über  die  ge-
 setzlich  geregelten  Fälle  und  die  gegebenenfalls  künftig
 durch  Rechtsverordnung  auf  der  Grundlage  des  §  6  Abs.  3
 GwG-neu  benannten  Fälle  hinaus,  in  denen  immer  ver-
 stärkte  Sorgfaltspflichten  zu  erfüllen  sind,  können  im  Ein-
 zelfall  für  den  Verpflichteten  auch  andere  Fallkonstellatio-
 nen  die  Erfüllung  erhöhter  Sorgfaltspflichten  begründen.
 Maßstab  ist  dabei  die  Bewertung  des  Sachverhalts  durch
 den Verpflichteten.

 Eine  Fallgruppe  erhöhten  Risikos,  die  besonderer  Aufmerk-
 samkeit  der  Verpflichteten  bedarf,  besteht  beispielsweise
 bei  Geschäftsbeziehungen  mit  Vertragspartnern,  die  in  Staa-
 ten  oder  Territorien  ansässig  sind,  deren  Geldwäschepräven-
 tionsstandards  bekanntermaßen  nicht  den  internationalen
 Standards entsprechen oder nicht hinreichend effektiv sind.

 Zu Nummer 1

 Nummer  1  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  4  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  der  die  Erfüllung  erhöh-
 ter  Sorgfaltspflichten  gegenüber  politisch  exponierten  Per-
 sonen,  die  in  einem  anderen  EU-Mitgliedstaat  oder  in  einem
 Drittstaat  ansässig  sind,  verlangt.  Entsprechend  dem  Erwä-
 gungsgrund  25  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  sind
 gegenüber  in  Deutschland  ansässigen  politisch  exponierten
 Personen  zumindest  die  allgemeinen  Sorgfaltspflichten
 nach §  3 Abs.  1 GwG-neu zu erfüllen.

 Die  in  Nummer  1  Satz  2  bis  4  enthaltenen  Ausführungen  die-
 nen  der  Umsetzung  der  Erwägungsgründe  3,  4  und  5  der
 Durchführungsrichtlinie.  Darüber  hinaus  ist  in  Anlehnung
 des  Erwägungsgrundes  2  der  Durchführungsrichtlinie  zu  be-
 achten,  dass  die  nach  §  16  Abs.  2  zuständigen  Behörden  im
 Rahmen  der  Aufsichtspraxis  bei  der  Ausübung  des  ihnen  zu-
 stehenden  Ermessens  berücksichtigen  sollen,  dass  Verpflich-
 tete  möglicherweise  übersehen  können,  dass  ein  Vertrags-
 partner  unter  eine  der  Kategorien  der  politisch  exponierten
 Personen  fällt,  obwohl  sie  diesbezüglich  hinreichende  und
 angemessene  Maßnahmen  ergriffen  haben.  In  solchen  Fällen
 sollen  die  Behörden  eine  schematische  Inanspruchnahme  der
 Verpflichteten für eine derartige Unterlassung vermeiden.

 Zu Satz 5

 Zu Buchstabe a

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  4
 Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  der  bei
 der  Aufnahme  von  Geschäftsbeziehungen  mit  einer  poli-
 tisch  exponierten  Person  durch  einen  für  den  Verpflichteten
 Handelnden  die  Zustimmung  der  ihm  übergeordneten  Füh-
 rungsebene  vorsieht.  In  der  Regelung  wird  zudem  der  Er-
 wägungsgrund  26  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  be-
 rücksichtigt,  wonach  damit  gerade  nicht  die  Zustimmung
 der  Geschäftsleitung,  sondern  diejenige  des  unmittelbaren
 Vorgesetzten gemeint ist.

 Zu Buchstabe b

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  4
 Buchstabe c der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Buchstabe c

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  4
 Buchstabe d der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 2

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  2
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Sie  ermöglicht  die
 Identifizierung  eines  Vertragspartners,  der  zwar  eine  natür-
 liche  Person,  aber  nicht  physisch  anwesend  ist.  Die  Rege-
 lung  ist  insofern  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  der
 persönlichen  und  dokumentenmäßigen  Identifizierung,  die
 neben  der  in  §  7  GwG-neu  enthaltenen  Identifizierung
 durch Dritte steht.

 Um  das  damit  verbundene  erhöhte  Risiko  zu  kompensieren,
 ist  es  zum  einen  erforderlich,  dass  die  Identität  des  Vertrags-
 partners,  der  eine  natürliche  Person  ist,  entweder  durch  die
 Übersendung  eines  auf  seinen  Namen  lautenden  Dokuments
 im  Sinne  von  §  4  Abs.  4  Satz  1  Nr.  1  GwG-neu,  durch  eine
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Kopie  eines  solchen  Dokuments,  deren  Übereinstimmung
 mit  dem  Originaldokument  durch  eine  zur  Beglaubigung
 von  Dokumenten  zugelassene  inländische  oder  ausländische
 Stelle  beglaubigt  worden  ist  oder  durch  eine  qualifizierte
 elektronische  Signatur  im  Sinne  von  §  2  Nr.  3  des  Signatur-
 gesetzes sichergestellt wird.

 Zum  anderen  muss  ergänzend  hierzu  die  erste  Transaktion
 unmittelbar  von  einem  Konto  erfolgen,  das  auf  den  Namen
 des  Vertragspartners  bei  einem  unter  die  Dritte  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  fallenden  Kreditinstitut  oder  bei  einem
 Kreditinstitut  in  einem  Drittstaat,  für  das  gleichwertige  An-
 forderungen  gelten,  eröffnet  worden  ist.  Dieses  kumulative
 Erfordernis  begründet  sich  auf  der  Erwägung,  dass  ein  Do-
 kument  dem  wahren  Inhaber  gestohlen  worden  sein  kann
 und  eine  Beglaubigung  eines  Dokuments  weder  eine  Aus-
 sage  über  die  Echtheit  des  Dokuments  noch  über  die  Iden-
 tität  des  Vertragspartners  trifft,  sondern  nur  darüber,  dass
 der  Inhalt  der  Kopie  mit  dem  Inhalt  des  Originaldokuments
 übereingestimmt hat.

 Für  den  bislang  in  §  1  Abs.  5  Satz  2  GwG  geregelten  Fall
 der  Feststellung  der  Identität  eines  nicht  physisch  anwesen-
 den  Vertragspartners  durch  eine  qualifizierte  elektronische
 Signatur  im  Sinne  von  §  2  Nr.  3  des  Signaturgesetzes  ist
 vorgesehen,  dass  zudem  die  Gültigkeit  des  Zertifikats,  die
 Anzeige  des  Zertifizierungsdiensteanbieters  gemäß  §  4
 Abs.  3  des  Signaturgesetzes,  die  Unversehrtheit  des  Zerti-
 fikats  und  der  Bezug  des  Zertifikats  zu  den  signierten  Daten
 zu prüfen sind.

 Zu Absatz 3  (Verordnungsermächtigung)

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  6
 in  Verbindung  mit  Artikel  40  Abs.  1  Buchstabe  c  und  Arti-
 kel 41 Abs.  2 der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu §  7  (Ausführung durch Dritte)

 Die  bislang  in  §  7  GwG  verortete  Regelung  zum  Absehen
 von  der  Identifizierung  ist  im  Rahmen  der  Neugliederung
 des  Gesetzes  nunmehr  in  §  4  Abs.  2  GwG-neu  enthalten.  §  7
 GwG-neu  beinhaltet  nun  Regelungen  zur  Durchführung  von
 Sorgfaltspflichten  durch  Dritte.  Das  Zurückgreifen  auf
 Dritte  bei  der  Erfüllung  von  Sorgfaltspflichten  ist  bereits
 vor  Inkrafttreten  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  gän-
 gige  Praxis  in  Deutschland  bei  der  Anwendung  des  Geld-
 wäschegesetzes gewesen.

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  dient  der  Umsetzung  der  Artikel  14  bis  16  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Das  „Know-your-customer“-Prinzip  verlangt  grundsätzlich,
 dass  der  Verpflichtete  selbst  oder  ein  von  diesem  beschäf-
 tigter  Mitarbeiter  die  Sorgfaltspflichten  erfüllt.  Den  prakti-
 schen  Bedürfnissen  des  täglichen  Geschäftslebens  folgend
 sieht  jedoch  Artikel  14  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 vor,  dass  die  Verpflichteten  bei  der  Erfüllung  der  Sorgfalts-
 pflichten  im  Sinne  des  Artikels  8  Abs.  1  Buchstabe  a  bis  c
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  auf  bestimmte  Dritte
 zurückgreifen  können.  Diese  Vorgabe  wird  in  Absatz  1
 Satz  1  übernommen,  wobei  entsprechend  der  Richtlinien-
 vorgabe  die  Pflicht  zur  kontinuierlichen  Überwachung
 einem Dritten nicht übertragen werden darf.

 Zur  Umsetzung  von  Artikel  14  Satz  2  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  stellt  Absatz  1  Satz  2  klar,  dass  die  endgül-
 tige  Verantwortung  für  die  ordnungsgemäße  und  vollstän-
 dige  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  bei  dem  Verpflichteten
 verbleibt  und  nicht  auf  einen  Dritten  übertragen  werden
 kann.

 Absatz  1  Satz  3  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  15  Abs.  3
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  wonach  die  in  Arti-
 kel  2  Abs.  1  Nr.  3  Buchstabe  a  bis  c  dieser  Richtlinie  ge-
 nannten  Berufsgruppen  als  Dritte  in  Anspruch  genommen
 werden  können.  Die  EU-Mitgliedstaaten  haben  bei  der  Fest-
 legung  des  Kreises  der  Berufsgruppen,  auf  die  zurückge-
 griffen  werden  kann,  eine  Dispositionsbefugnis.  In  Absatz  1
 Satz  3  wird  daher  nur  auf  diejenigen  Berufsgruppen  als
 Dritte  zurückgegriffen,  bei  denen  erfahrungsgemäß  –  auch
 unter  Berücksichtigung  der  Erfahrungen  in  anderen  EU-
 Mitgliedstaaten  –  davon  ausgegangen  werden  kann,  dass  die
 Sorgfaltspflichten  für  den  Verpflichteten  ordnungsgemäß
 erfüllt werden.

 Absatz  1  Satz  4  ermöglicht  Artikel  16  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  entsprechend  die  Einbindung  von  be-
 stimmten  Dritten  aus  Drittstaaten.  Entsprechend  dem  deut-
 schen  Berufsrecht  wird  in  Absatz  1  Satz  4  die  Bezeichnung
 Wirtschaftsprüfer  verwendet,  auch  wenn  diese  Bezeichnung
 international  nicht  gebräuchlich  ist.  Bei  Anwendung  dieser
 Vorschrift  wird  daher  abzuwägen  sein,  ob  der  Dritte  dem
 Wirtschaftsprüfer  vergleichbare  Tätigkeiten  ausübt,  d.  h.
 insbesondere  auch  gesetzlich  vorgeschriebene  Abschluss-
 prüfungen  durchführt.  Die  Verwendung  des  Begriffs  Wirt-
 schaftsprüfer  in  Satz  4  entspricht  terminologisch  der  Ver-
 weisung  auf  §  2  Abs.  1  Nr.  8  GwG-neu  in  Satz  3  betreffend
 Dritte  aus  EU-Mitgliedstaaten.  Auch  innerhalb  der  EU  exis-
 tiert  keine  einheitliche  Berufsbezeichnung,  so  dass  auch
 hier an das deutsche Berufsrecht angeknüpft wird.

 Absatz  1  Satz  5  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  15  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Danach  ist  es  bei  Einbin-
 dung  von  Dritten  aus  anderen  EU-Mitgliedstaaten  ausrei-
 chend,  die  Vorschriften  zu  erfüllen,  die  in  dem  EU-Mit-
 gliedstaat gelten, in dem der Dritte seinen Sitz hat.

 Absatz  1  Satz  6  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  18  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Es  ist  notwendig,  dass  der
 Verpflichtete  zur  Einhaltung  des  „Know  your  customer“-
 Prinzips  über  vollständige  Informationen  verfügt.  Daher  ist
 eine  Übermittlung  von  erlangten  Angaben  und  Informatio-
 nen  im  Falle  der  Einschaltung  eines  Dritten  erforderlich.
 Diese  sind  zur  Vermeidung  von  Manipulationsmöglichkei-
 ten  unverzüglich  und  unmittelbar  an  den  Verpflichteten  zu
 übermitteln.  Sonstige  aufbewahrte  Kopien  und  Unterlagen
 zur  Identifizierung  des  Vertragspartners  und  gegebenenfalls
 eines  wirtschaftlich  Berechtigten  sind  auf  Anfrage  zu  über-
 mitteln.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  19  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  und  ermöglicht,  die  Durchfüh-
 rung  der  zur  Erfüllung  der  Sorgfaltspflichten  nach  §  3
 Abs.  1  Nr.  1  bis  3  GwG-neu  erforderlichen  Maßnahmen  auf
 andere  zuverlässige  Personen  auf  der  Grundlage  einer  ver-
 traglichen  Vereinbarung  zu  übertragen.  Diese  Personen  sind
 lediglich  als  Erfüllungsgehilfen  des  Verpflichteten  tätig.  Die
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Zuverlässigkeit  dieser  anderen  Personen  schließt  die  Einhal-
 tung  der  datenschutzrechtlichen  Vorschriften  durch  sie  mit
 ein.  Mit  der  Regelung  wird  auch  das  Fortbestehen  der  lang-
 jährigen  Aufsichtspraxis  der  Bundesanstalt  für  Finanz-
 dienstleistungsaufsicht  gesichert,  auf  deren  Grundlage  unter
 anderem  die  Verpflichteten  auf  den  so  genannten  „PostIdent
 Service“ der Deutschen Post AG zurückgreifen können.

 Zu Absatz 3  (Verordnungsermächtigung)

 Absatz  3  schafft  die  Möglichkeit,  im  Falle  der  in  Artikel  17
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  genannten  Entschei-
 dung  der  EG-Kommission  einen  Rückgriff  auf  Dritte  aus
 einem bestimmten Drittstaat generell zu untersagen.

 Falls  die  EG-Kommission  feststellt,  dass  in  einem  Drittstaat
 die  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  vergleichbaren
 Anforderungen  nicht  gewährleistet  sind  (Artikel  40  Abs.  4
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie),  so  entsteht  daraus
 die  Verpflichtung  der  EU-Mitgliedstaaten,  den  dieser  Richt-
 linie  unterliegenden  Instituten  und  Personen  zu  untersagen,
 auf  Dritte  aus  dem  betroffenen  Drittstaat  zur  Durchführung
 einer  Identifizierung  des  Kunden,  zur  Feststellung  der  Iden-
 tität  des  wirtschaftlich  Berechtigten  und  zur  Einholung  von
 Informationen  über  Zweck  und  angestrebte  Art  der  Ge-
 schäftsbeziehung  zurückzugreifen  (Artikel  17  in  Verbin-
 dung  mit  Artikel  8  Abs.  1  Buchstabe  a  bis  c  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie).

 Zu §  8  (Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht)

 In  §  8  GwG-neu  ist  die  bislang  in  §  9  GwG  enthaltene  Auf-
 zeichnungs-  und  Aufbewahrungspflicht  geregelt.  Die  bis-
 lang  in  §  8  GwG  enthaltene  Regelung  zur  Feststellung  der
 Identität  des  wirtschaftlich  Berechtigten  findet  sich  in  über-
 arbeiteter,  den  Vorgaben  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie  entsprechender  Form  nunmehr  in  §  3  Abs.  1  Nr.  3  und
 §  4 Abs.  5 GwG-neu.

 Zu Absatz 1

 Die  Regelung  des  Absatzes  1  baut  weitgehend  auf  §  9
 Abs.  1  GwG  bisheriger  Fassung  auf  und  normiert  in  Satz  1
 die  Pflicht  zur  Aufzeichnung  der  im  Rahmen  der  Erfüllung
 der  Sorgfaltspflichten  erhobenen  Angaben  und  eingeholten
 Informationen.  Nach  Satz  2  sind  bei  der  Identifizierung  von
 natürlichen  Personen  entsprechend  §  1  Abs.  5  Satz  1  GwG
 bisheriger  Fassung  Art,  Nummer  und  ausstellende  Behörde
 des  zur  Überprüfung  der  Identität  vorgelegten  Dokuments
 aufzuzeichnen.  Satz  3  entspricht  inhaltlich  dem  §  9  Abs.  1
 Satz  2,  zweite  Variante  GwG  bisheriger  Fassung.  Auf-
 bauend  auf  §  9  Abs.  1  Satz  3  GwG  bisheriger  Fassung  regelt
 Satz  4  die  Aufzeichnungspflicht  für  den  Fall,  dass  von  einer
 erneuten  Identifizierung  abgesehen  werden  darf.  In  Satz  5
 wird  festgelegt,  welche  Angaben  zu  prüfen  und  aufzuzeich-
 nen  sind,  wenn  eine  natürliche  Person  anhand  einer  elektro-
 nischen  Signatur  identifiziert  wird.  Die  Verpflichteten  ha-
 ben  die  datenschutzrechtlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes
 über Personalausweise und des Passgesetzes zu beachten.

 Zu Absatz 2

 Die  Regelung  wurde  gegenüber  dem  bisherigen  §  9  Abs.  2
 GwG lediglich redaktionell überarbeitet.

 Zu Absatz 3

 Die  Neufassung  des  Satzes  1  dient  der  Umsetzung  von  Ar-
 tikel  30  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Die  in  Arti-
 kel  30  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 genannten  Belege  und  Aufzeichnungen  über  Geschäfts-
 beziehungen  und  Transaktionen  sind  im  bisherigen  Geld-
 wäschegesetz  nicht  enthalten,  ihre  Aufbewahrung  ist  daher
 im  Rahmen  einer  vollständigen  Umsetzung  im  Normtext
 zu  berücksichtigen.  Während  nach  dem  bisherigen  Geld-
 wäschegesetz  Aufzeichnungen  sechs  Jahre  aufzubewahren
 sind,  wird  die  Aufbewahrungsfrist  nunmehr  auf  die  von
 Artikel  30  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  vorgese-
 hene  Untergrenze  von  fünf  Jahren  herabgesenkt,  es  sei
 denn,  es  bestehen  auf  Grund  anderer  gesetzlicher  Bestim-
 mungen  für  einzelne  Verpflichtete  längere  Aufbewahrungs-
 fristen.  Satz  2  wurde  nur  redaktionell  geändert.  Satz  3
 bleibt unverändert.

 Zu Absatz 4

 Mit  der  in  Absatz  2  vorgesehenen  Möglichkeit,  Aufzeich-
 nungen  auch  auf  einem  Bild-  oder  anderen  Datenträger  spei-
 chern  zu  dürfen,  wird  modernen  Datenspeicherungstechni-
 ken  Rechnung  getragen  und  damit  die  zeitgemäße  und  ratio-
 nelle  Dokumentation  von  Geschäftsunterlagen  unterstützt.
 Wer  von  dieser  Möglichkeit  Gebrauch  macht,  muss  aber
 auch  für  etwaige  Kosten  der  gegebenenfalls  erforderlichen
 Lesbarmachung  aufkommen.  Absatz  4  stellt  insofern  mit
 dem  Verweis  auf  die  entsprechende  Geltung  des  §  147
 Abs.  5  AO,  wonach  derjenige,  der  aufzubewahrende  Unter-
 lagen  in  der  Form  einer  Wiedergabe  auf  einem  Bildträger
 oder  auf  anderen  Datenträgern  vorlegen  kann,  verpflichtet
 ist,  auf  seine  Kosten  diejenigen  Hilfsmittel  zur  Verfügung
 zu  stellen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Unterlagen  lesbar  zu
 machen  und  auf  Verlangen  der  Behörde  die  Unterlagen  auf
 seine  Kosten  auszudrucken,  oder  ohne  Hilfsmittel  lesbare
 Reproduktionen  beizubringen  hat,  eine  Anpassung  an  steuer-
 rechtliche Grundsätze dar.

 Zu §  9  (Interne Sicherungsmaßnahmen)

 Die  bislang  in  §  9  GwG  enthaltene  Regelung  zur  Aufzeich-
 nungs-  und  Aufbewahrungspflicht  findet  sich  in  überarbei-
 teter Form nunmehr in §  8 GwG-neu.

 In  §  9  GwG-neu  sind  jetzt  die  bislang  in  §  14  GwG  enthalte-
 nen  internen  Sicherungsmaßnahmen  in  einer  die  Vorgaben
 der  Artikel  34  und  35  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 berücksichtigenden Form geregelt.

 Zu Absatz 1

 Ein  wichtiger  Aspekt  der  präventiven  Bekämpfung  der
 Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  besteht  darin,
 durch  betriebsinterne  Maßnahmen  zu  verhindern,  dass  ein
 Unternehmen  oder  eine  Person  zur  Durchführung  entspre-
 chender  krimineller  Aktivitäten  missbraucht  werden  kann.
 Bereits  der  bisherige  §  14  GwG  verpflichtete  daher  die  dort
 genannten  Unternehmen  und  Personen,  interne  Sicherungs-
 vorkehrungen  dagegen  zu  treffen,  dass  sie  zur  Geldwäsche
 missbraucht  werden  können.  Die  Bekämpfung  der  Terroris-
 musfinanzierung  wird  bislang  jedoch  ausdrücklich  nur  in
 §  14  Abs.  2  Nr.  2  GwG  bisheriger  Fassung  bei  der  Entwick-
 lung interner Grundsätze angesprochen.
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Durch  die  Neufassung  des  für  alle  Verpflichteten  geltenden
 Absatzes  1  wird  verdeutlicht,  dass  das  zur  Bekämpfung  der
 Geldwäsche  geschaffene  Instrumentarium  vollständig  auch
 zur  Bekämpfung  der  Terrorismusfinanzierung  eingesetzt
 werden  soll,  da  auch  insoweit  Bedarf  für  ein  entsprechendes
 internes Sicherungs- und Frühwarnsystem besteht.

 Zu Absatz 2

 Zu Nummer 1

 Die  bislang  alle  Verpflichteten  treffende  Pflicht,  einen  Geld-
 wäschebeauftragten  zu  bestellen,  wird  auf  die  Bereiche  der
 Kredit-  und  Finanzdienstleistungsinstitute  und  der  Versiche-
 rungsunternehmen  begrenzt.  Damit  werden  außerhalb  der
 genannten  Bereiche  insbesondere  kleine  und  mittlere  Unter-
 nehmen,  die  bislang  ausnahmslos  zur  Bestellung  eines
 Geldwäschebeauftragten verpflichtet waren, entlastet.

 Wie  schon  nach  bisheriger  Rechtslage  findet  die  Pflicht  zur
 Bestellung  eines  Geldwäschebeauftragten  für  Kredit-  und
 Finanzdienstleistungsinstitute  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  1
 und  2  GwG-neu,  die  übergeordnete  Unternehmen  einer
 Institutsgruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  1  oder  2  KWG,
 einer  Finanzholding-Gruppe  im  Sinne  des  §  10a  Abs.  3
 KWG  oder  Mutterunternehmen  eines  Finanzkonglomerats
 im  Sinne  des  §  1  Abs.  20  Satz  1  KWG  sind,  ebenfalls  in
 Bezug  auf  die  gesamte  Gruppe  bzw.  auf  das  gesamte  Kon-
 glomerat Anwendung.

 Das  Gleiche  gilt  für  Versicherungsunternehmen  im  Sinne
 von  §  2  Abs.  1  Nr.  4  GwG-neu,  die  Mutterunternehmen
 einer  Versicherungs-Holdinggesellschaft  im  Sinne  des
 §  104a  Abs.  2  Nr.  4  VAG,  einer  gemischten  Versicherungs-
 Holdinggesellschaft  im  Sinne  des  §  104a  Abs.  2  Nr.  5  oder
 §  104k  Nr.  3  VAG  oder  eines  Finanzkonglomerats  im  Sinne
 des  §  104k  Nr.  4  VAG  sind,  soweit  es  sich  bei  den  Tochter-
 unternehmen  um  solche  handelt,  die  Geschäfte  betreiben,
 die  unter  die  Richtlinie  2002/83/EG  fallen,  oder  Unfallver-
 sicherungen mit Prämienrückgewähr anbieten.

 Mit  der  in  Nummer  1  letzter  Halbsatz  enthaltenen  Ergän-
 zung,  dass  diese  Verpflichteten  die  für  eine  ordnungsgemäße
 Durchführung  der  Aufgaben  des  Geldwäschebeauftragten
 notwendigen  Mittel  und  Verfahren  vorzuhalten  und  wirksam
 einzusetzen  haben,  wird  die  Stellung  des  Geldwäschebeauf-
 tragten  gestärkt.  Der  Geldwäschebeauftragte  hat  nach  dem
 Zweck  der  Vorschrift  innerhalb  der  Organisation  des  Unter-
 nehmens  über  eine  Position  zu  verfügen,  die  es  ihm  erlaubt,
 die  Belange  der  Geldwäsche-  und  Terrorismusfinanzierungs-
 bekämpfung  gegenüber  den  Mitarbeitern  und  auch  gegen-
 über  der  ihm  übergeordneten  Geschäftsleitung  unabhängig
 und  mit  gebotenem  Nachdruck  vertreten  zu  können.  Das
 Geschäftsinteresse  des  Unternehmens  darf  auf  die  ordnungs-
 gemäße  Ausführung  der  Aufgaben  des  Geldwäschebeauf-
 tragten  keinen  störenden  Einfluss  haben.  Der  Geldwäsche-
 beauftragte  darf  zudem  durch  Interessengegensätze,  die
 zwischen  der  Erfüllung  der  von  dem  verpflichteten  Unter-
 nehmen  zu  beachtenden  Vorschriften  des  Geldwäschegeset-
 zes  und  dem  Geschäftsinteresse  des  Unternehmens  bestehen
 können,  nicht  in  seinen  Rechten  als  Arbeitnehmer  beein-
 trächtigt werden.

 Im  Übrigen  wird  zwar  der  Begriff  des  Geldwäschebeauf-
 tragten  beibehalten,  gleichwohl  ist  er  zugleich  Ansprech-
 partner in Fällen der Terrorismusfinanzierung.

 Zu Nummer 2

 Gegenüber  der  bisherigen  Formulierung  wird  herausge-
 stellt,  dass  nicht  nur  die  Entwicklung,  sondern  auch  die  Ak-
 tualisierung  der  internen  Grundsätze  zur  Verhinderung  der
 Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  eine  ver-
 pflichtende  interne  Sicherungsmaßnahme  darstellt.  Dies
 erfolgt  vor  dem  Hintergrund,  dass  Maßnahmen  zur  Be-
 kämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung
 der  regelmäßigen  Anpassung  bzw.  Fortschreibung  an  geän-
 derte  Rahmenbedingungen  bedürfen.  Dabei  sind  insbeson-
 dere neu erkannte Methoden zu berücksichtigen.

 Soweit  –  im  Wortlaut  unverändert  –  Nummer  2  Kontrollen
 zur  Verhinderung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung  vorsieht,  sind  hierdurch  zwei  Aspekte  zu  be-
 achten,  nämlich  zum  einen  die  Notwendigkeit  der  Durch-
 führung  von  regelmäßigen  Kontrollen  durch  die  intern  zu-
 ständige  Kontrollstruktur,  d.  h.  im  Rahmen  der  Innenrevi-
 sion  und/oder  durch  den  Geldwäschebeauftragten,  und  zum
 anderen der Umfang dieser Kontrollen.

 Kontrollen  im  Sinne  der  Nummer  2  beziehen  sich  auf  die  in-
 ternen  Grundsätze  und  die  Sicherungssysteme  inklusive  der
 Monitoringsysteme  des  Unternehmens  und  auf  die  Zuver-
 lässigkeit  der  Mitarbeiter  des  Unternehmens,  soweit  diese
 befugt  sind,  Transaktionen  auszuführen  oder  –  wie  Vermitt-
 ler  oder  der  Außendienst  eines  Unternehmens  –  zumindest
 daran mitzuwirken.

 Bei  der  Kontrolle  der  Zuverlässigkeit  der  Mitarbeiter  hat
 das  verpflichtete  Unternehmen  hinsichtlich  der  Kontroll-
 dichte  und  der  eingesetzten  Kontrollinstrumente  allerdings
 einen  weit  gefassten  Beurteilungsspielraum.  Diesem  Beur-
 teilungsspielraum  ist  auch  die  Entscheidung  unterworfen,
 ob  und  wie  neben  der  obligatorischen  Kontrolle  bei  Begrün-
 dung  des  Dienst-  und  Arbeitsverhältnisses  zusätzliche  Kon-
 trollen  während  eines  bestehenden  Dienst-  und  Arbeitsver-
 hältnisses  ausgeführt  werden.  Regelmäßige  Kontrollen  hin-
 sichtlich  der  Zuverlässigkeit  des  Mitarbeiters  während  eines
 bestehenden  Dienst-  und  Arbeitsverhältnisses  sind  nur  in
 begründeten Ausnahmefällen erforderlich.

 Zu Nummer 3

 Die  in  §  14  Abs.  2  Nr.  3  GwG  bisheriger  Fassung  enthaltene
 Vorgabe,  sicherzustellen,  dass  die  zur  Durchführung  von
 Finanztransaktionen  befugten  Beschäftigten  zuverlässig
 sind,  entfällt.  Die  Praxis  hat  gezeigt,  dass  die  von  der  Auf-
 sicht  in  diesem  Rahmen  geforderte  Dokumentationspflicht
 bezüglich  der  Zuverlässigkeitsprüfung  zu  bürokratischem
 Aufwand  geführt  hat,  da  die  Verpflichteten  dieser  Pflicht
 allein  dadurch  genügen  können,  dass  sie  so  genannte  Nega-
 tivatteste  ausstellen,  wonach  keine  negativen  Erkenntnisse
 zur  Zuverlässigkeit  ihrer  Mitarbeiter  bekannt  sind.  Dies  hat
 jedoch  in  der  Aufsichtspraxis  zu  keinen  zusätzlichen  Er-
 kenntnissen  hinsichtlich  der  Zuverlässigkeit  der  Mitarbeiter
 geführt.

 Bei  der  in  §  14  Abs.  2  Nr.  4  GwG  bisheriger  Fassung  und
 jetzt  in  Nummer  3  geregelten  Pflicht  zur  Unterrichtung  der
 Beschäftigten  ist  das  Erfordernis  der  regelmäßigen  Unter-
 richtung  entfallen,  da  auch  Artikel  35  Abs.  1  Satz  2  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  keine  Vorgaben  hinsicht-
 lich  der  Frequenz  enthält.  Die  Verpflichteten  haben  nun-
 mehr  risikoorientiert  zu  entscheiden,  wann  eine  solche  Un-
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terrichtung  sinnvoll  ist.  Im  Übrigen  wird  klargestellt,  dass
 sich  die  Unterrichtung  auch  auf  die  Methoden  der  Terroris-
 musfinanzierung zu erstrecken hat.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  baut  auf  dem  §  14  Abs.  3  GwG  bisheriger  Fassung
 auf.  Satz  1  wurde  redaktionell  überarbeitet.  Durch  die  in
 Satz  2  aufgenommene  Ergänzung  der  Auslagerungsmög-
 lichkeit  von  internen  Sicherungsmaßnahmen  nach  §  25c
 Abs.  2  KWG-neu  bzw.  §  80d  Abs.  1  VAG-neu  werden  die
 bestehenden  geldwäscherechtlichen  Auslagerungsvorschrif-
 ten  in  Bezug  auf  Sicherungsmaßnahmen  in  §  9  Abs.  3
 GwG-neu  zentral  zusammengeführt.  Die  Auslagerung  von
 Researchsystemen  bestimmt  sich  damit  allein  nach  §  9
 Abs.  3  GwG-neu.  Darüber  hinaus  wird  die  Möglichkeit  ge-
 schaffen,  auch  die  Aufzeichnung  und  die  Aufbewahrung
 von  Angaben  und  Informationen  nach  §  8  GwG-neu  auszu-
 lagern.

 Zu Absatz 4

 Die  Sätze  1  und  2  wurden  redaktionell  überarbeitet.  Satz  3
 sieht  vor,  dass  für  die  freien  Berufe,  die  nach  §  16  Abs.  2
 GwG-neu  der  Aufsicht  regionaler  Berufskammern  unterlie-
 gen  (Rechtsanwälte,  Kammerrechtsanwälte,  Steuerberater
 und  Steuerbevollmächtigte),  bzw.  für  Notare,  die  nach  §  16
 Abs.  2  GwG-neu  der  Aufsicht  durch  den  jeweiligen  Präsi-
 denten  des  Landgerichts,  in  dessen  Bezirk  der  Notar  seinen
 Sitz  hat,  unterliegen,  Anordnungen  nach  Satz  1  und  Bestim-
 mungen  nach  Satz  2  durch  die  jeweilige  Bundesberufskam-
 mer  bzw.  für  Notare,  die  nicht  Mitglied  einer  Notarkammer
 sind,  durch  die  Landesjustizverwaltung  als  oberste  Landes-
 behörde  erfolgen.  Diese  Einbindung  der  jeweiligen  Bundes-
 berufskammern  entspricht  der  Rechtslage  nach  §  14  Abs.  4
 Satz  3  GwG  bisheriger  Fassung.  Mit  dieser  besonderen
 Zuständigkeitszuweisung  zugunsten  der  Bundesberufskam-
 mern  soll  erreicht  werden,  dass  etwaig  bestehende  berufsspe-
 zifische  Besonderheiten  sachgerecht  berücksichtigt  werden
 und  innerhalb  einer  Berufsgruppe  bundesweit  einheitliche
 Maßstäbe  bei  Anordnungen  nach  Satz  1  und  Bestimmungen
 nach Satz 2 angewandt werden.

 Zu §  10  (Zentralstelle für Verdachtsanzeigen)

 Die  bislang  in  §  10  GwG  enthaltene  Regelung  zur  Heranzie-
 hung  und  Verwendung  von  Aufzeichnungen  findet  sich  in
 redaktionell  überarbeiteter  Form  nunmehr  in  §  15  GwG-
 neu.

 Die  Verortung  der  Regelung  des  bisherigen  §  5  GwG  (Zen-
 trale  Analyse-  und  Informationsstelle  für  Verdachtsanzei-
 gen)  nunmehr  als  §  10  GwG-neu  dient  der  besseren  Gliede-
 rung  des  Gesetzes.  Mit  der  Einfügung  des  Abschnitts  3,  der
 sich  auf  die  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen,  die  Anzei-
 gepflichten  und  die  Datenverwendung  bezieht,  ist  die  Veror-
 tung  aus  systematischen  Gründen  sachgerecht.  Dabei  wird
 der  Begriff  der  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen,  der  be-
 reits  im  Normtext  des  §  5  GwG  bisheriger  Fassung  genutzt
 wird, nunmehr auch in der Überschrift verwandt.

 In Absatz 1 wird Satz 2 wie folgt geändert:

 Zum  einen  wird  in  Nummer  1  klargestellt,  dass  sich  die
 Aufgabe  der  Zentralstelle,  Verdachtsanzeigen  zu  sammeln
 und  auszuwerten,  nicht  nur  auf  solche  Verdachtsanzeigen

 bezieht,  die  von  den  Verpflichteten  nach  §  11  GwG-neu
 übermittelt  werden,  sondern  auch  auf  solche,  die  Behörden
 nach §  14 GwG-neu übermitteln.

 Zum  zweiten  wird  in  Nummer  3  die  bisherige  Pflicht  der
 Zentralstelle,  die  Verdachtsanzeigen  in  einer  Statistik  zu  er-
 fassen,  den  Anforderungen  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  entsprechend  auf  die  Führung  solcher  Statistiken
 ausgeweitet, wie sie Artikel 33 Abs.  2 der Dritten EG-Geld-
 wäscherichtlinie vorsieht.

 Zum  dritten  wird  in  Nummer  5  klargestellt,  dass  die  bislang
 normierte  Pflicht  der  Zentralstelle,  die  Verdachtsanzeigen
 im  Hinblick  auf  Typologien  und  Methoden  auszuwerten  und
 zu  analysieren,  auch  den  Bereich  der  Terrorismusfinanzie-
 rung  umfasst.  Hier  besteht  entsprechender  Informationsbe-
 darf  für  die  Anzeigeverpflichteten,  um  Verdachtsfälle  besser
 erkennen  zu  können.  Der  Zielrichtung  des  Artikels  35
 Abs.  3  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  entsprechend
 ist  ein  Ziel  der  Informationspflicht  nach  Nummer  5  und
 auch  des  nach  Nummer  4  zu  veröffentlichenden  Jahres-
 berichts,  den  Verpflichteten  durch  adressatengerechte  In-
 formation  zu  ermöglichen,  die  Qualität,  Aussagekraft  und
 Wirksamkeit  ihrer  Verdachtsanzeigen  nach  §  11  GwG  zu
 optimieren.

 Absatz  3  wurde  redaktionell  überarbeitet.  Die  Absätze  2
 und 4 bleiben unverändert.

 Zu §  11  (Anzeige von Verdachtsfällen)

 Zu Absatz 1

 Die  Änderungen  in  Absatz  1  Satz  1  dienen  der  Umsetzung
 von  Artikel  22  Abs.  1  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie,  wonach  die  Verpflichteten  „die  zentrale  Mel-
 destelle  von  sich  aus  umgehend  informieren,  wenn  sie  wis-
 sen,  den  Verdacht  oder  berechtigten  Grund  zu  der  Annahme
 zu  haben,  dass  eine  Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzie-
 rung  begangen  oder  zu  begehen  versucht  wurde  oder  wird“;
 die  Auslegung  des  Absatzes  1  Satz  1  hat  sich  am  Wortlaut
 von  Artikel  22  Abs.  1  Buchstabe  a  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie zu orientieren.

 Die  in  Satz  1  vorgesehene  Änderung  erweitert  zunächst  ge-
 genüber  der  bisherigen  Rechtslage  den  Kreis  der  zur  Anzeige
 bei  Verdacht  der  Terrorismusfinanzierung  Verpflichteten.
 Nach  §  11  GwG  bisheriger  Fassung  sind  bislang  nur  Institute
 (d.  h.  Kreditinstitute,  Finanzdienstleistungsinstitute,  Invest-
 mentaktiengesellschaften,  Finanzunternehmen  und  Versi-
 cherungsunternehmen)  zur  Anzeigenerstattung  in  Terroris-
 musfinanzierungsverdachtsfällen  verpflichtet.  Anwälte,  No-
 tare,  Wirtschaftsprüfer,  Steuerberater,  Immobilienmakler,
 Spielbanken  und  sonstige  Gewerbetreibende  sind  bislang
 zwar  zur  Anzeigenerstattung  bei  Geldwäscheverdacht,  nicht
 aber  beim  Verdacht  der  Terrorismusfinanzierung  verpflich-
 tet.  Mit  der  von  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  vorge-
 gebenen  Erweiterung  des  Kreises  der  zur  Anzeigenerstattung
 Verpflichteten  wird  sichergestellt,  dass  bei  der  Bekämpfung
 der  Terrorismusfinanzierung  alle  verfügbaren  Informationen
 genutzt werden.

 Zum  zweiten  wird  in  Satz  1  entsprechend  der  Vorgabe  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  die  Verdachtsmeldepflicht
 auf  die  Fälle  ausgeweitet,  in  denen  sich  erst  nachträglich  ein
 Verdacht  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung
 herausstellt.  Bislang  besteht  die  Verdachtsmeldepflicht  bei
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der  Feststellung  von  Tatsachen  bezogen  auf  eine  aktuell  an-
 getragene konkrete Transaktion.

 Die  in  Satz  3  vorgesehene  Ergänzung,  dass  verdächtige
 Transaktionen  nicht  nur  dann  ohne  vorherige  Anzeige
 durchgeführt  werden  dürfen,  wenn  ein  Aufschub  nicht  mög-
 lich  ist,  sondern  auch  dann,  wenn  dadurch  die  Verfolgung
 der  Nutznießer  einer  mutmaßlichen  Geldwäsche  oder  einer
 Terrorismusfinanzierung  behindert  werden  könnte,  dient  der
 Umsetzung  des  Erwägungsgrundes  30  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie.

 Zu Absatz 2

 Absatz 2 wurde redaktionell überarbeitet.

 Zu Absatz 3

 Die  neben  redaktionellen  Änderungen  in  Satz  1  vorgese-
 hene  Ersetzung  des  Wortes  „Geldwäscheverdacht“  durch
 das  Wort  „Verdacht“  dient  der  Klarstellung,  dass  die  Privile-
 gierung  der  rechtsberatenden  Berufe  nach  §  11  Abs.  3  GwG
 bisheriger  Fassung  unberührt  bleibt.  Die  Gründe,  die  für  die
 Ausnahme  von  der  Anzeigeverpflichtung  bei  Geldwäsche-
 verdacht  sprechen,  gelten  auch  in  Bezug  auf  den  Verdachts-
 fall der Terrorismusfinanzierung.

 Durch  die  Ergänzung  in  Satz  2  wird  festgelegt,  dass  entspre-
 chend  den  Fällen,  in  denen  der  Mandant  Rechtsberatung  be-
 wusst  für  den  Zweck  der  Geldwäsche  in  Anspruch  nimmt,
 die  Anzeigepflicht  auch  dann  bestehen  bleibt,  wenn  die  in
 Satz  1  genannten  Personen  wissen,  dass  der  Mandant  ihre
 Rechtsberatung  bewusst  für  den  Zweck  der  Terrorismus-
 finanzierung in Anspruch nimmt.

 Zu Absatz 4

 In  Satz  1  finden  sich  durch  die  Formulierung  des  Verpflich-
 tetenkreises  in  §  2  GwG-neu  notwendige  Folgeänderungen.
 Satz  2  bleibt  unverändert.  In  Satz  3  wurde  klargestellt,  dass
 auch  die  Kammer  die  ihr  vom  Verpflichteten  übermittelte
 Anzeige  unverzüglich  an  die  zuständige  Strafverfolgungs-
 behörde  weiterleiten  muss.  Nach  Erhalt  der  Anzeige  muss
 die  Kammer  also  schnellstmöglich  prüfen,  ob  sie  eine  Stel-
 lungnahme  zur  Anzeige  abgeben  will,  diese  gegebenenfalls
 schnellstmöglich  erstellen  und  dann  mit  der  Anzeige  weiter-
 leiten. Satz 4 wurde redaktionell überarbeitet.

 Zu Absatz 5

 Das  bisher  in  Absatz  5  GwG  normierte  Verbot  der  Informa-
 tionsweitergabe  wird  nunmehr  gesondert  in  §  12  GwG-neu
 geregelt.  Die  bislang  in  Absatz  6  enthaltene  Regelung  zur
 Freiwilligkeit der Anzeige ist nunmehr in Absatz 5 verortet.

 Zu Absatz 6

 Die  nunmehr  in  Absatz  6  enthaltene  Regelung  zur  Verwer-
 tung  der  Daten  aus  den  Anzeigen  (bislang  in  §  11  Abs.  7
 GwG)  wurde  redaktionell  angepasst.  Zudem  wurde  klar-
 gestellt,  dass  die  Inhalte  einer  Verdachtsanzeige  auch  zum
 Zweck  der  Gefahrenabwehr  verwandt  werden  dürfen.  Poli-
 zeien  können  gerade  durch  Anzeigen  wegen  des  Terro-
 rismusfinanzierungsverdachts  Informationen  erlangen,  die
 Aufschluss  über  terroristischen  Organisationen  angehö-
 rende  oder  nahestehende  Personen  geben  können,  deren

 Verwendung  für  Zwecke  der  Gefahrenabwehr  möglich  sein
 muss.

 Zu Absatz 7

 Die  bislang  in  §  11  Abs.  8  GwG  enthaltene  Verordnungs-
 ermächtigung wurde redaktionell angepasst.

 Zu Absatz 8

 Bereits  nach  §  11  Abs.  9  GwG  bisheriger  Fassung  sind  die
 Staatsanwaltschaften  verpflichtet,  in  Strafverfahren,  zu  de-
 nen  eine  Anzeige  nach  §  11  Abs.  1  GwG  erstattet  wurde,
 dem  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Verdachtsan-
 zeigen  –  entsprechend  §  482  Abs.  2  StPO  die  Erhebung  der
 öffentlichen  Klage  und  den  Ausgang  des  Verfahrens  mitzu-
 teilen.  Diese  Mitteilungspflicht  wird  nun  zum  einen  auf  die
 Strafverfahren  ausgeweitet,  die  auf  einer  Anzeige  einer  Be-
 hörde  nach  §  14  GwG-neu  beruhen.  Des  Weiteren  wird  die
 Mitteilungspflicht  durch  die  Änderung  des  Absatzes  1  über
 Geldwäscheverdachtsanzeigen  hinaus  auch  auf  Strafverfah-
 ren  erstreckt,  die  auf  Anzeigen  wegen  des  Verdachts  der
 Terrorismusfinanzierung  beruhen.  Schließlich  wird  die  Mit-
 teilungspflicht  dahingehend  ausgeweitet,  dass  sie  losgelöst
 von  Anzeigen  nach  Absatz  1  oder  §  14  GwG-neu  auch  in
 sonstigen  Strafverfahren  wegen  einer  Tat  nach  §  261  und  in
 Strafverfahren,  in  denen  wegen  des  Verdachts  von  terro-
 rismusfinanzierungsrelevanten  Handlungen  ermittelt  wird,
 besteht.

 Durch  Satz  2  wird  normiert,  dass  in  diesen  Fällen  die  Mittei-
 lung  durch  Übersendung  einer  Abschrift  der  Anklageschrift,
 der  begründeten  Einstellungsentscheidung  oder  des  Urteils
 erfolgt.  Beim  Bundeskriminalamt  –  Zentralstelle  für  Ver-
 dachtsanzeigen  –  wird  sich  dadurch  innerhalb  eines  längeren
 Zeitraums  ein  Gesamtbild  des  Hellfeldes  der  Kriminalitäts-
 lage  in  den  Bereichen  der  Geldwäsche  und  Terrorismusfinan-
 zierung  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  ergeben.  Dies  ist
 für  die  Erledigung  insbesondere  der  in  §  10  Abs.  1  Satz  2
 Nr.  3  GwG-neu  genannten  Aufgaben  des  Bundeskriminal-
 amtes – Zentralstelle für Verdachtsanzeigen – unerlässlich.

 Durch  die  in  Satz  3  neu  aufgenommene  Regelung  zur  Ertei-
 lung  von  Auskünften  über  ein  Strafverfahren,  in  dem  eine  An-
 zeige  nach  Absatz  1  erstattet  wurde,  wird  Artikel  35  Abs.  1
 Satz  3  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  umgesetzt.
 Durch  die  Auskunftserteilung  der  zuständigen  Staatsanwalt-
 schaft  an  den  Verpflichteten,  der  eine  Anzeige  erstattet  hat,
 wird  dieser  in  die  Lage  versetzt,  die  Qualität,  Aussagekraft
 und  Wirksamkeit  seiner  Verdachtsanzeigen  zu  optimieren.
 Satz  4  enthält  die  notwendige  Regelung  zur  Nutzung  und
 Löschung  der  in  diesem  Rahmen  übermittelten  personen-
 bezogenen Daten.

 Zu §  12  (Verbot der Informationsweitergabe)

 Die  bislang  in  §  12  GwG  enthaltene  Regelung  zur  Freistel-
 lung  von  der  Verantwortlichkeit  findet  sich  nunmehr  in  §  13
 GwG-neu.  §  12  GwG-neu  beinhaltet  stattdessen  Regelun-
 gen zum Verbot der Informationsweitergabe.

 Zu Absatz 1

 Satz  1  entspricht  in  seinem  Regelungsgehalt  dem  bisherigen
 §  11  Abs.  5  GwG  und  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  28
 Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Das  Verbot  der
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Informationsweitergabe  (auch  Hinweis-  oder  Unterrich-
 tungsverbot  oder  „Tipping  off“  genannt)  soll  im  Ergebnis
 verhindern,  dass  Geldwäscher  über  Verdachtsanzeigen  und
 laufende  Ermittlungsverfahren  informiert  werden  und  damit
 die  Gelegenheit  erhalten,  Gelder  in  Sicherheit  zu  bringen.
 Ziel  ist  die  Sicherung  von  Ermittlungserfolgen,  die  nicht
 durch  Vorveröffentlichung  gefährdet  werden  sollen.  Das
 Verbot  der  Informationsweitergabe  ist  ein  Eckpfeiler  des
 geltenden  Geldwäschegesetzes,  dessen  Beibehaltung  und
 entsprechende  Ausdehnung  auf  den  Bereich  der  freien  Be-
 rufe  notwendig  ist.  Das  Verbot  der  Informationsweitergabe
 gilt  dem  Artikel  28  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie  entsprechend  auch  für  leitendes  Personal  und  Ange-
 stellte.

 Die  Verpflichteten  und  dabei  insbesondere  die  Finanzdienst-
 leister  haben  ein  legitimes  Interesse  daran,  von  meldepflich-
 tigen  Vorgängen,  die  bezüglich  des  gemeldeten  Sachver-
 halts  und  insbesondere  bezüglich  der  gemeldeten  Person
 auch  ihr  eigenes  Unternehmen  betreffen  können,  zu  erfah-
 ren,  um  die  notwendigen  unternehmensinternen  Abklärun-
 gen  und  Sicherungsmaßnahmen  zu  treffen.  Gerade  kom-
 plexe  geldwäscherelevante  Sachverhalte  betreffen  in  der
 Regel  nicht  nur  einen  einzelnen  Verpflichteten.  Sie  werden
 erfahrungsgemäß  häufig  über  Konten  abgewickelt,  die  bei
 mehreren  Kreditinstituten  geführt  werden.  Es  werden  daher
 Möglichkeiten  geschaffen,  dass  Verpflichtete,  die  derselben
 Institutsgruppe  im  Sinne  des  Artikels  2  Nr.  12  der  Richtlinie
 2002/87/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates
 vom  16.  Dezember  2002  über  die  zusätzliche  Beaufsich-
 tigung  der  Kreditinstitute,  Versicherungsunternehmen  und
 Wertpapierfirmen  eines  Finanzkonglomerats  angehören,
 und  mehrere  Finanzdienstleister  oder  Personen,  die  an  der-
 selben  Transaktion  beteiligt  sind,  sich  gegenseitig  unterrich-
 ten  dürfen,  ohne  hierdurch  gegen  das  Verbot  der  Informa-
 tionsweitergabe zu verstoßen.

 Die  in  Satz  2  vorgesehene  Schaffung  einer  Ausnahmerege-
 lung  vom  Verbot  der  Informationsweitergabe  ist  eng  be-
 grenzt  und  entspricht  Artikel  28  Abs.  2  bis  6  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie.  Sie  ermöglicht  dem  Verpflichte-
 ten,  sich  die  erforderlichen  Informationen  über  Methoden
 und  Verdachtsanhaltspunkte  der  Geldwäsche  oder  der  Ter-
 rorismusfinanzierung  in  seinem  Tätigkeitsbereich  zu  ver-
 schaffen.  Die  Ausnahmeregelung  des  Satzes  2  steht  damit
 dem  mit  dem  Verbot  der  Informationsweitergabe  bezweck-
 ten  Schutz  der  Strafverfolgung  nicht  entgegen,  sondern  wird
 diesen sogar fördern.

 Zu Satz 2

 Zu Nummer 1  (Übermittlung an staatliche Stellen bzw.
 an die zuständigen Behörden)

 Absatz  1  Satz  2  Nr.  1  entspricht  in  seinem  Regelungsgehalt
 dem  Artikel  28  Abs.  2  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.
 Ohne  die  Übermittlung  an  die  entsprechend  zuständigen  Stel-
 len  ist  das  durch  Artikel  37  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie  vorgegebene  Ziel  einer  wirksamen  Überwachung  der
 Verpflichteten  nicht  erreichbar.  Zudem  bieten  staatliche  Stel-
 len  und  die  zuständigen  Behörden  die  Gewähr  für  einen  sorg-
 samen  Umgang  mit  den  übermittelten  Informationen,  so  dass
 keine Gefährdung von Ermittlungserfolgen besteht.

 Zu Nummer 2  (Übermittlung zwischen den derselben
 Gruppe  angehörenden  Instituten  oder  Unter-
 nehmen)

 Absatz  1  Satz  2  Nr.  2  entspricht  in  seinem  Regelungsgehalt
 dem  Artikel  28  Abs.  3  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie.

 Zu Nummer 3  (Übermittlung  bei  rechtsberatenden  Berufen)

 Absatz  1  Satz  2  Nr.  3  entspricht  in  seinem  Regelungsgehalt
 dem  Artikel  28  Abs.  4  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie.  Die  in  Nummer  3  enthaltene  Ausnahme  von  dem  Ver-
 bot  der  Informationsweitergabe  nach  Satz  1  erstreckt  sich
 auch  auf  die  Fälle  der  gemeinschaftlichen  Berufsausübung
 nach §  59a der Bundesrechtsanwaltsordnung.

 Zu Nummer 4  (Übermittlung  in  Fällen,  die  sich  auf  densel-
 ben  Vertragspartner  und  dieselbe  Transaktion
 beziehen)

 Absatz  1  Satz  2  Nr.  4  entspricht  in  seinem  Regelungsgehalt
 dem  Artikel  28  Abs.  5  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie.

 Zu Satz 3

 Durch  Satz  3  wird  klargestellt,  dass  weitergegebene  Infor-
 mationen  ausschließlich  zum  Zweck  der  Verhinderung  der
 Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  verwendet
 werden  dürfen.  Dies  folgt  aus  Artikel  28  Abs.  5  Satz  2  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  28  Abs.  6  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Absatz 3

 Mit  dieser  nicht  durch  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie
 vorgegebenen  Regelung  soll  für  den  Finanzdienstleistungs-
 sektor  die  Möglichkeit  geschaffen  werden,  im  Rahmen  der
 Erfüllung  ihrer  Sorgfaltspflichten  nach  den  §§  3,  5  und  6
 GwG-neu,  den  §§  25d  und  25f  KwG-neu  und  §  80e  VAG-
 neu  den  präventiven  Charakter  der  Durchbrechung  des
 Verbots  einer  Informationsweitergabe  zu  stärken,  indem
 nicht  nur  über  die  schon  erstattete  Verdachtsanzeige  im  Ver-
 pflichtetenkreis  informiert  werden  darf,  sondern  schon  ei-
 nen  Schritt  früher  Informationen  ausgetauscht  und  zusam-
 mengeführt  werden  dürfen,  um  durch  das  Zusammentragen
 von  Informationen  mehrerer  Verpflichteter  einen  Verdachts-
 moment  rechtzeitig  erkennen  zu  können.  Voraussetzung  ist
 allerdings,  dass  es  sich  um  einen  in  Bezug  auf  Geldwäsche
 oder  Terrorismusfinanzierung  auffälligen  oder  ungewöhnli-
 chen  Sachverhalt  handelt  und  tatsächliche  Anhaltspunkte
 vorliegen,  dass  der  Empfänger  der  übermittelten  Informa-
 tion  diese  für  die  Beurteilung  der  Frage  benötigt,  ob  der
 Sachverhalt  gemäß  §  11  GwG-neu  anzuzeigen  oder  eine
 Strafanzeige  gemäß  §  158  der  Strafprozessordnung  zu  er-
 statten  ist.  Die  erhaltenen  Informationen  dürfen  ausschließ-
 lich  zum  Zweck  der  Verhinderung  der  Geldwäsche  oder  der
 Terrorismusfinanzierung  und  nur  unter  den  durch  den  Über-
 mittelnden vorgegebenen Bedingungen verwendet werden.
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Ein  solcher  Informationsaustausch  ist  gegenwärtig  –  nicht
 nur  in  Deutschland  –  im  Finanzdienstleistungssektor  üblich
 und  zum  Zwecke  der  effizienten  Bekämpfung  der  Geldwä-
 sche  und  der  Terrorismusfinanzierung  sinnvoll.  Bisher  ha-
 ben  die  Verpflichteten  bei  diesem  Informationsaustausch
 ohne  klare  gesetzliche  Grundlage  agiert.  Dieser  Zustand  soll
 nunmehr  verrechtlicht  werden.  Hierdurch  wird  unter  Wah-
 rung  der  Persönlichkeitsrechte  der  Betroffenen  ein  gesetz-
 licher  Rahmen  geschaffen,  der  Rechtssicherheit  schafft  und
 die  Geldwäsche-  und  Terrorismusfinanzierungsprävention
 effektiver ausgestaltet.

 Zu Absatz 4

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  von  Artikel  29  der  Drit-
 ten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Falls  die  EG-Kommmission
 eine  Entscheidung  gemäß  Artikel  40  Abs.  4  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie  trifft,  weil  in  einem  Drittstaat  zur  Drit-
 ten  EG-Geldwäscherichtlinie  vergleichbare  Anforderungen
 nicht  gewährleistet  sind,  müssen  die  EU-Mitgliedstaaten
 dieses  Verbot  der  Informationsweitergabe  gegenüber  den
 Verpflichteten aussprechen können.

 Zu §  13  (Freistellung von der Verantwortlichkeit)

 Die  bislang  in  §  12  GwG  enthaltene  Regelung  zur  Freistel-
 lung  von  der  Verantwortlichkeit  ist  nunmehr  in  §  13  Abs.  1
 GwG-neu  verortet  und  enthält  lediglich  eine  redaktionelle
 Folgeänderung.

 In  Umsetzung  von  Artikel  26  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  dient  die  Regelung  des  neuen  Absatzes  2  dem
 Schutz  der  bei  einem  Verpflichteten  beschäftigten  Mitarbei-
 ter,  die  einem  Vorgesetzten  oder  einer  unternehmensintern
 für  die  Erstattung  einer  Anzeige  zuständigen  Stelle  einen
 Sachverhalt mitteilen.

 Zu §  14  (Anzeige von Verdachtsfällen durch Behörden)

 In  der  bislang  in  §  13  GwG  enthaltenen  Regelung  des  Ab-
 satzes  1  zur  Anzeige  von  Verdachtsfällen  durch  Behörden
 wird  neben  redaktionellen  Folgeänderungen  normiert,  dass
 die  Behörden  eine  Kopie  ihrer  Verdachtsanzeigen  der  Zen-
 tralstelle  für  Verdachtsanzeigen  beim  Bundeskriminalamt
 zuzuleiten  haben.  Dies  entspricht  dem  in  §  11  Abs.  1  GwG
 für die Verpflichteten bereits bestehenden Verfahren.

 In  dem  neuen  Absatz  2  wird  darüber  hinaus  normiert,  dass
 auch  die  Finanzbehörden,  die  mit  der  Kontrolle  des  grenz-
 überschreitenden  Verkehrs  betrauten  Behörden  und  die  für
 die  Überwachung  der  Aktien-,  Devisen-  und  Finanzderivat-
 märkte  zuständigen  Behörden  verpflichtet  sind,  ihre  Ver-
 dachtsanzeigen  unverzüglich  der  zuständigen  Strafverfol-
 gungsbehörde  und  in  Kopie  der  Zentralstelle  für  Verdachts-
 anzeigen  beim  Bundeskriminalamt  zur  Verfügung  zu  stellen.
 Diese  Ergänzung  ist  erforderlich,  damit  die  zuständige  Straf-
 verfolgungsbehörde  in  die  Lage  versetzt  wird,  auch  in  diesen
 Fällen  die  erforderlichen  Ermittlungen  durchzuführen,  und
 die  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  beim  Bundeskri-
 minalamt  im  Rahmen  der  ihr  zugewiesenen  Aufgabe,  Ver-
 dachtsanzeigen  auszuwerten  und  vor  allem  im  Hinblick  auf
 Geldwäsche-  oder  Terrorismusfinanzierung  relevante  Hinter-
 gründe  zu  analysieren,  über  einen  umfassenden  und  vollstän-
 digen  Überblick  über  das  nationale  Hinweisaufkommen  ver-
 fügt.

 Eine  Anzeigepflicht  der  Finanzbehörden  ist  in  §  13  GwG
 bisheriger  Fassung  nicht  ausdrücklich  erwähnt  und  die  nach
 §  31b  der  Abgabenordnung  bereits  bestehende  Anzeigever-
 pflichtung  der  Finanzbehörden  besteht  formal  nur  gegen-
 über den zuständigen Strafverfolgungsbehörden.

 Die  Einbeziehung  der  mit  der  Kontrolle  des  grenzüber-
 schreitenden  Verkehrs  betrauten  Behörden  dient  der  Umset-
 zung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1889/2005  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  vom  26.  Oktober  2005  über  die
 Überwachung  von  Barmitteln,  die  in  die  Gemeinschaft  oder
 aus der Gemeinschaft verbracht werden.

 Die  Anzeigepflicht  der  für  die  Überwachung  der  Aktien-,
 Devisen-  und  Finanzderivatmärkte  zuständigen  Behörden
 beruht  auf  Artikel  25  Abs.  2  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie.  In  Deutschland  sind  für  die  Aufsicht  gemäß  §  3
 Abs.  1  des  Börsengesetzes  die  Länderbehörden  zuständig.
 Die  ihnen  obliegende  Anzeigepflicht  bestand  bereits  auf
 Grund  von  Artikel  1  Nr.  9  der  Richtlinie  2001/97/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  4.  Dezember
 2001  zur  Änderung  der  Richtlinie  91/308/EWG  des  Rates
 zur  Verhinderung  der  Nutzung  des  Finanzsystems  zum
 Zwecke der Geldwäsche.

 Zu §  15  (Heranziehung und Verwendung von Aufzeich-
 nungen)

 Ein  Beibehalten  der  Regelung  des  §  15  GwG  bisheriger
 Fassung  (Zweigstellen  und  Unternehmen  im  Ausland)  ist
 durch  die  in  §  25g  KWG-neu  und  in  §  80d  Abs.  3  VAG-neu
 vorgesehenen  spezialgesetzlichen  Änderungen  zur  grup-
 penweiten  Einhaltung  von  Sorgfaltspflichten  gegenüber
 Kunden  nicht  erforderlich.  Für  andere  Verpflichtete  hat  die
 Regelung des bisherigen §  15 GwG keine Relevanz.

 In  §  15  GwG-neu  findet  sich  jetzt  die  bislang  in  §  10  GwG
 bisheriger  Fassung  enthaltene  Regelung  zur  Heranziehung
 und  Verwendung  von  Aufzeichnungen.  Sie  wird  in  Absatz  1
 hinsichtlich  der  erfassten  Straftaten  um  die  in  §  129a  Abs.  2
 StGB  genannten  Straftaten  ergänzt,  um  eine  Verwendung
 der  Aufzeichnungen  für  die  Verfolgung  aller  im  Rahmen  der
 Bekämpfung  der  Terrorismusfinanzierung  relevanten  Straf-
 taten zu ermöglichen.

 Zu §  16  (Aufsicht)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  37  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie,  wonach  die  EU-Mitgliedstaaten
 dafür  zu  sorgen  haben,  dass  die  zuständigen  Behörden  die
 verpflichteten  Institute  und  Personen  überwachen  und  dabei
 über  angemessene  Befugnisse,  einschließlich  der  Möglich-
 keit,  alle  Auskünfte  in  Bezug  auf  die  Überwachung  der  Ein-
 haltung  der  einschlägigen  geldwäscherechtlichen  Vorschrif-
 ten  zu  verlangen  und  Kontrollen  durchzuführen,  sowie  über
 die  zur  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  angemessenen  Mittel
 verfügen.

 Zu Absatz 2

 Die  in  Absatz  2  enthaltene  Benennung  der  zuständigen  Be-
 hörden  für  die  Durchführung  des  Geldwäschegesetzes  baut
 auf §  16 GwG bisheriger Fassung auf.
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Zu Nummer 1  (Kreditanstalt für Wiederaufbau)

 Nummer 1 entspricht dem bisherigen §  16 Nr.  1 GwG.

 Zu Nummer 2  (Kreditistitute, Finanzdienstleistungs-
 institute, Investment- und Kapitalanlage-
 gesellschaften)

 Nummer  2  entspricht  weitgehend  dem  bisherigen  §  16  Nr.  2
 GwG.

 Zu Nummer 3  (Versicherungsunternehmen)

 Nummer 3 entspricht dem bisherigen §  16 Nr.  3 GwG.

 Zu  Nummer  4  (Rechtsanwälte  und  Kammerrechtsbeistände)

 Aufsichtsbehörde  für  die  in  Deutschland  tätigen  Rechts-
 anwälte  und  die  Rechtsbeistände,  die  Mitglied  einer  Rechts-
 anwaltskammer  sind  (§  209  der  Bundesrechtsanwaltsord-
 nung  (BRAO))  ist  gemäß  den  §§  60,  61  BRAO  die  jeweils
 örtlich  zuständige  Rechtsanwaltskammer.  Die  Aufsichts-
 funktion,  namentlich  die  Überwachung  der  den  Mitgliedern
 obliegenden  Pflichten  nach  §  73  Abs.  2  Nr.  4  BRAO,  ist
 eine  Aufgabe,  die  dem  Vorstand  der  örtlichen  Rechtsan-
 waltskammern zugewiesen ist.

 Zu Nummer 5  (Patentanwälte)

 Für  den  Bereich  der  Patentanwälte  liegt  die  Zuständigkeit
 nach  §  14  Abs.  4  Satz  3  GwG  bisheriger  Fassung  in  Verbin-
 dung  mit  §  53  der  Patentanwaltsordnung  bei  der  Patent-
 anwaltskammer.  Es  existiert  nur  eine  Patentanwaltskammer
 für  das  gesamte  Bundesgebiet,  die  die  Aufgaben  insoweit
 umfassend wahrnimmt.

 Zu Nummer 6  (Notare)

 Notare  unterliegen  als  Träger  eines  öffentlichen  Amtes  der
 staatlichen  Aufsicht  gemäß  §  92  ff.  der  Bundesnotarord-
 nung.  Es  wird  nunmehr  festgelegt,  dass  die  Aufsicht  über
 die  Einhaltung  der  dem  Notar  im  Rahmen  der  Bekämpfung
 der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung  obliegen-
 den  Pflichten  durch  den  Präsidenten  des  Landgerichts,  in
 dessen  Bezirk  der  Notar  seinen  Sitz  hat,  ausgeübt  wird  (§  92
 Nr.  1 der Bundesnotarordnung).

 Zu Nummer 7  (Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch-
 prüfer)

 Für  Wirtschaftsprüfer  und  vereidigte  Buchprüfer  hat  die
 Wirtschaftsprüferkammer  nach  §  57  Abs.  2  Nr.  17  der  Wirt-
 schaftsprüferordnung  (WiPrO)  die  ihr  als  Bundesberufs-
 kammer  gesetzlich  eingeräumten  Befugnisse  im  Rahmen
 der  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinan-
 zierung  wahrzunehmen.  Vereidigte  Buchprüfer  sind  nach
 §  128  Abs.  3  WiPrO  Mitglied  der  Wirtschaftsprüferkammer
 und damit deren Aufsicht unterstellt.

 Zu Nummer 8  (Steuerberater und Steuerbevollmächtigte)

 Für  Steuerberater  und  Steuerbevollmächtigte  hat  nach  §  76
 Abs.  1  des  Steuerberatungsgesetzes  die  jeweils  örtlich  zu-
 ständige  Steuerberaterkammer  die  Aufgabe,  die  Erfüllung
 der beruflichen Pflichten ihrer Mitglieder zu überwachen.

 Zu Nummer 9  (Zuständigkeit in den übrigen Fällen)

 Sofern  das  Geldwäschegesetz  keine  Sonderregelung  enthält,
 liegt  die  Zuständigkeit  bei  der  jeweils  nach  Bundes-  oder
 Landesrecht zuständigen Stelle.

 Zu §  17  (Bußgeldvorschriften)

 Zu Absatz 1

 Nummer  1  enthält  redaktionelle  Folgeänderungen.  Der  Ord-
 nungswidrigkeitentatbestand  einer  unvollständigen  Auf-
 zeichnung  nach  Nummer  2  bezieht  sich  nunmehr  entspre-
 chend  dem  geänderten  §  8  Abs.  1  GwG-neu  sowohl  auf  die
 vom  Verpflichteten  erhobenen  Angaben  als  auch  auf  die  von
 ihm  eingeholten  Informationen.  Der  Ordnungswidrigkeiten-
 tatbestand  zu  Verstößen  gegen  die  Aufbewahrungspflicht
 nach  Nummer  3  bezieht  sich  entsprechend  dem  geänderten
 §  8  Abs.  3  GwG-neu  sowohl  auf  die  Aufzeichnungen  des
 Verpflichteten  als  auch  auf  sonstige  Belege  über  Geschäfts-
 beziehungen  und  Transaktionen.  Die  neu  aufgenommene
 Nummer  4  sanktioniert  nunmehr  den  bislang  nicht  durch
 eine  Ordnungswidrigkeitsregelung  belegten  Verstoß  gegen
 die  in  §  11  Abs.  1  GwG-neu  normierte  Pflicht  zur  Anzeige
 von  Verdachtsfällen.  Diese  Änderungen  und  Erweiterungen
 dienen  der  Umsetzung  des  Artikels  39  Abs.  1  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie,  wonach  die  EU-Mitgliedstaaten
 sicherstellen  müssen,  dass  Verstöße  gegen  die  auf  Grund  der
 Richtlinie erlassenen Vorschriften sanktioniert werden.

 Zu Absatz 2

 Nummer  1  wird  entsprechend  der  neu  gefassten  Pflicht  zur
 Abklärung  des  Vorhandenseins  eines  wirtschaftlich  Berech-
 tigten  umformuliert.  Die  bislang  in  Nummer  1,  zweite  Vari-
 ante  enthaltene  Regelung  zu  Verstößen  gegen  die  Pflicht  zur
 Feststellung  der  Angaben  des  wirtschaftlich  Berechtigten  ist
 nunmehr  in  Nummer  2  in  einer  den  neuen  Vorgaben  des  §  4
 Abs.  5  Satz  1  GwG-neu  angepassten  Fassung  vorgesehen.
 Aus  der  Aufhebung  des  §  15  GwG  bisheriger  Fassung  resul-
 tiert  die  Streichung  der  bisherigen  Nummer  3.  In  der  neuen
 Nummer  3  wird  nunmehr  der  Verstoß  gegen  die  bei  den  ver-
 stärkten  Sorgfaltspflichten  nach  §  6  Abs.  2  Nr.  2  GwG-neu
 enthaltenen  Pflichten  zur  Überprüfung  der  Identität  des  Ver-
 tragspartners  und  zur  Sicherstellung,  dass  die  erste  Trans-
 aktion  von  einem  auf  den  Namen  des  Vertragspartners  er-
 öffneten  Konto  erfolgt,  sanktioniert.  Der  Ordnungswidrig-
 keitentatbestand  der  bisherigen  Nummer  2  ist  nunmehr  in
 Nummer  4  in  einer  überarbeiteten,  dem  in  §  12  Abs.  1
 GwG-neu  neu  gefassten  Verbot  der  Informationsweitergabe
 entsprechenden  Fassung  zu  finden.  Auch  diese  Änderungen
 dienen  der  Umsetzung  des  Artikels  39  Abs.  1  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Absatz 4

 Absatz 4 enthält redaktionelle Folgeänderungen.

 Sofern  für  einzelne  Verpflichtete  (Rechts-  und  Patentan-
 wälte,  Kammerrechtsbeistände,  Notare,  Wirtschaftsprüfer
 und  vereidigte  Buchprüfer)  die  sachliche  Zuständigkeit  für
 die  Ahndung  von  Ordnungswidrigkeiten  nicht  ausdrücklich
 normiert  ist,  richtet  sich  diese  nach  §  36  Abs.  1  Nr.  2  des
 Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG).
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Zu Artikel 3  (Änderung  des  Kreditwesengesetzes  –
 KWG)

 Zu Nummer 1  (Änderung der Inhaltsübersicht)

 Die  Gesetzesänderungen  im  Kreditwesengesetz  erfordern
 eine  Anpassung  der  Inhaltsübersicht.  Die  Regelungen  für
 die  internen  Sicherungsmaßnahmen  und  die  Sorgfaltspflich-
 ten  werden  unter  einer  gesonderten  Zwischenüberschrift
 unter  5a  verortet.  Durch  die  Zusammenführung  bisher  zer-
 splitterter  geldwäscherelevanter  Vorschriften  in  einem  um-
 fassenden  Geldwäscheunterabschnitt  wird  die  Übersicht-
 lichkeit  des  Kreditwesengesetzes  gefördert.  Die  bisherigen
 Zwischenüberschriften  5a  und  5b  werden  in  der  Folge  5b
 bzw. 5c.

 Zu Nummer 2  (Änderung des §  24c)

 Zu Buchstabe a

 Bisher  waren  im  Rahmen  des  §  24c  KWG  durch  das  Kredit-
 institut  immer  der  Name  und  die  Anschrift  eines  abwei-
 chend  wirtschaftlich  Berechtigten  zu  ermitteln  und  in  den
 für  das  entsprechende  Konto  oder  Depot  anzulegenden
 Datensatz  aufzunehmen.  Durch  die  Einführung  des  risiko-
 basierten  Ansatzes  erfolgt  nunmehr  die  Erfassung  der  Daten
 des  wirtschaftlich  Berechtigten  in  einer  differenzierten  Art
 und  Weise.  Nähere  Regelungen  hierzu  finden  sich  in  §  3
 Abs.  1  Nr.  3  und  §  4  Abs.  5  GwG-neu.  Daher  wird  §  24c
 Abs.  1 Nr.  2 KWG entsprechend angepasst.

 Zu Buchstabe b

 Auf  Grund  der  Tatsache,  dass  die  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  –  Finanzagentur  GmbH  gemäß  §  2  Abs.  1  Nr.  3a  KWG
 nicht  als  Kreditinstitut  gilt,  unterliegen  Daten  der  öffent-
 lichen  Schuldenverwaltung  des  Bundes  bislang  nicht  dem
 automatisierten  Abruf  von  Kontoinformationen  nach  §  24c
 KWG.  Die  durch  die  jetzt  vorgesehene  Ergänzung  des  §  24c
 Abs.  8  KWG-neu  erfolgende  Einbeziehung  der  Bundes-
 republik  Deutschland  –  Finanzagentur  GmbH  in  den  An-
 wendungsbereich  dieser  Norm  ist  nach  der  Übernahme  des
 Privatkundengeschäfts  von  der  früheren  Bundeswertpapier-
 verwaltung  und  im  Hinblick  auf  das  öffentliche  Interesse  an
 der  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinan-
 zierung  sowie  an  der  Möglichkeit  der  Einziehung  und  des
 Einfrierens  von  Vermögensgegenständen  aus  derartigen
 Straftaten geboten.

 Zu Nummer 3  (Streichung §  25a Abs.  1 Satz 6 Nr.  3)

 §  25a  Abs.  1  Satz  6  Nr.  3  KWG  wird  bei  nahezu  identi-
 schem  Regelungsinhalt  nunmehr  in  §  25c  Abs.  2  KWG-neu
 geregelt.

 Zu Nummer 4  (Einfügung eines Unterabschnitts 5a)

 Die  Einfügung  eines  Unterabschnitts  dient  der  besseren  sys-
 tematischen  Gliederung  des  Gesetzes  und  dessen  Verständ-
 lichkeit.

 Zu Nummer 5  (Einfügung der §§  25c bis 25h)

 Zu §  25c  (Interne Sicherungsmaßnahmen)

 Zur  Vorbeugung  und  Verhinderung  der  Geldwäsche  und  der
 Terrorismusfinanzierung  haben  die  Institute  geeignete  in-

 terne  Sicherungsmaßnahmen  zu  treffen,  die  in  §  9  GwG-
 neu  bestimmt  sind.  Hierdurch  werden  die  Vorgaben  des  Ar-
 tikels  34  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  um-
 gesetzt.  Diese  internen  Sicherungsmaßnahmen  sind  eine
 Spezifizierung  der  allgemeinen  bankaufsichtsrechtlichen
 Anforderung,  dass  ein  Institut  über  die  erforderlichen  auf-
 bau-  und  ablauforganisatorischen  Vorkehrungen  zum  ord-
 nungsgemäßen Betreiben der Geschäfte verfügen muss.

 Nach  den  „Core  Principles  for  Effective  Banking  Super-
 vision“  des  so  genannten  Baseler  Ausschusses  für  Banken-
 aufsicht  in  der  Fassung  vom  Oktober  2006  müssen  Banken
 auch  Verfahren  und  Systeme  zur  Verhinderung  des  Finanz-
 betruges  zu  Lasten  des  Kreditinstituts  vorhalten.  Durch
 §  25c  KWG-neu  soll  daher  sichergestellt  werden,  dass  ne-
 ben  den  Fällen  der  Geldwäsche  und  Terrorismusfinan-
 zierung  sämtliches  betrügerisches  Handeln  zu  Lasten  der
 Institute  in  allen  Geschäftssparten  eines  Instituts  durch  den
 Einsatz  angemessener  organisatorischer,  personeller  und
 technischer Vorkehrungen und Systeme verhindert wird.

 Zu Absatz 1

 Zu  den  internen  Sicherungsmaßnahmen  zählt  neben  den  in
 §  9  Abs.  1  und  2  GwG-neu  genannten  Maßnahmen  auch  die
 Verhinderung  betrügerischer  Handlungen  zu  Lasten  der  Ins-
 titute.  Absatz  1  greift  insoweit  die  Anforderungen  aus  Arti-
 kel  34  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  und  die
 Standards  des  Baseler  Ausschusses  für  Bankenaufsicht  (vgl.
 Nummer  4  des  Papiers  „Sorgfaltspflicht  der  Banken  bei  der
 Feststellung  der  Kundenidentität“  vom  Oktober  2001)  in
 Bezug  auf  betrügerisches  Handeln  zu  Lasten  der  Institute
 auf.  Hierdurch  wird  klargestellt,  dass  die  geforderten  inter-
 nen  Sicherungsmaßnahmen  für  ein  Institut  wesentlicher
 Bestandteil  seiner  ordnungsgemäßen  Geschäftsorganisation
 und  eines  angemessenen  Risikomanagements  sind.  Das  ent-
 spricht  der  bisherigen  Rechtslage  auf  Grund  des  §  25a
 Abs.  1 Satz 6 Nr.  3 KWG.

 Zu Absatz 2  (Einsatz von Datenverarbeitungssystemen)

 Absatz  2  entspricht  weitgehend  dem  Regelungsinhalt  des
 §  25a  Abs.  1  Satz  6  Nr.  3  KWG.  Eine  Präzisierung  erfolgt
 zum  einen  hinsichtlich  der  bislang  auf  Grund  eines  Redak-
 tionsversehens  fehlenden  Erwähnung  der  Terrorismusfinan-
 zierung  in  Satz  1.  Zum  zweiten  wird  in  Satz  1  die  Pflicht  zum
 Betrieb  und  zur  Aktualisierung  angemessener  Datenverar-
 beitungssysteme  normiert.  Dies  geschieht  zur  Umsetzung
 des  Artikels  8  Abs.  1  Buchstabe  d  und  des  Artikels  34  Abs.  1
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,  wonach  auch  im  Rah-
 men  laufender  Geschäftsbeziehungen  angemessene  und
 geeignete  Verfahren  einzuführen  sind,  um  diese  Geschäfts-
 beziehungen,  einschließlich  der  in  ihrem  Verlauf  abgewi-
 ckelten  Transaktionen,  kontinuierlich  zu  überwachen,  und
 um  sicherzustellen,  dass  diese  Transaktionen  mit  dem  Kennt-
 nisstand  des  Instituts  oder  der  Person  über  den  Kunden,  seine
 Geschäftstätigkeit und sein Risikoprofil kohärent ist.

 Im  alltäglichen  Massengeschäft  des  Zahlungsverkehrs  kön-
 nen  Kreditinstitute  diese  Pflichten  nur  erfüllen,  wenn  sie
 hierzu  angemessene  technische  Systeme  vorhalten.  Diese
 Notwendigkeit  bringt  auch  Erwägungsgrund  36  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  zum  Ausdruck.  Durch  die  quanti-
 tative  und  qualitative  Veränderung  des  Zahlungsverkehrs  ist
 die  Schaffung  angemessener  Sicherungssysteme  erforder-
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lich,  um  im  Einzelfall  hinreichende  Analysen  und  Kontrol-
 len  von  unter  Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierungs-
 gesichtspunkten  risikoreichen  Konten  und  Transaktionen
 durchzuführen.

 Kreditinstitute  sind  bereits  auf  Grund  ihrer  Funktion  als
 Kapitalsammelstellen  und  im  Rahmen  des  nationalen  und
 internationalen  Zahlungsverkehrs  besonderen  Risiken  aus-
 gesetzt,  zu  Zwecken  der  Geldwäsche  oder  Terrorismus-
 finanzierung  missbraucht  zu  werden.  Um  im  Rahmen  des
 Zahlungsverkehrs  dem  durch  die  Dritte  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  vorgegebenen  Auftrag  einer  Sicherstellung  der
 laufenden  Überwachung  von  Transaktionen  und  Kunden
 nachkommen  zu  können,  eignen  sich  für  Kreditinstitute  auf
 Grund  der  täglich  anfallenden  Datenmengen  regelmäßig  nur
 EDV-gestützte  Überwachungssysteme.  Sie  allein  sind  im-
 stande,  sämtliche  Transaktionen  in  die  Überprüfung  mit
 einzubeziehen.  Dies  entspricht  der  mittlerweile  etablierten
 internationalen  Bankenpraxis.  Zweck  von  EDV-gestützten
 Monitoringsystemen  ist  es,  auf  der  Grundlage  von  Ver-
 dachtsparametern,  die  auf  Erfahrungswissen  über  Geld-
 wäscheprävention  beruhen,  typischerweise  geldwäscherele-
 vante  Transaktionen  aus  der  ganz  überwiegenden  Mehrzahl
 der  nichtgeldwäscherelevanten  Transaktionen  zu  erkennen
 und  alsdann  zu  prüfen,  ob  die  Voraussetzungen  für  eine  wei-
 tere  Abklärung  des  Sachverhalts,  für  die  Erstattung  einer
 Verdachtsanzeige  und  für  die  Vornahme  anderer  risikomi-
 nimierender  Maßnahmen  vorliegen.  Monitoringsysteme  ar-
 beiten  somit  nicht  anlassbezogen.  Der  Einsatz  von  Monito-
 ringsystemen  im  Einzelfall  oder  nur  bei  besonderem  Anlass,
 also  erst  bei  dem  Vorliegen  einer  verdachtsrelevanten  Situa-
 tion,  würde  der  in  §  11  GwG  statuierten  Pflicht  zur  unver-
 züglichen  Erstattung  einer  Verdachtsanzeige  widersprechen.
 Bei  den  einzusetzenden  Datenverarbeitungssystemen  han-
 delt  es  sich  allerdings  nicht  um  Monitoringsysteme,  mit
 denen  eine  flächendeckende  anlasslose  Rasterung  aller
 Kontobewegungen  erfolgt.  Ein  solches  Vorgehen  wäre
 kaum  zielführend,  da  eine  Aussortierung  von  tatsächlich
 auffälligen  und  untersuchungswerten  Daten  hierdurch  nicht
 möglich wäre.

 Der  Einsatz  technischer  Sicherungssysteme  ermöglicht  die
 Überprüfung  von  Geschäftsbeziehungen  nach  Risikogrup-
 pen  und  Auffälligkeiten,  die  nach  dem  national  und  interna-
 tional  vorhandenen  Erfahrungswissen  über  die  Methoden
 der  Geldwäsche  auf  Geldwäsche  hindeuten.  Die  Analyse-
 verfahren  basieren  auf  bestimmten  Problemindikatoren,  die
 auf  Grund  der  inzwischen  vorhandenen  internationalen  Er-
 fahrung  als  risikoträchtig  gelten.  Vor  allem  der  Auslands-
 zahlungsverkehr  –  und  damit  auch  das  Girogeschäft  –  sind
 zu  diesen  risikoträchtigen  Geschäftsarten  zu  rechnen.  Das
 über  die  Methoden  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung  bestehende  Erfahrungswissen  ist  beim  Aufbau
 adäquater  Sicherungssysteme  zu  berücksichtigen.  Welche
 Systeme  zum  Einsatz  kommen  und  welche  einzelnen  Trans-
 aktionen  und  Geschäftsarten  einer  Untersuchung  unterwor-
 fen  werden,  hat  jedoch  das  Institut  –  wie  sonst  auch  im  Rah-
 men  der  Schaffung  von  Risikomanagementsystemen  –  auf
 der  Grundlage  einer  eigenen  Gefährdungsanalyse  und  der
 Risikostruktur  der  von  ihm  angebotenen  Dienstleistungen
 zu entscheiden.

 Durch  den  neuen  Satz  3  wird  klargestellt,  dass  die  Erfüllung
 der  in  Rede  stehenden  Anforderungen  durch  die  pflichtigen

 Kreditinstitute  dem  Datenschutzrecht  nicht  zuwiderläuft.
 Die  einzusetzenden  Datenverarbeitungssysteme  müssen  al-
 lerdings  den  datenschutzrechtlichen  Grundsätzen  der  Daten-
 vermeidung,  Datensparsamkeit  und  der  frühestmöglichen
 Löschung  genügen.  Um  einen  Missbrauch  der  personen-
 bezogenen  Daten  zu  verhindern,  ist  insbesondere  über  §  12
 GwG-neu  sichergestellt,  dass  die  gesammelten  Daten  nur  zu
 klar  vorgegebenen,  eingeschränkten  Zwecken  verwendet
 werden  dürfen.  Insgesamt  ist  zu  berücksichtigen,  dass  das
 Allgemeininteresse  an  der  Stabilität  und  Integrität  des  Fi-
 nanzplatzes  Deutschland  sowie  das  Interesse  des  einzelnen
 Instituts,  sich  vor  ungewollten  Beteiligungen  an  Straftaten
 und  damit  verbundenen  Risiken  und  gegebenfalls  Schäden
 zu  schützen,  mit  dem  Interesse  des  einzelnen  Kunden,  kei-
 ner  Überwachung  seiner  Transaktionen  und  der  damit  ver-
 bundenen  Daten  unterzogen  zu  werden,  in  ein  ausgewoge-
 nes Verhältnis zueinander gebracht werden.

 Lediglich  bei  kleinen  Instituten  oder  Spezialinstituten  ohne
 Retailgeschäft  ist  davon  auszugehen,  dass  sie  dem  Erforder-
 nis  einer  angemessenen  Überwachung  auch  ohne  ein  EDV-
 gestütztes  System  nachkommen  können.  Die  Bundesanstalt
 für  Finanzdienstleistungsaufsicht  hat  bereits  auf  der  Grund-
 lage  der  bisherigen  Rechtslage  in  ihrer  Verwaltungspraxis
 Kriterien  vorgegeben,  bei  deren  Vorliegen  Kreditinstitute
 mit  niedriger  Bilanzsumme  und  Spezialinstitute  ohne  ausge-
 prägten  Zahlungsverkehr  von  dem  Einsatz  EDV-gestützter
 Systeme  absehen  können.  Durch  Satz  4  wird  ihr  diese  Mög-
 lichkeit auch in Zukunft eingeräumt werden.

 Zu §  25d  (Vereinfachte Sorgfaltspflichten)

 §  25d  KWG-neu  dient  unter  Berücksichtigung  des  Arti-
 kels  11  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  und  des  Arti-
 kels  3  Abs.  3  der  Durchführungsrichtlinie  der  Normierung
 von  Fallgruppen  vereinfachter  Sorgfaltspflichten,  die  sich
 speziell  für  Institute  ergeben.  Diese  finden  neben  den  für
 alle  Verpflichteten  geltenden  Fallkonstellationen  des  §  5
 GwG-neu Anwendung.

 Zu Absatz 1

 Zu Satz 1

 Zu Nummer 1

 Nummer  1  entspricht  in  seinem  Regelungsinhalt  Artikel  11
 Abs.  5  Buchstabe  d  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.
 Die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  geht  davon  aus,  dass
 die  Ausgabe  und  Verwaltung  von  elektronischem  Geld  un-
 terhalb  der  in  der  Richtlinie  angegebenen  Schwellenwerte
 nur  ein  geringes  Risiko  der  Geldwäsche  und  der  Terroris-
 musfinanzierung entstehen lassen.

 Zu Nummer 2

 Artikel  11  Abs.  5  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  er-
 möglicht  es  der  EG-Kommission,  durch  Erlass  von  Durch-
 führungsmaßnahmen  auf  Grundlage  des  Artikels  40  Abs.  1
 Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  Finanz-
 produkte  oder  damit  zusammenhängende  Transaktionen  zu
 bestimmen,  bei  denen  von  einem  geringen  Risiko  der  Geld-
 wäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung  ausgegangen  wer-
 den  kann  und  hinsichtlich  derer  den  Verpflichteten  gestattet
 wird,  vereinfachte  Sorgfaltspflichten  gegenüber  Kunden  an-
 zuwenden.  Die  technischen  Kriterien,  nach  denen  zu  beur-
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teilen  ist,  ob  ein  geringes  Risiko  der  Geldwäsche  oder  der
 Terrorismusfinanzierung  besteht,  sind  in  Artikel  3  Abs.  3
 der Durchführungsrichtlinie festgelegt worden.

 Von  diesen  Möglichkeiten  der  Richtlinie  wird  durch  eine
 Aufzählung  von  Produkten  in  Absatz  1  Satz  1  Nr.  2  Buch-
 stabe  a  bis  h  Gebrauch  gemacht.  Dabei  wird  im  Gesetz  der
 allerdings  nur  beschränkte  Spielraum  der  Durchführungs-
 richtlinie  ausgenutzt.  Instituten  soll  bei  standardisierten
 Massenprodukten  die  Erfüllung  vereinfachter  Sorgfalts-
 pflichten  gestattet  werden,  soweit  das  Risiko  der  Geldwä-
 sche  oder  Terrorismusfinanzierung  dieser  Produkte  auf
 Grund ihrer Ausgestaltung als gering einzustufen ist.

 Darüber  hinaus  wird  den  Instituten  mit  Absatz  1  Satz  1  Nr.  3
 die  Möglichkeit  eingeräumt,  auch  in  Bezug  auf  weitere  Pro-
 dukte  vereinfachte  Sorgfaltspflichten  zu  erfüllen,  wenn  die
 genannten,  aus  Artikel  3  Abs.  3  der  Durchführungsrichtlinie
 übernommenen  technischen  Kriterien  kumulativ  vorliegen.
 Für  alle  Fälle  der  Nummern  2  und  3  in  Satz  1  sind  ferner  die
 in Satz 2 genannten Schwellenwerte zu beachten.

 Zu den Buchstaben a und b

 Altersvorsorgeverträge  und  Verträge  über  vermögenswirk-
 same  Leistungen  sind  gesetzlich  geregelt  und  werden  durch
 öffentliche  Mittel  gefördert.  Sie  dienen  der  langfristigen
 Vermögens-  und  Kapitalbildung.  Das  Risiko  der  Geldwä-
 sche oder Terrorismusfinanzierung ist insoweit gering.

 Zu Buchstabe c

 Darlehensverträge,  Finanzierungsleasingverträge  oder  Teil-
 zahlungsgeschäfte,  die  zwischen  einem  Verbraucher  und  ei-
 nem  Unternehmer  geschlossen  werden,  sind  Nebenverträge
 eines  diesem  Vertrag  zugrunde  liegenden  Hauptgeschäfts,
 welches  kein  Finanzgeschäft  ist  (beispielsweise  ein  Kauf-
 oder  ein  Dienstleistungsvertrag).  In  Verbindung  mit  der
 Summenbeschränkung  aus  Satz  2  können  derartige  Ver-
 tragskonstruktionen  regelmäßig  nicht  zu  Zwecken  der  Geld-
 wäsche oder Terrorismusfinanzierung missbraucht werden.

 Die  Privilegierung  in  Bezug  auf  Finanzierungsleasingver-
 träge  beschränkt  sich  zunächst  auf  Institute  im  Sinne  des
 Kreditwesengesetzes.  Durch  die  Regelung  in  §  5  Abs.  2
 Satz  2  GwG-neu  wird  diese  Privilegierung  jedoch  auf  Fi-
 nanzunternehmen  und  damit  insbesondere  auf  Leasing-
 unternehmen,  die  nicht  unter  die  Aufsicht  der  Bundesanstalt
 für Finanzdienstleistungsaufsicht fallen, erstreckt.

 Zu Buchstabe d

 Auf  Grund  der  bestehenden  gesetzlichen  Vorgaben,  staat-
 lichen  Kontrollen  und  der  Zweckbindung  der  Darlehensver-
 wendung  ist  das  Missbrauchsrisiko  bei  staatlichen  Förder-
 programmen ebenfalls als gering einzustufen.

 Zu Buchstabe e

 Buchstabe  e  privilegiert  die  zu  Zwecken  der  Absatzfinan-
 zierung  geschlossenen  Kreditverträge.  Unter  Absatzfinan-
 zierung  werden  unterschiedliche  Maßnahmen  zur  Finan-
 zierungserleichterung  von  Konsumgüterwünschen  zusam-
 mengefasst,  die  Händler  ihren  Kunden  aus  Gründen  der
 Absatzförderung  gewähren.  Generell  ist  das  Risiko,  dass
 Kreditkonten  in  diesem  Fall  zur  Geldwäsche  oder  Terroris-

 musfinanzierung  missbraucht  werden  können,  als  gering
 einzustufen.  Grund  hierfür  ist,  dass  die  Herkunft  zurückge-
 zahlter  Kreditbeträge  und  damit  die  Papierspur  jedenfalls
 dann  nicht  verschleiert  werden  können,  wenn  die  Raten
 von  einem  nach  Maßgabe  der  geldwäscherechtlichen  Vor-
 schriften  legitimierten  Konto  des  Kreditnehmers  eingezo-
 gen  werden  und  das  Kreditkonto  ausschließlich  der  Erfas-
 sung  eingegangener  Beträge  dient.  In  diesem  Fall  wurde
 der  Kunde  als  Inhaber  des  Referenzkontos  bereits  identi-
 fiziert,  so  dass  die  Herkunft  der  zurückgezahlten  Beträge
 ohne  weiteres  zurückverfolgt  werden  kann.  Zudem  besteht
 gerade  bei  der  Absatzfinanzierung  ein  noch  geringeres  Ge-
 fährdungspotential  hinsichtlich  der  Geldwäsche.  Ein  Ein-
 schleusen  illegaler  Gelder  in  den  legalen  Finanzablauf
 kann  nur  unter  großem  Aufwand  bzw.  mit  Umwegen  statt-
 finden,  weil  auf  diesem  Weg  nur  Waren  erworben  werden
 können,  dem  Kreditgeschäft  also  ein  konkreter  Warenwert
 gegenübersteht.  In  Verbindung  mit  dem  in  Satz  2  genann-
 ten  Schwellenwert  ist  deshalb  die  Erfüllung  vereinfachter
 Sorgfaltspflichten gerechtfertigt.

 Zu Buchstabe f

 Kreditverträge  der  in  Buchstabe  f  genannten  Art  stellen  ge-
 nerell  eine  weniger  risikoträchtige  Transaktionsart  dar  (vgl.
 Erwägungsgrund  11  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie).
 In  Verbindung  mit  dem  in  Satz  2  genannten  Schwellenwert
 ist  deshalb  die  Erfüllung  vereinfachter  Sorgfaltspflichten
 gerechtfertigt.

 Durch  die  Beschränkung  dieses  Anwendungsbereichs  auf
 einen  Sachverhalt,  bei  dem  die  Rückzahlung  des  Kredits
 von  einem  Konto  bei  einem  Kreditinstitut  erfolgt,  das  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  unterliegt,  wird  gewähr-
 leistet,  dass  der  Kunde  als  Inhaber  des  Referenzkontos  be-
 reits  identifiziert  wurde,  so  dass  die  Herkunft  der  zurückge-
 zahlten Beträge ohne weiteres zurückverfolgt werden kann.

 Zu den Buchstaben g und h

 Sparverträge  und  Leasingverträge  können  bei  Vorliegen  des
 in  Satz  2  genannten  Schwellenwertes  regelmäßig  nicht  zu
 Zwecken  der  Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung
 missbraucht  werden.  Sparverträge  und  Leasingverträge  sind
 auf  eine  längerfristige  Anlage  ausgerichtet  und  verlieren  da-
 mit  für  Geldwäscher  oder  Terrorismusfinanziers  an  Attrak-
 tivität.  Die  langfristige  Bindung  des  Kunden  reduziert  die
 Fungibilität  der  angelegten  Gelder.  Die  illegale  Herkunft
 von  Geldern  kann  deshalb  über  diese  Produkte  in  der  Praxis
 kaum verschleiert werden.

 Die  Reduktion  der  Sorgfaltspflichten  bei  Sparverträgen  und
 Leasingverträgen  entbindet  die  Institute  aber  nicht  voll-
 ständig  von  der  Pflicht,  diesen  Verträgen  die  notwendige
 Aufmerksamkeit  zukommen  zu  lassen  und  bei  Bedarf  die
 Erfüllung  von  Sorgfaltspflichten  nachzuholen,  wenn  Ver-
 tragsschluss  und  Vertragsabwicklung  offenkundige  Auffäl-
 ligkeiten  zeigen,  etwa  wenn  die  Verträge  vorzeitig  gekün-
 digt  werden  oder  wenn  durch  nachträgliche  Veränderungen
 die  Voraussetzungen  des  Satzes  2  nicht  mehr  gegeben  sind
 (vgl. Artikel 20 der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie).

 Wie  bei  Buchstabe  c  beschränkt  sich  die  Privilegierung  in
 Bezug  auf  Leasingverträge  zunächst  auf  Institute  im  Sinne
 des  Kreditwesengesetzes.  Durch  die  Regelung  in  §  5  Abs.  2
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Satz  2  GwG-neu  wird  diese  Privilegierung  jedoch  auf  Fi-
 nanzunternehmen  und  damit  insbesondere  auf  Leasing-
 unternehmen,  die  nicht  unter  die  Aufsicht  der  Bundesanstalt
 für Finanzdienstleistungsaufsicht fallen, erstreckt.

 Zu den Nummern 3 und 4

 Mit  den  Nummern  3  und  4  wird  die  Möglichkeit  geschaffen,
 über  die  in  Nummer  2  aufgeführten  Verträge,  Transaktionen
 oder  Produkte  hinaus  den  Anwendungsbereich  der  verein-
 fachten  Sorgfaltspflichten  auf  weitere  Geschäfte,  Trans-
 aktionen  oder  Produkte  zu  erstrecken,  bei  denen  nach  den
 Kriterien  der  Durchführungsrichtlinie  von  einem  geringen
 Risiko  der  Geldwäsche  oder  der  Terrorismusfinanzierung
 ausgegangen werden darf.

 Damit  können  neue  Marktentwicklungen  erfasst  und  über
 Nummer  2  hinausgehende  Produkte,  die  als  risikoarm  qua-
 lifiziert  werden  können,  berücksichtigt  werden.  Dies  ent-
 spricht  dem  in  diesem  Gesetzentwurf  verfolgten  Ansatz,
 von  den  in  der  Richtlinie  für  die  EU-Mitgliedstaaten  ein-
 geräumten  Möglichkeiten,  soweit  dies  aufsichtsrechtlich
 möglich  ist,  weitgehend  Gebrauch  zu  machen.  Allerdings
 müssen  diese  weiteren  Produkte  nach  der  Durchführungs-
 richtlinie  bestimmte  Kriterien  erfüllen.  Hierzu  gehört  u.  a.
 die  Schriftlichkeit  des  Vertrags  (Nummer  3  Buchstabe  a).
 Der  Vertrag  muss  auch  so  ausgestaltet  sein,  dass  er  keine
 anonymen  Produkte  und  Transaktionen  zulässt  (Nummer  3
 Buchstabe  c).  Demselben  Zweck  dient  die  Erbringung  der
 Tilgungsraten  und  Rückzahlungen,  die  auf  den  Vertrag  ge-
 leistet  werden,  über  ein  Konto  bei  einem  Kreditinstitut  in
 Deutschland  oder  einem  anderen  EU-Mitgliedstaat  (Num-
 mer 3 Buchstabe b).

 Die  Dritte  EU-Geldwäscherichtlinie  liefert  in  Artikel  11
 einen  grundsätzlich  abschließenden  Katalog  von  Fallgrup-
 pen,  in  denen  vereinfachte  Sorgfaltspflichten  angewendet
 werden  dürfen.  Gemäß  Artikel  11  Abs.  5  der  Dritten  EU-
 Geldwäscherichtlinie  dürfen  Ausnahmen  nur  unter  der  Vor-
 aussetzung  gewährt  werden,  dass  die  Kriterien  der  Durch-
 führungsrichtlinie  erfüllt  sind.  Deshalb  müssen  die  in  Ab-
 satz  1  Satz  1  Nr.  3  (und  gegebenenfalls  Nr.  4)  enthaltenen
 Kriterien  kumulativ  erfüllt  werden,  damit  ein  Sachverhalt
 unter  den  Anwendungsbereich  der  vereinfachten  Sorgfalts-
 pflichten fällt.

 Zu Satz 2

 Für  die  Höhe  des  im  Vertrag  festgesetzten  Schwellenwertes
 werden  in  Satz  2  die  Kriterien  der  Durchführungsrichtlinie
 und  des  Artikels  11  Abs.  5  der  Dritten  EU-Geldwäsche-
 richtlinie  zugrunde  gelegt.  Dabei  geht  die  Durchführungs-
 richtlinie  für  das  einzelne  Produkt  von  zwei  Schwellen-
 werten  aus  (1  000  Euro  und  15  000  Euro),  wobei  sich  im
 jeweiligen  Fall  der  Wortlaut  entweder  auf  die  Tilgungs-  und
 Rückzahlungsrate  oder  auf  die  Vertragssumme  bezieht.  Der
 Schwellenwert  von  2  500  Euro  betrifft  hingegen  nur  Ein-
 malzahlungen.  Eine  Abweichung  von  diesen  zwingenden
 Vorgaben  des  Gesetzes  ist  auf  Grund  der  Richtlinienvorga-
 ben nicht möglich.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  trägt  dem  Erwägungsgrund  10  der  Durchführungs-
 richtlinie  Rechnung.  Vereinfachte  Verfahren  zur  Erfüllung

 der  Sorgfaltspflichten  können  im  einzelnen  Institut  nur  dann
 zur  Anwendung  kommen,  wenn  auf  Grund  der  Faktenlage
 feststeht,  dass  eine  Transaktion  oder  ein  Produkt  einer  nied-
 rigen  Risikokategorie  zuzuordnen  ist  und  dementsprechend
 die  Erfüllung  vereinfachter  Sorgfaltspflichten  gerechtfertigt
 ist.  Liegen  jedoch  dem  Institut  im  konkreten  Fall  gegentei-
 lige  Informationen  vor,  darf  von  den  Erleichterungen  des
 §  25d KWG-neu nicht Gebrauch gemacht werden.

 Zu §  25e  (Vereinfachungen bei der Durchführung der
 Identifizierung)

 Mit  der  Regelung  wird  für  die  Institute  für  den  Fall  der  Er-
 öffnung  eines  Kontos  oder  Depots  von  den  Möglichkeiten
 des  Artikels  9  Abs.  4  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie
 Gebrauch gemacht.

 Zur  Umsetzung  des  Artikels  9  Abs.  4  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  wird  es  den  Instituten  durch  Satz  1  gestat-
 tet,  die  Überprüfung  der  Identität  auch  unverzüglich  nach
 der Eröffnung eines Kontos oder Depots abzuschließen.

 Satz  2  sieht  in  Umsetzung  von  Artikel  9  Abs.  4  der  Dritten
 EG-Geldwäscherichtlinie  vor,  dass  in  diesen  Fällen  sicher-
 zustellen  ist,  dass  bis  zum  Abschluss  der  Überprüfung  der
 Identität  auf  das  Konto  oder  das  Depot  eingezahlte  Gelder
 nicht  abverfügt  werden  können.  Damit  sind  intransparente
 Konto- oder Depotbewegungen ausgeschlossen.

 Zu §  25f  (Verstärkte Sorgfaltspflichten)

 Zu Absatz 1

 Die  Regelung  des  Absatzes  1  dient  der  Umsetzung  der  An-
 forderungen  des  Artikels  13  Abs.  3  und  5  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie.

 Bei  Korrespondenzbankbeziehungen  können  die  gewöhn-
 lichen  Sorgfaltspflichten  gegenüber  dem  Kunden  nicht  grei-
 fen,  weil  regelmäßig  kein  unmittelbarer  vertraglicher  Kon-
 takt  zu  dem  Kunden  der  anderen  Bank  besteht,  der  eine
 Transaktion  veranlasst  oder  empfängt.  Die  Korrespondenz-
 banken  werden  insofern  nur  als  durchleitende  Stelle  tätig.
 Mangels  vertraglicher  Beziehungen  mit  dem  Auftraggeber
 oder  Empfänger  einer  Zahlung  bei  Korrespondenzbank-
 beziehungen  laufen  diese  Institute  Gefahr,  dass  sie  Gelder
 erhalten  oder  weiterleiten,  die  aus  Straftaten  stammen  oder
 hierfür  verwendet  werden,  ohne  dass  sie  die  kriminelle
 Herkunft  erkennen  können.  Bei  Korrespondenzbankbezie-
 hungen  zu  Instituten  in  einem  Drittstaat  ist  vor  diesem
 Hintergrund  die  Erfüllung  besonderer  Sorgfaltspflichten
 erforderlich.

 Der  Ratio  des  Artikels  13  Abs.  3  bis  5  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  widerspricht  es  nicht,  dass  vereinfachte
 Sorgfaltspflichten  im  Sinne  des  §  5  Abs.  2  Nr.  1  GwG-neu
 auch  zwischen  Korrespondenzbank  und  Respondent  ange-
 wandt  werden  können,  soweit  dies  eine  einzelne  Geschäfts-
 aktivität  des  Interbankengeschäfts  zwischen  beiden  Kre-
 ditinstituten  außerhalb  von  Korrespondenzbankenbeziehun-
 gen  betrifft  und  dementsprechend  dem  fehlenden  unmittel-
 baren  Kontakt  zu  dem  Kunden  der  anderen  Bank  insoweit
 keine  Bedeutung  zukommt.  Ein  bestehendes  Rechtsverhält-
 nis  zwischen  zwei  Banken  kann  mithin  gleichzeitig  die
 Erfüllung  verstärkter  und  vereinfachter  Sorgfaltspflichten
 zur Folge haben.
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Zu Absatz 2

 Die  Institute  müssen  die  Auswahl  der  Korrespondenzbank
 mit  großer  Sorgfalt  vornehmen  und  in  diesem  Zusammen-
 hang  umfangreiche  in  Absatz  2  beschriebene  Maßnahmen
 erfüllen  und  Informationen  über  das  Korrespondenzinstitut
 einholen,  diese  analysieren  und  die  Erfüllung  dieser  spezi-
 fischen  Sorgfaltspflichten  dokumentieren.  Wenn  ein  Institut
 mit  Sitz  in  einem  Drittstaat  keiner  wirksamen  Aufsicht,
 insbesondere  auch  in  geldwäscherechtlicher  Hinsicht,  un-
 terliegt,  soll  mit  ihm  keine  Korrespondenzbankbeziehung
 begründet  werden.  Auch  bei  bestehenden  Korrespondenz-
 bankbeziehungen  sind  regelmäßig  Informationen  über  die
 Sicherungsmaßnahmen  der  Korrespondenzinstitute  zur  Be-
 kämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzierung
 einzuholen.  Besonders  hohe  Sorgfaltspflichten  bestehen,
 wenn  die  Korrespondenzbank  ihren  Sitz  in  einem  Staat  oder
 einem  Gebiet  hat,  das  nicht  Mitglied  der  FATF  ist  oder  das
 die  internationalen  Standards  bei  der  Bekämpfung  der  Geld-
 wäsche und der Terrorismusfinanzierung nicht einhält.

 Absatz  2  Nr.  4  dient  ebenso  wie  §  25h  Nr.  1  KWG-neu  der
 Umsetzung  von  Artikel  13  Abs.  5  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie,  der  zum  einen  die  Aufnahme  oder  Fortfüh-
 rung  von  Korrespondenzbankbeziehungen  zu  so  genannten
 Bank-Mantelgesellschaften  („shell  banks“)  untersagt  und
 zum  anderen  vorsieht,  dass  Kreditinstitute  angemessene
 Maßnahmen  zu  ergreifen  haben,  um  dafür  sorgen,  dass  sie
 nicht  eine  Korrespondenzbankbeziehung  mit  einer  Bank
 eingehen  oder  fortführen,  von  der  bekannt  ist,  dass  sie  zu-
 lässt,  dass  ihre  Konten  von  einer  Bank-Mantelgesellschaft
 genutzt werden.

 Eine  Bank-Mantelgesellschaft  ist  ein  Institut,  das  in  einem
 Staat  gegründet  wurde,  in  dem  es  nicht  physisch  präsent  ist
 und  das  keiner  beaufsichtigten  Finanzgruppe  angehört.
 Kreditinstituten  ist  daher  nach  §  25h  Nr.  1  KWG-neu  die
 Aufnahme  oder  Fortführung  einer  Korrespondenz-  oder
 sonstigen  Geschäftsbeziehung  mit  einer  solchen  Bank-
 Mantelgesellschaft verboten.

 Außerdem  müssen  Kreditinstitute  nach  Absatz  2  Nr.  4  Maß-
 nahmen  ergreifen,  um  sicherzustellen,  dass  sie  keine  Kor-
 respondenzbankbeziehung  mit  einer  Bank  begründen  oder
 fortsetzen,  von  der  bekannt  ist,  dass  ihre  Konten  von  einer
 Bank-Mantelgesellschaft  genutzt  werden.  Dies  kann  etwa
 durch  die  Einholung  von  Informationen  oder  durch  ver-
 tragliche  Erklärungen  seitens  des  Korrespondenzinstituts
 erfolgen.

 Zu Absatz 3

 Die  Annahme  von  Bargeld  zum  Zwecke  des  Sortentauschs
 oder  im  Rahmen  der  Erfüllung  eines  Zahlungsauftrags  im
 Finanztransfergeschäft  ist  nach  den  Feststellungen  der
 FATF  mit  erhöhten  Geldwäscherisiken  verbunden,  die  die
 Erfüllung  besonderer  Sorgfaltspflichten  erforderlich  ma-
 chen.  Mit  einem  solchen  hohen  Risiko  behaftet  sind  insbe-
 sondere  Barzahlungen,  die  „over  the  counter“  vom  Gele-
 genheitskunden  im  Rahmen  des  Finanztransfergeschäfts  im
 Sinne  des  §  1  Abs.  1a  Satz  2  Nr.  6  KWG  oder  im  Rahmen
 des  Sortengeschäfts  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a  Satz  2  Nr.  7
 KWG abgewickelt werden.

 Findet  die  Abwicklung  beider  Geschäfte  über  ein  Konto  des
 Kunden  statt  bzw.  wird  der  Zahlungsauftrag  im  Wege  des

 Girogeschäfts  abgewickelt  (§  1  Abs.  1  Nr.  9  KWG),  findet
 Absatz  3  keine  Anwendung.  Gleiches  gilt  für  das  Zahl-
 scheingeschäft  der  Kreditinstitute,  soweit  die  Transaktion
 des  Auftraggebers  zugunsten  eines  Kontos  im  Sinne  des
 §  154  Abs.  2  AO  eines  Empfängers  im  Inland  durchgeführt
 wird.

 Zu  §  25g  (Gruppenweite  Einhaltung  von  Sorgfaltspflichten)

 Die  Regelung  dient  der  Umsetzung  von  Artikel  31  Abs.  1
 und Artikel 34 Abs.  2 der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  verpflichtet  die  EU-
 Mitgliedstaaten,  Kredit-  und  Finanzinstituten  aufzuerlegen,
 dass  diese  in  ihren  Zweigstellen  in  Drittstaaten  und  in  den
 mehrheitlich  in  ihrem  Eigentum  befindlichen  Unternehmen
 in  Drittstaaten  Maßnahmen  anwenden,  die  zumindest  den  in
 dieser  Richtlinie  geregelten  Sorgfaltspflichten  und  Doku-
 mentationspflichten  entsprechen.  Das  ist  erforderlich,  weil
 Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung  grenzüberschrei-
 tende  Phänomene  sind,  denen  mit  international  harmoni-
 sierten Gegenmaßnahmen zu begegnen ist.

 Es  soll  vermieden  werden,  dass  innerhalb  eines  Instituts
 oder  einer  Gruppe  verschiedene  Standards  zur  Anwendung
 kommen  (vgl.  Erwägungsgrund  35  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie).  Eine  gruppenweite  Einhaltung  von  Sorg-
 faltspflichten  soll  verhindern,  dass  Geldwäscher  und  Terro-
 rismusfinanciers  auf  Zweigstellen  oder  auf  mehrheitlich  im
 Eigentum  inländischer  Institute  befindliche  Unternehmen
 mit  niedrigeren  Präventionsstandards  ausweichen,  ohne
 dass  die  Pflichten  des  Geldwäschegesetzes  und  des  Kredit-
 wesengesetzes  dort  Richtschnur  für  diese  Präventionsmaß-
 nahmen sind.

 Auch  nach  den  bisherigen  §§  25a  KWG  und  15  GwG  hat
 ein  Institut  bereits  dafür  zu  sorgen,  dass  seine  gesetzlichen
 Pflichten  auch  von  seinen  Zweigstellen  im  Ausland  und  von
 den  von  ihm  abhängigen  Unternehmen  im  Ausland  erfüllt
 werden.

 Die  geldwäscherechtlichen  Bestimmungen  im  Kreditwesen-
 gesetz  und  das  Geldwäschegesetz  basieren  auf  den  Geldwä-
 scherichtlinien  der  EU,  die  wiederum  auf  den  Empfehlungen
 der  FATF  beruhen.  Damit  gilt  in  den  EU-Mitgliedstaaten  und
 in  vielen  anderen  Industriestaaten  ein  einheitlicher  Standard,
 so  dass  sich  für  Zweigstellen  und  die  mehrheitlich  im  Ei-
 gentum  inländischer  Institute  befindlichen  Unternehmen  in
 diesen  Staaten  regelmäßig  keine  unterschiedlichen  Anfor-
 derungen ergeben.

 Die  dem  Kreditwesengesetz  unterliegenden  Institute,  Insti-
 tutsgruppen,  Finanzholding-Gruppen  sowie  Finanzkonglo-
 merate  haben  daher  als  übergeordnete  Unternehmen  gemäß
 §  25g  KWG-neu  auch  künftig  sicherzustellen,  dass  bei  ihren
 Zweigstellen  und  ihren  mehrheitlich  in  ihrem  Eigentum  be-
 findlichen  Unternehmen  im  In-  und  Ausland  Sorgfalts-
 pflichten  eingehalten  werden,  die  den  Vorschriften  des
 Geldwäschegesetzes  und  den  geldwäscherechtlichen  Be-
 stimmungen  des  Kreditwesengesetzes  entsprechen.  Dies  gilt
 auch  für  die  in  diesem  Zusammenhang  erforderlichen  orga-
 nisatorischen  Maßnahmen.  Satz  1  verweist  bewusst  nur  auf
 die  Sorgfaltspflichten  gemäß  den  §§  3,  5,  6  und  8  GwG-neu
 sowie  25d  und  §  25f  KWG-neu  ohne  Einbeziehung  des  §  4
 GwG-neu.  Damit  wird  sichergestellt,  dass  die  konkreten
 Vorgaben  aus  §  4  GwG-neu  zur  Durchführung  der  Identi-
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fizierung  nicht  in  das  Ausland  exportiert  werden  sollen,
 sondern  dass  hierfür  die  Regelungen  des  jeweiligen  Orts-
 rechts gelten.

 Das  übergeordnete  Unternehmen  muss  seine  entsprechen-
 den  Grundsätze  und  Verfahren  seinen  Zweigstellen  und  den
 mehrheitlich  in  seinem  Eigentum  befindlichen  Unterneh-
 men  bekannt  machen  und  über  Verfahren  verfügen,  um  die
 Einhaltung  der  Standards  sowohl  nach  dem  Kreditwesenge-
 setz  und  dem  Geldwäschegesetz  sowie,  soweit  erforderlich,
 auch  nach  den  Vorschriften  des  jeweiligen  Aufnahmestaates
 überwachen  zu  können,  damit  es  diesen  Anforderungen  ge-
 recht wird.

 Falls  Rechtsvorschriften  im  entsprechenden  Aufnahmestaat
 dieser  Pflicht  entgegenstehen,  sind  nach  Satz  3  vom  Institut
 angemessene  Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  dem  hieraus
 entstehenden  erhöhten  Risiko  der  Geldwäsche  und  der  Ter-
 rorismusfinanzierung  wirksam  zu  begegnen,  und  ist  eine
 Mitteilung  an  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungs-
 aufsicht  über  das  Vorliegen  abweichender  Anforderungen
 zu  machen.  Satz  4  sieht  vor,  dass  bei  abweichenden  Anfor-
 derungen  im  jeweiligen  Aufnahmestaat  die  ausländischen
 Zweigstellen  und  die  mehrheitlich  im  Eigentum  inländi-
 scher  Institute  befindlichen  Unternehmen  die  jeweils  höhe-
 ren Standards anwenden müssen.

 Zu §  25h  (Verbotene Geschäfte)

 Zu Nummer 1

 Nummer  1  entspricht  in  ihrem  Regelungsgehalt  Artikel  13
 Abs.  5  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Hiernach  sind
 die  EU-Mitgliedstaaten  verpflichtet,  Kreditinstituten  die
 Aufnahme  oder  die  Fortführung  von  Korrespondenzbank-
 beziehungen zu Bank-Mantelgesellschaften zu untersagen.

 Zu Nummer 2

 Der  Normzweck  der  Nummer  2  dient  der  Umsetzung  des
 Artikels  13  Abs.  3  Buchstabe  e  und  Abs.  5  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie.

 So  genannte  Payable  through  accounts  werden  nach  dieser
 Richtlinie  und  den  dieser  zugrunde  liegenden  Standards  der
 FATF  (Empfehlung  7)  als  äußerst  risikobehaftet  angesehen.
 Über  die  Nutzung  dieser  Kontoform  ist  es  möglich,  dass  ein
 Kunde  über  Konten,  die  im  Namen  des  kontoführenden
 Kreditinstituts  oder  eines  dritten  Kreditinstituts  errichtet
 worden  sind,  wie  über  ein  eigenes  Konto  verfügen  kann.
 Zahlungen  an  oder  auf  Rechnung  dieses  Kunden  können
 dadurch  von  den  an  der  Zahlungskette  Beteiligten  nicht
 richtig  zugeordnet  werden  und  bleiben  deshalb  anonym.  Die
 Führung  solcher  Konten  widerspricht  bereits  im  Inland  dem
 steuerrechtlichen  Prinzip  der  Kontenwahrheit  (§  154  Abs.  1
 AO),  so  dass  die  Verbotsnorm  des  §  25h  Nr.  2  KWG-neu  in
 der  Praxis  nur  bezüglich  der  gruppenweiten  Einhaltung  von
 Sorgfaltspflichten  eine  neue  Regelung  darstellt.  Nummer  2
 greift  diesen  Grundsatz  auf  und  verdeutlicht,  dass  dieses
 Prinzip  auch  geldwäscherechtlich  von  Belang  ist  und  auch
 für  Konten  Anwendung  finden  muss,  die  für  dritte  Kredit-
 institute errichtet werden.

 Zu Nummer 6

 Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.

 Zu Nummer 7  (Änderung in §  29 Abs.  2)

 Die  Änderung  in  §  29  Abs.  2  KWG-neu  ist  eine  redaktio-
 nelle  Anpassung  auf  Grund  der  Streichung  des  §  25a  Abs.  1
 Satz 6 Nr.  3 KWG.

 Sinn  und  Zweck  des  §  29  Abs.  2  KWG-neu  ist  es,  dass  der
 Prüfer  im  Rahmen  der  Jahresabschlussprüfung  die  Einhal-
 tung  der  gesamten  geldwäscherechtlichen  Vorschriften  prü-
 fen  soll.  Daher  ist  der  Verweis  durch  den  Verweis  auf  die  in
 Abschnitt  5a  neu  eingefügten  §§  25c  bis  25h  KWG-neu  zu
 ersetzen.

 Zu Nummer 8  (Änderung des §  53b Abs.  3)

 §  53  Abs.  3  Satz  1  KWG  wird  aus  Gründen  der  besseren
 Lesbarkeit  neu  strukturiert.  Darüber  hinaus  handelt  es  sich
 um  redaktionelle  Folgeanpassungen,  die  aus  der  Streichung
 des §  25a Abs.  1 Satz 6 Nr.  3 KWG resultieren.

 Dabei  wird  berücksichtigt,  dass  §  25c  ff.  KWG-neu  nach
 Artikel  3  Abs.  1  und  2  Buchstabe  f  der  Dritten  EG-Geldwä-
 scherichtlinie  auch  auf  inländische  Zweigniederlassungen
 von  Kreditinstituten  und  Wertpapierfirmen  mit  Sitz  im  Aus-
 land  Anwendung  finden.  Dem  Aufnahmestaat  ist  insoweit
 die  geldwäscherechtliche  Regelungs-  und  Aufsichtskompe-
 tenz  zugewiesen  worden.  Darüber  hinaus  ist  die  Anwen-
 dung  auf  Zweigniederlassungen  in  Deutschland  insoweit
 auch  sinnvoll,  um  einen  Gleichlauf  mit  deutschen  Instituten
 zu erreichen.

 Die  Verhinderung  betrügerischer  Handlungen  zum  Nachteil
 des  Instituts  im  Sinne  des  §  25c  Abs.  1  KWG-neu  beruht
 hingegen  nicht  auf  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie,
 sondern  ist  Ausfluss  des  Gebots  des  angemessenen  Manage-
 ments  operationeller  Risiken,  das  durch  Artikel  22  der  so
 genannten  Bankenrichtlinie  (Richtlinie  2006/48/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  14.  Juni  2006
 über  die  Neuaufnahme  und  Ausübung  der  Tätigkeit  der  Kre-
 ditinstitute)  verlangt  wird.  Sowohl  die  Regelungs-  als  auch
 die  Aufsichtskompetenz  liegen  jedoch  insoweit  gemäß
 Artikel  40  der  Bankenrichtlinie  beim  Herkunftsstaat  und
 dem  dortigen  „home  supervisor“.  Deshalb  stellt  §  53  Abs.  3
 Satz  1  Nr.  7  KWG-neu  klar,  dass  §  25c  Abs.  2  KWG-neu
 nur  insoweit  für  Zweigniederlassungen  von  Kreditinstituten
 mit  Sitz  im  Ausland  Anwendung  findet,  als  hieraus  Anfor-
 derungen  an  die  interne  Organisation  zur  Verhinderung  von
 Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung folgen.

 Zu Nummer 9

 Zu Buchstabe a

 Gemäß  Artikel  39  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäschericht-
 linie  sind  die  geldwäscherechtlichen  Vorgaben,  die  auf
 Grundlage  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  erlassen
 werden,  wirksam,  verhältnismäßig  und  abschreckend  zu
 sanktionieren.  Das  in  §  25h  Nr.  1  KWG-neu  enthaltene  Ver-
 bot,  Korrespondenzbeziehungen  oder  sonstige  Geschäfts-
 beziehungen  mit  einer  Bank-Mantelgesellschaft  zu  unter-
 halten,  wird  durch  §  56  Abs.  3  Nr.  7c  KWG-neu  sanktio-
 niert.  Das  in  §  25h  Nr.  2  KWG-neu  enthaltene  Verbot,
 Durchleitungskonten  („payable  through  accounts“)  zu  füh-
 ren, wird durch §  56 Abs.  3 Nr.  7d KWG-neu sanktioniert.
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Zu Buchstabe b

 Um  der  nach  Artikel  15  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1781/
 2006  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 15.  November  2006  über  die  Übermittlung  von  Angaben
 zum  Auftraggeber  bei  Geldtransfers  bestehenden  Pflicht  zur
 Festsetzung  von  Sanktionen  hinreichend  nachzukommen,
 ist  die  Aufnahme  entsprechender  Bußgeldtatbestände  in
 §  56  Abs.  4  KWG  vorgesehen.  Es  sollen  vorsätzliche  oder
 fahrlässige  Handlungsformen  sanktioniert  werden.  Die
 Sanktionierung  nur  auf  Leichtfertigkeit  oder  Vorsatz  zu
 beschränken,  würde  der  Forderung  aus  Artikel  15  Abs.  1
 der  Verordnung  nach  wirksamen  und  abschreckenden  Sank-
 tionen  nicht  hinreichend  gerecht  werden.  Im  Vergleich  mit
 allen  in  §  56  Abs.  2  und  3  KWG  genannten  Ordnungswid-
 rigkeiten  erscheint  eine  Koppelung  an  die  geringste  Buß-
 geldhöhe  von  50  000  Euro  –  insbesondere  in  Gegenüber-
 stellung  zu  §  56  Abs.  2  Nr.  4  und  5  KWG  –  als  angemessen.

 Die  einzelnen  bußgeldbewehrten  Verstöße  gegen  die  Ver-
 ordnung  werden  in  den  Nummern  1  und  7  aufgeführt.  Da
 die  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  1781/2006  normierten
 Handlungspflichten  ausweislich  der  Erwägungsgründe  11
 und  17  der  Verordnung  unter  den  dort  für  kontogebundene
 und  kontoungebundene  Transfers  genannten  Voraussetzun-
 gen  an  einen  Schwellenwert  von  1  000  Euro  anknüpfen,
 kann  eine  Ordnungswidrigkeit  in  diesen  Fällen  nur  began-
 gen  bzw.  ein  Bußgeldverfahren  eingeleitet  werden,  wenn  es
 sich  um  einzelne  Transaktionen  im  Wert  von  1  000  Euro
 oder mehr handelt.

 Zu Buchstabe c

 Der bisherige Absatz 4 wird unverändert zu Absatz 5.

 Zu Artikel 4  (Änderung  des  Versicherungsaufsichts-
 gesetzes – VAG)

 Zu Nummer 1  (Änderung der Inhaltsübersicht)

 Die  Gesetzesänderungen  erfordern  eine  Anpassung  der  In-
 haltübersicht  des  Versicherungsaufsichtsgesetzes.  Die  Vor-
 kehrungen  zur  Verhinderung  von  Geldwäsche  und  Terroris-
 musfinanzierung  werden  daher  unter  einer  gesonderten
 Zwischenüberschrift verortet.

 Zu Nummer 2  (Änderung des §  57)

 Zu Buchstabe a  (Änderung des §  57 Abs.  1)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Buchstabe b  (Einfügung des §  57 Abs.  1a)

 Artikel  37  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  verlangt,
 dass  die  zuständigen  Behörden  die  Einhaltung  der  Pflichten
 zur  Prävention  gegen  Geldwäsche  und  Terrorismusfinan-
 zierung  wirksam  überwachen.  §  57  Abs.  1a  VAG-neu  ent-
 spricht  hinsichtlich  der  geldwäscherechtlichen  Prüfungs-
 pflichten  dem  bisherigen  §  57  Abs.  1  Satz  1  VAG.  Bisher
 waren  alle  geldwäscherechtlichen  Pflichten  für  Versiche-
 rungsunternehmen,  die  dem  Geltungsbereich  des  Geld-
 wäschegesetzes  unterliegen,  dort  geregelt.  Nunmehr  sind
 die  Pflichten  gemäß  den  §§  80d  bis  80f  VAG-neu  hinzuge-
 kommen.  Die  systematische  Heraustrennung  des  neuen  §  57
 Abs.  1a  aus  dem  bestehenden  Absatz  1  dient  der  notwen-

 digen  Ergänzung  der  Prüfungspflichten  hinsichtlich  der
 §§  80d  bis  80f  VAG-neu  und  soll  der  besonderen  Bedeu-
 tung,  die  der  Prüfungsbericht  aufsichtstechnisch  einnimmt,
 Rechnung  tragen.  §  57  Abs.  1a  VAG-neu  wird  zudem  in-
 haltlich an §  29 Abs.  2 KWG ausgerichtet.

 Zu Nummer 3  (Überschrift und Einfügung der §§  80c
 bis 80f)

 Die  Einfügung  eines  Unterabschnitts  dient  der  besseren  sys-
 tematischen  Gliederung  des  Gesetzes  und  dessen  Verständ-
 lichkeit.

 Zu §  80c  (Verpflichtete Unternehmen)

 Artikel  3  Nr.  2  Buchstabe  b  der  Dritten  EG-Geldwäsche-
 richtlinie  verweist  auf  die  Richtlinie  2002/83/EG  des  Euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  November  2002
 über  Lebensversicherungen.  Die  Anwendbarkeit  der  geld-
 wäscherechtlichen  Pflichten  wird  daher  auf  Versicherungs-
 unternehmen,  deren  Tätigkeit  in  den  Anwendungsbereich
 dieser  Richtlinie  fallen,  und  Versicherungsunternehmen,  so-
 weit  sie  Unfallversicherungsverträge  mit  Prämienrückge-
 währ  anbieten,  beschränkt.  Nur  diese  Versicherungsunter-
 nehmen  sind  Verpflichtete  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  Nr.  4
 GwG-neu,  da  es  sich  insoweit  um  kapitalbildende  Versiche-
 rungsprodukte  handelt,  in  denen  dem  Begünstigten  spätes-
 tens  zum  Ende  der  Laufzeit  die  eingezahlten  Geldbeträge
 ausgezahlt  werden.  Solche  Versicherungen  können  zu  Zwe-
 cken  von  Geldwäsche  oder  Terrorismusfinanzierung  miss-
 braucht  werden.  Zur  Verhinderung  dieser  Risiken  bedarf  es
 angemessener Präventionsmaßnahmen.

 Zu §  80d  (Interne Sicherungsmaßnahmen)

 Zur  Verhinderung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismus-
 finanzierung  haben  die  Unternehmen  geeignete  interne  Si-
 cherungsmaßnahmen  zu  treffen  (vgl.  Artikel  34  Abs.  1  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie).  Die  im  Gesetzentwurf
 vorgesehenen  internen  Sicherungsmaßnahmen  enthalten
 Spezifizierungen  der  allgemeinen  versicherungsaufsichts-
 rechtlichen  Anforderungen  an  Versicherungsunternehmen,
 deren  Tätigkeiten  in  den  Anwendungsbereich  der  Richtlinie
 2002/83/EG  fallen  oder  die  Unfallversicherungsverträge  mit
 Prämienrückgewähr  anbieten,  in  Form  von  angemessenen
 aufbau-  und  ablauforganisatorischen  Vorkehrungen  und
 Systemen,  um  Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung
 verhindern zu können.

 Zu Absatz 1

 Den  Risiken  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinanzie-
 rung  lässt  sich  mit  einer  einmaligen  Abklärung  der  Identität
 bei  Aufnahme  der  Geschäftsbeziehung  und  der  Einholung
 von  Informationen  über  Zweck  und  Art  der  Geschäftsbezie-
 hung  erfahrungsgemäß  nicht  wirksam  begegnen.  Eine  wirk-
 same  Prävention,  welche  die  aus  Sicht  des  Verpflichteten
 risikoreichen  Fälle  erkennbar  machen  und  entsprechende
 Schutzmaßnahmen  ermöglichen  soll,  erfordert  vielmehr
 eine  kontinuierliche  Überwachung  der  Geschäftsbezie-
 hung.  Dadurch  soll  festgestellt  werden,  ob  die  laufende
 Geschäftsbeziehung  bei  der  Abwicklung  von  einzelnen
 Transaktionen  konkrete  Auffälligkeiten  oder  Abweichungen
 aufweist.  Hinzu  kommt,  dass  Ermittlungsbehörden  ein  Inte-



Drucksache 16/9038 – 56 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
resse  an  hinreichend  begründeten  und  substantiierten  Geld-
 wäscheverdachtsanzeigen haben.

 Mit  Hilfe  einer  kontinuierlichen  Überwachung  lassen  sich
 insbesondere  versteckte  Risikoindikatoren  erkennen,  die
 zum  Zeitpunkt  der  Eingehung  der  Geschäftsbeziehung  noch
 gar  nicht  erkennbar  waren,  sondern  erst  während  der  lau-
 fenden  Geschäftsbeziehung  hervortreten.  Artikel  8  Abs.  1
 Buchstabe  d  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  schreibt
 deshalb  eine  kontinuierliche  Überwachung  der  Geschäftsbe-
 ziehung  vor,  die  eine  Erstellung  eines  Kundenprofils  unter
 Berücksichtigung  seines  Geschäftsverhaltens  sowie  den  Ab-
 gleich  dieses  Profils  mit  den  durchgeführten  Transaktionen
 verlangt.  Abhängig  vom  konkreten  Risiko  bei  dem  einzel-
 nen  Kunden  fordert  Artikel  8  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  gegebenenfalls  auch  die  Kenntnis  über  die
 Herkunft  der  Vermögenswerte.  Nur  in  dieser  Form  können
 sich  die  Verpflichteten  davor  schützen,  ungewollt  selbst  Be-
 teiligte  von  Geldwäschehandlungen  oder  der  Terrorismus-
 finanzierung  zu  werden.  Gleichzeitig  schützen  sie  sich  nicht
 nur  vor  Verwicklungen  in  Straftaten,  sondern  auch  vor  er-
 heblichen  Reputationsverlusten,  die  beim  Bekanntwerden
 derartiger  Verwicklungen  auftreten  können.  Absatz  1  folgt
 der  FATF-Empfehlung  Nummer  5,  die  vom  europäischen
 und  auch  vom  deutschen  Gesetzgeber  nahezu  wortidentisch
 übernommen  worden  ist.  Diese  Vorgabe  entspricht  dem  Re-
 gelungsgehalt  des  bisherigen  §  25a  Abs.  1  Satz  6  Nr.  3
 KWG.  §  80d  Abs.  1  VAG-neu  ist  an  diese  Vorschrift  ange-
 lehnt.

 Anders  als  bei  Kreditinstituten  ist  allerdings  bei  Versiche-
 rungsunternehmen  eine  Verwendung  EDV-gestützter  Sys-
 teme  nicht  zwingend  erforderlich.  Denn  das  Geschäft  mit
 Versicherungen,  die  in  den  Anwendungsbereich  der  Richt-
 linie  2002/83/EG  fallen,  und  mit  Unfallversicherungen  mit
 Prämienrückgewähr  sowie  deren  Abwicklung  sind  nicht  in
 gleicher  Weise  transaktionsbezogenes  Massengeschäft  wie
 weite  Teile  des  Bankgeschäfts.  Die  Mehrzahl  der  Fälle  im
 Versicherungsgeschäft  wird  per  Lastschrift  oder  Dauerauf-
 trag  routinemäßig  und  gleichförmig  abgewickelt.  Deshalb
 ist  die  Überwachung  der  geschäftsmäßigen  Transaktionen
 im  Versicherungsbereich  weniger  komplex  als  im  Bank-
 geschäft.  Auffälligkeiten  treten  deutlicher  hervor  und  sind
 vom  geschulten  Mitarbeiter  in  der  Regel  auch  ohne  EDV-
 gestützte  Systeme  unter  der  Voraussetzung  erkennbar,  dass
 eine  hinreichende  Überwachung  des  Geschäfts  auf  andere
 Weise sichergestellt ist.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  entspricht  der  bisherigen  Praxis,  dass  die  Einhal-
 tung  der  geldwäscherechtlichen  Pflichten  durch  Versiche-
 rungsunternehmen  jährlich  von  deren  Innenrevision  geprüft
 wird  und  die  Berichte  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde
 vorgelegt  werden.  Damit  wird  auch  Artikel  34  Abs.  1  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  Rechnung  getragen,  wo-
 nach  auch  Versicherungen,  die  in  den  Anwendungsbereich
 der  Richtlinie  2002/83/EG  fallen  oder  die  Unfallversiche-
 rungen  mit  Prämienrückgewähr  anbieten,  eine  hinreichende
 interne  Kontrolle  und  ein  entsprechendes  Risikomanage-
 ment  vorzuhalten  haben.  Außerdem  wird  mit  Absatz  2  Arti-
 kel  37  Abs.  1  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  umge-
 setzt,  der  die  zuständigen  Aufsichtsbehörden  verpflichtet,

 die  Einhaltung  der  Pflichten  der  Versicherungsunternehmen
 wirksam und angemessen zu überwachen.

 Zu Absatz 3

 Die  Regelung  in  Satz  1  entspricht  Artikel  31  Abs.  1  und
 Artikel  34  Abs.  2  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie.  Die
 Regelung  in  Satz  3  setzt  Artikel  31  Abs.  1  Satz  2  und  Abs.  3
 der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie um.

 Die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  verpflichtet  die  EU-
 Mitgliedstaaten,  Kredit-  und  Finanzinstitute  und  damit  auch
 Versicherungsunternehmen  aufzuerlegen,  dass  sie  in  ihren
 Niederlassungen  und  mehrheitlich  in  ihrem  Eigentum  be-
 findlichen  Unternehmen,  die  Verträge  im  Sinne  des  §  80c
 VAG-neu  anbieten,  Maßnahmen  anwenden,  die  zumindest
 den  in  dieser  Richtlinie  geregelten  Sorgfaltspflichten  und
 Dokumentationspflichten  entsprechen.  Das  ist  erforderlich,
 weil  Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung  grenzüber-
 schreitende  Phänomene  sind,  denen  mit  international  har-
 monisierten Gegenmaßnahmen zu begegnen ist.

 Es  soll  vermieden  werden,  dass  innerhalb  eines  Versi-
 cherungsunternehmens,  einer  Versicherungs-Holdingge-
 sellschaft  im  Sinne  des  §  104a  Abs.  2  Nr.  4  VAG,  einer  ge-
 mischten  Versicherungs-Holdinggesellschaft  im  Sinne  des
 §  104a  Abs.  2  Nr.  5  oder  §  104a  Nr.  3  VAG  oder  eines
 Finanzkonglomerats  im  Sinne  des  §  104k  Nr.  4  VAG  ver-
 schiedene  Standards  zur  Anwendung  kommen  (vgl.  Erwä-
 gungsgrund  35  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie).  Eine
 gruppenweite  Einhaltung  von  Sorgfaltspflichten  soll  ver-
 hindern,  dass  Geldwäscher  und  Terrorismusfinanciers  auf
 Niederlassungen  oder  auf  mehrheitlich  im  Eigentum  inlän-
 discher  Versicherungsunternehmen  befindliche  Unterneh-
 men,  die  Verträge  im  Sinne  von  §  80c  VAG-neu  anbieten,  in
 Staaten  mit  niedrigeren  Präventionsstandards  ausweichen,
 ohne  dass  die  Verpflichtungen  nach  dem  Geldwäschegesetz
 und  dem  Versicherungsaufsichtsgesetz  dort  Richtschnur  für
 diese Präventionsmaßnahmen sind.

 Die  dem  Versicherungsaufsichtsgesetz  unterliegenden  Un-
 ternehmen  haben  daher  sicherzustellen,  dass  bei  ihren  Nie-
 derlassungen  und  den  mehrheitlich  in  ihrem  Eigentum
 befindlichen  Unternehmen,  die  Verträge  im  Sinne  von  §  80c
 VAG-neu  anbieten,  im  In-  und  Ausland  organisatorische
 Maßnahmen  geschaffen  und  Sorgfaltspflichten  eingehalten
 werden,  die  den  Vorschriften  des  Geldwäschegesetzes  und
 des  Versicherungsaufsichtsgesetzes  entsprechen.  Satz  1  ver-
 weist  bewusst  nur  auf  die  Sorgfaltspflichten  gemäß  den
 §§  3,  5,  6  und  8  GwG-neu  sowie  §  80e  VAG-neu  ohne  Ein-
 beziehung  des  §  4  GwG-neu.  Damit  wird  sichergestellt,
 dass  die  konkreten  Vorgaben  aus  §  4  GwG  zur  Durchfüh-
 rung  der  Identifizierung  nicht  in  das  Ausland  exportiert  wer-
 den  sollen,  sondern  dass  hierfür  die  Regelungen  des  jewei-
 ligen Ortsrechts gelten.

 Auch  nach  dem  bisherigen  §  15  GwG  hat  ein  Versiche-
 rungsunternehmen  bereits  dafür  zu  sorgen,  dass  seine  ge-
 setzlichen  Pflichten  auch  von  seinen  Niederlassungen  im
 Ausland  und  von  dem  von  ihm  abhängigen  Unternehmen  im
 Ausland  erfüllt  werden.  Diese  Pflicht  erstreckt  sich  künftig
 auf  die  gesamten  organisatorischen  Maßnahmen  und  die
 Einhaltung  der  ergänzenden  Sorgfaltspflichten  nach  dem
 Geldwäschegesetz  und  dem  Versicherungsaufsichtsgesetz.
 Das  Mutterunternehmen  muss  seine  internen  Grundsätze
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und  Verfahren  seinen  Niederlassungen  und  den  mehrheitlich
 in  seinem  Eigentum  befindlichen  Unternehmen,  die  Ver-
 träge  im  Sinne  von  §  80c  VAG-neu  anbieten,  bekannt  ma-
 chen  und  über  Verfahren  verfügen,  um  die  Einhaltung  der
 Standards  sowohl  nach  dem  Versicherungsaufsichtsgesetz
 und  dem  Geldwäschegesetz  sowie,  soweit  erforderlich,  auch
 nach  den  Vorschriften  des  jeweiligen  Aufnahmestaats  über-
 wachen  zu  können,  damit  es  diesen  Anforderungen  gerecht
 wird.

 Bei  abweichenden  Anforderungen  im  jeweiligen  Aufnah-
 mestaat  müssen  die  ausländischen  Niederlassungen  und  die
 mehrheitlich  im  Eigentum  inländischer  Versicherungsunter-
 nehmen  befindlichen  Unternehmen,  die  Verträge  im  Sinne
 von  §  80c  VAG-neu  anbieten,  die  jeweils  höheren  Standards
 anwenden.  Die  geldwäscherechtlichen  Bestimmungen  im
 Versicherungsaufsichtsgesetz  und  Geldwäschegesetz  basie-
 ren  auf  den  Geldwäscherichtlinien  der  EU,  die  wiederum
 auf  den  Empfehlungen  der  FATF  beruhen.  Damit  gilt  in  den
 EU-Mitgliedstaaten  und  in  vielen  anderen  Industriestaaten
 ein  einheitlicher  Standard,  so  dass  sich  für  Niederlassungen
 und  die  mehrheitlich  im  Eigentum  inländischer  Versiche-
 rungsunternehmen  befindlichen  Unternehmen,  die  Verträge
 im  Sinne  von  §  80c  VAG-neu  anbieten,  in  diesen  Staaten  re-
 gelmäßig keine unterschiedlichen Anforderungen ergeben.

 In  Satz  3  genügt  die  Bezugnahme  auf  das  übergeordnete
 Unternehmen,  weil  dieses  einen  hinreichenden  Einfluss  auf
 die  Gesamtgestaltung  und  Ausführung  der  zusätzlichen  Prä-
 ventionsmaßnahmen  bei  den  ihm  nachgeordneten  Unterneh-
 men ausüben kann.

 Zu §  80e  (Vereinfachte Sorgfaltspflichten)

 §  80e  VAG-neu  dient  unter  Berücksichtigung  von  Artikel  11
 der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  sowie  von  Artikel  3
 Abs.  3  der  Durchführungsrichtlinie  der  Regelung  von  Fall-
 gruppen  vereinfachter  Sorgfaltspflichten,  die  sich  speziell
 für  Versicherungsunternehmen  ergeben.  Auch  bei  der  Er-
 füllung  von  vereinfachten  Sorgfaltspflichten  sind  die  ver-
 pflichteten  Versicherungsunternehmen  jedoch  gehalten,  die
 Geschäftsbeziehungen  zu  überwachen,  um  komplexe  und
 ungewöhnlich  große  Transaktionen  ohne  klar  ersichtlichen
 wirtschaftlichen  oder  rechtmäßigen  Zweck  aufdecken  (vgl.
 Erwägungsgrund  6  der  Durchführungsrichtlinie)  und  gege-
 benenfalls einen Verdachtsfall anzeigen zu können.

 Zu Absatz 1

 Die  Gefahr  des  Missbrauchs  von  Versicherungsunterneh-
 men  für  Zwecke  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinan-
 zierung  ist  zwar  geringer  als  bei  Banken,  dennoch  sind  Pro-
 dukte  und  Transaktionen  von  Versicherungsunternehmen
 nach  internationalen  Erkenntnissen  nicht  per  se  als  risiko-
 arm  zu  qualifizieren.  Das  Risiko  ist  jedoch  innerhalb  des
 Versicherungsgeschäfts  nicht  in  allen  Fällen  gleich  hoch.
 Dem  wird  in  Absatz  1  mit  einem  risikoorientierten  Ansatz
 Rechnung  getragen,  der  bei  risikoarmen  Konstellationen
 vereinfachte  Sorgfaltspflichten  vorsieht.  Bei  bestimmten,
 im  Gesetz  genannten  Produkten  oder  Transaktionen,  bei  de-
 nen  auf  Grund  der  gesetzgeberischen  Weichenstellung  re-
 gelmäßig  von  einem  geringen  Risiko  der  Geldwäsche  oder
 der  Terrorismusfinanzierung  ausgegangen  werden  kann,  ist
 es ausreichend, vereinfachte Sorgfaltspflichten zu erfüllen.

 Zu Satz 1

 Zu Nummer 1

 Nummer  1  entspricht  dem  Regelungsinhalt  von  Artikel  11
 Abs.  5 Buchstabe a der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 2

 Nummer  2  entspricht  dem  Regelungsinhalt  von  Artikel  11
 Abs.  5 Buchstabe b der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 3

 Nummer  3  entspricht  dem  Regelungsinhalt  von  Artikel  11
 Abs.  5 Buchstabe c der Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu den Nummern 4 und 5

 Neben  den  in  Artikel  11  der  Dritten  EG-Geldwäscherricht-
 linie  genannten  Produkten  dürfen  vereinfachte  Sorgfalts-
 pflichten  auch  bei  sonstigen  Produkten,  bei  denen  die  in  der
 Durchführungsrichtlinie  genannten  abstrakten  Kriterien
 vorliegen,  angewendet  werden.  Um  den  Versicherungsun-
 ternehmen  einen  möglichst  weitgehenden  Gebrauch  dieser
 Erleichterungen  zu  ermöglichen,  sind  diese  in  Artikel  3
 Abs.  3  der  Durchführungsrichtlinie  genannten  Kriterien  in
 den Nummern 4 und 5 übernommen worden.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  trägt  dem  Erwägungsgrund  10  der  Durchführungs-
 richtlinie  Rechnung.  Vereinfachte  Verfahren  zur  Erfüllung
 der  Sorgfaltspflichten  können  im  einzelnen  Versicherungs-
 unternehmen  nur  dann  zur  Anwendung  kommen,  wenn  auf
 Grund  der  Faktenlage  feststeht,  dass  eine  Transaktion  oder
 ein  Produkt  einer  niedrigen  Risikokategorie  zuzuordnen  ist
 und  dementsprechend  die  Erfüllung  vereinfachter  Sorgfalts-
 pflichten  gerechtfertigt  ist.  Liegen  jedoch  dem  Unterneh-
 men  im  konkreten  Fall  gegenteilige  Informationen  vor,  darf
 von  den  Erleichterungen  des  §  80e  VAG-neu  nicht  Ge-
 brauch gemacht werden.

 Zu §  80f  (Vereinfachungen bei der Kundenidentifizierung)

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  entspricht  dem  Regelungsinhalt  des  bisherigen  §  4
 Abs.  4 Satz 1 und 2 GwG.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  entspricht  dem  Regelungsinhalt  des  bisherigen  §  4
 Abs.  4 Satz 3 GwG.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  dient  der  Umsetzung  des  Artikels  9  Abs.  3  der
 Dritten EG-Geldwäscherichtlinie.

 Zu Nummer 4  (Änderung des §  83 Abs.  5 Satz 2)

 Die  Einfügung  in  §  83  Abs.  5  Satz  2  VAG-neu  ist  eine  re-
 daktionelle  Änderung,  um  klarzustellen,  dass  sich  die  Prü-
 fungsrechte  der  Aufsichtsbehörde  neben  den  Pflichten  aus
 dem  Geldwäschegesetz  auch  auf  die  Pflichten  der  §§  80d
 bis 80f VAG-neu erstrecken.
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Zu Artikel 5  (Änderung des Zollverwaltungs-
 gesetzes – ZollVG)

 Zu Nummer 1  (Änderung in §  12a Abs.  2 Satz 2)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu  Nummer  2  (Ergänzung  und  Neufassung  des  §  12a  Abs.  5)

 Die  zuständigen  Zollbehörden  dürfen  zwar  personenbe-
 zogene  Daten  für  Verfahren  in  Steuersachen  übermitteln.  In
 Fällen,  in  denen  Anhaltspunkte  dafür  bestehen,  dass  sich  ein
 Bargeldtransport  als  unerlaubt  betriebenes  Finanztransfer-
 geschäft  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a  Satz  2  Nr.  6  KWG  dar-
 stellt  (etwa  bei  den  „Bargeldkurieren“),  dürfen  solche  Daten
 hingegen  bisher  nicht  an  die  Bundesanstalt  für  Finanz-
 dienstleistungsaufsicht  weitergegeben  werden.  Die  Bundes-
 anstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  benötigt  diese  Da-
 ten  aber,  damit  sie  neben  dem  Strafverfahren  auf  Basis  des
 §  54  Abs.  1  Nr.  2  KWG  ihrem  Auftrag  nachkommen  kann,
 ein  Verwaltungsverfahren,  das  auf  die  Untersagung  des
 unerlaubten  Betreibens  des  Finanztransfergeschäfts  gemäß
 §  37  Abs.  1  Satz  1  KWG  gerichtet  ist,  durchzuführen.  Satz  2
 wird  daher  entsprechend  ergänzt.  Satz  3  wird  aus  Anlass
 dieser  Ergänzung  im  Interesse  der  besseren  Lesbarkeit  ins-
 gesamt neu gefasst.

 Zu Artikel 6  (Änderung des Investmentgesetzes –
 InvG)

 Zu Nummer 1  (Änderung des §  6)

 Zu Buchstabe a

 Mit  dem  Gesetz  zur  Änderung  des  Investmentgesetzes  und
 zur  Anpassung  anderer  Vorschriften  vom  21.  Dezember
 2007  wurden  in  §  6  Abs.  1  Satz  4  InvG  Kapitalanlagegesell-
 schaften  als  Institute  im  Sinne  des  Geldwäschegesetzes
 definiert.  Mit  der  Neuregelung  der  Verpflichteten  in  §  2
 GwG-neu  und  der  damit  einhergehenden  Auflösung  des
 Institutsbegriffs ist in Absatz 1 der Satz 4 entbehrlich.

 Zu Buchstabe b

 Da  eine  Gleichstellung  von  Instituten  und  Kapitalanlage-
 gesellschaften  nur  im  Rahmen  des  Verpflichtetenkreises  von
 §  2  GwG-neu  gewährleistet  ist,  ist  eine  Vorschrift  zur  ent-
 sprechenden  Geltung  der  Vorschriften  zur  Verhinderung  von
 Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung  in  den  §§  25c  bis
 25h KWG-neu für Kapitalanlagegesellschaften erforderlich.

 Zu Nummer 2  (Aufhebung §  99 Abs.  2 Satz 2)

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Artikel 7  (Änderung des Finanzdienstleistungs-
 aufsichtsgesetzes)

 Zu Nummer 1

 Im  Hinblick  auf  die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Erhebung
 von  Gebühren  durch  die  Bundesanstalt  für  Finanzdienst-
 leistungsaufsicht  wird  durch  den  in  §  14  Abs.  1  des
 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes  neu  eingefügten
 Satz  2  klargestellt,  dass  bei  der  Gebührenerhebung  in  beson-
 deren  Fällen  von  den  Vorschriften  des  Verwaltungskosten-
 gesetzes abgewichen werden kann.

 Zu Nummer 2

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Artikel 8  (Änderung der Verordnung über
 die Erhebung von Gebühren und die
 Umlegung von Kosten nach dem
 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz –
 FinDAGKostV)

 In  der  Anlage  zu  §  2  Abs.  1  FinDAGKostV,  die  das  Gebüh-
 renverzeichnis  enthält,  wird  neben  redaktionellen  Folge-
 änderungen  die  Gebührenhöhe  zur  neuen  Gebührennummer
 7.2  auf  500  Euro  verdoppelt,  weil  die  Anordnung  von  spe-
 zifischen  Sicherungsmaßnahmen  durch  die  Bundesanstalt
 für  Finanzdienstleistungsaufsicht  regelmäßig  die  zeit-  und
 arbeitsintensive  Analyse  der  Risikosituation  durch  die  Bun-
 desanstalt  voraussetzt,  der  das  Institut  nicht  durch  eigene
 Maßnahmen angemessen Rechnung getragen hat.

 Zu Artikel 9  (Änderung der Monatsausweis-
 verordnung)

 Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.

 Zu Artikel 10  (Änderung der Prüfberichts-
 verordnung)

 Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen.

 Zu Artikel 11  (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

 Die  Bestimmung  regelt  das  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  und
 das Außerkrafttreten des bisherigen Geldwäschegesetzes.
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Anlage  2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  o.  g.  Gesetzent-
 wurf  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  Gesetz  werden  für  die  Wirtschaft  sechs  neue  In-
 formationspflichten  eingeführt  und  sechs  bestehende  In-
 formationspflichten  geändert.  Diese  neuen  bzw.  geänderten
 Informationspflichten  führen  insgesamt  zu  einer  jährlichen
 Belastung der Wirtschaft in Höhe von ca. 180  000 Euro.

 Darüber  hinaus  enthält  der  Gesetzentwurf  eine  neue  Infor-
 mationspflicht  für  Bürgerinnen  und  Bürger.  Mit  dem  Ent-
 wurf  werden  außerdem  vier  Informationspflichten  der  Ver-
 waltung  geändert.  Die  damit  entstehenden  Bürokratiekosten
 für  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  für  die  Verwaltung  kön-
 nen derzeit nicht quantifiziert werden.

 Beim  Abgleich  der  Ex-ante-Schätzungen  des  Bundesminis-
 teriums  des  Innern  mit  den  im  Rahmen  der  Bestandsmessung
 ermittelten  Bürokratiekosten  des  bestehenden  Geldwäsche-
 gesetzes  ist  aufgefallen,  dass  die  Aufzeichnungspflicht  von

 Spielbanken  aus  §  3  Abs.  1  Nr.  4  des  Geldwäschegesetzes
 (alt)  in  der  Bestandsmessung  nicht  erfasst  ist.  Der  Rat  for-
 dert  das  Bundesministerium  des  Innern  daher  auf,  diese
 Informationspflicht  durch  das  Statistische  Bundesamt  nach-
 zuerheben  und  auf  der  Grundlage  dieser  Nacherhebung  ihre
 Ex-ante-Schätzung  für  die  Änderung  dieser  Informations-
 pflicht zu überprüfen.

 §  5  Abs.  3  und  §  6  Abs.  3  des  Entwurfs  zum  Geldwäschege-
 setz  enthalten  Verordnungsermächtigungen  für  das  Bundes-
 ministerium  des  Innern.  Der  Rat  begrüßt,  dass  das  Bundes-
 ministerium  des  Innern  im  Rahmen  des  Verordnungserlasses
 dem  Bürokratieabbau  besondere  Bedeutung  zumessen  will,
 und  geht  davon  aus,  auch  beim  Erlass  der  entsprechenden
 Verordnungen frühzeitig beteiligt zu werden.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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Anlage  3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  843.  Sitzung  am  25.  April  2008
 beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zum Gesetzentwurf allgemein

 a)  Der  Bundesrat  begrüßt  die  Neufassung  des  Geld-
 wäschegesetzes,  die  es  ermöglicht,  eine  konsistente
 praxistaugliche  Rechtsvorschrift  zu  schaffen.  Gleich-
 wohl  ist  festzustellen,  dass  der  Entwurf  der  Bun-
 desregierung  in  Einzelpunkten  keine  1:1-Umsetzung
 der  Anforderungen  der  Dritten  EU-Geldwäschericht-
 linie  vornimmt,  sondern  darüber  hinaus  geht.  Der
 Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren
 die  über  die  Anforderungen  der  Richtlinien  hinaus-
 gehenden  Vorschriften  auf  ihre  Notwendigkeit  zu
 überprüfen.

 b)  Die  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  durch  die
 teils  neuen,  teils  geänderten  Informationspflichten  im
 Geldwäschegesetzentwurf  genannten  höheren  Büro-
 kratiekosten  für  die  Wirtschaft  von  195  000  Euro  sind
 angesichts  der  erhöhten  Anforderungen  und  der  EDV-
 Umstellungen  in  den  Unternehmen  –  vor  allem  im  Pri-
 vatkundengeschäft,  das  ein  Massengeschäft  ist  –  nicht
 nachvollziehbar.  Allein  die  jährlichen  Kosten  durch
 den  Wegfall  des  Schwellenwerts  im  Sortengeschäft,
 die  in  die  Berechnung  nicht  einbezogen  wurden,  dürf-
 ten  höher  liegen.  Der  dadurch  verursachte  Mehrauf-
 wand  wäre  nur  unter  strikter  Nutzenbetrachtung,  die
 jedoch  nicht  dargelegt  ist,  gerechtfertigt.  Dies  gilt
 umso  mehr,  als  nach  einem  Gutachten  des  Instituts  der
 deutschen  Wirtschaft  Köln  vom  12.  Dezember  2006
 die  Bürokratiekosten  in  der  deutschen  Kreditwirt-
 schaft  für  die  Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der
 Terrorismusfinanzierung  bereits  775  Mio.  Euro  jähr-
 lich betragen.

 c)  Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  die  gesetzlichen  Registerangaben
 in  §  8b  HGB  (Unternehmensregister)  um  die  Eigen-
 tumsverhältnisse  von  Gesellschaftsanteilen  ergänzt
 werden  müssen  und  den  nach  §  2  GwG-E  Verpflichte-
 ten  im  Hinblick  auf  deren  erweiterte  Informationsbe-
 schaffungspflichten  ein  direkter  Zugriff  auf  die  Regis-
 terinformationen einzuräumen ist.

 Den  Kreditinstituten  und  den  anderen  Verpflichteten
 werden  durch  §  3  GwG-E  erhebliche  Informations-
 beschaffungspflichten  auferlegt.  Dies  ist  mit  zusätz-
 lichem  bürokratischem  Aufwand  und  mit  Kosten  ver-
 bunden.  Es  müssen  daher  alle  gesetzlich  möglichen
 Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  diese  Belastungen
 möglichst begrenzt zu halten.

 Um  den  Verpflichteten  zu  ermöglichen,  die  neuen  In-
 formationsbeschaffungspflichten  im  Hinblick  auf  die
 in  öffentlichen  Registern  eingetragenen  Gesellschaf-
 ten  bzw.  Körperschaften  erfüllen  zu  können,  sind  die  in

 den  Registern  enthaltenen  Angaben  zu  den  Eigen-
 tumsverhältnissen  und  die  (elektronischen)  Zugriffs-
 möglichkeiten  auf  diese  Informationen  zu  ergänzen.
 Ein  entsprechender  Vorschlag  der  Kreditwirtschaft
 wurde  bereits  vor  zwei  Jahren  im  Diskussionsprozess
 zum  Bürokratieabbau  mit  den  zuständigen  Bundes-
 ministerien  erörtert.  Im  Rahmen  des  Gesetzgebungs-
 vorhabens  zum  Gesetz  über  elektronische  Handels-
 register  und  Genossenschaftsregister  und  zum  Un-
 ternehmensregister  (EHUG)  ist  ebenfalls  ein  entspre-
 chender  Vorschlag  eingebracht  worden,  der  jedoch
 unberücksichtigt  geblieben  ist.  Mit  der  nun  vorge-
 sehenen  Ausweitung  der  Informationspflichten  wird
 dieses Anliegen umso dringlicher.

 Die  Bundesregierung  wird  daher  nachdrücklich  gebe-
 ten,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren  zu  prüfen,
 ob  mit  einer  entsprechenden  Änderung  des  Handels-
 gesetzbuchs  die  in  das  Unternehmensregister  einzu-
 stellenden  Angaben  um  die  nach  Artikel  3  Nr.  6  der
 Dritten  EU-Geldwäscherichtlinie  abzufordernden  In-
 formationen  über  den  Inhaber  von  mehr  als  25  Prozent
 der  Stimmrechte  (wirtschaftlich  Berechtigter)  ergänzt
 werden müssen.

 2.  Zu Artikel 2 (§  1 Abs.  5 GWG)

 In  Artikel  2  §  1  Abs.  5  sind  das  Wort  „ist“  durch  das  Wort
 „sind“  und  der  abschließende  Punkt  durch  ein  Komma  zu
 ersetzen  sowie  die  Wörter  „Wertpapiere  im  Sinne  des  §  1
 Abs.  1  des  Depotgesetzes,  Edelmetalle,  Edelsteine  und
 Kunstwerke.“ anzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Das  geltende  Geldwäschegesetz  begründet  in  §  2  Abs.  2
 Identifizierungspflichten  bei  der  Annahme  von  Bargeld,
 von  Wertpapieren  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1  des  Depot-
 gesetzes  und  Edelmetallen  im  Wert  von  15  000  Euro  oder
 mehr.  Auch  in  einem  neuen  Geldwäschegesetz  sollten
 Identifizierungspflichten  unabhängig  davon  bestehen,  ob
 es  sich  um  die  Annahme  von  Bargeld  oder  von  Wertpa-
 pieren  bzw.  Edelmetallen  handelt.  Wertpapiere  im  Sinne
 des  §  1  Abs.  1  des  Depotgesetzes  und  Edelmetalle  sind
 deshalb dem Bargeld gleichzustellen.

 Zudem  sind  auch  Edelsteine  und  Kunstwerke  dem  Bar-
 geld  gleichzustellen,  da  die  Erfahrungen  der  Praxis  zei-
 gen,  dass  auch  der  Bereich  des  Handels  mit  Edelsteinen
 und Kunstwerken zur Geldwäsche genutzt wird.

 3.  Zu Artikel 2 (§  3 Abs.  1 Nr.  1 GwG)

 In  Artikel  2  §  3  Abs.  1  Nr.  1  sind  nach  dem  Wort  „Ver-
 tragspartners“  die  Wörter  „sowie  des  gegebenenfalls  für
 ihn persönlich Auftretenden“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 In  §  3  Abs.  1  Nr.  1  des  Gesetzentwurfs  wird  die  Identifi-
 zierung  des  Vertragspartners  geregelt.  In  der  Begründung
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des  Gesetzentwurfs  wird  hierzu  u.  a.  Folgendes  ausge-
 führt:

 „Im  Gegensatz  zur  bisherigen  Rechtslage  wird  dem  Re-
 gelungsmodell  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  und
 den  Empfehlungen  der  Financial  Action  Task  Force  on
 Money  Laundering  (FATF)  folgend  weder  bei  Abschluss
 einer  Geschäftsbeziehung  noch  bei  außerhalb  von  solchen
 Geschäftsbeziehungen  durchgeführten  Transaktionen  auf
 den  „persönlich  Auftretenden“  abgestellt,  sondern  aus-
 schließlich  auf  den  Vertragspartner  und  gegebenenfalls
 auf  einen  hiervon  abweichenden  wirtschaftlich  Berech-
 tigten.

 Vertragspartner  des  Verpflichteten  ist  dabei  jede  natür-
 liche  oder  juristische  Person,  mit  der  eine  Geschäftsbezie-
 hung  im  Sinne  des  §  1  Abs.  3  GwG-E  geschlossen  wird.
 Soweit  eine  juristische  Person  hierbei  durch  einen  Vertre-
 ter  oder  Boten  handelt,  ist  dieser  nicht  als  Vertragspartner
 zu identifizieren.“

 Diese  Zielrichtung  steht  im  Widerspruch  zu  den  Aussa-
 gen  in  der  Begründung  des  Entwurfs,  wonach  einerseits
 der  Wegfall  der  Anonymität  bezweckt  wird  und  anderer-
 seits  das  Transparenzgebot  im  Interesse  des  Verpflichte-
 ten  verhindern  soll,  dass  Transaktionen  zu  Zwecken  der
 Geldwäsche  und  Terrorismusfinanzierung  missbraucht
 werden.

 Der  Wegfall  der  Identifizierungspflicht  beim  persönlich
 Auftretenden  (Vertreter  oder  Bote)  würde  die  Beweisfüh-
 rung  in  Ermittlungsverfahren  wegen  Geldwäsche  erheb-
 lich  beeinträchtigen,  wenn  nicht  sogar  gänzlich  unmög-
 lich  machen  und  sich  negativ  auf  die  Effektivität  der  Geld-
 wäschebekämpfung  insgesamt  auswirken.  Zur  Verschlei-
 erung  inkriminierter  Gewinne  werden  bekanntermaßen
 Scheinfirmen  gegründet  oder  Strohmänner  als  Geschäfts-
 führer  von  Mantelfirmen  eingesetzt,  um  die  Gelder  in  den
 regulären  Wirtschaftskreislauf  einzuschleusen.  Die  Nicht-
 identifizierung  von  Vertretern/Boten  bewirkt,  dass  die
 eigentlichen  Akteure  der  Transaktionen  nicht  erkannt  und
 damit auch nicht festgestellt werden können.

 Auf  die  Feststellung  der  Identität  des  persönlich  Auftre-
 tenden  kann  deshalb  nicht  verzichtet  werden.  Andernfalls
 ist  zu  erwarten,  dass  Geldwäscher  diese  Lücke  bei  der
 Identifizierungspflicht für ihre Zwecke nutzen werden.

 Die  mit  dem  Gesetzentwurf  verfolgte  restriktive  Ausle-
 gung  des  Begriffs  des  Vertragspartners  lässt  sich  auch
 nicht  aus  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  herleiten.
 Diese  sieht  in  Artikel  8  Abs.  1a  im  Zusammenhang  mit
 den  Sorgfaltspflichten  gegenüber  Kunden  die  „Feststel-
 lung  der  Identität  des  Kunden  und  Überprüfung  der  Kun-
 denidentität  auf  der  Grundlage  von  Dokumenten,  Daten
 oder  Informationen,  die  von  einer  glaubwürdigen  und  un-
 abhängigen Quelle stammen“ vor.

 An  dieser  Stelle  sei  auch  darauf  hingewiesen,  dass  der  Re-
 ferentenentwurf  des  neuen  Geldwäschegesetzes  zur  Um-
 setzung  der  Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  in  §  2  Abs.  1
 Nr.  2  im  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  Sorgfalts-
 pflichten  „die  Identifizierung  des  für  einen  Vertragspart-
 ner  persönlich  Auftretenden“  regelte.  Diese  Regelung  ist
 im  vorliegenden  Entwurf  ersatzlos  gestrichen  worden.
 Die Gründe hierfür sind nicht bekannt.

 Der  Inhalt  der  ursprünglichen  Regelung  des  §  2  Abs.  1
 Nr.  2  des  Gesetzentwurfs  sollte  im  Interesse  einer  ef-
 fektiven  Strafverfolgung  und  Geldwäschebekämpfung
 zwingend  beibehalten  werden,  zumal  auch  Artikel  5  der
 Dritten  EG- Geldwäscherichtlinie  den  Mitgliedstaaten  den
 Erlass strengerer Vorschriften ermöglicht.

 4.  Zu Artikel 2 (§  3 Abs.  1 Nr.  4 GwG)

 In  Artikel  2  §  3  Abs.  1  Nr.  4  sind  die  Wörter  „  ;  die  Ver-
 pflichteten  haben  im  Rahmen  der  kontinuierlichen  Über-
 wachung  sicherzustellen,  dass  die  jeweiligen  Dokumente,
 Daten  oder  Informationen  in  angemessenem  zeitlichen
 Abstand aktualisiert werden“ zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Der  letzte  Halbsatz  von  §  3  Abs.  1  Nr.  4  geht  weit  über  die
 Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  hinaus,  da  verlangt  wird,
 dass  die  „jeweiligen  Dokumente,  Daten  oder  Informatio-
 nen  in  angemessenem  zeitlichen  Abstand“  aktualisiert
 werden  müssen.  In  der  Praxis  bedeutet  dies,  dass  die  Ban-
 ken  sich  aufwendige  und  kostspielige  Wiedervorlage-
 systeme  schaffen  müssten,  um  die  Vorschrift  erfüllen  zu
 können.  Außerdem  ist  völlig  unklar,  was  unter  „angemes-
 senem  zeitlichen  Abstand“  zu  verstehen  ist.  Es  ist  in-
 soweit  zu  befürchten,  dass  die  Aufsicht  im  Einzelfall  re-
 trospektiv  Pflichtverletzungen  vorhält.  Wie  bisher  sollte
 daher  eine  durchgeführte  Identifizierung  bis  zum  Auftre-
 ten  eines  neuen  identifizierungspflichtigen  Tatbestands
 als  unbeschränkt  gültig  und  aktuell  angesehen  werden
 können.

 5.  Zu Artikel 2  (§  3 Abs.  2 Satz 1 Nr.  2 erster Halbsatz
 GwG)

 In  Artikel  2  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  2  erster  Halbsatz  sind
 die  Wörter  „im  Wert  von  15  000  Euro  oder  mehr“  durch
 die  Wörter  „oder  der  Annahme  von  Bargeld  auch  inner-
 halb  einer  bestehenden  Geschäftsbeziehung,  soweit  der
 Wert  der  Transaktion  oder  des  Bargelds  mindestens
 15  000 Euro beträgt“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Gesetzentwurf  sieht  vor,  dass  Identifizierungs-
 pflichten  bei  der  Durchführung  von  Transaktionen  im
 Wert  von  15  000  Euro  oder  mehr  nur  noch  bei  Trans-
 aktionen  außerhalb  bestehender  Geschäftsbeziehungen
 verpflichtend  sind.  Innerhalb  einer  bestehenden  Ge-
 schäftsbeziehung  soll  entsprechend  des  risikobasierten
 Ansatzes  ausreichend  sein,  wenn  eine  Identifizierung
 bei  der  Begründung  der  Geschäftsbeziehung  erfolgt.
 Hier  hätten  die  Verpflichteten  nämlich  ohnehin  bei  Ver-
 dachtsmomenten  im  Hinblick  auf  Geldwäsche  oder  Ter-
 rorismusfinanzierung  die  notwendigen  Maßnahmen  zu
 ergreifen  und  gegebenenfalls  Verdachtsanzeigen  an  die
 Strafverfolgungsbehörden  zu  richten.  Dies  bedeutet  aber
 eine  Aushebelung  der  Präventionsmechanismen  der
 Geldwäschebekämpfung  insgesamt.  In  der  Praxis  hat
 sich  die  bestehende  Grenze  von  15  000  Euro  für  eine
 generelle  Identifizierungspflicht  als  „Schlüsselmarke“
 bei  der  Annahme  von  Bargeld,  auch  in  der  Wahrneh-
 mung der Öffentlichkeit, bewährt.

 Zudem  würden  insoweit  den  Strafverfolgungsbehörden
 Ermittlungsmöglichkeiten  zur  Feststellung  der  Identität



Drucksache 16/9038 – 62 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
der  an  einer  Transaktion  beteiligten  Personen  genom-
 men.

 Die  Einführung  der  „Null-Euro-Grenze“  für  das  Finanz-
 transfer-  und  Sortengeschäft  außerhalb  einer  bestehenden
 Kontoverbindung  nach  §  25f  Abs.  3  KWG-E  ist  nicht  ge-
 eignet,  die  durch  die  Streichung  der  Identifizierungs-
 pflichten entstehenden Defizite auszugleichen.

 6.  Zu Artikel 2  (§  3 Abs.  6 Satz 2a – neu –,
 Satz 2b – neu –, Satz 2c – neu – GwG)

 In  Artikel  2  §  3  Abs.  6  sind  nach  Satz  2  folgende  Sätze  ein-
 zufügen:

 „Die  Rechtspflichten  nach  den  Sätzen  1  und  2  gelten  im
 Falle  einer  bestehenden  Rechtsbeziehung  nicht,  wenn  un-
 ter  Berücksichtigung  der  berechtigten  Interessen  des  Ver-
 pflichteten  und  des  konkreten  Risikos  der  Geldwäsche
 oder  der  Terrorismusfinanzierung  die  Erfüllung  der  Sorg-
 faltspflichten  gemäß  Absatz  1  Nr.  1  bis  3  unangemessen
 wäre.  Dies  ist  insbesondere  dann  der  Fall,  wenn  eine
 Erfüllung  dieser  Sorgfaltspflichten  dem  Verpflichteten
 unmöglich  ist,  keine  ernsthaften  Zweifel  an  der  Identität
 des  Vertragspartners  bestehen  oder  einem  erhöhten  Ri-
 siko  durch  Maßnahmen  begegnet  werden  kann.  §  13  gilt
 für  den  Fall  der  Beendigung  der  Geschäftsbeziehung
 oder  Nichterfüllung  von  Transaktionsaufträgen  entspre-
 chend.“

 B e g r ü n d u n g

 Kreditinstitute  sollen  künftig  Geschäftsbeziehungen  be-
 enden  müssen  bzw.  Transaktionen  nicht  durchführen
 dürfen,  wenn  nicht  sämtliche  zur  Identifizierung  zu  erhe-
 benden  Detailinformationen  erhältlich  sein  sollten.  Eine
 derart  einschneidende  Rechtsfolge,  unabhängig  von  dem
 Bestehen  eines  tatsächlichen  Geldwäscherisikos  oder  ei-
 nes  Verschuldens  des  Vertragspartners,  beispielsweise  bei
 langfristigen  Krediten,  wäre  unangemessen.  Erforderlich
 ist  eine  gesetzliche  Regelung,  die  bei  bestehenden  Ge-
 schäftsbeziehungen angemessene Reaktionen erlaubt.

 Im  Übrigen  bedarf  es  für  die  Verpflichteten  bei  der  Be-
 endigung  und  insbesondere  der  Nichterfüllung  von  Trans-
 aktionen  –  wie  etwa  bei  Zahlungsaufträgen  –  einer  §  13
 entsprechenden Haftungsfreistellung.

 7.  Zu Artikel 2 (§  4 Abs.  3 Nr.  2 GwG)

 In Artikel 2 ist §  4 Abs.  3 Nr.  2 wie folgt zu fassen:

 „2.  bei  einer  juristischen  Person  oder  einer  Personenge-
 sellschaft:  Firma,  Name  oder  Bezeichnung,  Rechts-
 form,  Registernummer  soweit  vorhanden,  Anschrift
 des  Sitzes  oder  der  Hauptniederlassung.  Der  Anwen-
 dungserlass  zu  §  154  der  Abgabenordnung  gilt  ent-
 sprechend.“

 B e g r ü n d u n g

 Gemäß  §  4  Abs.  3  Nr.  2  sind  bei  der  Identifizierung  juris-
 tischer  Personen  sowie  von  Personengesellschaften  neben
 Name,  Anschrift  und  Registernummer  unter  anderem
 auch  die  Namen  der  Mitglieder  des  Vertretungsorgans
 bzw.  der  gesetzlichen  Vertreter  zu  erfassen.  In  der  Begrün-
 dung  wird  dann  unter  Verweis  auf  die  Erleichterungs-
 regelungen  für  die  Legitimationsprüfung  gemäß  §  154  der
 Abgabenordnung  (AO)  in  Nummer  7  Buchstabe  k  des  An-
 wendungserlasses  zur  Abgabenordnung  (AEAO)  ausge-

 führt,  die  Erhebung  von  Angaben  zu  fünf  in  Registern  ver-
 zeichneten  oder  bereits  legitimierten  Vertretern  sei  ausrei-
 chend.

 Mit  dieser  Verpflichtung  wird  über  die  Anforderungen  der
 Geldwäscherichtlinien  hinausgegangen.  Die  Erfassung
 der  Daten  der  Vertretungsberechtigten  ist  eine  deutsche
 Besonderheit  und  ein  weiterer  Beleg  für  die  im  euro-
 päischen  Vergleich  sehr  strengen  und  detaillierten  Anfor-
 derungen  im  Rahmen  der  Identifizierungspflichten.  Der
 wesentliche  Inhalt  der  Regelung  deckt  sich  zudem  mit
 dem  der  steuerrechtlichen  Regelung  des  §  154  AO  über
 die  Legitimationsprüfung  des  Kunden,  einschließlich  der
 Pflicht  zur  Erfassung  der  Verfügungsberechtigten.  Diese
 Pflichten  sollen  offenbar  neben  denen  des  Geldwäsche-
 gesetzes fortbestehen.

 Da  es  sich  um  praktisch  deckungsgleiche  Verpflichtungen
 handelt,  können  die  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Ver-
 tretungsberechtigten  in  §  4  Abs.  3  Nr.  2  gestrichen  wer-
 den.  Unabhängig  davon  sollten  in  jedem  Fall  sämtliche
 Erleichterungsregelungen  in  Nummer  7  AEAO  entspre-
 chend  für  die  Identifizierungspflichten  im  Geldwäsche-
 gesetz  gelten.  Es  gibt  keinen  sachlichen  Grund,  auf  diese
 sinnvollen  und  risikoangemessenen  Erleichterungen  zu
 verzichten.  Ferner  wird  es  in  der  Praxis  kaum  zu  vermit-
 teln  sein,  warum  beim  gleichen  Vorgang  –  nämlich  der
 Identitätsprüfung  des  Kunden  –  parallel  zwei  unterschied-
 liche Standards gelten sollen.

 Schließlich  ist  die  Wirkung  der  Erleichterungsregelung  in
 Nummer  7  Buchstabe  k  AEAO  in  der  Begründung  un-
 zutreffend  dargestellt:  Nummer  7  Buchstabe  k  AEAO
 erlaubt  nämlich  den  vollständigen  Verzicht  auf  eine  Er-
 hebung  von  Angaben  zu  den  Vertretungsberechtigten,
 wenn  fünf  Personen  in  geeigneten  Registern  erfasst  oder
 bereits  legitimiert  wurden.  Eine  Erfassung  dieser  Anga-
 ben ist danach gerade nicht erforderlich.

 8.  Zu Artikel 2 (§  4 Abs.  4 Satz 1 Nr.  1 GwG)

 In  Artikel  2  §  4  Abs.  4  Satz  1  Nr.  1  ist  das  Komma  am
 Ende  durch  ein  Semikolon  zu  ersetzen  und  folgender
 Halbsatz ist anzufügen:

 „bei  Kindern  bis  zum  16.  Lebensjahr  genügt  die  Geburts-
 urkunde,“.

 B e g r ü n d u n g

 Zwingendes  Merkmal  eines  Identifizierungsdokuments
 gemäß  §  4  Abs.  4  Satz  1  Nr.  1  ist  ein  Lichtbild.  Bislang
 waren  für  die  Eröffnung  von  Konten  für  Kinder  Geburts-
 urkunden  ausreichend.  Nach  der  Neuregelung  wäre  die
 Identifizierung  mittels  einer  Geburtsurkunde  nicht  mehr
 zulässig.  Zur  Kontoeröffnung  für  ein  Kind  müsste  daher
 immer  ein  amtlicher  Ausweis  des  Kindes  vorgelegt  wer-
 den,  obwohl  ein  amtlicher  Ausweis  erst  ab  dem  16.  Le-
 bensjahr  Pflicht  ist.  Für  Kinder  bis  zum  16.  Lebensjahr
 sollte  daher  weiterhin  die  Geburtsurkunde  als  zulässiges
 Identifizierungsdokument anerkannt werden.

 9.  Zu Artikel 2 (§  4 Abs.  5 Satz 1 GwG)

 In  Artikel  2  §  4  Abs.  5  Satz  1  sind  nach  den  Wörtern
 „zumindest  dessen  Name“  ein  Komma  sowie  die  Wörter
 „Geburtsort, Geburtsdatum und Anschrift“ einzufügen.
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B e g r ü n d u n g

 Die  Regelung  im  Entwurf  sieht  vor,  dass  zur  Identitäts-
 feststellung  des  wirtschaftlich  Berechtigten  zumindest
 dessen  Name  (d.  h.  der  Nachname  und  mindestens  ein
 Vorname)  zu  erheben  ist.  Weitere  Identifizierungsmerk-
 male  sind  nur  zu  erheben,  soweit  dies  mit  Blick  auf  das
 im  Einzelfall  bestehende  Geldwäsche-  oder  Terroris-
 musfinanzierungsrisiko angemessen ist.

 Aus  polizeilicher  Sicht  ist  hierzu  festzustellen,  dass  diese
 Regelung  keinen  Sinn  macht,  da  es  in  der  Praxis  nahezu
 unmöglich  ist,  eine  Person  allein  auf  Grund  des  Vor-  und
 Familiennamens zu identifizieren.

 Es  wird  daher  angeregt,  weitere  Identifizierungsmerk-
 male  als  Pflichtangabe  (Geburtsort,  -datum  und  An-
 schrift)  bei  der  Identifizierung  des  wirtschaftlich  Berech-
 tigten in das Gesetz aufzunehmen.

 In  diesem  Zusammenhang  ist  auf  §  1  Abs.  1  Nr.  2  des
 Referentenentwurfs  zum  neuen  Geldwäschegesetz  hin-
 zuweisen,  der  bei  der  Identifizierung  die  Überprüfung
 der Identität anhand von Dokumenten vorschrieb.

 10.  Zu Artikel 2 (§  6 GwG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren §  6 praxisgerecht zu gestalten.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Formulierung  des  §  6  und  der  Verweis  auf  die  Richt-
 linie  2006/70/EG  ist  unpraktikabel.  Kein  Institut  kann  im
 regelmäßigen  Bankbetrieb  einen  ständigen  Rückgriff  auf
 eine  EU-Richtlinie  führen.  Hinzu  kommt,  dass  diese
 Richtlinie  zur  Begriffsbestimmung  politisch  exponierter
 Personen  (PEP)  ihrerseits  ebenso  unpraktikabel  wie  un-
 bestimmt  ist.  Auf  der  Basis  dieser  Rechtsgrundlagen  ist
 eine  Einhaltung  der  verstärkten  Sorgfaltspflichten  na-
 hezu unmöglich.

 Außerdem  enthalten  die  Auswertungen  der  kommerziel-
 len  Anbieter  keine  Unterscheidung  zwischen  den  ver-
 schiedenen  PEP-Varianten.  So  enthalten  diese  Listen
 auch  PEPs  aus  dem  Inland.  Zudem  ist  für  die  Institute
 nicht  ersichtlich,  aus  welchen  Gründen  bzw.  auf  Basis
 welcher  Auswahlkriterien  bestimmte  Personen  auf  die-
 sen  Listen  geführt  werden.  Die  Gesetzesbegründung  ver-
 pflichtet  sogar  zu  einer  Übererfüllung  der  Dritten  EG-
 Geldwäscherichtlinie.  Nach  den  Ausführungen  in  der
 Begründung  sind  für  die  in  Deutschland  ansässigen  PEPs
 zumindest  die  allgemeinen  Sorgfaltspflichten  einzuhal-
 ten,  obwohl  die  Dritte  EG-Geldwäscherichtlinie  keine
 Pflichten hinsichtlich von inländischen PEPs benennt.

 Wegen  Unbestimmtheit  und  Unklarheit  des  Gesetzes-
 textes  ist  daher  nicht  sichergestellt,  dass  die  Institute  die
 aufsichtsrechtlichen  Vorgaben  erfüllen  können.  Eine  in-
 haltliche  Überarbeitung  des  §  6  ist  somit  dringend  erfor-
 derlich.

 11.  Zu Artikel 2 (§  6 Abs.  1 Satz 2 GwG)

 In  Artikel  2  §  6  Abs.  1  Satz  2  sind  nach  der  Angabe  „§  3
 Abs.  4 Satz 2“ die Wörter „und Abs.  6“ zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Verweis  auf  §  3  Abs.  6  in  §  6  Abs.  1  Satz  2  ist  zu
 streichen,  weil  er  weder  EU-rechtlich  gefordert  noch

 sachlich  geboten  ist.  Die  Dritte  EU-Geldwäschericht-
 linie  beschränkt  die  Rechtspflicht  zur  Beendigung  von
 Geschäftsbeziehungen  oder  die  Pflicht  zur  Nichtdurch-
 führung  von  Transaktionen  auf  die  Nichterfüllung  be-
 stimmter  Kernpflichten  gemäß  Artikel  8  Abs.  1  Buch-
 stabe a bis  c der Richtlinie.

 Nach  §  6  Abs.  1  Satz  2  soll  dagegen  auch  die  Nichterfül-
 lung  der  verstärkten  Sorgfaltspflichten  die  Beendigung
 der  Geschäftsbeziehung  sowie  die  Nichtausführung  ei-
 ner Transaktion zur Folge haben.

 Bei  den  verstärkten  Sorgfaltspflichten  handelt  es  sich
 zum  einen  um  zusätzliche  Maßnahmen,  die  die  Ver-
 pflichteten  zu  ergreifen  haben  (§  6  Abs.  2  Nr.  1,  Abs.  3).
 In  diesem  Fall  kommt  einer  Beendigung  der  Geschäfts-
 beziehung  bzw.  eine  Unterlassung  der  Transaktion  nicht
 in  Betracht,  da  die  Einhaltung  der  Maßnahmen  allein  in
 der Sphäre des Verpflichteten liegt.

 Zum  anderen  betreffen  sie  den  Fall,  dass  der  Vertrags-
 partner  nicht  persönlich  anwesend  ist  (§  6  Abs.  2  Nr.  2).
 Werden  hier  die  verstärkten  Sorgfaltspflichten  nicht  er-
 füllt,  muss  die  Transaktion  ohnehin  unterbleiben,  da  sie
 ansonsten  bußgeldbewehrt  (§  17  Abs.  2  Nr.  3)  wäre.  Ei-
 nes  Abbruchs  der  Geschäftsbeziehung  bedarf  es  nicht,  da
 die  Fehlerhaftigkeit  allein  die  einzelne  Transaktion  be-
 trifft.

 §  6  Abs.  1  Satz  2  geht  über  die  Kernpflicht  des  Ver-
 pflichteten  zur  Feststellung  der  Identität  des  Kunden
 hinaus.  Ein  Eingriff  in  bestehende  Kundenbeziehungen
 kann  jedoch  nur  in  Ausnahmefällen  und  bei  elementaren
 Pflichtverstößen  gerechtfertigt  sein.  Die  verstärkten
 Sorgfaltspflichten  gemäß  der  EU-Richtlinie  sollten  1  :  1
 in  nationales  Recht  im  Sinne  der  Verhältnismäßigkeit
 der  Mittel  umgesetzt  werden.  Die  Anwendung  des  §  3
 Abs.  4 Satz 2 ist insofern ausreichend.

 12.  Zu Artikel 2 (§  7 Abs.  1 GwG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren  zu  prüfen,  ob,  wie  bisher  aufsichtsrechtlich  zulässig,
 nach  §  7  Abs.  1  auch  Botschaften  und  Konsulate  der  EU-
 Mitgliedstaaten als Dritte angesehen werden können.

 B e g r ü n d u n g

 §  7  räumt  den  Verpflichteten  die  Möglichkeit  ein,  sich
 zur  Erfüllung  der  allgemeinen  Sorgfaltspflichten  Dritter
 zu  bedienen.  Dritte  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind  in  den
 Mitgliedstaaten  ansässige  Verpflichtete  nach  §  2  Abs.  1
 Nr.  1,  4,  5,  7  und  8  sowie  §  2  Abs.  1  Nr.  2,  soweit  es  sich
 um  Finanzdienstleistungsinstitute  im  Sinne  des  §  1
 Abs.  1a  Satz  2  Nr.  1,  2  bis  5  und  8  KWG  handelt.  Dies
 sind  z.  B.  Kreditinstitute,  Versicherungsunternehmen,
 Rechtsanwälte,  Wirtschaftsprüfer.  In  der  Praxis  kommt
 dieser  Regelung  bei  der  Identifizierung  von  im  Ausland
 ansässigen  Kunden  eine  große  Bedeutung  zu.  Als  zuver-
 lässige  Dritte  könnten  in  diesem  Zusammenhang  auch
 die  Auslandsvertretungen  angesehen  werden.  Die  Ver-
 lautbarungen  des  Bundesaufsichtsamtes  für  das  Kredit-
 wesen  über  Maßnahmen  der  Kreditinstitute  zur  Bekämp-
 fung  und  Verhinderung  der  Geldwäsche  vom  30.  März
 1998,  die  in  Kürze  wegfallen  werden,  lassen  dies  derzeit
 noch zu.
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13.  Zu Artikel 2 (§  7 Abs.  1 GwG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  es  angebracht  wäre,  §  7  Abs.  1
 dahingehend  zu  ergänzen,  dass  die  deutschen  Auslands-
 handelskammern  von  den  Verpflichteten  als  Dritte  ein-
 gesetzt  werden  können,  um  die  gesetzlichen  Sorgfalts-
 pflichten  –  insbesondere  die  Identifikationspflicht  –  bei
 der  Begründung  einer  Geschäftsverbindung  zu  erfüllen.

 Bisher  gehörten  nach  den  Richtlinien  der  Bundesanstalt
 für  Finanzdienstleistungsaufsicht  zu  dem  Kreis  der  von
 vornherein  zur  Identifikation  berechtigten  Dritten  die  per
 se  als  zuverlässig  geltenden  deutschen  Auslandsvertre-
 tungen.  Da  diese  nicht  in  §  7  Abs.  1  als  Dritte  vorgesehen
 sind,  sollte  für  den  Außenwirtschaftsverkehr  zumindest
 ein Äquivalent in das Gesetz aufgenommen werden.

 14.  Zu Artikel 2 (§  9 Abs.  2 Nr.  1 letzter Halbsatz GwG)

 In  Artikel  2  §  9  Abs.  2  Nr.  1  ist  der  letzte  Halbsatz  durch
 folgende Halbsätze zu ersetzen:

 „alle  übrigen  Verpflichteten  im  Sinne  des  §  2  Abs.  1  ha-
 ben  einen  Geldwäschebeauftragten  dann  zu  bestellen,
 wenn  sie  mindestens  20  Mitarbeiter  beschäftigen;  für
 eine  ordnungsgemäße  Durchführung  der  Aufgaben  des
 Geldwäschebeauftragten  haben  die  Verpflichteten  die
 notwendigen  Mittel  und  Verfahren  vorzuhalten  und
 wirksam einzusetzen,“.

 B e g r ü n d u n g

 In  §  9  des  Gesetzentwurfs  werden  die  bislang  in  §  14
 GwG  enthaltenen  internen  Sicherungsmaßnahmen  neu
 geregelt.  §  14  GwG  wird  als  eine  der  zentralen  Vorschrif-
 ten  des  Geldwäschegesetzes  betrachtet,  da  darin  die
 Adressaten  des  Gesetzes  zu  aktiven  Maßnahmen  ver-
 pflichtet  werden,  um  sich  gegen  Geldwäschetransaktio-
 nen zu schützen.

 Die  Neuregelung  des  §  9  Abs.  2  begrenzt  die  Pflicht  zur
 Bestellung  eines  Geldwäschebeauftragten  auf  den  Be-
 reich der Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute.

 Die  Reduzierung  wird  aus  polizeilicher  Sicht  kritisch  be-
 wertet,  da  z.  B.  große  Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-
 ten,  Spielbanken,  Verkaufsniederlassungen  großer  Auto-
 mobilhersteller,  Goldscheideanstalten  zukünftig  nicht
 mehr  verpflichtet  wären,  einen  Geldwäschebeauftragten
 zu bestellen.

 Die  Erfahrungen  der  Geldwäschebekämpfungsdienst-
 stelle  z.  B.  des  Berliner  LKA  zeigen  jedoch,  dass  das  Ge-
 setz  und  seine  inhaltlichen  Pflichten  oftmals  überhaupt
 nicht  bekannt  sind  und  dass  die  Bestellung  eines  Geld-
 wäschebeauftragten  zur  Erreichung  des  Gesetzeszwecks
 überaus sinnvoll ist.

 §  9  Abs.  4  des  Referentenentwurfs  sah  zur  Entlastung
 der  Wirtschaft  vor,  dass  ein  bestimmter  Kreis  von  Ver-
 pflichteten  einen  Geldwäschebeauftragten  nur  dann  zu
 bestellen  hatte,  wenn  mindestens  20  Mitarbeiter  beschäf-
 tigt  werden.  Diese  Regelung  sollte  wieder  aufgenommen
 werden.

 15.  Zu Artikel 2 (§  9 Abs.  2 Nr.  3 GwG)

 In  Artikel  2  §  9  Abs.  2  Nr.  3  sind  nach  dem  Wort  „Be-
 schäftigen“  das  Wort  „regelmäßig“  einzufügen  sowie

 das  Wort  „und“  nach  dem  Wort  „Terrorismusfinanzie-
 rung“  durch  die  Wörter  „  ,  über  die  vom  Bundeskrimi-
 nalamt  gemäß  §  10  Abs.  1  Nr.  5  mitgeteilten  Informa-
 tionen sowie über“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Neuregelung  des  §  9  Abs.  2  Nr.  3  sieht  eine  Pflicht
 zur  Unterrichtung  der  Beschäftigten  vor,  damit  sie  ler-
 nen,  möglicherweise  mit  Geldwäsche  oder  Terrorismus-
 finanzierung  zusammenhängende  Transaktionen  zu  er-
 kennen und sich in solchen Fällen richtig zu verhalten.

 Das  Erfordernis  der  regelmäßigen  Unterrichtung,  wie  es
 bislang  in  §  14  Abs.  2  Nr.  4  GwG  vorgeschrieben  ist,  ent-
 fällt  zukünftig.  Die  Verpflichteten  haben  nunmehr  risi-
 koorientiert  zu  entscheiden,  wann  eine  solche  Unterrich-
 tung sinnvoll ist.

 Der  Wegfall  der  regelmäßigen  Unterrichtung  wird  eben-
 falls  kritisch  betrachtet,  zumal  in  der  Entwurfsbegrün-
 dung  darauf  hingewiesen  wird,  dass  Maßnahmen  zur
 Bekämpfung  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfinan-
 zierung  der  regelmäßigen  Anpassung  bzw.  Fortschrei-
 bung an geänderte Rahmenbedingungen bedürfen.

 Im  Hinblick  darauf,  dass  das  Bundeskriminalamt  ohne-
 hin  gemäß  §  10  Abs.  1  Nr.  5  verpflichtet  ist,  die  nach
 diesem  Gesetz  Meldepflichtigen  regelmäßig  über  Typo-
 logien  und  Methoden  der  Geldwäsche  und  der  Terroris-
 musfinanzierung  zu  informieren,  sollte  die  Pflicht  zur
 Unterrichtung der Beschäftigten damit verknüpft sein.

 16.  Zu Artikel 2 (§  11 Abs.  6 GwG)

 In  Artikel  2  §  11  Abs.  6  sind  nach  dem  Wort  „Besteue-
 rungsverfahren“  das  Wort  „und“  durch  ein  Komma  zu
 ersetzen  sowie  nach  der  Angabe  „§  16  Abs.  2“  die  Wör-
 ter  „und  für  die  Aufgaben  der  Nachrichtendienste“  ein-
 zufügen.

 B e g r ü n d u n g

 §  11  Abs.  6  beschränkt  die  Verwendung  des  Inhalts  einer
 Anzeige  nach  §  11  Abs.  1  unter  anderem  auf  die  Zwecke
 der  Gefahrenabwehr.  In  der  Begründung  zu  §  11  Abs.  6
 wird  jedoch  ausgeführt,  die  Polizeien  könnten  gerade
 durch  Anzeigen  wegen  des  Terrorismusfinanzierungs-
 verdachts  Informationen  erlangen,  die  Aufschluss  über
 terroristischen  Organisationen  angehörende  oder  nahe-
 stehende Personen geben können.

 Die  Verhütung  und  Bekämpfung  des  Terrorismus  durch
 Aufdecken  seiner  Finanzquellen  ist  nicht  nur  Teil  der
 polizeilichen  Gefahrenabwehr,  sondern  zählt  insbeson-
 dere  auch  zum  Aufgabenbereich  der  Nachrichtendienste.
 Auf  Grund  der  bei  den  Nachrichtendiensten  vorhande-
 nen,  vielfältigen  Erkenntnisse  kann  der  Inhalt  einer  An-
 zeige  wegen  Terrorismusfinanzierungsverdachts  analy-
 siert  und  mit  den  vorliegenden  Strukturinformationen
 abgeglichen  werden.  Dabei  handelt  es  sich  um  eine  dem
 Kernbereich  des  nachrichtendienstlichen  Aufgabenfel-
 des  zuzuordnende  Vorfeldmaßnahme,  die  dazu  beitragen
 kann,  terroristische  Aktivitäten  insbesondere  durch  Auf-
 decken  der  Finanzstrukturen  und  Identifizierung  der  da-
 für  verantwortlichen  Personen  im  In-  und  Ausland  früh-
 zeitig zu unterbinden.
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Artikel  28  Abs.  5  Satz  2  der  Richtlinie  2005/60/EG  steht
 einer  Verwendung  der  Daten  durch  die  Nachrichten-
 dienste  nicht  entgegen,  weil  sich  Satz  1  der  vorgenannten
 Norm  nur  auf  die  Informationsweitergabe  zwischen  den
 meldepflichtigen  Instituten  und  Privatpersonen,  nicht
 jedoch  auf  die  Informationsweitergabe  zwischen  staat-
 lichen  Stellen  bezieht.  Selbiges  gilt  im  Ergebnis  für  §  12
 Abs.  1  Satz  3,  dessen  Satz  1  nur  dem  Verpflichteten
 Informationsweitergaben  an  bestimmte  Personen  ver-
 bietet.

 17.  Zu Artikel 2 (§  12 Abs.  1 Satz 3 GwG)

 In  Artikel  2  §  12  Abs.  1  Satz  3  ist  nach  der  Angabe
 „Satz  2“ die Angabe „Nr.  4“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 §  12  Abs.  1  Satz  3  bezieht  sich  auf  sämtliche  Nummern
 des  §  12  Abs.  1  Satz  2.  Nach  der  Gesetzesbegründung
 setzt  §  12  Abs.  1  Satz  3  den  Artikel  28  Abs.  5  Satz  2  der
 Dritten  EG-Geldwäscherichtlinie  um.  Diese  Beschrän-
 kung  des  Verwendungszwecks  bezieht  sich  aber  allein
 auf  die  in  Artikel  28  Abs.  5  Satz  1  der  Dritten  EG-Geld-
 wäscherichtlinie  genannten  Informationsweitergaben.
 Artikel  28  Abs.  5  Satz  1  der  genannten  Richtlinie  wird
 aber  allein  durch  §  12  Abs.  1  Satz  2  Nr.  4  umgesetzt.
 Dementsprechend  soll  sich  die  Verwendungszweckbe-
 schränkung  des  §  12  Abs.  1  Satz  3  auch  allein  auf  §  12
 Abs.  1 Satz 2 Nr.  4 beziehen.

 18.  Zu Artikel 2  (§  14 Abs.  2 GwG)
 Zu  Artikel 7a – neu – (Abgabenordnung)

 a)  In  Artikel  2  §  14  Abs.  2  sind  nach  dem  Wort  „Die“  die
 Wörter  „Behörden  der  Finanzverwaltung,  die“  zu
 streichen.

 b)  Nach Artikel 7 ist folgender Artikel 7a einzufügen:

 ,Artikel 7a
 Änderung der Abgabenordnung

 §  31b  der  Abgabenordnung  in  der  Fassung  der
 Bekanntmachung  vom  1.  Oktober  2002  (BGBl.  I
 S.  3866,  2003  I  S.  61),  die  zuletzt  durch  Artikel  …
 des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  wor-
 den ist, wird wie folgt gefasst:

 „§  31b
 Mitteilungen zur Bekämpfung der Geldwäsche

 Die  Offenbarung  der  nach  §  30  geschützten  Ver-
 hältnisse  des  Betroffenen  ist  zulässig,  soweit  sie  der
 Durchführung  eines  Strafverfahrens  wegen  einer
 Straftat  nach  §  261  des  Strafgesetzbuches  oder  der
 Bekämpfung  der  Terrorismusfinanzierung  im  Sinne
 des  §  1  Abs.  2  des  Geldwäschegesetzes  dient.  Die
 Finanzbehörden  haben  Tatsachen,  die  darauf  schlie-
 ßen  lassen,  dass  eine  Straftat  nach  §  261  des  Straf-
 gesetzbuches  oder  eine  Terrorismusfinanzierung  im
 Sinne  des  §  1  Abs.  2  des  Geldwäschegesetzes  be-
 gangen  oder  versucht  wurde  oder  wird,  unverzüglich
 den  zuständigen  Strafverfolgungsbehörden  mitzutei-
 len.“‘

 B e g r ü n d u n g

 Verschiedene  Mitteilungspflichten  der  Finanzbehörde
 sind  bereits  in  der  Abgabenordnung  –  AO  –  gesetzlich

 normiert,  z.  B.  in  §  31b  AO  die  Pflicht  der  Finanzbe-
 hörde  zur  Mitteilung  von  Tatsachen,  die  auf  eine  Straftat
 nach §  261 StGB schließen lassen.

 Hierdurch  wird  maßgeblich  dem  Umstand  Rechnung  ge-
 tragen,  dass  diese  Mitteilungspflichten  der  Finanzbehör-
 den  stets  zu  einer  Durchbrechung  des  Steuergeheimnis-
 ses  im  Wege  des  Offenbarens  steuerlicher  und  damit
 durch §  30 AO geschützter Verhältnisse führen.

 Dieser  unmittelbare  und  gesetzlich  normierte  Sachzu-
 sammenhang  zwischen  Steuergeheimnis  und  Mittei-
 lungspflichten  erleichtert  es  den  Bediensteten  der  Fi-
 nanzbehörden,  z.  B.  im  Falle  des  §  31b  AO,  das  Vorlie-
 gen  der  Voraussetzungen  für  die  Offenbarungsbefugnis
 zu  prüfen  und  dadurch  ihrer  Mitteilungsverpflichtung
 zur  Bekämpfung  der  Geldwäsche  in  dem  erforderlichen
 Maße nachkommen zu können.

 Die  vom  Gesetzgeber  unter  §  14  Abs.  2  formulierte  An-
 zeigepflicht  der  Finanzbehörden  von  Tatsachen,  die  auf
 eine  Straftat  nach  §  261  StGB  schließen  lassen,  ist  eine
 reine  Ingemination  der  in  §  31b  AO  bestehenden  Mittei-
 lungspflicht  der  Finanzbehörden  und  als  solche  im  Hin-
 blick  auf  die  Vermeidung  von  Redundanzen  im  Gesetz-
 gebungsverfahren entbehrlich.

 §  14  Abs.  2  verpflichtet  die  Finanzbehörden  jedoch  nun-
 mehr  auch  zur  Mitteilung  von  Tatsachen,  die  auf  eine
 Terrorismusfinanzierung schließen lassen.

 Vor  dem  Hintergrund  der  oben  dargestellten  Grundsätze
 und  Systematik  zur  Normierung  von  Mitteilungspflich-
 ten  der  Finanzbehörden  scheint  es  sinnvoll  und  sach-
 dienlich,  auch  diese  neue  Mitteilungsverpflichtung  der
 Finanzbehörde  grundsätzlich  in  der  Abgabenordnung
 und nicht im GWG abzubilden.

 §  31b  AO  ist  für  eine  zusätzliche  Aufnahme  dieser  neuen
 Mitteilungspflicht  der  Finanzbehörde  prädestiniert,  da  er
 bereits  die  Mitteilungspflicht  der  Finanzbehörde  für
 Tatsachen,  die  auf  eine  Straftat  nach  §  261  StGB  schlie-
 ßen lassen, enthält.

 Darüber  hinaus  wird  der  in  §  14  Abs.  2  gesetzlich  nor-
 mierte  Hinweis  auf  die  Unverzüglichkeit  der  Mitteilung
 mit in die Änderung des §  31b AO übernommen.

 Die  in  §  14  Abs.  2  normierte  Übersendung  einer  Kopie
 der  jeweiligen  Mitteilung  an  die  Zentralstelle  für  Ver-
 dachtsanzeigen  beim  Bundeskriminalamt  soll  nicht  in
 §  31b AO übernommen werden.

 Derartige  Regelungsinhalte  sind  Bestandteil  der  unter-
 gesetzlichen Normgebung der Exekutive.

 So  wurde  z.  B.  für  die  bereits  bestehende  Mitteilungsver-
 pflichtung  der  Finanzbehörden  nach  §  31b  AO  der  ent-
 sprechende  Hinweis  auf  die  Übersendung  einer  Kopie
 der  Mitteilung  an  die  Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen
 beim  Bundeskriminalamt  in  den  entsprechenden  An-
 wendungserlass  des  Bundesministeriums  der  Finanzen
 zu §  31b AO übernommen.

 Der  Anwendungserlass  zur  Abgabenordnung  (AEAO)
 ist  eine  allein  die  Exekutive  bindende  Regelung,  welche
 bei  einem  entsprechend  geänderten  §  31b  AO  auch  für
 Mitteilungen  zur  Bekämpfung  der  Terrorismusfinanzie-
 rung für die Finanzbehörden maßgebend ist.
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Der  AEAO  zu  §  31b  wird  durch  die  Finanzbehörden  in
 der  Praxis  konsequent  umgesetzt.  In  diesem  Zusammen-
 hang  sind  Befürchtungen  des  Gesetzgebers,  dass  die
 Zentralstelle  für  Verdachtsanzeigen  beim  Bundeskrimi-
 nalamt  keine  vollständigen  und  umfassenden  Informa-
 tionen von den Finanzbehörden erhält, unbegründet.

 19.  Zu Artikel 2 (§  16 GwG)

 In  §  16  ist  eine  Regelung  einzufügen,  wonach  die  zustän-
 digen  Aufsichtsbehörden  im  Hinblick  auf  solche  Bestim-
 mungen  im  GwG,  KWG  und  VAG,  die  die  Anwendung
 an  die  Vergleichbarkeit  rechtlicher  Rahmenbedingungen
 mit  rechtlichen  Rahmenbedingungen  in  der  EU  bzw.  in-
 ternationaler  Standards  knüpfen,  bekannt  geben,  welche
 Rechtsordnungen  diesen  Gleichwertigkeitsanforderun-
 gen genügen.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  dem  Gesetzentwurf  sind  viele  Erleichterungen  in
 Bezug  auf  einen  Nicht-EU-Mitgliedstaat  nur  dann  an-
 wendbar,  wenn  die  rechtlichen  Rahmenbedingungen
 mit  denen  in  der  EU  vergleichbar  sind.  So  zählen  z.  B.
 Rechtsanwälte  aus  einem  Drittstaat  nur  dann  zu  den  per
 se  zuverlässigen  Dritten,  „soweit  sie  einer  gesetzlichen
 Registrierungs-  oder  Zulassungspflicht  hinsichtlich
 ihrer  Geschäfts-  oder  Berufstätigkeit  unterliegen,  der
 Richtlinie  2005/60/EG  entsprechende  Regelungen  über
 Sorgfaltspflichten  und  Aufbewahrung  von  Dokumenten
 anwenden  und  einer  entsprechenden  Aufsicht  unterlie-
 gen“  (vgl.  §  7  Abs.  1).  Vergleichbare  Regelungen  sind
 vorgesehen in:

 –  §  5  Abs.  2  Nr.  1:  Bei  Geschäftsbeziehungen  mit  Ver-
 pflichteten  (z.  B.  anderen  Banken)  aus  Drittstaaten
 besteht  nur  dann  ein  geringes  Risiko,  wenn  im  Dritt-
 staat  gleichwertige  Anforderungen  und  eine  gleich-
 wertige Aufsicht bestehen.

 –  §  5  Abs.  2  Nr.  2:  Bei  börsennotierten  Gesellschaften
 aus  Drittstaaten  besteht  nur  dann  ein  geringes  Risiko,
 wenn  die  Gesellschaft  dem  Gemeinschaftsrecht
 gleichwertigen  Transparenzanforderungen  an  die
 Stimmrechtsanteile unterliegt.

 –  §  5  Abs.  2  Nr.  3:  Bei  Anderkonten  von  Notaren  oder
 anderen  selbständigen  Angehörigen  von  Rechtsbe-
 rufen  aus  Drittstaaten  besteht  nur  dann  ein  geringes
 Risiko,  wenn  diese  internationalen  Standards  ent-
 sprechenden  Anforderungen  bezüglich  der  Geldwä-
 schebekämpfung und einer Aufsicht unterliegen.

 Die  Wertung,  ob  die  Rahmenbedingungen  in  einer
 Rechtsordnung  den  gesetzlichen  Anforderungen  ent-
 sprechen,  kann  zwangsläufig  immer  nur  von  der  Auf-
 sichtsbehörde  vorgenommen  werden.  Diese  hat  bei  ihrer
 Aufsichtstätigkeit  zu  entscheiden,  ob  die  einzelnen  Be-
 aufsichtigten  die  gesetzlichen  Anforderungen  erfüllen.
 Außerdem  kann  nur  auf  diese  Weise  eine  einheitliche
 Anwendungspraxis  sichergestellt  werden.  Es  sollte  da-
 her  eine  gesetzliche  Regelung  eingeführt  werden,  wo-

 nach  die  jeweiligen  Aufsichtsbehörden  die  erforderli-
 chen Vorgaben bekannt zu geben haben.

 20.  Zu  Artikel  3  Nr.  5  (§  25f  Abs.  3  Satz  1,  2  –  neu  –  KWG)

 In Artikel 3 Nr.  5 ist §  25f Abs.  3 wie folgt zu ändern:

 a)  In  Satz  1  sind  die  Wörter  „oder  des  Sortengeschäfts
 im Sinne des §  1 Abs.  1a Satz 2 Nr.  7“ zu streichen.

 b)  Folgender Satz ist anzufügen:

 „Für  Sortengeschäfte  im  Sinne  des  §  1  Abs.  1a  Satz  2
 Nr.  7  bestehen  die  Sorgfaltspflichten  nach  §  3  Abs.  2
 Nr.  1  und  3  des  Geldwäschegesetzes  für  Verpflichtete
 nach  §  2  Abs.  1  Nr.  1  und  2  des  Geldwäschegesetzes  ab-
 weichend  von  §  3  Abs.  2  Satz  1  Nr.  2  des  Geldwäsche-
 gesetzes ab einem Schwellenbetrag von 2  500 Euro.“

 B e g r ü n d u n g

 Bislang  galt  für  Identifizierungspflichten  im  Sortenge-
 schäft ein Schwellenwert von 2  500 Euro.

 §  25f  Abs.  3  verpflichtet  Kreditinstitute  nunmehr  dazu,
 die  Identifizierungspflichten  auf  sämtliche  Sortenge-
 schäfte  anzuwenden.  Künftig  wäre  bei  jedem  Geldum-
 tausch  stets  zu  identifizieren,  unabhängig  von  dem  Wert
 des  umzutauschenden  Geldbetrags.  Dies  wird  insbeson-
 dere  im  grenznahen  Bereich  zu  einem  erheblichen  büro-
 kratischen Mehraufwand führen.

 Es  ist  kein  sachlicher  Grund  ersichtlich,  von  dem  bishe-
 rigen  Schwellenwert  abzurücken.  Insbesondere  ist  eine
 solche  pauschale  Regelung  nicht  mit  dem  risikobasierten
 Ansatz  vereinbar.  Aus  diesem  Grund  sollte  zumindest  für
 Sortengeschäfte  der  bislang  geltende  Schwellenwert  bei-
 behalten werden.

 21.  Zu Artikel 11 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

 In  Artikel  11  ist  vorzusehen,  dass  das  Gesetz  sechs  Mo-
 nate nach seiner Verkündung in Kraft tritt.

 B e g r ü n d u n g

 Insbesondere  für  die  Kreditinstitute  bedeuten  die  Än-
 derungen  von  GwG  und  KWG,  die  teilweise  über  die  er-
 forderliche  Umsetzung  hinausgehen,  eine  erhebliche  Be-
 lastung.  Allein  schon  die  grundlegende  Neugestaltung
 der  Pflichtenkataloge  für  Kreditinstitute  lässt  einen  ho-
 hen  Schulungsaufwand  für  Geldwäschebeauftragte  und
 Bankmitarbeiter  erwarten.  Die  fragmenthafte  Aufteilung
 von  Pflichten  und  Vorschriften  in  GwG  und  KWG  ist  für
 das  Kreditgewerbe  äußerst  unübersichtlich,  birgt  die  Ge-
 fahr  von  Anwendungsfehlern  und  wird  zu  erhöhten  An-
 wendungskosten führen.

 Die  erhebliche  Ausweitung  der  Informationspflichten
 und  Überprüfungsanforderungen  machen  einen  ange-
 messenen  Übergangszeitraum  erforderlich.  Um  eine
 adäquate  und  qualitative  Einführung  der  neuen  Vor-
 schriften  für  alle  Beteiligten  sicherzustellen,  ist  daher
 ein  praxisgerechter  Einführungszeitraum  von  mindes-
 tens einem halben Jahr vorzusehen.
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